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Bnndesratsbesehliiß 

bfitrcffond 

Abänderung  des  Art.  3,  Absatz  2,  der  Vollziehungs- 
Verordnung  vom  18.  April  1888  zum  Bundes- 
beschluB  betreffend  Förderung  und  Hebung  der 
schweizerischen  Kunst. 

(Vom  11.  Januar  1895.) 


Der  sohweizerisohe  Bundesrat, 
auf  den  Antrag  seines  Departements  des  Innern, 
besehließt: 

Der  Artikel  3,  Absatz  2,  der  Vollziehungsverordnung 
vom  18.  April  1888  (A.  S.  n.  F.  X,  582)  zum  Bundes- 
beschluß betreffend  die  Förderung  und  Hebung  der  schwei- 
zerisehen  Kunst,  vom  22.  Dezember  1887  (A.  8.  n.  F.  X,  579), 
wird  durch  folgende  Bestimmung  ersetzt: 

Sie  werden  auf  6  Jahre  gewählt,  nach  deren  Ablauf 
sie  ein  Jahr  lang  nicht  wieder  w&hlbar  sind. 

Bern,  den  11.  Januar  1895. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

Zemp. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Bingier. 


Eidg.  amÜ.  Samml.  Nene  Folge.  XV.  Bd.  1 
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Yerordnnng 

betreffend 

Leitung  und  Verwaltung  der  schweizerischen 
Landesbibliothel(. 

(Vom  15.  Jaauar  1895.) 


Der  schweizerische  Bundesrat^ 

in  Ausfohrung  des  Buodesbeschlusses  betreffend  die 
Errichtung  einer  schweizerischen  Landesbibliothek ,  vom 
28.  Juni  1894  (A.  S.  n.  F.  XIV,  435); 

auf  den  Antrag  seines  Departements  des  Innern, 

verordnet: 

Art.  1.  Die  schweizerische  Landesbibliothek  ist  dem 
Departement  des  Innern  unterstellt. 

Art.  2.  Das  Departement  unterbreitet  dem  Bundesrate 
zur  Beschlußfassung  die  Vorschläge  fttr  die  Bestellung  der 
Bibliothekkommission,  für  die  Wahl  und  Besoldung  des 
Bibliothekars,  des  Adjunkten  und  des  ständigen  Hülfspersonals, 
das  Jahresbudget,  den  Jahresbericht  und  die  Jahresrecbnuug 
der  Bibliothek,  die  Vereinbarung  mit  der  BOrgerbibliothek 
in  Luzern  (Art.  4  des  Bundesbeschlusses)  und  das  Regulativ 
betreffend  Beitragsleistungen  des  Bundes  an  kantonale  öffent- 
liche Bibliotheken  für  Erwerb  älterer  Helvetica  (Art.  4  und  10 
des  Bundesbeschlusses). 

Art.  3.  Das  Departement  erläßt  die  Bibliothekordnung, 
die  Benutzungsordnung,  die  Dienstinstruktion  für  den  Biblio- 
thekar  und  dessen  Adjunkten  und  in  Verbindung  mit  dem 
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eidgeoöesischen  Finaozdepartement  die  Vorschriftea  Itlr  da$ 
KasseD-  und  RechDungewesen  der  Bibliothek. 

Art.  4.  Das  DepartemeDt  trifft  die  zur  Erreichung  der 
Zwecke  der  Landes bibliothek  notwendigen  Verwaltungs- 
xerfUgungen,  soweit  solche  nicht  der  Bibliothekkommission 
und  dem  Bibliothekar  ttberlassen  werden. 

Art  5.  Unter  dem  Departement  des  Innern  steht  der 
Landesbibliothek  die  schweizerische  Bibliothek- 
kommission vor. 

Art.  6.  Sie  ist  einerseits  das  vorberatende  und  begut- 
achtende Organ  des  Departements  fbr  alle  die  Bibliothek 
betreffenden  Angelegenheiten,  welche  vom  Departement  oder 
vom  Bundesrate  zu  ordnen  sind  (Art.  2—4),  anderseits  die 
unmittelbare  Aufsichtsbehörde,  welche  auf  Orund  der  er- 
lassenen Ordniingen  die  Thätigkeit  der  Bibliothek  zu  leiten 
und  zu  aberwachen  hat. 

Art.  7.  Die  Bibliothekkommission  wird  vom  Bundesrate 
auf  die  gesetzliche  Amtsdauer  gewählt.  Sie  besteht  aus  dem 
Präsidenten,  vier  ordentlichen  Mitgliedern  und  dem  Biblio- 
thekar, welchem  beratende  Stimme  zukommt.  Sie  wählt  aus 
ihrer  Mitte  den  Vizepräsidenten. 

Art.  8.  Sie  versammelt  sich  monatlich  zweimal  an 
bestiaimten  Tagen  zu  ihrer  ordentlichen  Sitzung,  außerr 
ordentlich  auf  besondere  Einberufung  des  Präsidenten. 

Zur  Beschlußfähigkeit  ist  die  Anwesenheit  von  drei 
Mitgliedern  erforderlich  \  die  Beschlüsse  werden  mit  einfacher 
Stimoienmehrheit  gefaßt;  bei  Stimmengleichheit  giebt  der 
Vorsitzende  den  Ausschlag. 

Dem  Präsidenten  wird  die  Befugnis  eingeräumt,  in 
dringenden  Fällen  von  sich  aus  eine  Entscheidung  zu  fassen 
unter  Kenntnisgabe  der  betreffenden  Entscheidung  an  die 
Kommission  in  deren  nächster  Sitzung. 

Die  Kommission  sorgt  für  gehörige  Protokollführung. 
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Art.  9.  Die  Mitglieder  der  Kommission  werden  nach 
den  bestehenden  Vorschriften  entschädigt. 

Art.  10.  Die  ständige  technische  und  administrative 
Direktion  der  Landesbibliothek  besorgt  der  Bibliothekar, 
dem  ein  Adjunkt  beigegeben  ist. 

Beide  Beamte  werden  vom  Bundesrate  auf  die  gesetz- 
liche Amtsdauer  gewählt. 

Art.  11.  Sie  verwalten  ihr  Amt  nach  Maßgabe  dieser 
Verordnung,  der  besondern  Dienstanweisung  und  der  Be- 
schlüsse der-  Bibliothekkommission. 

Art.  12.  Der  Bibliothekar  vertritt  innerhalb  der  Grenzen 
seiner  Befugnisse  die  Landesbibliothek  nach  außen  und  ist 
der  Vorgesetzte  des  gesamten  Bibliothekpersonals. 

Art.  13.  Der  Adjunkt  ist  in  Fällen  von  Verhinderung 
des  Bibliothekars  dessen  Stellvertreter  und  kann  von  der 
Kommission  mit  der  Führung  ihres  Protokolls  beauftragt 
werden. 

Art.  14.  Die  amtliche  Korrespondenz  der  Bibliothek- 
kommission, des  Bibliothekars  und  des  Adjunkten  ist  portofrei. 

Art.  15.  Das  Departement  des  ^nern  ist  mit  der  Voll- 
ziehung dieser  Verordnung  beauftragt.  Sie  soll  auf  den  Zeit- 
punkt der  definitiven  Installation  der  Bibliothek  in  dem  neuen 
Bibliothekgebäude  einer  Revision  unterzogen  werden. 

Bern,  den  15.  Januar  1895. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

Zeinp. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Bingler. 
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Bundesgesetz  vom  18.  Dezember  1891  betreffend 
Errichtung  einer  eidgenOssiscIien  Wertscliriften- 
verwaitung. 

(Vom  25.  Januar  1895.) 


Der  Bohweizerische  Bundesrat, 

in  Vollziehung  von  Art.  4  des  Bundesgesetses  betreffend 
Brrichtung  einer  eidgenössischen  Wertschriflenverwaltung, 
vom  18.  Dezember  1891*); 

auf  den  Antrag  seines  Finanzdepartements, 

beschließt: 

A.  Geschäftskreis  der  Wertschriftenverwaltung. 

Art.  1.  Der  Geschäftskreis  der  Wertschriftenverwaltung 
umfaßt : 

a.  die  Aufbewahrung  und  Verwaltung  der  Wertsohriften 
aas  den  Anlagen  der  eidgenössischen  Staatsgelder  und 
der  Specialfonds; 

b.  die  Aufbewahrung  und  Überwachung  von  Kautionen 
und  Hinterlagen,  welche  dem  Bunde  auf  Grund  von 
Gesetzen,  Reglementen  und  Verträgen  oder  aus  anderer 
Ursache  als  Faustpfand  übergeben  werden,  sowie  von 
anfälligen  Depots,  deren  Zuweisung  das  Finanzdeparte- 
ment verfügt 


*)  Siehe  eidg.  Gesetzsammlaiig  n.  F.,  Bd.  XII,  8.  690. 
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B.  Die  Wertschriften  des  Bundes  und  der  Specialfonds. 

Art.  2.  Die  Wertsohriftenverwaltung  fahrt  hierttber 
folgende  Kontroll-  und  RechnungdbQcher : 

1.  Das  Journal. 

2.  Die  Lagerbficher. 

3.  Die  Rechnungsbücher. 

4.  Das  Skadenzenbuch. 

5.  Das  Urbar. 

Das  Journal  bildet  die  Grundlage  für  die  Buchführung. 
In  dasselbe  werden  in  chronologischer  Ordnung  alle  Eingange 
und  Ausgänge  an  Wertachriften  eingetragen,  mit  Angabe  der 
Eigentümer  (Bund  oder  Specialfonds)  und  der  Lagernummer, 
sowie  näherer  Bezeichnung  der  Titel  und  deren  Nominal- 
beträge. 

Die  Einträge  in  die  LagerbQcher  werden  dem  Journal 
entnommen,  und  es  verzeigeu  diese  derart  die  Bestände  der 
einzelnen  Titelgattungen  jedes  Eigentümers. 

Die  Rechnungsbücher  umfassen  den  gesamten  Kassen- 
verkehr und  das  Rechnungswesen  über  die  eidgenössischen 
Wertschriften  und  die  Specialfonds. 

Das  Skadenzenbuch  enthält  die  nötigen  Angaben  über 
die  fällig  werdenden  Kapitalien  und  Zinse. 

Das  Urbar  ist  bestimmt  zur  Aufnahme  einer  wörtlichen 
Kopie  des  Textes  der  eingehenden  öffentlichen  Wertschriften 
(Effekten)  und  einer  summarischen  Angabe  des  Inhalts  der 
Hjpothekartitel. 

Allfilllig  weitere  HülfsbOcher  bestimmt  sich  die  Ver- 
waltung unter  Genehmigung  des  Pinanzdepartements  selbst 

Art.  3.  Die  Wertscbrifteu Verwaltung  hat  den  Kursstand 
der  öffentlichen  Wertschriften  an  der  Hand  der  Börsenblätter 
oder,  wenn  nötig,  durch  einzuholende  loformationen  fort- 
während zu  kontrollieren  und  sich  über  alle  Vorkommnisse, 
welche  den  Kurs  oder  den  Innern  Wert  der  Effekten  beein- 
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flössen  können,  auf  dem  Laufenden  zu  halten ;  sie  erstattet 
hierober  dem  Finanzdepartement  Berieht  und  Antrag,  in- 
sofern die  gemachten  Wahrnehmungen  dies  nötig  erscheinen 
lassen. 

Art.  4.  Alle  Publikationen  über  Auslosungen,  RQck- 
sahlungen  und  Konversionen  etc.,  sowie  über  Coupons-  und 
ZiDszahlungen  sind  genau  zu  verfolgen  und  die  durch  die- 
selben bedingten  Maßnahmen  vorzukehren,  beziehungsweise 
dem  Finanzdepartement  zu  beautrageo.  Ebenso  hat  die 
Wertschrifteoverwaltung  für  die  rechtzeitige  Brneuerung 
von  Titeln  und  Couponsbogen,  deren  Coupons  ausgelaufen 
sind,  besorgt  zu  sein. 

Art.  5.  Die  Wertschriftenverwaltung  erstattet  dem 
Finanzdepartement  Bericht  und  Antrag  über  die  Anlage  von 
verfügbaren  Staatsgeldem  nach  Maßgabe  der  Vorschriften 
von  Art  3,  Ziffer  a — f,  des  Bundesgesetzes  vom  10.  April 
1891  betreffend  die  Anlage  eidgenössischer  Staatsgelder,  sowie 
aoch  über  Verkäufe  von  Wertschriften  und  KückbezQge  von 
Bankdepositen. 

Die  diesbezüglichen  Bordereaux  werden  von  der  Finanz- 
kontrolle auf  Grund  der  vom  Finanzdepartement  getroffenen 
Verfügung  verifiziert  und  zum  weitern  Vollzug  an  die  eid- 
genössische Staatskasse  geleitet. 

Art.  6.  Über  die  Neuanlagen,  Konversionen,  Verkäufe 
und  Rückzahlungen  ist  dem  Finanzdepartement  zu  Händen 
des  Bundesrates  allmonatlich  ein  detaillierter  Bericht  einzu- 
reichen. 

Im  Einverständnis  mit  dem  Finanzdepartement  triflfk 
die  Wertschriftenverwaltung  ferner  die  nötigen  Vorkehren 
für  die  alljährlich  durch  den  Bundesrat  vorzunehmende 
Prüfung  der  Anlagewerte  und  deren  Übereinstimmung  mit 
den  gesetzlichen  Vorschriften  (Art.  8,  Alinea  2  und  3,  des 
obenj  citierten  Gesetzes). 
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Art.  7.  Das  Abirennea  der  Zinscoupons  ist  jeweileo 
unmittelbar  vor  Beginn  des  Jahres,  in  welchem  deren 
Fälligkeit  eintritt,  vorzunehmen.  Die  abgetrennten  Coupcms 
bleiben  in  Verwahrung  der  Wertschriftenverwaltung,  unter 
Mitversohluß  der  Finanzkontrolle  (Art.  14,  Alinea  2),  bis 
deren  Einlösung  bewerkstelligt  werden  kann. 

Die  Coupons  und  zur  Rückzahlung  gelangenden  Titel 
werden,  mit  Bordereaux  b^leitet,  der  eidgenössischen  Staats- 
kasse vor  Verfall  rechtzeitig  zur  Besorgung  des  Inkassos 
Übergeben.  Vorbehalten  bleiben  allfällige  Verfügungen  über 
die  Verwertung  der  im  Ausland  zahlbaren  Coupons  und 
Titel,  welche  das  Finanzdepartement  auf  Antrag  der  Wert- 
schriftenverwaltung zu  erlassen  sich  veranlaßt  sieht. 

Art.  8.  Ober  die  fällig  werdenden  Kapitalien  und 
Zinsen  von  grundpföndlich  versicherten  Titeln  (Hjpothekar- 
titeln)  sind  der  eidgenössischen  Staatskasse  quartal-  oder 
Semester  weise  zum  voraus  bezügliche  Ausstands  Verzeichnisse 
auszustellen.  Werden  für  deren  Inkasso  alliUllig  besondere 
Vorkehren  nötig,  so  verfügt  dieselben  das  Finanzdeparte- 
ment. 

Art.  9.  Die  Wertsohriftenverwaltung  erstellt  jeweilen 
auf  Jahresschluß  die  Inventarien  über  die  Wertschriften  des 
Bundes  und  der  Specialfonds;  die  Kurse  für  dieselben  werden 
auf  ihren  Vorschlag  vom  Finanzdepartement  festgesetzt. 

C.  Die  Kautionen  und  Depots. 

Art  10.  Die  über  die  Kautionen  und  Depots  zu  führen- 
den  Bücher  sind: 

1.  Das  Journal  für  die  Einträge  der  täglichen  Eingänge 
und  Ausgänge. 

2.  Die  Lagerbücher,  aus  dem  Journal  übertragen,  dienend 
als  Ausweis  über  die  Bestände  der  einzelnen  Hinter- 
lagen. 
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Art.  11.  Die  Überwachung  der  Kautioneo  und  Depots 
beschränkt  sich  darauf,  die  fiskalischen  Interessen  des  Bundes 
wahrzunehmen;  vorbehaltlich  specieller  Verfügungen  oder 
Obereinkommen  für  den  einzelnen  Fall,  haben  die  betreffen- 
den Deponenten  alle  auf  die  Verwaltung  der  hinterlegten 
Valoren  bezüglichen  Vorkehren  selbst  zu  besorgen. 

Art.  12.  Die  Coupons  werden  jewoilen  gegen  Jahres- 
schluß für  das  folgende  Jahr  abgetrennt  und,  wenn  keine 
besondern  Weisungen  entgegenstehen,  den  Deponenten  sofort 
ausgeliefert. 

Art.  13.  Die  Namens-Certifikate,  welche  für  im  Wert- 
schriftenarchiv deponierte  eidgenössische  Titel  ausgestellt 
werden,  tragen  die  Unterschriften  des  Vorstehers  des  Finanz* 
departements,  des  Chefs  der  Finanzkontrolle  und  des  Chefs 
der  Wertschriftenverwaltung. 

D.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Art.  14.  Alle  Wertschriften  bestände  sind,  nach  ihrer 
Zusammengehörigkeit  geordnet,  in  feuer-  und  einbruchsichern 
Schranken  aufzubewahren.  Diese  Schränke  stehen  unter 
dreifachem  Verschluß:  einen  Schlüssel  fuhrt  der  Vorsteher 
de8  Finanzdepartements,  den  zweiten  der  Chef  der  Finanz- 
kontrolle und  den  dritten  der  Chef  der  Wertschriften  Ver- 
waltung. 

Ausnahmsweise  können  Wertschriften,  welche  der  Wert- 
BchriftenverwaltuDg  nur  vorübergehend  übergeben  werden, 
in  einem  Schrank  mit  zweifachem  Verschluß  aufbewahrt 
werden,  zu  welchem  die  beiden  letzten  der  genannten  Amts- 
stellen je  einen  Schlüssel  fahren. 

Art.  15.  Über  die  Verhandlungen  an  den  Wertschriften- 
schränken  wird  jeweilen  ein  genaues  Protokoll  aufgenommen, 
welches  von  den  dabei  beteiligten  anwesenden  Personen  zu 
unterzeichnen  ist.     Dasselbe   wird    von   der  Finanzkontrolle 
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gefQhrt  und  in  Verwahrung  gehalten,  und  bildet  den  authen- 
tlBchen  Ausweis  über  die  Angaben  der  Journale  und  der 
LagerbOcher  der  Wertschriftenverwaltung. 

Art.  16.  Die  Wertschriften  Verwaltung  unterzeichnet 
mit  dem  Vorsteher  des  Finanzdepartements  und  dem  Staats- 
kassier die  von  der  Eidgenossenschaft  auszustellenden  Schuld- 
titel, sowie  die  Abtretungen  von  nominativen  Titeln,  welche 
Bestandteile  des  eidgenössischen  Wertschrifteninventars  oder 
der  Specialfonds  bilden. 

Art.  17.  Die  Wertschriften  Verwaltung  erstellt  zu  Händen 
des  Finanzdepartements  die  jährlichen  Voranschläge  Ober  die 
Einnahmen  aus  dem  Ertrag  der  angelegten  Kapitalien  und 
Ober  die  Ausgaben  f&r  die  Amortisation  und  Verzinsung  der 
eidgenössischen  Anleihen. 

Art.  18.  Gegenwärtige  Verordnung  tritt  sofort  in  Kraft, 
und  es  werden  alle  mit  derselben  in  Widerspruch  stehenden 
Bestimmungen  frQherer  Reglemente  und  Verordnungen  auf- 
gehoben. 

Bern,  den  25.  Januar  1895. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

Zeinp. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Ringier. 


Digitized  by  VjOOQIC 


11 


Yerordnnng 

betreffend 

den  Unterhalt  des  Roilmateriais  der  schweizerischen 
Eisenbahnen. 

(Vom  5.  Februar  1895.) 


Der  schweizerische  Bundesrat, 

iD  Anwendung  des  Art.  31  des  Bundesgesetzes  vom 
23.  Dezember  1872  Ober  den  Bau  und  Betrieb  der  Eisen- 
bahnen auf  dem  Gebiet  der  schweizerischen  Eidgenossen- 
schaft; 

auf  den  Antrag  des  Post-  und  Eisenbahndepartements, 

beschließt: 

Art.  1. 

Allgemeine  Bestimmungen. 

Das  Betriebsmaterial  der  schweizerischen  Eisenbahnen 
soll  fortwährend  in  einem  solchen  Zustand  erhalten  werden, 
daß  die  Fahrten  auch  mit  der  größten  zulässigen  Oeschwindig- 
keit  ohne  Gefahr  stattfinden  können. 

Art.  2. 

Neues  Rollmaterial. 

Neue  Lokomotiven  und  Wagen  dürfen  erst  in  Betrieb 
gesetzt  werden,  nachdem  dies  von  der  Aufsichtsbehörde  ge- 
stattet worden  ist.     Demgemäß  ist   von  der   beabsichtigten 
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Inbetriebsetzung  neuen  Rollmaterials  dem  technischen  Inspek- 
torat  des  schweizerischen  Eisenbahndepartements  rechtzeitig 
Kenntnis  zu  geben,  damit  dasselbe  die  Untersuchung  dieses 
Materials,  eventuell  in  Verbindung  mit  nötig  befundenen 
Probefahrten,  nach  Gutfinden  anordnen  kann. 

Art.  3. 
Periodische  Revisionen. 

Periodische  Revisionen  der  Fahrzeuge,  welche  zum  Be- 
trieb der  auf  dem  Oebiete  der  schweizerischen  Eidgenossen- 
schaft liegenden  Eisenbahnen  dienen,  haben  in  der  hiernach 
vorgeschriebenen  Weise  stattzufinden. 

Art.  4. 
Untertialt  der  Loicomotiven. 

Alle  Lokomotiven  sollen,  außer  den  sorgfältig  aus- 
zuführenden laufenden  Reparaturen,  grQndlichen  periodischen 
Revisionen  unterzogen  werden,  bei  welchem  Anlaß  dieselben 
nebst  den  Tendern  ab  den  Achsen  zu  heben  und  letztere 
genau  auf  Anbrüche *etc.  zu  untersuchen,  sowie  das  Trieb- 
werk, die  Steuerung,  der  Regulator,  die  Kesselgaroituren, 
die  Zug-  und  Stoßapparate  vollständig  und  die  Bremsen  so- 
weit nötig  zu  demontieren  und  gründlich  zu  reparieren  sind. 

Diese  Revision  hat  alle  zwei  Jahre,  spätestens  aber 
nach  einer  Leistung  zu  geschehen,  welche  bei  Personen-  und 
Goterzugslokomotiven  (Serien  B,  C  und  D),  sowie  bei  Loko- 
motiven für  Nebenbahnen  zu  50  000  Kilometer  und  bei 
Schnellzugslokomotiven  (Serie  A)  und  solchen  Lokomotiven, 
die  vorzugsweise  zu  Verschiebzwecken  in  Bahnhöfen  ver- 
wendet werden,  zu  60  000  Kilometer  angesetzt  wird. 

Bei  neu  in  Betrieb  gestellten  Lokomotiven  darf  diese 
Leistung  bis  zur  ersten  Revision  um  10  000  Kilometer  über- 
schritten werden. 

Die  Zahnrad-Lokomotiven  sind  jährlich  zu  revidieren 
und  im  Anschluß  hieran  einläßlichen  Bremsproben  zu  unter- 
ziehen, deren  Resultate  im  Lokomotivbuch  zu  notieren  sind. 
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Diese  Revisionen  und  Proben  sollen  bei  Bahnen  mit  Saison^ 
betrieb  vor  der  jeweiligen  Wiederaufnahme  des  Betriebes 
ausgeftlhrt  werden. 

Außer  den  angeführten  periodischen  Revisionen  sind 
Revisionen  der  Lokomotiven  vorzunehmen,  sobald  deren 
Znstand  solche  erfordert.  Mit  einer  derartigen  Revision  be- 
ginnt eine  neue  Revisionsperiode. 

Bei  jedem  Anlasse,  welcher  die  Notwendigkeit  einer 
gründlichen  Untersuchung  und  Reparatur  erkennen  oder  vor- 
aussetzen läßt,  wie  hauptsächlich  nach  Entgleisungen,  Zu- 
sammenstößen u.  dgl.,  sind  die  betroffenen  Teile  der  Loko- 
motiven zur  Untersuchung  zu  demontieren.  Gestaltet  sich 
eine  derartige  Untersuchung  zur  eigentlichen  Revision,  ent- 
sprechend dem  ersten  Alinea  dieses  Artikels,  so  beginnt 
damit  eine  neue  Revisionsperiode. 

Das  vollständige  Datum  der  letzten  vorgenommenen 
Revision,  bei  neuen  Lokomotiven  dasjenige  der  Inbetrieb- 
setzung, soll  beidseitig  außen  am  Führerstand  deutlich  an- 
geschrieben sein. 

Dem  technischen  Inspektorate  des  Eisenbahndepartements 
ist  über  die  ausgeführten  Revisionen  nach  Ablauf  jedes  Jahres 
ein  Verzeichnis  der  Revisionsdaten  und  der  zurückgelegten 
Kilometer  nach  vorgeschriebenem  Formular  einzureichen. 

Art.  5. 
Proben  und  innere  Revisionen  der  Lokomotivkessel. 

Die  erste  Probe  eines  Lokomotivkessels  ist  in  der  Regel 
beim  Erbauer  desselben  in  Gegenwart  je  eines  Vertreters 
der  Aufsichtsbehörde,  sowie  der  Bahn,  für  welche  der  Kessel 
bestimmt  ist,  vorzunehmen. 

Fttr  im  Ausland  erstellte  neue  Kessel  kann  die  Auf- 
sichtsbehörde die  Bescheinigung  der  durch  eine  amtlich 
autorisierte  Person  dort  vorgenommenen  Probe  als  genügend 
anerkennen  oder  einen  ihrer  Beamten  zur  Probe  abordnen. 

Nach  jeder  wichtigen  Umänderung  und  Reparatur,  wie 
gänzlicher  oder  teilweiser  Ersatz  der  Feuerbüchse,  eines  oder 
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mehrerer  Schüsse  des  Langkessels,  Anbringen  eines  größern 
Flicks  etc.,  sowie  nach  erheblichen  Unfällen,  Oberhaupt  in 
allen  Fällen,  in  welchen  eine  wesentliche  Verletzung  des 
Kessels  vorausgesetzt  werden  kann,  soll  derselbe  einer 
Probe  unterworfen  werden. 

Abgesehen  hiervon  soll  der  Kessel  eine  zweite  Probe^ 
spätestens  nachdem  derselbe  180  000  Kilometer  durchlaufen 
oder  höchstens  fUnf  Jahre  im  Dienste  gestanden  hat,  bestehen. 

Weitere  periodische  Prüfungen  sollen  in  Abständen  von 
nicht  mehr  als  vier  Jahren  oder  von  höchstens  120  000 
durchlaufenen  Kilometern  stattfinden. 

Eine  innere  Revision  des  Kessels  ist,  nach  Wegnahme 
aller  Siederöhren  und  gründlicher  Reinigung  des  Kessel- 
innern,  acht  Jahre  nach  Inbetriebsetzung  des  Kessels,  oder 
spätestens  nachdem  derselbe  300  000  Kilometer  durchlaufen 
hat,  von  einem  Sachverständigen  der  Bahn  Verwaltung  vor- 
zunehmen. 

Diese  innere  Revision  ist  spätestens  nach  je  sechs  Jahren 
oder  240  000  zurückgelegten  Kilometern  zu  wiederholen. 

Die  innern  Revisionen  sind  im  allgemeinen  vor  der 
dritten,  fünften,  siebenten  etc.  Kesselprobe  vorzunehmen. 

Als  Ausgangspunkt  für  eine  neue  Periode  gilt  das 
Datum  der  vorgenommenen  Kesselpressung. 

Innere  Revisionen  der  Lokomotivkessel  sollen  außerdem 
jedesmal  vorgenommen  werden,  wenn  die  Entfernung  der 
Siederöhren  dies  gestattet. 

Wo  besondere  Verhältnisse  es  als  angezeigt  erscheinen 
lassen,  können  von  der  Aufsichtsbehörde  auch  in  der  Zwischen- 
zeit innere  Untersuchungen  und  Pressungen  von  einzelnen 
Kesseln  verlangt  werden. 

Jede  Gesellschaft  kann  nach  Gutfinden  Revisionen  und 
Proben  in  kürzern  Zwischenräumen  anordnen. 

Wird  infolge  von  Reparatur  oder  aus  andern  Gründen 
vor  dem  normalen  Zeitpunkt  eine  außerordentliche  Pressung 
oder  Revision  vorgenommen,  so  gilt  dieselbe,  sofern  sie  den 
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BestiminuDgen  dieser  Verordoaog  entspricht,  für  die  Dächst- 
folgende  ordeDtliche  Pressung  oder  RevisioO)  erhält  die  Rang- 
Dummer  derselben  und  bildet  den  Ausgangspunkt  der  ent- 
sprechenden nächstfolgenden  Periode. 

Reparaturen  an  den  Kesseln  der  Lokomotiven  müssen 
vorgenommen  werden,  sobald  die  Untersuchungen  solche  als 
nötig  erkennen  lassen  oder  das  Bedürfnis  dazu  sich  fühlbar 
macht,  nötigenfalls  auch  ohne  Berücksichtigung  der  oben 
erwähnten  Fristen  und  Parcours. 

Gebrauchte,  aus  dem  Ausland  bezogene  Lokomotivkessel 
sind  vor  der  Verwendung  einer  den  Bestimmungen  der 
gegenwärtigen  Verordnung  entsprechenden  inneru  Revision 
und  Druckprobe  zu  unterwerfen. 

Art.  6. 
Verfahren  bei  Keeselproben. 

Die  Kessel  sind,  nach  Wegnahme  der  Verkleidung,  mit 
Wasser  und  mittelst  einer  hydraulischen  Presse  auf  das  Andert- 
halbfache des  effektiven  Arbeitsdrucks  zu  probieren.  Beträgt 
jedoch  der  effektive  Arbeitsdruck  mehr  als  zehn  Atmosphären, 
80  soll  der  Probedruck  nur  um  fünf  Atmosphären  den  effek- 
tiven Arbeitsdruck  übersteigen. 

Die  Pressung  soll  so  lange  anhalten,  als  erforderlich 
ist,  um  alle  Teile  des  Kessels  genau  zu  untersuchen.  Der 
Druck  soll  mittelst  eines  Kontrollmanometers  konstatiert 
werden. 

Zugleich  ist  das  gewöhnliche  Manometer  des  Kessels  zu 
prüfen. 

Art.  7. 

Verfahren  nach  der  Kesselprebe. 

Zeigen  sich  erhebliche  Mängel,  wie  bleibende  Ausdeh- 
nungen, Ausbiegungen  oder  Formänderungen,  starkes  Rinnen 
oder  Risse  einzelner  Bleche  etc.,  so  sollen  diese  Mängel  be- 
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seitigt  werden  und  es  ist  sodann  eine  neae  Probe  ansuordnen, 
vor  welcher  der  Kessel  nicht  wieder  in  Dienst  genommen 
werden  darf. 

Hat  der  Kessel  die  Probe  gut  bestanden,  so  ist  auf  dem* 
selben  an  einer  vom  Fahrerstand  gut  sichtbaren  Stelle,  sowie 
auf  dem  Manometer  der  zulässige  Arbeitsdrnok,  in  Atmos« 
phären  ausgedrückt,  deutlich  und  dauerhaft  zu  markieren. 

Art,  8. 
Doluimentiening  der  Kesselproben  und  innern  Revisionen. 

Behufs  Feststellung  der  Identität  ist  jeder  Lokomoäv- 
kessel,  an  einer  jederzeit  ohne  weiteres  sichtbaren  Stelle, 
mit  einer  Nummer  zu  bezeichnen,  welche  auf  demselben 
so  anzubringen  ist,  dsß  sie,  ohne  merkliche  Spuren  zurOck- 
zulassen,  nicht  entfernt  oder  geändert  werden  kann. 

Über  jede  Untersuchung  und  Prt)fung  eines  Lokomotiv- 
kessels wird  nach  einem  vom  Eisen bahndepartement  auf- 
zustellenden Formulare  ein  Protokoll  in  zwei  gleicli  laut  enden 
Doppeln  aufgenommen. 

Die  Protokolle  werden  von  dem  mit  der  Vornahme  der 
Probe  oder  Revision  von  der  Betriebsgesellschaft  Beauftragten 
ausgefertigt  und  von  demselben,  sowie  von  dem  Delegierten 
des  Eisenbahndepartements,  welcher  der  Probe  oder  Revision 
beigewohnt  hat,  unterzeichnet.  Das  eine  Doppel  des  Proto- 
kolls behält  die  Bahn  Verwaltung,  das  andere  ist  dem  tech- 
nischen Inspektorate  ftlr  die  schweizerischen  Bisenbahnen 
zuzustellen. 

Art.  9. 

Anzeige  von  Kesselproben  und  Revisionen. 

Die  Organe  der  Betriebsgesellschaften  haben  dem  tech- 
nischen In^ektorat«  des  Eisen bahndepartements  wenigstens 
vier  Tage  zum  voraus  anzuzeigen,  wann  und  wo  eine  Kessel- 
probo  oder  innere  Revision  stattfinden  soll,  damit  das  De- 
partement sich  nach  Gutfinden  dabei  vortreten  lassen  kann. 
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Art.  10. 

Kosten  der  Pressungen  und  Revisionen. 

Durch  Pressungen  oder  Revisionen  von  Kesseln  ver- 
ursachte Kosten )  inbegriffen  außerordentliche  Kosten  der 
staatlichen  Aufsieht,  fallen  den  Bahnverwaltungen  zur  Last. 

Art.  11. 

Aufzeichnungen  Ober  die  Loicomotiven. 

Über  jede  Lokomotive,  resp.  Ober  jeden  Kessel,  sind 
seiteus  der  Betriebsgesellschaft,  in  nach  Lokomoliven,  resp. 
Kesseln,  getrennt  gehaltenen  Büchern  (Lokomotivbachern), 
Aufscbreibungen  zu  führen.    Aus  diesen  muß  ersichtlich  sein: 

der  Name  des  Erbauers,  sowie  das  Datum  der  Inbetrieb- 
setzung der  Lokomotive,  der  Kessel  und  der  Feuerbttchsen ; 

die  jährlich  —  eventuell  vor  und  nach  der  Lokomotiv- 
revision, resp.  der  Kesselprobe  —  durchlaufenen  Kilometer^ 

die  Resultate  der  am  Kessel  vorgenommeneu  Proben 
und  innern  I^visionen; 

die  an  der  Lokomotive  und  deren  Kessel  vorgenommenen 
Reparaturen,  Änderungen  etc.,  wenn  nötig  mit  erläuternden 
Skizzen ; 

die  Natur  des  Dienstes  der  Lokomotive; 

besondere  Vorkommnisse,  Unfälle  etc. 

Von  diesen  Aufschrei bungen  können  das  Eisenbahn- 
departement oder  dessen  Beamte  zu  jeder  Zeit  Einsicht 
nehmen  uod  Auszüge  verlangen. 

Art.  12. 

Kontrolle  der  Siclierlieitsventile  und  Manometer. 

Die  Sicherheitsventile  eines  jeden  Lokomotivkessels 
sollen,  auch  bei  richtigem  Funktionieren,  wenigstens  alle 
3  Monate,  nach  Herausnahme  der  Ventile  gründlich  gereinigt, 
untersucht  und  nach  dem  Wiederanbringen,  an  Hand  eines 

Edg.  .Bü.  8am«l.  Nene  Folge.  XV.  Bd.  ^^^,|^  .^GoOgk 
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richtig  spielenden  Eontrollmaoometers,  frisch  plombiert  wer- 
den, bei  welchem  Anlaß  auch  die  Manometer  der  Lokomotive 
auf  deren  Richtigkeit  zu  untersuchen  sind.  Unrichtig  zeigende 
Manometer  darfen  nicht  geduldet  werden. 

Über  die  Revisionen  der  Sicherheitsventile  und  Mano- 
meter ist  eine  schriftliche  Kontrolle  zu  führen,  von  welcher 
die  Aufsichtsbeamten  jederzeit  Einsicht  nehmen  können. 

Art.  13. 
Unterhalt  der  Wagen. 

Sämtliche  Eisenbahnwagen  sind,  abgesehen  von  dem 
sorgfaltigen  laufenden  Unterhalte,  gründlichen  periodischen 
Revisionen  zu  unterziehen,  bei  welchem  Anlasse  die  Wagen 
ab  den  Achsen  zu  heben  und  letztere  genau  auf  Anbrüche 
etc.  zu  untersuchen,  sowie  die  Zug-  und  Stoßapparate  voll- 
ständig und  die  Bremsen  soweit  nötig  zu  demontieren  sind. 
Normale  Zugstangenverbindungen  mit  Oewinde  brauchen 
hierbei  nicht  gelöst  zu  werden. 

Die  DampfheizuDgseinrichtuDgen  sind  anläßlich  dieser 
Revisionen,  oder  vor  Beginn  der  jeweiligen  Heizperiode,  mit 
7  Atmosphären  Oberdruck  zu  erproben. 

Die  periodische  Revision  hat  bei  den  Personen-,  Gepäck- 
und  Bahnpostwagen,  sowie  bei  speciell  für  den  Eilguttransport 
in  Schnell-  und  Personenzügen  bestimmten  Güterwagen 
(Güterwagen  mit  kontinuierlicher  Bremse  oder  Bremsleitung) 
ein  Jahr  nach  der  ersten  Inbetriebnahme,  oder  nach  der 
letzten  Revision,  bei  Personen-,  Gepäck-  und  Bahnpostwagen 
spätestens  aber  nach  jedesmaliger  Zurücklegung  eines  Weges 
von  höchstens  40  000  Kilometer,  zu  geschehen. 

Eine  Ausnahme  von  der  jährlichen  Revision  ist  gestattet 
für  Wngen  der  letztgenannten  Gattungen,  die  nicht  in  Zügen 
mit  über  60  Kilometer  Geschwindigkeit  verkehren  und  welche 
in  einem  Jahre  nicht  20  000  Kilometer  zurückgelegt  haben, 
welche  Leistungsgrenze  aber  im  folgenden  Jahre  nicht  über- 
schritten werden  darf«  sowie  für  die  Nebenbahnwagen.  Als 
äußerste  Zeitgrenze  werden  2  Jahre  festgesetzt. 
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Die  Ooterwageo  sind  alle  2  Jahre  einer  gründlichen 
Elevision  zu  unterziehen. 

Die  Wagen  der  Zahnrad-  und  Seilbahnen  sind  alljährlich 
zu  revidieren  und  es  sind  im  Anschlüsse  hieran  einläßliche 
Bremsproben  vorzunehmen.  Bei  Bahnen  mit  Saisonbetrieb 
sollen  die  Revisionen  und  Proben  vor  der  Wiederaufnahme 
des  Betriebes  vorgenommen  werden.  Über  diese  Revisionen^ 
Reparaturen  und  Proben  sind  genaue  Aufzeichnungen  zu 
ftlhren. 

Außer  den  angeführten  periodischen  Revisionen  sind  bei 
Wagen  aller  Gattungen  Revisionen  vorzunehmen  bei  jedem 
Anlaß,  welcher  die  Notwendigkeit  einer  gründlichen  Unter- 
suchung und  Reparatur  erkennen  oder  voraussetzen  läßt, 
wie  hauptsächlich  nach  Entgleisungen, Zusammenstößen  u.dgl. 
Mit  einer  derartigen  Revision  beginnt  eine  neue  Revisions- 
periode. 

Das  vollständige  Datum  der  letzten  vorgenommenen 
Revision,  resp.  dasjenige  der  Indienstsetzung,  soll  beidseitig 
an  den  Wagen  deutlich  angeschrieben  sein. 

Dem  technischen  Inspektorate  des  Eisenbahndepartements 
ist  von  allen  Bahnverwaltungen  über  die  ausgeführten  Revi- 
sionen von  Personen-,  Oepäck-  und  Bahnpostwagen  nach 
Ablauf  jedes  Jahres  ein  Verzeichnis  der  Revisionsdaten  ein- 
zureichen. In  diesem  Verzeichnis  sind  außerdem  für  sämtliche 
Wagen  der  genannten  Gattungen  der  Adhäsionsbahnen  die 
zorQckgelegten  Kilometer  sowohl  im  ganzen,  als  während 
den  im  Laufe  des  Jahres  abgeschlossenen  Revisionsperioden, 
sowie  seit  der  letzten  Revision  bis  Ende  des  Jahres  anzu- 
geben. Zu  diesen  Mitteilungen  ist  ein  Formular  nach  vor- 
geschriebenem Schema  und  Format  zu  benutzen. 

Art.  14. 

Untersuchung  fremder  Wagen. 

Fremde  Wagen  können  von  den  Verwaltungen  der 
Bahnen  auf  schweizerischem  Gebiet  ohne  Rücksicht  auf  die 
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Bestimmungen  des  Art.  13  hiervor  übernommen  und  auf 
andere  schweizerisohe  Bahnen  übergeführt  werden,  Bofem 
die  übernehmende  Bahn  Verwaltung  dieselben  für  betriebs- 
sicher erachtet. 

Immerhin  dürfen  ausländische  Wi^en^  deren  Elevision 
um  mehr  als  swei  Jahre  zurückdatiert  oder  überhaupt  nicht 
ausgewiesen  ist^  nicht  in  Züge  mit  über  50  Kilometer  Ghe- 
schwiadigkeit  eiugestellt  werden. 

Art.  15. 
Vorlagen  Ober  Umbauten  und  Änderungen  am  Rollmaterial. 

Wird  bei  den  vorzunehmenden  Reparaturen  mehr  als 
die  Hälfte  eines  Fahrzeuges  einer  schweizerischen  Bahn- 
verwaltung erneuert  oder  werden  an  demselben  wesentliche 
Änderungen  oder  Umbauten  vorgenommen,  so  ist  das  Ein- 
verständnis der  Aufsichtsbehörde  einzuholen,  nötigenfalls 
unter  Beilage  der  maßgebenden^  deu  Vorschriften  über  Neu- 
bauten entsprechenden  Zeichnungen. 

Art.   16. 
Inkrafttreten  der  Verordnung. 

Die  gegenwärtigen  Vorschriften  treten  sofort  in  Kraft 
und  gelten  für  alle  Eisenbahnen  auf  dem  Gebiete  der  schwei- 
zerischen Eidgenossenschaft,  für  welche  der  Bundesrat  keine 
Ausnahmebestimmungen  gestattet. 

Das  Eisen  bahndepartement  ist  mit  den  Vollziehungs- 
aoordnungen  beauftragt. 

Bern,  den  5.  Februar  1895. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

Zemp. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Ringler. 
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Beitritt  Ton  Serbien 

zur 

Dresdener  SanitatsObereinkunft. 

(Vom  5.  Februar  1895.) 


Mit  Note  vom  18.  Januar  1895  zeigt  die  k.  deutsche 
Gesandtschaft  in  Bern  an,  daß  von  den  beteiligten  Staaten 
gegen  den  Beitritt  Serbiens  zur  Dresdener  Sanitätsttberein- 
kunft  vom  15.  April  1893*)  keine  Einwendungen  erhoben 
worden  seien,  und  daß  dieser  Beitritt  mit  der  vom  damaligen 
k.  serbischen  Oeschäftstrftger  in  Berlin  am  16.  Juli  1894 
abg^ebenen  Erklärung  als  vollzogen  zu  betrachten  sei.  Der 
Bundesrat  hat  daher  beschlossen,  es  sei  von  dem  erfolgten 
Beitritte  Serbiens  zur  Dresdener  Sanitätskonvention  Vermerk 
zu  nehmen. 

Bern,  den  5.  Februar  1895. 

Sehwelz.  Bnndeskanzlei. 


*)  Siehe  eidg.  Gesetzsammlnng  n.  F^  Bd.  XIY,  S.  137. 
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Bundesgesetz  Ober  das  Zollwesen  vom  28.  Juni  1898. 

(Vom  12.  Februar  1895.) 


Der   schweizerische   Bundesrat, 
in  Vollziehung  des  Bundesgesetzes  über  das  ZoUweaen 
Tom  28.  Juni  1893  (A.  S.  n.  F.  XHI,  692), 

verordnet: 

Erster  Absolmitt. 

Allgemeine  Vorschriften. 

Art.  1.  Alle  Gegenstände,  welche  aus  dem  Auslande 
in  die  Schweiz  eingeführt,  durch  die  Schweiz  durchgeführt 
oder  aus  der  Schweiz  nach  dem  Auslande  ausgeführt  werden, 
sind  der  Zollkontrolle  unterworfen. 

Art.  2.  Zur  Einfuhr  bestimmte  Gegenstände  dOrfen 
erst  dann  in  den  freien  Verkehr  des  Inlandes  Übergehen, 
nachdem  für  dieselben  der  im  Bundesgesetz  betreffend  den 
schweizerischen  Zolltarif  vorgesehene  Einfuhrzoll  oder,  soweit 
es  die  in  diesem  Gesetze,  sowie  im  Bundesgesetze  Ober  das 
Zollwesen  oder  in  den  Staatsverträgen  als  zollfrei  erklärten 
Gegenstände  betrifft,  die  statistische  Gebühr  (Art.  7  des 
Bundesgesetzes  betreffend  den  schweizerischen  Zolltarif  vom 
10.  April  1891,  A.  S.  n.  F.  Xu,  457)  entrichtet  worden  ist 
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Art.  3.  FOr  die  Durch  fuhr  werden  außer  der  sta- 
tbüschen  KoutroHgebühr  (Art.  2)  keine  Gebühren  erhoben, 
dagegen  ist  der  eventuelle  Einfuhnoll  nach  Maßgabe  der 
in  Abschnitt  m  aufgestellten  Bestimmungen  durch  den  Waren- 
führer sicherzustellen. 

Art.  4.  Die  Ausfuhr  ist,  soweit  nicht  das  Bundesgesetz 
betreffend  den  schweizerischen  Zolltarif  einen  Ausfuhrzoll 
festsetzt,  zollfrei  und  unterliegt  der  statistischen  Gebühr 
(Art.  2),  mit  den  in  der  Verordnung  betreffend  die  Waren- 
statistik vorgesehenen  Ausnahmen. 

Die  Einfuhr,  Ausfuhr  und  Durchfuhr  unterliegt  über- 
dies den  gesetzlichen  und  reglementarischen  Bestimmungen 
betreffend  Reblaus,  Viehseuchen,  Alkoholmonopol  u.  s.  w. 
(Art.  17). 

Art.  5.  Die  Einfuhr  und  Ausfuhr  von  Waren  aller  Art 
Ober  die  schweizerische  Grenze  darf  nur  über  die  vom  Bundes- 
rate beziehungsweise  vom  Zolldepartemente  erlaubten 
und  als  solche  durch  Zollpföhle  oder  Zolltafeln  bezeichneten 
Zollstraßen  und  Landungsplätze  stattfinden. 

Zur  Errichtung  von  Fähren  oder  Brücken  über  Grenz- 
gewftsser  ist   eine  Bewilligung  des  Bundesrates  erforderlich. 

Gesuche  um  Benutzung  von  andern  als  erlaubten  Straßen 
und  Landungsplätzen  sind  bei  der  zuständigen  Zollgebiets- 
direktion (Art.  15  des  Zollgesetzes)  einzureichen,  welche, 
sofern  es  zollpflichtige  Gegenstände  betrifft,  den  Entscheid 
der  Oberzolldirektion  einzuholen  hat.  Handelt  es  sich  um 
au>llfreie  Gegenstände,  so  entscheidet  die  Gebietsdirektion. 

Dergleichen  Bewilligungen  sollen  indessen,  jeweilige  Er- 
neuerung vorbehalten,  nicht  länger  als  auf  ein  Jahr  erteilt 
werden.  Über  Zeit  und  Ort  jeder  Einfuhr  oder  Ausfuhr 
beziehungsweise  jeden  Auslads  oder  Einlads  wird  voraus- 
gehende rechtzeitige  Verständigung  mit  dem  nächstgelegenen 
Zollamte  zur  Bedingung  gemacht,  um  dem  letztern  die  Eon- 
troilierung   zu   ermöglichen.     Widerhandlungen    unterliegen 
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den  Bestimmungen  von  Art.  58   und  eventuell  von  Art.  55 
des  Zollgesetzes. 

Für  diese  besondere  Kontrolle  im  Verkehr  mit  zoll- 
pfliehtigen  Waren  Ober  andere  als  erlaubte  Straßen  und 
Landungsplätze  haben  die  Betreffenden  dem  ZoUamte  eine 
nach  Art.  14  hiernaeh  zu  berechnende  Entschädigung  zu 
entrichten.  Für  die  Kontrollierung  von  zollfreien  Gegen- 
ständen wird  diese  Gebühr  nur  bei  Inanspruchnahme  außer 
den  reglementarischen  Zollstunden  erhoben. 

Art.  6.  Die  vom  Bunde  konzessionierten  Eisenbahn- 
linien werden  nur  dann  als  Zollstraßen  anerkannt,  wenn 
die  betreffenden  Eisenbahnverwaltungen  die  durch  das  Zoli- 
gesetz  aufgestellten  Verpflichtungen  erfHUt  haben. 

Art.  7.  An  den  erlaubten  Straßen  (Zollstraßen)  und 
Landungsplätzen  bestehen  Zollabfertigungsstellen, 
welchen  die  Zollbehandlung  obliegt. 

Neben  diesen  Zollabfertigungastellen  an  der  Grenze  kann 
der  Bundesrat  unter  den  im  Zollgesetze  vorgesehenen  Be- 
dingungen die  Errichtung  von  Zollämtern  im  Innern,  sowie 
von  eidgenössischen  Niederlagshäusern  und  Zollfreilagern, 
bewilligen,  wo  die  Verhältnisse  es  im  Interesse  des  Handels 
erforderlich  oder  wünsch  bar  erscheinen  lassen  (Art.  16  des 
Zollgesetzes). 

Das  Verzeichnis  der  Zollabfertigungsstellen  an  der  Grenze 
und  im  Innern  des  Landes  ist  alljährlich  im  eidgenössischen 
Staatskalender  zu  veröffentlichen  und  die  Errichtung  neuer 
Abfertigungsstellen  jeweilen  sofort  durch  das  Bundesblatt 
bekannt  zu  geben. 

Art.  8.  Die  Zollabfertigungsstellen  werden  eingeteilt  in 
Uauptzollämter,  Nebenzollämter  und  Zoll- 
bezugsposten. 

Die  Hauptzollämter  an  der  Grenze  sind  befugt, 
alle  im  Zollgesetz  und  in  der  gegenwärtigen  Verordnung 
vorgesehenen  Abfertigungsarten  vorzunehmen,  soweit   nicht 
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infolge    besonderer    Vorschriften    oder    Tarifbestimmongen 
Vorbehalte  gemacht  sind. 

Die  Hauptzollämtorim  Innern  erhalten  die  Befugnis: 

1.  zur  Geleitseheinlöschung  (s.  Abschnitt  III  hiernach) 
der  von  den  Grenzzollämtern  nach  denselben  instra- 
dierten  Waren  und  zwar: 

a.  durch  Verzollung   zur  Einfuhr   (Ziff.  2   hiemach); 

b,  durch  weitere  Abfertigung  im  gebundenen  Verkehr 
(Ziff.  3—6  hiernach); 

2.  zur  Einfuhrverzollung  mit  Ausschluß  der  Tiere  und 
solcher  Waren,  deren  Einfuhr  nur  über  bestimmte 
Zollämter  gestattet  ist; 

3.  zur  Freipaßabfertigung  und  Freipaßlöschung,  im  Re- 
paraturverkehr, für  Handelsmuster,  Waren  auf  unge- 
wissen Verkauf,  Marktwaren,  Reiselager,  Ausstellungs- 
gegenstände, Gegenstände  zu  vorübergehendem  Ge- 
brauch, Maschinen  und  Instrumente  zu  Versuchen, 
gebrauchte  Maschinen,  Rollmaterial  und  andere  Gerät- 
schaften von  Bauunternehmern,  Gegenstände  zu  wan- 
derndem Schausteilungen  (Art.  104),  sowie  im  Ver- 
edlungsverkehr (Art.  105); 

4.  zur  Geleitscheinabfertigung  behufs  der  direkten  Wieder- 
ausfuhr der  unter  Ziff.  3  hiervor  erwähnten  Waren, 
unmittelbar  nach  erfolgter  Freipaßlöschung; 

5.  zur  Ausstellung  von  Geleitscheinen  mit  zwölfmonat- 
lieber  Frist  für  Spekulationswaren  (Art.  57,  litt,  c,  und 
Art  62,  Absatz  4); 

6.  zur  Geleitscheinabfertigung  nach  dem  nächstgelegenen 
eidgenössischen  Niederlagshaus  oder  Zollfreilager  der- 
jenigen Warensendungen,  welche  innert  der  Frist  von 
6  Tagen  nach  ihrer  Ankunft  nicht  zur  Zolibehandlung 
angemeldet  worden  sind  (Art.  33  des  Zollgesetzes). 

Zur    Ausfuhrabfertigung    sind    die    Zollämter    im 
Innern  nieht  befugt. 
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Die  eidgenössischen  Niederlagshäuser  sind 
zur  Aufnahme  unverzollter  Waren,  mit  Ausschluß  von  Tieren 
und  der  im  Abschnitt  lY  hiernach  als  nicht  zur  Einlagerung 
zulässig  bezeichneten  Erzeugnisse,  bestimmt.  Sie  zählen  zur 
Kategorie  der  Hauptzollämter  im  Innern,  mit  der  Befugnis 
zur  Einfuhr-,  Geleitschein-  und  Freipaßabfertigung,  sowie  zur 
Geleitschein-  und  Freipaßlöschung. 

Zollfreilager  sind  unter  zollamtlichem  Verschluß 
oder  unter  zollamtlicher  Kontrolle  stehende  Lagerstellen  und 
werden  nur  in  Verbindung  mit  Bahn-Hauptzollämtern  be- 
willigt, denen  sie  unterstellt  sind. 

Bei  den  Nebenzollämtern  können  alle  nach  Gewicht 
zollpflichtigen,  sowie  die  zollfreien  Waren,  soweit  nicht  durch 
besondere  Vorschriften  oder  Tarifbestimmungen  Vorbehalte 
gemacht  sind,  zur  Einfuhr  oder  zur  Ausfuhr  abgefertigt 
werden ;  ferner  Tiere,  jedoch  mit  Beschränkung  der  Einfuhr 
auf  diejenigen  Zollämter,  welche  bierfür  geöffnet  sind. 

Zur  allgemeinen  Transitabfertijrung  dOrfen  bei  denselben 
nur  die  zollfreien  Waren  angemeldet  werden,  sowie  in  offenen 
Wagenladungen  einheitlicher  Gattung :  rohe  Erze,  rohes  Holz, 
Bretter,  Latten,  Schindeln,  Kohlen,  Steine,  Dachziegel,  Back- 
steine und  andere  gemeine  Ziegelwaren,  Kalk,  Gips,  Gement, 
Gerberrinde  und  Lohe,  Lumpen;  ferner  Bäume,  Sträucher, 
Zierpflanzen  und  Tiere,  jedoch  mit  Beschränkung  auf  die- 
jenigen Zollämter,  welche  für  die  Einfuhr  dieser  Gegenstände 
geöffnet  sind. 

Zur  Ausstellung  von  Freipässen  sind  die  Nebenzollämter 
nur  insoweit  befugt,  als  dies  in  Abschnitt  V  hiernach  aus- 
drücklich vorgesehen  ist. 

Die  Befugnisse  der  Zollbezugsposten  beschränken 
sich  auf  die  Abfertigung  zur  Einfuhr,  mit  Ausschluß  der 
Tiere,  sowie  zur  Ausfuhr.  Ihre  Einnahmen  sind  monatlich 
dem  Qbei^eordneten  Nebenzollamt  abzuliefern. 

Das  Zolldepartement  ist  indessen  ermächtigt,  die  Ab- 
fertigungsbefugnisse nötigen  Falls  und  unter  BerQcksichtigung 
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örtlicher  BedQrfoisse  zu  erweitem.  Wenn  es  sich  bloß  am 
einzelne  Fälle  oder  um  Erteilung  von  Bewilligungen  auf 
kurze  Zeit  handelt,  so  entscheidet  die  Oberzolldirektion. 

Daherige  Gesuche  sind  der  betre£fenden  Oebietsdirektion 
zur  Weiterleitung  einzureichen. 

Art.  9.  Die  Zollgrenze  oder  Z o  1 1 1 i n i e  nach  dem 
Auslande  wird  durch  die  politische  Landesgrenze  gebildet, 
doch  können  Grenzgebiete,  sowie  einzelne  Grenzliegenschaften, 
deren  territoriale  Lage  eine  wirksame  Überwachung  hindert, 
aus  der  Zolllinie  ausgeschlossen  werden   (Art.  54  des  Zoll- 


Wo  die  politische  Grenze  durch  Seen  oder  Flüsse  ge- 
bildet wird,  gilt  das  schweizerische  Ufer  als  Zollgrenze; 
dagegen  fällt  die  2k)Ilgrenze  mit  der  politischen  Grenze  zu- 
sammen, wenn  letztere  ein  Grenzgewässer  quer  durch- 
schneidet. 

Bei  schweizerischen  Zollämtern  auf  ausländischen  Bahn- 
höfen (Anschlußstationen)  sind  die  Bestimmungen  der  be- 
treffenden internationalen  Verträge  maßgebend. 

Art.  10.  Wer,  vom  Auslande  kommend,  als  Fahrer 
oder  Träger  von  Waren  die  Zolllinie  überschritten  hat,  darf 
mit  diesen  Waren  die  Zollstraße  bis  zur  Ankunft  beim 
Grenzzollamte  nicht  verlassen.  Er  darf  sich  auch  unterwegs 
nicht  willkürlich  aufhalten,  seine  Ware  weder  unter  Dach 
stellen  noch  überhaupt  irgend  welche  Veränderung  an  der- 
selben vornehmen  außer  mit  Bewilligung  und  im  Beisein 
eines  Zollbeamten  oder  Angestellten. 

Wo  nächst  der  Grenze  ein  Aufsichtsposten  (Anmeldungs- 
posten) besteht,  hat  sich  der  Warenführer  zunächst  bei 
diesem  zu  melden  und  sich  alsdann  unmittelbar  mit  dem 
erhaltenen  Eontrollschein  und  ohne  die  Zollstraße  zu  ver- 
lassen nach  dem  nächstgelegenen  Zollamte  zu  begeben. 

Ebenso  dürfen  die  mit  Waren  beladenen  Schiffe  längs 
der  schweizerischen  Wassergrenze   nur   an  den  hierfür  be- 


Digitized  by  VjOOQIC 


28  Vollsiehimgsverordiiiing 

zeichoeten  Landungsplätzen  anhalten  und  anlanden,  mit 
einziger  Aasnahme  von  Fällen  dringender  Gefahr  oder  höherer 
Gewalt,  worüber  sich  die  betreffenden  Schiffsleute  gehörig 
auszuweisen  haben.  Solche  Fälle  müssen  jedoch  dem  nächst- 
gelegenen Zollbureau  oder  Grenz  Wachtposten  sofort  angezeigt 
werden,  und  ohne  Ermächtigung  oder  Gegenwart  eines  Be- 
amten  oder  Angestellten  darf  an  der  betreffenden  Ladung 
nichts  verändert  werden. 

Wenn  inländische  Waren  zu  Lande  in  der  unmittelbaren 
Nähe  von  Grenzgewässern  und  Grenzstraßen  transportiert 
werden,  so  hat  der  Warenführer  dem  ersten  von  ihm  be- 
rührten schweizerischen  Orenzzollamte  die  Ausweispapiere 
zur  Abstempelung  vorzulegen,  um  sich  gegenüber  dem  Grenz- 
aufsich tspersonal  legitimieren  zu  können  (vgl.  Art.  42).     . 

Widerhandlungen  fallen  unter  die  Bestimmungen  des 
Zollgesetzes  betreffend  Zollübertretung  (Art.  55)  und  be- 
treffend Kontrollumgehung  (Art.  58). 

Art.  11.  Über  die  im  Bahn-  oder  Dampfschifftransport 
an  einer  Grenzstation  anlangenden  Güter  sind  vom  Waren- 
führer, d.  h.  von  der  Güterexpedition  oder  von  der  Dampf- 
schiffverwaltung, welche  dieselben  empfängt,  dem  Grenzzoll- 
amte Warenausweise  (Specifikationen)  nach  vorgeschriebenem 
Formular  zu  tibergeben,  an  Hand  welcher  diese  Güter  zoll- 
amtlich abgenommen  und  bis  nach  erfolgter  Zollbähandlung 
unter  Zollkontrolle  gestellt  werden. 

Die  Formulare  für  Warenausweise  werden  von  der  Zoll- 
verwaltung unentgeltlich  abgegeben. 

Art.  12.  Reisende,  welche  eingeschriebene  Gepäckstücke 
oder  Handgepäck  mit  sich  führen,  haben  sich  bei  Ankunft 
an  der  Grenzstation  zur  Zollabfertigung  zu  stellen,  und  es 
darf  ihr  Gepäck  nicht  eher  nach  dem  Inlande  weiter  gehen, 
bevor  diese  Abfertigung  vollzogen  worden  ist. 
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Art  13.  Die  Zollstunden  zur  AbfertiguDg  von 
Gotern  werden  für  die  Straßenzolläinter  festgesetzt 
wie  folgt: 

Vom  1.  Oktober  bis  Ende  Febraar,  von  7—12  Uhr 
vormittags  und  1 — 7  Uhr  nachmittags, 

vom  1.  März  bis  30.  September,  von  6 — i2  Uhr  vor- 
mittags und  1—7  Uhr  nachmittags. 

Die  Oberzulldirektion  ist  ermächtigt,  je  nach  den  lokalen 
Bedürfnissen  eine  Änderung  der  Zollstunden  eintreten  zu 
lassen. 

Während  der  Mittagszeit  ist  das  Zollpersonal  nicht  ver- 
pflichtet, Zollabfertigungen  vorzunehmen;  indessen  soll  die 
Zollstraße  ununterbrochen  bewacht  bleiben. 

Bei  jedem  Straßenzollamte  ist  eine  Tafel  anzubringen, 
durch  welche  die  reglementarischen  Zollstunden  dem  Publikum 
kund  gethan  werden. 

Art.  14.  Die  Zollabfertigung  vor  und  nach 
den  Zoll  stunden  ist  bei  den  Straßenzollämtern  gegen 
Entrichtung  einer  besonderen  Gebühr  an  den  betreffenden 
Beamten  gestattet,  und  zwar: 

von  Fr.  — .  30  per  Abfertigung  für  eine  Warenmenge  bis 

1000  kg., 
von  Fr.  — .  50  per  Abfertigung  für  eine  Warenmenge  über 

1000  kg.  bis  2000  kg., 
von  Fr.  1.  —  per  Abfertigung  für  eine  Warenmenge  über 

2000  kg.  bis  3000  kg., 
von  Fr.  1.  50  per  Abfertigung  für  eine  Warenmenge  über 
3000  kg. 

Für  offene  Wagenladungen  einheitlicher  Gattung  beträgt 
die  Gebühr  30  Rappen.  Hierunter  fallen  zollfreie  Erzeug- 
nisse, wie  z.  B.  Dünger,  Heu,  Stroh,  frisches  Obst  u.  s.  w. ; 
ferner  frische  Milch,  Erden  und  Thon,  rohe  Erze,  Besen 
von  Reisig,  rohes  Holz,  Bretter,  Latten,  Schindeln  und  Reb- 
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stecken,  Kohlea,  Steine,  Dachziegel,  Backsteine  und  andere 
gemeine  Ziegelwaren,  Kalk  und  Cetnent,  Bäume,  Sträucher 
und  Zierpflanzen,  Oerberrinde  und  Lohe,  Lumpen  und  Ma- 
kulatur. 

Für  Vieh  und  Pferde  beträgt  die  Gebühr: 
30  Rappen  für  ein  Stück, 
20       ^         ^    jedes  fernere  Stück. 

In  keinem  Falle  darf  die  bezogene  Gebühr  Fr.  1.  50 
per  Abfertigung  übersteigen. 

Der  Bezug  dieser  Gebühren  ist  im  landwirtschaftlichen 
Grenzverkehr  (Abschnitt  VII),  sowie  im  kleinen  Markt-  und 
Milchverkehr  (Zollgesetz  Art.  3,  litt,  o)  nur  für  solche  Ab- 
fertigungen statthaft,  welche  auf  Verlangen  des  WarenfOhrers 
zwischen  9  Uhr  abends  und  4  Uhr  morgens  vorgenommen 
werden. 

Art.  15.  Die  Abfertigungszeiten  der  Bahn-  und  Dampf- 
schiffszollämter  an  der  Grenze,  der  Zollämter  im  Innern  und 
der  eidgenössischen  Niederlagshäuser  werden  durch  die  Ober- 
zolldirektion festgesetzt  und  sollen  für  Bahnzollämter  an 
Hauptanschlüssen  zehn  Dienststunden  für  die  Beamten  und 
die  Angestellten  an  Wochentagen  nicht  übersteigen. 

Die  zollamtliche  Behandlung  von  fahrplanmäßigen  Per- 
sonenzügen und  DampfschifTen  hat  zu  jeder  Zeit  stattzufinden, 
jedoch  mit  der  Beschränkung,  daß  die  Zollämter  außer  den 
reglementarischen  Abfertigungszeiten  bloß  verpflichtet  sind, 
Reisegepäck  abzufertigen,  mit  Ausschluß  von  Handelswaren 
und  zur  zoll  vormerklichen  Behandlung  angemeldeten  zoll- 
pflichligen  Handelsmustern  und  Reiseiagern.  Diese,  sowie 
alle  andern  außer  den  reglementarischen  Abfertigungszeiten 
mit  Personen-  oder  Güterzügen  beziehungsweise  mit  Dampf- 
schifien  anlangenden  Waren  werden  bloß  abgenommen  und 
unter  zollamtliche  Kontrolle  gestellt. 

Für  die  Dienstverrichtungen  außer  den  reglementarischen 
Abfertigungszeiten  ist  dem  Zollpersonal  eine  besondere,  von 
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der  OberzolldirektioD  festzusetzende  Entsch&diguDg  zu  ent- 
richten,  bei  den  Bahnzollämtern  an  HauptanschlQssen  jedoch 
nur,  insofern  dadurch  zehn  Dienststundon  für  die  Beamten 
und  Angestellten  überschritten  werden.  Diese  Entschädi- 
gungen fallen  bei  Extrazügen  und  Extra  -  SchifTahrteu  zu 
Lasten  der  Bahn-  beziehungsweise  Dampfsehiffverwaltung, 
bei  fahrplanmäßigen  Zügen  und  Schiffen,  Fakultativzüge  in- 
begriffen, zu  Lasten  der  Zollrerwaltung.  In  außerordent- 
lichen Fällen,  wie  z.  B.  bei  andauerndem  Warenandrang,  kann 
die  Oberzolldirektion  auf  Ansuchen  der  Bahnverwaltung  eine 
zeitweilige  Verlängerung  der  Abfertigungszeiten  bewilligen 
gegen  eine  von  der  erstem  festzusetzende  Entschädigung  an 
das  Zollpersonal,  welche  zu  Lasten  der  Bahnverwaltung  fUllt. 

Fakultativzüge,  Extrazüge  oder  Extrafahrten,  sowie 
Zugs-  und  Schiffsverspätungen  sind  den  Zollämtern  rechtzeitig 
anzumelden. 

Die  Zollämter  sind  ermächtigt,  außer  den  reglemen- 
tarischen Dienststunden  und  auf  besonderes  Verlangen  des 
Warenführers  oder  Empfängers  auch  andere  Waren  als 
Reisegepäck  zollamtlich  abzufertigen.  In  diesem  Falle  hat 
aber  der  Oesuchsteller  dem  Zollamt  die  in  Art.  14  vorge- 
sehenen Oebühren  zu  entrichten,  welche  dem  abfertigenden 
Personal  zukommen  sollen. 

An  Sonn-  und  Festtagen  sollen  von  den  Eisen bahn- 
nnd  Dampfschiffszollämtern  außer  dem  Personenverkehr  nur 
transitierende  und  solche  zur  Einfuhr  bestimmte  Eilgüter, 
welche  raschem  Verderben  ausgesetzt  sind,  abgefertigt  werden. 
Ausnahmen  unterliegen  der  Bewilligung  der  Oberzolldirektion. 

Betreffend  die  Begleitung  von  Dampfschiffen  und  die 
Einrichtung  eines  Zollabfertigungsdienstes  auf  denselben  bleibt 
die  Festsetzung  der  daherigen  Bedingungen  in  jedem  einzelnen 
Falle  der  Oberzolldireklion  vorbehalten. 

Art.  16.  Die  Warenführer,  welche  bei  Nacht- 
zeit die  Zollstraßen  befahren,  haben  an  leicht  sicht- 
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barer  Stelle  des  Fuhrwerks  eine  brennende  Laterne  anzu- 
bringen, ihr  Gefährt  vor  dem  Zollamte  anzuhalten  und  sich 
bei  letzterm  zu  melden. 

Wenn  Warenführer  außer  den  Zollstunden  bei  Grenz- 
aufsichtsposten  anlangen^  so  haben  sie  sich  der  Begleitung 
bis  an  das  nächste  Zollamt  zu  unterwerfen,  ebenso  Waren- 
fDhrer  solcher  Ladungen,  deren  genaue  Verifikation  bei  dem 
zunächst  gelegenen  Hauptzollamt  oder  größern  Nebenzollamt, 
oder  deren  Abwägung  auf  einer  öffentlichen  Wage  dem  Ein- 
nehmer nötig  erscheint;  in  gleicher  Weise  werden  die  Waren- 
fQhrer  behandelt,  welche  mit  Durohfuhrgtttern  bei  Zollämtern 
anlangen,   die  zur  Transitabfertigung  nicht  ermächtigt  sind. 

Für  solche  Hegleitung  hat  der  Warenführer  dem  Zoll- 
amt zu  Händen  des  Begleiters  eine  Gebühr  zu  entrichten, 
welche  für  eine  Viertelstunde  oder  für  den  Bruchteil  einer 
solchen  40  Rp.  beträgt;  für  Begleitung  von  mehr  als  einer 
Viertelstunde  Zeit  ist  die  zweite  und  jede  weitere  Viertel- 
stunde oder  der  Bruchteil  einer  solchen  mit  je  20  Rp.  zu 
berechnen.     Für  den  Rückweg  wird  keine  Gebühr  bezogen. 

Art.  17.  Außer  den  Vorschriften  über  die  Zollabferti- 
gung hat  der  Warenführer  (Deklarant)  auch  diejenigen  der 
Handelsstatistik  zu  erfüllen.  Das  nämliche  gilt  hin- 
sichtlich der  landwirtschaftlichen  Gesetzgebung 
betreffend  Viehseuchen  und  Reblaus,  sowie  der 
Vorschriften  betreffend  die  Durchführung  von 
Staatsmonopolen  (Art.  4,  Absatz  2). 

Art.  18.  Die  Abfertigung  der  Fuhren  und  Schiffe  er- 
folgt in  der  Regel  nach  der  Reihe  ihrer  Ankunft,  und  Ab- 
weichungen hiervon  dürfen  nur  mit  Einwilligung  der  früher 
angelangten  stattfinden. 

Art.  19.  Die  Grenzzollämter,  welche  ermächtigt  sind, 
zollpflichtige  Waren  zur  direkten  Durchfuhr,  nach  eidgenös- 
sischen Niederlagshäusern  und  Zollämtern  im  Innern  ab- 
zufertigen, werden  öffentlich  bekannt  gemacht. 
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Art.  20.  Aus  Einfuhr-,  Durchfuhr-  oder  Niederlags- 
gQtern  zueaoimengesetzte  Ladungen,  welche  bei  einem  aur 
allgeoieinen  Transitabfertigung  nicht  ermächtigten  Neben- 
zollamte anlangen,  sind  nach  Wahl  des  Warenftahrers  auf 
seine  Kosten  unter  zollamtlicher  Begleitung  entweder  bis  an 
die  Grenzlinie  zurück  oder  zur  Abfertigung  auf  das  nächst- 
liegende, zur  Transitabfertigung  ermächtigte  Zollamt  zu 
fahren.  Das  nämliche  Verfahren  ist  zu  befolgen,  wenn  es 
sich  um  eine  Ladung  Durchfuhr-  oder  NiederlagsgQter  handelt. 

Art.  21.  Warenstücke,  deren  Inhalt  teils  zur  Einfuhr- 
verzollung an  der  Grenze  oder  bei  einem  Zollamt  im  Innern, 
teils  zur  Durchfuhr  oder  ftlr  ein  Niederlagshaus  bestimmt 
ist,  sind  an  der  Grenze  nur  dann  abzufertigen,  wenn  sie 
ungeteilt  entweder  zur  Einfuhrverzollung  am  Grenzzollamt 
oder  zur  Geleitscheinabfertigung  nach  einem  Bahnzollamt  um 
der  Grenze,  einem  Niederlagshause,  oder  zur  direkten  Durch- 
fuhr deklariert  werden.  Wenn  der  Warenfbhrer  sich  dieser 
Abfertigungsweise  widersetzt,  so  ist  gegen  denselben  das  int 
Art.  20  vorgeschriebene  Verfahren  anzuwenden. 

Zweiter  Absohnitt. 
Verfahren  bei  der  Zollabfertlgiing. 

A.  Zolldeklaration  und  Berechnung  der  Gebühren. 

Art.  22.  Für  alle  Waren,  welche  die  Zolllinie  über- 
schreiten, hat  der  Warenführer  dem  Zollamte  unter  gleich- 
zeitiger Vorlage  sämtlicher  Begleitpapiere  eine  Zolldekla- 
ration  ^Inhaltserklärung)  zu  überreichen,  welche  fol- 
gende Angaben  enthalten  soll: 

a.  Gattung  der  Ware,  nach  Nummer  und  Wortlaut  dea 
Gebrauchstarifs  zu  deklarieren; 

b.  Henge*^ (Brutto-    und    Nettogewicht,    beziehungsweise 
Stack-  oder  Literzahl); 

Eidg.  amtl.  Samml.  Nene  Folge.  XV.  Bd.  8 
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c.  Zahl  der  Warenstücke  und  Verpackungsart; 

d.  Zeichen  und  Nummern; 

e.  ErzeugungB-,  beziehungsweise  Verbrauchsland ; 

f.  Wert:  bei  der  Ausfuhr  für  alle  Waren;  bei  der  Ein* 
fuhr  für  diejenigen  Waren,  deren  Wertdeklaration  im 
Oebrauchstarif  speciell  vorgeschrieben  ist; 

g.  Unterschrift  des  Dekiaranten    und  Domizil    desselben; 
h.  Datum  der  Ausstellung  der  Deklaration. 

Je  nach  der  Bestimmung  der  Ware  sind  hierfür  nach- 
stehende Deklarationsformulare  zu  verwenden: 

a.  Verzollung  zur  Einfuhr,  Formular  8.  1. 

b.  Oeleitscheinabfertigung,  Formular  8.  2. 

c.  Ausfuhr,  Formular  S.  4,  4  a  und  4  Post. 

d.  Durchfuhr  (Geleitscheinlöschung],  Formular  S.  5. 

e.  Freipaßabfertigung,  Formular  8.  6  und  6  a. 

f.  Freipaßlöschung,  Formular  8.  7  und  7  a. 

Nach  eidgenössischen  Niederlagshftusem  abgefertigte 
Bendungen  sind  behufs  der  Oeleitscheinlöschung  zur  Ein- 
lagerung zu  deklarieren  (Formular  8.  3). 

Zolldeklarationen,  welche  mit  den  Begleitpapieren  einer 
Warensendung  nicht  übereinstimmen,  sowie  solche,  welche 
ungenügende  oder  nicht  tarifgemäße  Inhaltsangaben  ent- 
halten, sind  an  den  Warenführer  beziehungsweise  Dekia- 
ranten zur  Richtigstellung  beziehungsweise  Ergänzung  zu- 
rückzuweisen. 

Die  Bahnzollämter  dürfen  nur  solche  Deklarationen» 
entgegennehmen,  welche  vom  Warenführer  beziehungsweise 
Dekiaranten  (Oüterexpedition  oder  Speditionshaus)  selbst 
ausgestellt  oder  aber  kontrasigniert  sind. 

Andere  Deklarationsformulare  als  solche,  die  von  der 
eidgenössischen  Zollverwaltung  bezogen  und  mit  dem  Stempel 
derselben  versehen  sind,  werden  nicht  zugelassen. 

Diese  Formulare  werden  von  der  Zollverwaltung  zum 
Sei  bstkostenpreise  abgegeben . 


Digitized  by  VjOOQIC 


zum  BnndesgeMti  Aber  dM  ZoUwdsen.  35 

Art.  23.  Stehen  dem  Deklaranten  beziehuagsweise 
WarenfÜhrer  die  nötigen  Ausweise  nicht  zur  Verfügung,  um 
die  Zolldeklaration  nach  Vorsohrift  ausstellen  zu  können, 
oder  bezweifelt  derselbe  die  Bichtigkeit  der  in  den  Begleit- 
papieren enthaltenen  Angaben,  so  ist  er  befugt,  den  Inhalt 
der  betreffenden  Frachtstücke  auf  eigene  Oefahr  und  Kosten 
zu  untersuchen  oder  durch  einen  Bevollmächtigten  unter- 
suchen zu  lassen. 

Falls  sich  bei  dieser  Vorrevision  Warenartikel  finden, 
bezQglich  deren  Klassifikation  Zweifel  bestehen,  oder  falls 
es  sich  hierbei  um  Fraehtsttlcke  handelt,  deren  Inhalt  aus 
verschiedenen  Warengattungen  zusammengesetzt  ist,  so  ist 
dem  Warenführer  gestattet,  einen  Zollbeamten  beizuziehen, 
damit  die  Revision  gemeinsam  vorgenommen  und  eine  noch- 
malige  zollamtliche  Revision  vermieden  werden  kann. 

Der  einer  solchen  Untersuchung  beiwohnende  Zollbeamte 
hat  darnber  zu  wachen,  d»ß  während  derselben  aus  den 
betreffenden  Frachtstücken  keine  Gegenstände  entnommen 
oder  vor  ihm  verheimlicht  werden.  Auf  besonderes  Ver- 
langen des  Zollpflichtigen  hat  er  demselben  bezüglich  der 
Klassifikation  und  Abfassung  der  Deklaration  Anleitung  zu 
erteilen. 

Hingegen  ist  der  Zollbeamte  nicht  befugt,  für  Rechnung 
des  Warenführers  oder  Deklaranten  die  Voruntersuchung 
selbst  vorzunehmen. 

Art.  24.  Bei  Frachtstücken,  welche  Waren  verschiedener 
Art  enthalten,  ist  die  Tara  nach  Verhältnis  des  Nettogewichts 
auf  die  einzelnen  Warengattungen  zu  verteilen  (Art.  33 
hiernach). 

Art.  26.  Bei  den  Bahnzollämtem  an  der  Grenze  i^t 
für  die  unter  zollamtliche  Kontrolle  gestellten  Waren  eine 
Frist  bis  auf  72  Stunden,  von  deren  Ankunft  an,  zur  Vor- 
lage der  Zolldeklaration  gestattet.    Das  Zolldepartement  wird 
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ormächtigt,    wenn   besondere  Verhältnisse  des  Verkehrs   es 
erfordern,  diese  Frist  bis  auf  sieben  Tage  zu  verlängern. 

Bei  Zollämtern  im  Innern  angelangte  Sendungen,  welche 
innert  sechs  Tagen  nach  ihrer  Ankunft  nicht  zur  Zollbehandlung 
angemeldet  werden,  sind  dem  nächstgelegenen  eidgenössischen 
Niederlagshause  oder  Zollfreilager  zuzuleiten  (Art.  33  des 
Zollgesetzes). 

Art  26.  Wenn  der  Warenführer,  bezw.  Deklarant, 
auf  die  in  Art.  23  gestattete  Untersuchung  vor  Abgabe 
der  Deklaration  verzichtet,  oder  die  bereits  abgegebene 
vom  Einnehmer  als  ungenügend  oder  zweideutig  befundene 
Deklaration  nicht  ergänzen  kann  oder  will,  so  hat  die  Ab- 
fertigung des  Frachtstückes  nach  Mitgabe  der  Art.  12,  13 
oder  14  des  Zollgesetzes  stattzufinden  (Art.  36  hiernach), 
ohne  daß  nachträgliche  Reklamationen  gegen  dieses  Ver- 
fahren Berücksichtigung  finden  können. 

Art.  27.  Kann  der  Warenführer,  resp.  der  Deklarant, 
eine  tarifmäßige  Deklaration  nicht  beibringen  oder  eine  als 
ungenügend  zurückgewiesene  Deklaration  nicht  vervollstän- 
digen, und  weigert  er  sich  im  letztern  Falle,  das  im  Art.  26 
vorgesehene  Abfertigungsverfahren  eintreten  zu  lassen,  so 
ist  die  Ware  auf  seine  Kosten  über  die  Grenze  zurückzu- 
weisen oder  nach  dem  nächstgelegenen  eidgenössischen 
Niederlagshause  abzufertigen.  Allftlllige  Begieitungskosten 
sind  nach  Art.  16  zu  berechnen. 

Art.  28.  Das  im  vorhergehenden  Artikel  vorgeschrie- 
bene Verfahren  tritt  ebenfalls  ein,  wenn  ein  Warenföhrer 
bezw.  Deklarant  weder  den  Zoll  bezahlt,  noch  die  für  die 
Zwischenabfertigung  (s.  Abschnitte  III  und  V  hiernach)  er- 
forderliche Hinterlage  oder  Bürgschaft  beibringt. 

Art.  29.  Im  Falle  von  Zweifel  oder  abweichender  An- 
schauung zwischen  dem  Zollamte  und  dem  Zollpflichtigen 
über  den  anzuwendenden  Zollansatz  wird  ersteres  ein  Muster 
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erheben  und  dasselbe,  unter  Angabe  des  Wertes  der  Ware 
und  ihrer  Verwendung,  sowie  der  importierten  Menge,  der 
Gebietsdirektion  einsenden,  welehe  nach  Umst&nden  über 
den  betreffenden  Fall  selbst  entscheidet  oder  bei  der  Ober- 
zoUdirektion  Weisung  einholt. 

Ist  die  Erhebung  eines  Musters  nicht  möglich,  so  ist  über 
den  bezüglichen  Gegenstand  eine  genaue  und  erschöpfende 
Beschreibung,  allfäliig  mit  einer  Zeichnung,  einzusenden. 

Bis  zum  Eintreffen  des  Entscheides  kann  die  Ware, 
unter  Hinterlage  oder  VerbQrgung  des  hohem  Zollansatzes, 
vom  Zollamte  freigegeben  werden. 

Art.  30.  Über  die  Zoll  behandlung  der  Post- 
sendungen wird  ein  besonderes  Regulativ  erlassen. 

Art.  31.  Im  Grenz  verkehr,  im  Marktverkehr, 
sowie  f&rReisendengepäok  (eingeschriebenes  und  Hand- 
Gepäck)  ist  die  Vorlage  einer  schriftlichen  Deklaration  nicht 
erforderlich,  sondern  es  können  die  zollpflichtigen  Gegen- 
stände mündlich  angemeldet  werden. 

Anstatt  die  Anfrage  des  Zollbeamten,  ob  er  zollpflich- 
tige oder  verbotene  Waren  mit  sich  führe,  bestimmt  zu 
beantworten,  ist  dem  Reisenden  gestattet,  sein  Gepäck  der 
Revision  zu  unterwerfen,  um  den  Zoll  nach  Revisionsbefund 
zu  entrichten ;  jedoch  kann  in  diesem  Falle  das  Zollamt  die 
Abfertigung  aufschieben,  bis  diejenige  der  bestimmt  dekla- 
rierten Gepäckstücke  beendigt  ist. 

Art.  32.  Die  Berechnung  der  Zollgebühren 
geschieht,  soweit  es  sich  nicht  um  solche  Waren  handelt, 
auf  welchen  der  Zoll  vom  Stück  erhoben  wird,  nach  Maßgabe 
des  Bruttogewichtes,  d.  h.  mit  der  transportüblichen  Ver- 
packung. 

Unter  Vorbehalt  der  Bestimmungen  betreffend  die  Post- 
sendungen und  betreffend  den  Grenzverkehr  (Art.  3,  litt,  g, 
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des  Zollgesetzes)  sind  Bruchteile  eines  Kilogramms  als  ganzes 
Kilogramm  zu  zählen. 

Bruchteile  eines  Rappens  werden  nicht  berechnet. 

Art.  33.  Als  t ransportübliche  Verpackung 
werden  nur  diejenigen  Verpackungsarten  anerkannt,  welche 
seitens  der  ßisenbahuverwaltungen  im  Ooterverkehr  zur  Be- 
förderung per  Bahn  angenommen  werden. 

Für  Waren,  welche  nicht  in  transportQ blicher  Ver- 
packung oder  des  äußern  Verpackungsmaterials  entledigt 
zur  Zollbehandlung  vorgewiesen  werden,  hat  ein  durch  be- 
sondere Verordnung  festzusetzender  Tarazuschlag  in  Prozenten 
des  vorhandenen  Nettogewichts  in  Berechnung  zu  kommen. 

Der  Tarazuschlag  ist  auch  bei  solchen  Flüssigkeiten 
anzuwenden,  deren  Transport  in  sogenannten  Gisternen- 
(Reservoir-)Wagen  stattfindet. 

Im  kleinen  Marktverkehr  in  der  Grenzzone  und  für 
Effekten  von  Reisenden  finden  jedoch  diese  Bestimmungen 
nicht  Anwendung. 

Art.  34.  Die  im  Festverkehr  eingehenden  Waren- 
sendungen, deren  Bruttogewicht  500  Gramm  nicht  übersteigt, 
sowie  alle  von  einer  einzelnen  Person  eingebrachten,  nach 
Gewicht  zollpflichtigen  Waren  bis  auf  250  Gramm  Gesamt- 
gewicht sind  zollfrei  (Art.  3,  litt,  g^  des  Zollgesetzes). 

Bruchteile  bis  auf  500  Gramm  werden  bei  Post- 
sendungen nicht  berechnet,  solche  über  500  Gramm  dagegen 
zählen  als  ganzes  Kilogramm.  Ebenso  fallen  bei  der  Zoll- 
berechnung für  die  von  einer  einzelnen  Person  eingebrachten 
zollpflichtigen  Waren  Bruchteile  bis  auf  250  Gramm  außer 
Betracht,  während  solche  über  250  Gramm  auf  ein  ganzes 
Kilogramm  aufgerundet  werden. 

Die  Anwendung  dieser  Bestimmung  kann,  wenn  Miß- 
brauche sich  zeigen,  vom  Bundesrate  ganz  oder  teilweise 
sistiert  werden. 
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Art.  35.  Die  Bereohnung  der  Zollgebühren 
gesehieht  au  f  Grundlage  der  Zolldeklaration  , 
fQr  deren  Richtigkeit  der  Warenführer,  beziehungsweise  De- 
klarant,  der  Zollverwaltung  gegenüber  haftet. 

Unrichtige  Inhalts-  oder  Gewichtsangaben  haben  die 
Anwendung  der  Strafbestimmungen  des  Zollgesetzes  (Art.  55 
u.  ff.)  zur  Folge. 

Art.  36.  Bei  zweideutiger  Deklaration  (Art.  26 
faiervor)  hat  das  Zollamt  die  höchste  GebQhr  zu  berechneu, 
welche  der  betreffenden  Ware  nach  Maßgabe  ihrer  Art  auf- 
-erlegt  werden  kann  (Art.  13  des  Zollgesetzes). 

Sind  Waren  verschiedener  Art,  welche  ver- 
schiedenen Zollansätzen  unterliegen,  in  einem  und  dem- 
selben FrachtstQck  verpackt,  und  es  erfolgt  nicht 
eine  genQgende  Angabe  über  die  Menge  jeder  einzelnen 
Gattung,  so  ist  der  Zoll  für  das  Gesamtgewicht  nach  dem- 
jenigen Ansätze  zu  berechnen,  welcher  für  den  mit  der 
höchsten  Gebühr  belasteten  Teil  der  Ware  zu  bezahlen  wäre 
(Art.  14  des  Zollgesetzes). 

Art.  37.  Warenstücke  oder  ganze  Ladungen, 
für  welche  eine  Gewichtsangabe  nicht  erhält- 
lich ist,  sind  durch  das  abfertigende  Zollamt  abzuwägen, 
gegen  Berechnung  einer  Waggebühr  von  10  Rappen,  für 
Wagenladungen  einheitlicher  Warengattung  von  5  Rappen, 
per  100  kg.  oder  deren  Bruchteil. 

Muß  eine  Ware  zu  diesem  Behufe  zur  nächsten  öffent- 
lichen Wage  verbracht  werden,  was  nur  mit  zollamtlicher 
Begleitung  geschehen  darf,  so  hat  der  Warenführer  in  diesem 
Falle  die  Kosten  der  Abwägung  zu  tragen  und  überdies 
für  die  Begleitung  die  in  Art.  16  hiervor  festgesetzte  Ent- 
sehftdigung  zu  entrichten. 

Im  Grenzverkehr  (Straßenverkehr)  ist  für  Brennholz, 
rohes  Bauholz,   Bausteine,   Kalk  und  Gips,  rohe  Dachziegel 
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und  Backsteine  in  ganzen  Wagenladungen,  sofern  eine  Oe- 
Wichtsdeklaration  nicht  erhältlich,  auf  jedes  angespannte 
Zugtier  1000  Kilogramm  Ware  su  rechnen. 

Zollfreie  Gegenstände,  sowie  zollpflichtige  Warenmengen, 
bis  und  mit  10  Kilogramm,  aus  einzelnen  oder  mehreren 
Frachtsttkcken  bestehend,  sind  von  der  Waggebühr  befreit. 
Diese  Bestimmung  findet  indessen  auf  den  Oebtkhrenbezug 
in  den  eidgenössischen  Niederlagshäusern  (Art.  102)  keine 
Anwendung. 

Unter  außerordentlichen  Verhältnissen 'kann  das  Zoll- 
departement eine  Ermäßigung  der  WaggebQhren  eintreten 
lassen. 

Im  Bahnverkehr  sind  keine  Deklarationen  ohne  Oe- 
wichtsangaben  entgegenzunehmen. 

Bei  Postsendungen,  ftkr  welche  eine  Gewichtsdeklaration 
nicht  vorliegt,  ist  die  Abwägung  durch  das  Auswechslungs- 
postbureau gebührenfrei  vorzunehmen. 

B.  Zollabfertigung  und  Zollscheine. 

Art.  38.  Wenn  die  Zolldeklaration  (Art.  22),  wie  auch 
die  übrigen  Begleitpapiere  den  VorschriAen  entsprechen,  hat 
das  Zollamt  den  Zollschein  nach  Maßgabe  der  Deklaration 
auszustellen  und  denselben  dem  Zollpflichtigen  gegen  Ent- 
richtung bezw.  Sicherstellung  der  darauf  haftenden  Gebühren 
zu  abergeben. 

Der  Einnehmer  ist  für  den  richtigen  Bezug  der  bar  zu 
entrichtenden  Gebühren  verantwortlich  und  hat  daftlr  zu 
sorgen,  daß  die  verbürgten  Zollbeträge  vorschriftsgeroäß 
einbezahlt  werden. 

Art.  39.  Wenn  Einfuhrdeklarationen  vorgewiesen  wer- 
den ,  welche  Warensendungen  für  verschiedene  Adressaten 
umfassen,  so  hat  das  Zollamt  ebenfalls  gleichlautende  K  o  I  - 
lektivquittungenzu  verabfolgen,  jedoch  unter  Vormerk 
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dee  auf  jede  einzelne  Sendung  entfallenden  Zollbetrages  auf 
dem  betreffenden  Frachtbriefe  mittelst  eines  speciellen  Stem- 
pels (Zollbetragsstempel). 

Art.  40.  FOr  die  verschiedenen  Arten  der  Zollabfertigung 
werden  folgende  Zollscheine  ausgestellt: 

a.  Einfubrzollquittung  (Formular  Nr.  1):  für  die 
definitiv  zur  Einfuhr  verzollten  Waren;  bei  provi- 
sorischen Verzollungen  ist  der  Zollbetrag  bloß  als  in- 
terimistisch erhoben  auf  dem  Frachtbrief  vorzumerken, 
oder  es  kann  eine  interimistische  Bescheinigung  aus- 
gestellt werden  (Form.  51);  für  zollfrei  eingehende 
Waren  wird  kein  Zollschein  verabfolgt. 

b.  Ausfuhrzollquittung  (Formular  Nr.  4):  fOr  die 
bei  der  Ausfuhr  zollpflichtigen  Waren;  für  zollfreie 
Ausfuhr  wird,  wenn  nicht  aus  besonderen  Gründen 
notwendig  oder  vom  Warenftkhrer  verlangt,  kein  Zoll- 
schein verabfolgt. 

c.  Geleitschein  (Formular  Nr.  2):  für  Warensendungen, 
welche  bei  einem  zur  Geleitscheinabfertigung  ermäch- 
tigten Grenzzollamte  zum  Transit  durch  die  Schweiz, 
oder  nach  einem  eidgenössischen  Niederlagshause,  oder 
nach  einem  Zollamte  im  Innern  deklariert  werden; 
ferner  f&r  solche,  welche  aus  einem  eidgenössischen 
Niederlagshause  nach  einem  andern  oder  nach  dem 
Auslande  expediert  werden,  und  endlich  für  Waren, 
welche  von  einem  Zollamte  im  Innern  nach  einem 
Grenzzollamte  oder  nach  einem  eidgenössischen  Nieder- 
lagshause abzufertigen  sind; 

Geleitschein    ft)r   Spekulationsgüter  (Formular  Nr.  2, 

Rotdruck) ; 

Oeleitschein  für  Reisegepäck  (Formular  Nr.  10,  grün). 

d.  Fr  ei  paß  (Formular  Nr.  6):  ftlr  Waren,  welche  zur 
Veredlung  oder  Reparatur,  zu  vorübei^ehendem  Ge- 
brauch,  an  Ausstellungen  oder  im  Harktverkehr,  als 
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verkäufliche  Warenmuster  oder  Reiselager  u.  8.  w. 
(Art.  104)  ein-  bezw.  aiisgeftihrt  werdea,  um  wieder 
aus  der  Schweiz  nach  dem  Auslande,  oder  aus  dem 
Auslande  nach  der  Schweiz  zurückzukehren. 

Ausweis  für  zollfreie  Wiedereinfuhr  (Formular 
l^r.  9):  für  Waren,  welche  über  ausländisches  Gebiet 
geführt  zollfrei  wieder  in  die  Schweiz  eintreten  sollen. 

Freipaß  für  zollfreie  Einfuhr  landwirtschaftlicher 
Erzeugnisse  der  Grenzzone  (Formular  Nr.  7). 

e.  Niederlagsschein  (Formular  Nr.  3):  für  Waren, 
deren  Einlagerung  in  ein  eidgenössisches  Niederlagshaus 
stattgefunden  hat. 

f,  Durchfuhrschein  (Formular  Nr.  5)  auf  spcoielles 
Verlangen  des  WarenfOhrers:  für  die  zum  Transit 
durch  die  Schweiz  abgefertigten  Güter  bei  deren 
Wiederausfuhr,  behufs  der  Löschung  des  betreffenden 
Geleitscheines. 

C.  Zollamtliche  Kontrolle  und  Warenrevision. 

Art.  41.  Nach  Entgegennahme  der  Zolldekla- 
ration bezw.  nach  Ausstellung  des  Zollscheines 
hat  der  die  Zollkontrolle  besorgende  Beamte 
diese  Ausweise  mit  Bezug  auf  formelle  Rich- 
tigkeit zu  kontrollieren  und  sich  zu  überzeugen, 
daß  dieselben  mit  der  Ware  übereinstimmen. 

Zu  diesem  Behufe  ist  der  betreffende  Beamte  berechtigt, 
die  ganze  Ladung  oder  einzelne  Warenstacke  nach  Gutfinden 
(offnen,  auspacken  und  abwägen  zu  lassen. 

Findet  der  Beamte  die  Ware  mit  der  Deklaration  über- 
einstimmend, so  wird  der  Zollschein  nebst  den  übrigen  Be- 
gleitpapieren, welche  zollamtlich  abzustempeln  sind,  dem 
Warenführer,  beziehungsweise  Deklaranten,  gegen  Entrich- 
tung, Hinterlage  oder  Sicherstellung,  der  darauf  haftenden 
Zollgebühren  ausgehändigt. 
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Wenn  sieh  bei  der  zollamtlichen  Revision  eine  Un- 
riehtigkeit  der  Deklaration  zu  Ungunsten  dea  Zollpflichtigen 
ergiebt,  bo  ist  der  Zollaehein  nach  dem  Revisionsbefund 
richtigzustellen. 

Ergiebt  sich  eine  Unrichtigkeit  zu  Ungunsten  des  Fiskus, 
sei  es  unrichtige  Inhalts-  oder  Gewichtsangabe  oder  Ver- 
heimlichung von  Waren  u.  s.  w.,  so  hat  das  Zollamt  nach 
Anleitung  von  Art.  55  u.  ff.  des  Zollgesetzes  und  der  Be- 
stimmungen des  Bundesgesetzes  betreffend  das  Verfahren  bei 
Übertretungen  fiskalischer  und  polizeilicher  Bundesgesetze 
vom  30.  Juni  1849  zu  handeln.  Die  Straf  bestimm  ungen  mit 
Bezug  auf  die  Übertretung  anderer  Bundesgesetze  (Art.  17) 
bleiben  vorbehalten. 

Bei  sämtlichen  BahnzoU&mtern  sind  zur  Vornahme  der 
zollamtlichen  Revision  von  Frachtgatern  wie  von  Reisegep&ck 
die  von  der  Zollverwaltung  als  nötig  erachteten  besondern 
Revisionsr&ume  von  der  betreffenden  Bahnverwaltung  zur 
Verfbgung  zu  stellen,  und  zwar  auf  den  Orenzbahnhöfen 
unentgeltlich,  in  Oemäßheit  von  Art.  17  des  Zollgesetzes, 
bei  den  Bahnzollämtern  im  Innern  gemäß  specieller  Verein- 
barung. 

Das  Ab-  und  Wiederaufladen  der  zur  zollamtlichen  Re- 
vision zu  stellenden  Frachtgüter  und  Gepäckstücke,  das 
Offnen,  das  Aus-  und  Wiedereinpacken  ist  Sache  des  Waren- 
führers (Art.  23  des  Zollgesetzes);  desgleichen  das  Abwiegen, 
sowie  das  Hin-  und  Hertransportieren  zu  und  von  den  Re- 
visionslokalen. 

Art.  42.  Dem  Zollpersonal  steht  das  Recht  zu,  über 
die  Zollgrenze  ein-  oder  austretende  oder  in 
deren  Nähe  betroffene  Fuhrwerke  oder  am 
schweizerischen  Ufer  anlegende  Wasserfahr- 
zeuge zu  durchsuchen,  auch  wenn  vom  Führer  der- 
selben erklärt  wird,  daß  sie  keine  oder  nicht  zur  Einfuhr 
bestimmte  Waren  enthalten. 
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Wird  die  Durchsuohuag  vom  Führer  des  Fuhrwerks 
oder  Fahrzeuges  verweigert^  so  ist  letzteres  zollamtlich  mit 
Beschlag  zu  belegen,  bis  die  UotersuchuDg  durch  das  nächst- 
gelegeue  Zollamt  hat  stattflodeo  können.  Wird  alsdann 
durch  diese  Untersuchung  das  Vorhandensein  zollpflichtiger 
Waren  festgestellt,  so  hat  das  Zollamt,  sofern  die  ErfoUung 
der  Zollpflicht  oder  der  inländische  Ursprung  der  Ware  nicht 
erwiesen  ist,  das  Strafverfahren  wegen  ZoUubertretung  ein- 
zuleiten; finden  sich  solche  Waren  nicht  vor,  so  ist  über 
den  Fall  an  die  Zollgebietsdirektion  Meldung  zu  machen, 
welche  nach  Feststellung  der  Thatsachen  den  betreffenden 
Fohrer  des  Fuhrwerks  oder  Fahrzeuges  mit  einer  Ordnungs- 
buße (Art.  58  des  Zollgesetzes)  belegen  kann  oder,  je  nach 
den  Verumständungen,  die  Akten  nebst  Antrag  der  Ober- 
behörde übermittelt. 

Vorbehalten  bleiben  überdies  die  Bestimmungen  im 
Art.  47  des  Bundesgesetzes  über  das  Bundesstrafrecht  der 
schweizerischen  Eidgenossenschaft  vom  4.  Februar  1863. 

Das  nämliche  Verfahren  wie  gegenüber  den  Führern 
von  Fuhrwerken  oder  Wasserfahrzeugen  hat  auch  gegen- 
über den  Führern  von  Vieh,  beladenen  Lasttieren  und  den 
Trägern  von  Körben,  Paketen  u.  s.  w.  in  Anwendung  zu 
kommen. 

Art.  43.  Das  Oepäok  der  Reisenden,  und  zwar 
sowohl  das  eingeschriebene  (Passagiergut)  wie  das  Hand- 
Oepäck,  ist  beim  Eintritt  in  die  Schweiz  der  zollamtlichen 
Kontrolle  unterworfen  und  kann  nach  dem  Ermessen  des 
abfertigenden  Beamten  oder  Angestellten   revidiert  werden. 

In  der  Regel  bat  die  endgültige  Abfertigung  des  Rei- 
sendengepäcks beim  Grenzzollamte  stattzufinden. 

Für  Passagiergut,  welches  direkt  nach  einer  Ortschaft 
im  Innern  kartiert  ist,  woselbst  sich  ein  Zollamt  oder  ein 
eidgenössisches  Niederlagshaus  befindet,  kann  indessen  die 
Abfertigung  nach  diesem  letztern  verlangt  werden,  in  welchem 
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Falle  die  Weiterleitung  der  betreffeDden  OepäckstUoke  unter 
Zollverschluß  mit  Oeleitschein  statizußnden  hat. 

Dieses  Abfertigungsverfahren  ist  unter  allen  Umständen 
anzuwenden  ftar  Passagiergut,  welches  ohne  den  Reisenden 
beim  Grenzzollamt  anlan^^t  und  direkt  nach  einer  Ortschaft 
im  Innern  kartiert  ist,  woselbst  sich  ein  Zollamt  oder  ein 
eidgenössisches  Niederlagshaus  befindet. 

Art.  44.  Den  Zollämtern  ist  untersagt,  mit  Schlössern 
versehene  Kisten,  Koffern  etc.  behufs  Vornahme  der  Zoll- 
revision aufbrechen  zu  lassen. 

Die  Zollabfertigung  von  Sendungen,  welche,  weil  ver- 
schlossen, nicht  revidiert  werden  können,  ist  aufzuschieben, 
bis  die  SohlQssel  vom  Warenführer  beigebracht  sind.  Findet 
gleichwohl  gewaltsame  Öffnung  durch  letztern  statt,  so  bleibt 
derselbe  ftlr  alle  hieraus  entstehenden  Folgen  haftbar. 

Art.  45,  Personen,  die  im  Verdachte  stehen,  unter 
den  Kleidern  Waren  mit  sich  zu  fuhren,  können  vom  Zoll- 
amte der  körperlichen  Durchsuchung  unterworfen 
werden.  Ergiebt  diese  das  Vorhandensein  von  Waren, 
welche  der  Träger  nicht  zur  Verzollung  angemeldet  und  so- 
mit verheimlicht  hat,  so  ist  der  Fall  als  ZollQbertretung  zu 
behandeln. 

Art.  46.  Bei  der  Ausfuhr  findet  eine  zollamtliche 
Revision  für  Waren  aus  dem  freien  Verkehr  in  der  Regel 
nur  dann  statt,  wenn  dieselbe  vom  Warenfuhrer  verlangt 
oder  vom  Zollamt  aus  irgend  einer  Ursache  für  nötig  er- 
achtet wird. 

Für  die  Ausfuhr  im  Oeleitschein-  und  Freipaßverkehr 
gelten  die  besondern  in  den  Abschnitten  III  und  V  hiernach 
enthaltenen  Vorschriften. 
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Dritter  Abaolmitt. 
Die  Abfertigiing  mit  Geleltseheiii. 

Art.  47.  WareDsendaogeo  mit  BestimmuDg  sur  Doreh- 
fuhr  nach  einem  eidgenOssischeo  Niederlagsbause  oder  nach 
einem  Zollarote  im  Innern  »ind  an  der  Grenze  mit  Oeleit- 
schein  abzufertigen.  Ebenso  sind  Geleitscheine  auszustellen 
ftir  Sendungen,  welche  aus  einem  eidgenössischen  Nieder- 
lagshause nach  einem  andern  oder  nach  dem  Auslande,  so- 
wie (Ult  solche,  welche  von  einem  Zollamte  im  Innern  nach 
einem  Grenzzollamte  abgefertigt  werden  sollen;  endlich  im 
Lagerverkehr  mit  SpekulationsgOtem  und  für  Reisegep&ck 
unter  zollamtlichem  Verschluß  (Art.  40,  litt.  c). 

Der  WarenfQhrer  hat  für  den  Betrag  des  Eingangs- 
zolles der  zur  Geleitscheinabfertigung  deklarierten  Waren- 
stücke  und  Air  die  genaue  Erfüllung  der  daherigen  Vor- 
schriften Sicherheit  zu  leisten,  sei  es  durch  Barhinterlage 
oder  durch  annehmbar  befundene  Bürgschaft. 

Derselbe  erhält  hierauf  den  vom  Zollamte  ausgestellten 
Geleitschein,  auf  welchem  der  sichergestellte  Zollbetrag  bis 
zur  Löschung  (Art.  61)  haftet. 

Art.  48.  Die  Bürgschaft  kann  eine  besondere  sein 
ftlr  eine  bestimmte  Partie  Waren  oder  für  einen  bestimmten 
Betrag,  oder  auch  eine  allgemeine  für  alle  von  einem  Waren- 
führer (Transportunternehmung)  oder  für  Rechnung  eines 
Privatgeschäftes  zur  Zollbehandlung  vorgewiesenen  Waren, 
soweit  nicht  die  Hinterlage  in  bar  (Art.  59)  vorgeschrieben  ist. 

Allgemeine  Bürgschaften  bedürfen  der  Genehmigung  der 
Gebietsdirektion. 

Art.  49.  Das  abfertigende  Zollamt  kann  die  An- 
legung des  zollamtlichen  Verschlusses  an  eine 
zur  Geleitscheinabfertigung  deklarierte  Sendung  verfügen, 
sofern  es  diesen  Verschluß  als  zweckmäßig  oder  notwendig 
erachtet. 
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Bbeoso  kann  der  WareofQhrer  seinerseits  die  Anlegung 
des  Zollverschlusses  verlangen.  Das  Zollamt  hat  alsdann 
darober  zu  entscheiden,  ob  dem  Begehren  entsprochen  werden 
kann  oder  ob  eine  Untersuchung  vorgenommen  und  die 
Sendung  nach  dem  Befunde  abgefertigt  werden  soll. 

Für  zollamtlich  versehlossene  Warensendungen  hat  da» 
Zollamt  den  Zoll  nach  dem  höchsten  Ansatz  des  Zolltarifs 
sicherstellen  zu  lassen. 

Einer  Revision  werden  die  mit  zollamtlichem  Verschluß 
zu  versehenden  Waren  in  der  Kegel  nicht  unterworfen. 
Immerhin  kann  der  abfertigende  Beamte  sieh  darüber  Oe- 
wißheit  verschaffen ,  daß  die  betreffende  Sendung  keine 
Waren  enthält,  deren  Einfuhr  in  die  Schweiz  verboten  oder 
monopolisiert  ist,  um  der  Behörde  weitere  Verfolgung  zu 
ermöglichen,  falls  die  Ware,  anstatt  wieder  ausgeführt  zu 
werden,  im  Lande  vorbleiben  sollte. 

Für  Warenmuster  und  Reieelager,  welche  zur  Geleit- 
scheinabfertigung deklariert  werden,  ist  das  Anlegen  des 
zollamtlichen  Verschlusses  unerläßlich. 

Art.  50.  An  Empfänger  in  der  Schweiz, 
adressierte  Bahnsendungen  dürfen  beim  OrenzzolU 
amte  nur  dann  mit  Oeleitschein  unter  Verbleiung  abgefertigt 
werden,  wenn  am  Bestimmungsort  ein  Eisenbahnzollamt  be- 
steht oder  wenn  in  den  Begleitpapieren  die  Ablieferung  an 
ein  am  Bestimmungsorte  bestehendes  eidgenössisches  Nieder- 
lagsbaus vorgeschrieben  ist. 

Auf  ausdrückliches  Verlangen  des  Warenführers  kani> 
die  Abfertigung  unter  Zollverschluß  auch  in  andern  Fällen 
vorgenommen  werden,  wobei  indessen  der  sichergestellto 
Zollbetrag  nach  dem  höchsten  Tarifansatze  der  Zollkasse 
verfallen  bleibt,  wenn  der  Oeleitschein  nicht  vorschriftsmäßig 
gelöscht  an  das  Eintrittszollamt  zurückgelangt. 

Art.  51.  Der  Zollverschluß  kann  an  ganzen  LadungCD 
oder  au  einzelnen  Frachtstücken  angebracht  werden,  immerhin 
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aber  nur  dann,  weoD  derselbe  nach  Art  and  Besohaffenheit 
der  Ladung  oder  des  Frachtstückes  gehörige  Sicherheit  gegen 
Hißbrauch  bietet. 

Der  Zollveischluß  geschieht  in  der  Regel  durch  Bleie 
(bei  Eisenbahnwagen  auch  durch  Vorlegeschlösser);  in  be- 
sondern Fftllen  kann  auch  Versiegelung  stattfinden,  nament- 
lich bei  geistigen  Getränken  und  andern  Flüssigkeiten  in 
Fässern.  Der  Zollbeamte  bestimmt  die  jeweilen  nötige 
Anzahl  der  anzulegenden  Bleie,  Schlösser  oder  Siegel. 

Art.  52.  Alle  gesetzlichen  und  reglementarischen  Vor- 
schriften über  die  Abfertigung  für  die  Durchfuhr  oder  nach 
einem  Niederlngshaus,  beziehungsweise  nach  einem  2k)llamte 
im  Innern,  gelten  auch  ftlr  die  unter  Zollverschluß  gelegten 
Waren,  soweit  nicht  für  letztere  besondere  Bestimmungen 
(Art.  49)  maßgebend  sind. 

Art.  53.  Wird  der  Zollverschluß  vom  Warenftihrer 
verlangt,  so  hat  letzterer  die  erforderliche  Umschnürung 
herzustellen. 

Auf  Verlangen  des  Warenführers  kann  das  Zollamt  die 
Umschnürung  besorgen,  gegen  Bezug  einer  Gebühr  von  25  Rp. 
per  Warenstock  und  von  1  Fr.  per  Wagenladung. 

Für  jedes  einzelne  Blei  oder  Siegel  ist  dem  Zollamt  eine 
Gebühr  von  5  Rp.,  für  jedes  Vorlegschloß  eine  solche  von 
50  Rp.  zu  entrichten. 

Als  ungeeignet  oder  ungenügend  befundene  Verpackungen 
oder  Umschnürungen  zur  zollamtlichen  Verbleiung  ange- 
meldeter Waren   sind  von  den  Zollämtern   zurückzuweisen. 

Art.  54.  Wird  die  Anlegung  des  Zollverschlusses  vom 
Zollamt  verfügt,  so  hat  letzteres  auch  die  Umschnürung  zu 
besorgen.  Ein  Gebtthrenbezug  findet  in  diesem  Falle  nicht  statt. 

Die  Lieferung  und  das  Auflegen  von  Schutzdecken  bei 
offenen  Wagenladungen  hat  in  allen  Fällen  durch  den  Waren- 
führer  zu  geschehen. 
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Art.  55.  Die  Arl  des  Versohlo^pes,  die  Anzahl  der 
«ungelegten  Bleie,  Siegel  oder  Sehlöeser^  sowie  der  Betrag 
der  dafür  erhobenen  Gebühren  sind  im  Geieitschein  vorzo- 
merken. 

Art  56.  Der  Warenfbhrer  ist  dafür  verantwortlieh, 
daß  die  unter  Zollversehluß  reisenden  Warenstüoke  oder 
Ladungen  mit  unversehrter  Umschnürung  und  unversehrtem 
Verschluß  rechtzeitig  an  ihrer  Bestimmung  (Austrittszollamt, 
eidgenössisches  Niederlagshaus  oder  Zollamt  im  Innern)  an- 
langen. 

Art  57.  Die  Fristen  für  die  mit  Geleitschein 
abzufertigenden  Waren,  mit  Ausschluß  von  Tieren 
des  Pferdegeschlechts,  sowie  von  Groß-  und  Kleinvieh, 
werden,  unter  Vorbehalt  der  vom  Zolldepartement  zu  er- 
lassenden Bestimmungen  für  besondere  örtliche  Verhältnisse, 
festgesetzt  wie  folgt: 

a.  auf  einen  Monat:   für  Waren   ohne  zollamtlichen 
Verschluß,   deren  Transport  ganz   oder  teilweise  per 
Eisenbahn  vermittelt  wird,  sowie  für  Eisenbahnwagen 
mit  zollamtlichem  Verschluß; 
<&.  auf  zwei   Monate:    für  Stückgüter  unter  zöllamt- 
lichem Verschluß; 
€.  auf  zwölf  Monate:  für  folgende  Wareogattungen, 
sofern    ein    bezügliches    Begehren    vom   Warenführer 
gestellt  wird: 
1.  bei  einem  Gewichtsminimum  von  500  kg.: 

Baumwolle,  rohe;  vuyy^ ^ 

Baumwollabfälle,  gesponnene  und  ungesponnene ;  ^^-^^  * y^^ 

Blei  in  Barren,  Blöcken,  Platten;  Bleiröhren;       "TX^/Z  <i</ 

Cocosnußfett,  gereinigtes  (Lactine);  -"^ 

Eisen  in  Masseln; 

Farbhölzer  und  Farberden,  rohe; 

Galläpfel  und  Enoppern; 

£idg.  amÜ.  Samml.  Nene  Folge.  XY.  Bd.  4 
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Garancioe; 
'  Getreide,   d.   h.  Weizen,   Korn,   Boggea,   Gerate, 
Hafer  und  Mais; 

Kaffee,  roher; 

Krapp ; 

Mehi; 

Ole,  fette,  nicht  medizinische; 

Petroleum  und  Naphtba,  Neolin; 

Reis; 

Schweinefett,  amerikanisches ; 

Seide,  rohe,  auch  Florettseide  und  Seidenabfälle; 

Sumach ; 

Wolle,  rohe; 

Zucker; 

Zwetschgen  und  Pflaumen,  gedörrte,  in  Säcken; 
2.  bei  einem  Gewiohtsminimum  von  200  kg.: 

Mineralwasser,  natürliches  und  künstliches; 

Rohstahi  in  Blöcken  oder  gegossenen  Stitben; 

Eisenblech  unter  3^'^  Dicke,  roh,  verbleit,  verzinnt, 
verzinkt,  verkupfert,  vernickelt; 

Kupfer,  rein  oder  legiert  (Messing),  in  Barren, 
Blöcken  oder  Platten; 

Kupfer,  rein  oder  legiert  (Messing) ,  gehämmert,  ge- 
walzt, gezogen,  in  Stangen,  Blech,  Röhren,  Draht ; 

Zink  in  Barren,  Blöcken  oder  Platten; 

Zink,  gewalzt,  gezogen,  Blech,  Draht; 

Zinn  in  Barren,  Blöcken  oder  Platten; 

Zinn,  rein  oder  legiert  (Britanniametall),  gehämmert, 
gewalzt,  Blech,  Sttinniol,  Draht; 

Kakaobohnen  und  Kakaoschalen; 

Fische,  getrocknet,  gesalzen,  mariniert,  geräuchert 
Oiier  anderswie  zubereitet,  in  Ballen,  Fässern 
u.  s.  w.,  von  mehr  als  5  kg.; 

Weintrauben,  getrocknete,  zur  Weinbereitung  dien- 
lich; 
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TafeltraubeD,  getrocknete  (Malagatraubeo    mit  der 

Grappe  and  entstielte  Sultaninen  I.  Qualität); 
Orangen,  Citronen,  Datteln,   Feigen,   getrocknete, 

Mandeln,  Haselnüsse; 
andere  SOdfrOchte; 
Kautschuk  und  Guttapercha,   rein   oder  gemischt, 

in  Kugeln,  Platten,  Bl&ttern,  Riemen,  Fäden; 
Kautschuk  und  Guttapercha  in  Schläuchen,  Röhren, 

auch  in  Verbindung  mit  andern  Materialien; 

3.  bei  einem  Gewichtsminimum  von  100  kg.: 
Gewebe  aus  Baumwolle,  sam metartige ; 
Korkteppiche  (Linoleum) ; 

Decken,  wollene,  ohne  Näharbeit; 
Decken,  wollene,  mit  Näharbeit; 

4.  bei  einem  Gewiehtsminimum  von  50  kg.: 
Korkholz,  roh,  in  Platten; 

Thee; 
Waschschwämme. 

Jeder  zwölfmonatliche  Geleitschein  soll  Zeichen, 
Nummern  und  Gewicht  der  Sendung  enthalten, 
und  Zwar  bei  den  in  Kisten,  Fässern,  Ballen  etc. 
eingeführten  Waren  für  jedes  einzelne  Frachtstück 
nach  Netto-  und  Bruttogewicht  getrennt  -  bei  Zucker 
in  Broden,  Getreide,  Mehl  in  Säcken  etc.  genügt 
dagegen  die  Angabe  des  durchschnittlichen  Ge- 
wichtes der  Brode,  Säcke  etc.  Bei  Abschreibung 
von  Teilsendungen  im  Falle  der  Wiederausfuhr 
(Art.  75)  sind  Zeichen,  Nummern,  sowie  das 
Gewicht  der  Kisten,  Fässer,  Ballen  etc.  vom  Zoll- 
amte ausdrücklich  anzugeben. 

d.  auf  je  einen  Tag  für  je  zwanzig  Kilometer: 
für  den  Straßen-  und  Schiffsverkehr  nach  der  vom 
Zolldepartement  aufgestellten  Geleitscheinfristtabelle. 


Digitized  by  VjOOQIC 


52  yolbdehüngtyerordniiBg 

Die  Transitfrist  aber  die  achweizcmcheD  Alpeapäase 
wird  vom  1.  November  bis  zum  31.  Mai  verdoppell;  eine 
weitere  Ausdeliouog  der  Transitfrist  bei  außerordeotliehoD 
F&ilen  bleibt  dem  Zolldepartement  vorbehalten. 

Die  Transitfristen  im  Lokalverkehr  werden  nach  Er- 
fordernis der  Verkehrsverh&ltnisse  von  der  Oberzolldirektion 
festgesetzt 

Art.  58.  Die  Frist  für  die  Durchfuhr  von 
Tieren  des  Pferdegesehlechts,  sowie  von  Groß- 
und  Kleinvieh  wird  festgesetzt  wie  folgt: 

a.  im    Eisenbahntransport   als    Eilgut   auf   2   Tage,    als 
gewöhnliches  Gut  auf  4  Tage; 

b,  für  Triebvieh  und  Vieh,   das  auf  Fuhrwerken  geführt 
wird,  auf  je  1  Tag  für  je  20  Kilometer. 

Für  die  Durchfuhr  ist  das  im  Geleitschein  angegebene 
Austrittszollamt  einzuhalten.  Die  Angabe  des  Austrittszoll- 
amtes im  Geleitscbein  ist  unerläßlich  (Art.  62  und  64). 

Art.  59.  Für  alle  mit  Geleitschein  auf  12  Monate  ab- 
gefertigten Warengattungen,  welche  einem  Zollansatze  von 
Fr.  3  und  mehr  per  100  kg.  unterliegen,  ist  das  Zoll- 
betreffnis  beim  Zollamt  bar  zu  hinterlegen.  Für  Waren- 
artikel,  deren  Zoll  weniger  als  Fr.  3  per  100  kg.  betr&gt, 
kann  das  Zollamt  Bürgschaft  annehmen. 

Im  Falle  von  Mißbrauch,  oder  wenn  sich  sonstige  Übel- 
stände in  Bezug  auf  die  mit  Geleitschein  auf  12  Monate 
abgefertigten  Waren  ergeben,  kann  das  Zolldepartement  die 
als  nötig  sich  erweisenden  Beschränkungen  eintreten  lassen. 

Art.  60.  Die  mit  Geleitechein  abgefertigten  Waren 
müssen  unverändert,  d.  h.  in  gleicher  Beschaffen- 
heit, wie  sie  dem  Eintrittszollamt  angemeldet  worden,  mit 
gleichen  Zeichen,  Nummern,  gleichem  Gewicht,  beziehungs- 
weise gleicher  Stückzahl,  dem  Austrittszollamt,  beziehungs- 
weise dem  eidgenössischen  Niederlagshaus  oder  Zollamt  im 
Innern,  behufs  der  Geleilscheinlöschung  vorgewiesen  werden. 
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Art.  61.  Die  Löschung  des  OeleitsoheiDes 
erfolgt: 

a.  bei  der  Durchfahr  (Wiederausfuhr)  durch  Ansstellung 
eines  Durehfuhrseheines  (Formular  Nr.  5),  falls  der 
Warenführer  einen  solchen  verlangt; 

b.  bei  der  Einlagerung  in  ein  eidgenössisches  Niederlags- 
haus durch  Ausstellung  eines  Niederlagsscheines  (For- 
mular Nr.  3); 

e»  bei  der  V'erzollung  zur  Binfuhr  durch  Ausstellung  einer 
Einfubrzollquittung  (Formular  Nr.  1); 

sowie,  gem&ß  den  Bestimmungen  in  Art.  62,  Abs.  4 
und  5,  hiernach: 

d.  durch  Ausstellung  eines  zwölfmonatliohen  Geieitacheines 
(Formular  Nr.  2,  Rotdruck); 

e.  durch  Abfertigung  mit  Freipaß  (Formular  Nr.  6). 
Das  Datum  der  Oeleitscheinlöschung  hat  demjenigen  zu 

entsprechen,  unter  welchem  die  Durchfuhrdeklaration  (For- 
mular 8.  5)  oder  die  Deklaration  fbr  die  Einlagerung  (For- 
mular S.  3)  oder  die  Deklaration  für  die  Einfuhr  (Formular  8. 1) 
durch  das  betreffende  Austritts-  resp.  Bestimmungszollamt 
entgegengenommen  wird. 

Art.  62.  Die  Wiederausfuhr  von  Waren,  fQr 
welche  ein  Oeleitscheinausgestellt  worden  ist, 
kann  nber  jedes  zur  allgemeinen  Transitabfertigung  ermäch- 
tigte Zollamt  erfolgen,  mit  Ausnahme  der  Tiere  (Art.  58, 
letzter  Absatz)  und  der  zollamtlich  verschlossenen  Eisenbahn- 
wagenladungen, deren  Abfertigung  zur  Durchfuhr  (Wieder- 
ausfuhr) nur  bei  Eisenbahnzollämtern  möglich  ist.  Vorbe- 
halten bleiben  überdies  die  Bestimmungen  über  die  Befug- 
nisse der  Nebenzollämter  betreffend  Transitabfertigung  (Art.  8, 
fQnfÜetzter  Absatz). 

Ebenso  kann  auch  die  6eleitf<cheinlösohang  mittelst 
Einfuhrbehandlnng  durch  jedes  zur  Transitabfertigung  für 
die  betreffende   Warengattung  ermächtigte   Zollamt   vorge- 
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Dommen  werden,  zollamtlich  verschlosseoe  Eisen  bahn  wagen- 
ladungen  ausgenommen,  deren  Oeleitschdnlöschung  mittelst 
Einfuhrbehandlimg  nur  durch  Bahnzollämter  statthaft  ist. 

Die  Löschung  gewöhnlicher  Geleitscheine  mit  einmonat- 
licher, beziehungsweise  zweimonatlicher  Frist  oder  solcher 
mit  Berechnung  von  20  Kilometer  per  Tag  (Art.  57,  litt  d) 
durch  Geleitscheine  mit  den  nämlichen  Fristen  ist  unzulässig; 
desgleichen  die  Löschung  von  zwölf  monatlichen  Geleit- 
scheinen in  anderer  Weise  als  durch  Einfuhr  Verzollung  oder 
Wiederausfuhr  (Durchfuhr),  vorbehalten  die  Bestimmung  in 
Art.  75,  3.  Absatz. 

Dagegen  können  bei  denjenigen  in  Art.  57,  litt,  c,  er- 
wähnten Gateru  (SpekulationsgUtern),  welche  vom  Eintritts- 
zollamte  nach  einem  andern  zur  Geieitecheinabfertignng  er- 
mächtigten Zoilamte  oder  eidgenösdischen  Niederlagshause 
mit  gewöhnlichem  Geleitschein  auf  ein,  beziehungsweise  zwei 
Monate  abgefertigt  wurden,  vom  ßestimmungszollamt  Geleit- 
scheine mit  zwölfmonatlicher  Frist  für  das  Gesamtquantum 
der  betreffenden  Sendung  oder  blol^  fQr  einen  Teil  derselben 
ausgestellt  werden,  wenn  ein  bezügliches  Begehren  beim 
betreffenden  Zollamt  gestellt  wird,  bevor  die  Frist  des  ersten 
Geleitscheins  abgelaufen  ist. 

Die  Löschung  gewöhnlicher  Geleitscheine  durch  Frei- 
pässe (Abschnitt  V)  ist  statthaft  im  Reparaturverkehr,  für 
Handelsmuster,  Waren  auf  Ungewissen  Verkauf,  Marktwaren, 
Reiselager,  Ausstellungsgegenstände,  Gegenstände  zu  vorüber- 
gehendem Gebrauch,  Maschinen  und  Instrumente  zu  Ver- 
suchen, gebrauchte  Maschinen,  Rollmaterial  und  andere 
Gerätschaften  von  Bauunternehmern,  Gegenstände  zu  wan- 
dernden Schaustellungen  (Art.  104),  und  im  Veredlungs ver- 
kehr (Art.  105). 

Art.'  63.  Zum  Transit  abgefertigte  Waren,  die  zum 
Verbrauch  in  der  Schweiz  bestimmt  werden,  für  welche  aber 
eine   Barhinterlage  nicht  geleistet   ist,    unterliegen   bei   der 


Digitized  by 


Google 


min  Bnndetgesets  über  das  Zollwesen.  55 

Einfuhr  Verzollung  einem  Verzugszins  ftlr  die  nachträgliche 
Zpllentricbtuog  im  Verh&ltnis  von  1  vom  Tausend  des  Zoll- 
betrages per  Woche.  Bruchteile  unter  einer  Woche  werden 
für  eine  volle  Woche  gerechnet.  Der  Tag  der  Ausstellung 
des  Geleitscheines  wird  nicht  gezählt. 

Zollbeträge  unter  Fr.  10  unterliegen  dem  Verzugszins 
fftr  volle  10  Franken.  Bei  Zollbeträgen  über  Fr.  10  werden 
Bruchteile  bis  auf  Fr.  5  ftlr  die  Berechnung  des  Verzugs- 
zinses nicht  beracksichtigt,  solche  über  Fr.  5  dagegen  fdr 
volle  10  Franken  gerechnet.) 

Art.  64.  Warensendungen,  mit  Ausschluß  der  Tiere 
(Art.  58,  letzter  Absatz),  welche  im  Eisenbahnverkehr  direkt 
transitieren ,  können  über  jedes  zur  allgemeinen  Transitab- 
fertigung ermächtigte  Eisenbahnzollamt  austreten,  auch  ohne 
vorherige  Abänderung  des  im  Geleitschein  bezeichneten  Aue- 
trittszollamtes. 

Ergiebt  es  sich  aus  deo  Begleitpapieren,  daß  der  Transit 
zwischen  dem  Eintritts-  und  dem  Austrittszollamt  unter- 
brochen wurde,  so  hat  der  Warenführer  eine  bahnamtliche 
Bescheinigung  beizubringen,  durch  welche  bezeugt  wird,  daß 
die  betreffende  Ware  während  ihres  Aufenthaltes  in  Ver- 
wahrung der  Bahn  Verwaltung  geblieben  ist. 

Kann  eine  solche  Bescheinigung  nicht  beigebracht  werden, 
so  hat  das  Anstrittszollamt  die  Sendung  genau  zu  revidieren 
und,  wenn  der  Befund  mit  der  Inhaltsangabe  des  Geleit- 
scheins nicht  übereinstimmt,  nach  den  Strafbestimmungen 
des  Zollgesetzes  zu  verfahren. 

Für  verbleite  Frachtstücke,  sowie  für  ganze  und  halbe 
Bisenbahnwagenladungen  einheitlicher  Gattung  ist  die  hiervor 
erwähnte  Bescheinigung  nicht  erforderlich. 

Art.  65.  Bei  der  Ankunft  von  Transitgütern 
beim  Austrittszollamte,  beziehungsweise  beim  eidge- 
nössischen Niederlagshause  oder  Zollamte  im  Innern,  ist  d^r 
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Oeleitschein,  nebst  einer  Deklaration  zur  weitem  zollamtlichen 
Behandlung,  dem  Zollamt  auszuhftndigen.  Dasselbe  prftfi 
hierauf,  ob  sich  der  G^leitBchein  in  Ordnung  befindet  und 
ob  auf  demselben  nicht  Raditrungen  oder  unbeglaubigte 
Korrekturen  vorkommen;  es  versichert  sich  ferner,  ob  die 
Ankunft  der  Ware  innert  der  im  Oeleitschein  bestimmtem 
Frist  erfolgt  ist  und  ob  die  Warenstücke,  beziehungsweise 
der  Zollverschluß,  wenn  ein  solcher  angelegt  war,  keine 
Spuren  einer  Verletzung  oder  einer  Öffnung  der  Verpackung 
wahrnehmen  lassen. 

Art.  66.  Findet  der  kontrollierende  Beamte  den  Oeleit- 
schein, sowie  das  zu  demselben  gehörende  Frachtgut  in 
Ordnung,  den  Zollverschluß,  wenn  ein  solcher  angelegt  war^ 
unversehrt,  und  hat  der  Transport  innerhalb  der  im  Geleit- 
schein bestimmten  Frist  stattgefunden,  so  ist  der  ZoUverschluft 
abzunehmen  und  der  Gkleitschein  vom  betreffenden  Zoll- 
beamten zu  löschen. 

Art!  67.  Ist  ein  Oeleitschein  vom  BestimmungszoUamt 
(Austrittszollamt,  eidgenössisches  Niederlagshaus,  oder  Zoll- 
amt im  Innern)  vollständig  gelöscht,  so  hat  das  abfertigende 
Zollamt  denselben  unter  Vormerk  des  Datums  und  der 
Nummer  der  Durchfuhrdeklaration  an  dasjenige  Zollamt  zu- 
rückzusenden, welches  ihn  ausgestellt  hat.  Durch  letzteres 
wird  der  gelöschte  Oeleitschein  der  zugehörigen  Deklaration 
beigeklebt,  unter  Streichung  der  betreffenden  Nummer  auf 
dem  Titelblatt  des  Oeleitscheinheftes.  War  das  Zollbetreffnis 
bar  hinterlegt,  so  ist  dasselbe  dem  Eigentümer  oder  dessen 
Bevollmächtigten  zurückzuerstatten  gegen  Empfangsbeschei- 
nigung auf  dem  betreffenden  Oeleitschein. 

Art.  68.  Erzeigen  sich  auf  dem  Oeleitschein  bei  An- 
kunft am  Bestimmungszollamte  (Austrittszollamt,  eidgenös- 
sisches Niederlagshaus,  Zollamt  im  Innern)  Radierungen 
oder  unbeglaubigte  Korrekturen,  so  wird  die  Ab- 
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fertiguDg  der  betreffendea  Ware  aufgeschoben  bis  nach  er- 
folgter EiDTeroabme  des  Eintrtttszollamtes. 

Ist  letzteres  der  Urheber  der  Radierung  oder  unbe- 
glaabigten  Korrektur,  so  hat  das  Bestimmungszollamt  der 
ihm  vorgesetzten  Zollgebietsdirektioa  auf  dem  Dienstwege 
Anzeige  zu  machen  und  deren  schließliche  Weisung  einza* 
holen;  stellt  es  sich  dag^en  heraus,  daß  jene  Veränderungen 
seit  Aushingabe  des  Oeleitscheines  an  den  WarenfUhrer 
stattgefunden  haben  mQssen,  so  ist  gegen  den  letztern  das 
Strafverfahren  wegen  ZollUbertretong  einzuleiten ,  unvor- 
greiflich  der  Anwendung  der  Bestimmungen  von  Art.  61 
des  Bundesgesetzes  über  das  Bundesstrafrecht  vom  4.  Februar 
1853,  die  Fälschung  von  Bundesakteu  betreffend. 

Art  69.  Erzeigt  es  sich  bei  einer  Bendung,  daß  die 
im  Oeleitschein  festgesetzte  Frist  nicht  ein- 
gehalten worden,  so  hat  das  Bestimmungszollamt,  sofern 
es  sich  nicht  um  eine  unverschuldete  Verspätung  oder  ^inen 
Fall  höherer  Gewalt  (Art.  73)  handelt,  die  Löschung  des 
Geleitscheines  zu  verM-eigern,  und  der  sichergestellte  Zoll 
bleibt  verfallen;  dem  Inhaber  des  Geleitscheines  ist  eine 
vorschriftsmäßige  Einfuhrquiltung  auszuhändigen.  Durch  die 
Binfuhrverzoilung  wird  die  Ware,  wenn  dieselbe  zur  Wieder- 
ausfuhr bestimmt  ist,  der  Entrichtung  des  Ausfuhrzolles, 
sofern  die  betreffende  Warengattung  nach  Tarif  mit  einem 
solchen  belastet  ist,  nicht  enthoben. 

Art.  70.  Wird  vom  Austritts-  beziehungsweise  Bestim- 
mungszollamt festgestellt,  daß  eine  zur  Geleitscheinlöschung 
angemeldete  Ware  Spuren  erfolgter  Öffnung  an  sich 
trägt,  oder  daß  der  Zollverschluß  verletzt,  besei- 
tigt oder  gefälscht  worden  ist,  so  hat  dss  Zollamt, 
falls  nicht  die  in  Art.  71  erwähnten  Umstände  zutreffen, 
die  Ware  zollamtlich  abzuwägen,  soweit  nötig  zu  öffnen  und, 
wenn  Inhalt  und  Gewicht  nicht  mit  den  Angaben  der  Be- 
gleitpapiere Obereinstimmen,  die  Löschung  des   letztem  zu 
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verweigern  uod  wegen  Zollübertretang  durch  Unterschiebung 
Anderer  Ware  das  Strafverfahren  einzuleiten. 

Art.  71.  Wenn  während  des  Bahntransportes  von  Stück- 
gütern oder  ganzen  Wagenladungen,  welche  unter  Zoll- 
verschluß transitieren,  durch  irgend  einen  Zufall,  z.  B.  beim 
Verlad  der  Stückgüter,  durch  Reibung  auf  dem  Transport, 
beim  Manövrieren  u.  s.  w.,  eine  Verletzung  des  Zoll- 
verschlusses oder  der  Umschnürung  vorgekommen  ist, 
so  hat  die  betreffende  Bahnstation  über  den  Thatbestand 
ein  Protokoll  nach  festzustellendem  Formular  aufzunehmen 
und  etwa  abhanden  gekommene  oder  verletzte  Bleie  oder 
Siegel  durch  bahnamtliche  Bleie  oder  Siegel  zu  ersetzen. 

Das  nämliche  hat  zu  geschehen,  wenn  aus  irgend  einer 
zwingenden  Ursache  (Heißlaufen,  Achsenbruch  u.  s.  w.)  unter 
Zollverschluß  transitieren  de  ganze  Wagenladungen  auf  Zwi- 
sohenstationen  umgeladen  werden  müssen. 

In  Orenzbahnhöfen  oder  an  Bahnhöfen  im  Innern,  in 
welchen  sich  ein  Zollamt  oder  eidgenössisches  Niederlagshaas 
beßndet,  darf  dieser  Umlad  nur  im  Beisein  eines  Zollbeamten 
stattfinden,  welcher  die  Abnahme  des  Zollverschlusses,  die 
Vormerkung  der  veränderten  Wagennummer  im  Geleitschein 
und  die  Wiederverbleiung  zu  besorgen  hat.  Die  besondere 
Protokoliaufoahme  ist  in  diesem  Falle  nicht  erforderlich 

In  allen  solchen  Fällen  ist  das  Austritts-  beziehungsweise 
Bestimmungszollamt  ohne  weiteres  befugt,  die  Qeleitschein- 
löschung  vorzunehmen,  wenn  anders  keine  sonstigen  Unregel- 
mäßigkeiten bei  der  betreffenden  Sendung  wahrgenommen 
worden  sind. 

Wenn  unter  zollamtlichem  Verschluß,  jedoch  nicht  im 
Eisenbahnverkehr  transitierende  Güter  mit  verletztem  oder 
fehlendem  Zollverschluß  am  Austritts-  beziehungsweise  Be- 
stimmungszollamte anlangen  und  aus  dem  unversehrten  Zu- 
stande der  betretTenden  Warenstüoke  und  der  Beschaffenheit 
ihres    Inhalts   gefolgert   werden    kann,   daß  das  Abhanden- 
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kommeD  oder  die  Verletzung  unabsichtlich  geschehen  ist,  so 
hat  das  betreffende  ZoUamt  der  ihm  vorgesetzten  Gebiets- 
direktion Meldung  zu  machen  und  um  Ermächtigung  zur 
Geleitscheinlöschung  nachzusuchen  ^  welche  Ermächtigung 
dann  je  nach  Umständen  mit  einer  angemessenen  Ordnungs- 
buße zu  Lasten  des  Warenführers  zu  verbinden  ist. 

Das  nämliche  Verfahren  hat  auch  bei  solchen  mit  ver- 
letztem oder  fehlendem  Zollverschluß  am  Austritts-  bezie- 
hungsweise Bestimmungszollamt  anlangenden  Eisen bahngUtern 
stattzufinden,  bei  welchen  die  Protokollaufnahme  versäumt 
wurde. 

Art.  72.  Wenn  mit  Oeleitschein  abgefertigte 
Waren  während  ihres  Transports  durch  einen 
Unfall  oder  höhere  Gewalt  ganz  oder  teilweise 
zu  Grunde  gehen,  so  hat  der  WarenfQhrer  sofort  von 
der  Behörde  des  Ortes,  wo  die  Havarie  (Beschädigung, 
Minderung  oder  Verlust)  stattgefunden,  ein  Protokoll  über 
den  That bestand  aufnehmen  zu  lassen,  welches  nebst  dem 
bezüglichen  Geleitschein  dem  Zollamt,  das  den  letztern  aus- 
gestellt hat,  einzusenden  ist.  Das  Zollamt  übermittelt  die 
Akten  der  Direktion  seines  Zollgebietes  zu  Händen  der 
Oberzolldirektion,  welche  darüber  entscheidet,  ob  und  in 
welchem  Umfange  die  Löschung  des  Geleitscheines  vorzu- 
nehmen sei. 

Entsteht  die  Havarie  (Beschädigung,  Minderung  oder 
Verlust)  während  des  Eisenbahntransports,  so  kann  anstatt 
des  gemeindeamtlichen  ein  bahnamtliches  Protokoll  einge- 
sandt werden. 

Art.  73.  Falls  der  Warenführer  ohne  seine  Schuld 
durch  einen  Unfall  oder  höhere  Gewalt  am  rechtzeitigen 
Eintreffen  beim  Austritts-  oder  Bestimmungs- 
zollamt verhindert  wird,  so  hat  er  hierüber  von  der 
Behörde  des  Ortes,  in  dessen  Nähe  oder  woselbst  das  Hin- 
dernis eingetreten,   eine  Bescheinigung   ausstellen   zu    lassen 
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und  dieselbe  nebst  dem  Oeleitschein  dem  Austrittszollaml 
einzusenden.  Letzteres  fibermittelt  die  Akten  unter  Anzeige 
an  das  Eintrittszollamt  nebst  allAlligen  Bemerkungen  an 
seine  Oebietsdirektion,  welche  hierauf  die  Entscheidung  der 
Oberzolldirektion  einzuholen  hat. 

Art.  74.  Wird  eine  mit  Oeleitschein  abgefertigte  Ware 
nicht  wieder  ausgeführt,  beziehungsweise  dem  Bestimmungs- 
zollamt zur  weitern  Behandlung  nicht  vorgewiesen,  sondern 
dem  inländischen  Konsum  übergeben,  so  kann 
der  lohaber  des  Oeleitscheines  das  Eintrittszollamt  einfach 
davon  in  Kenntnis  setzen  oder  die  Transitfrist  ablaufen  lassen, 
in  welchem  Falle  der  Einfuhrzoll  und,  wenn  derselbe  nicht 
bar  hinterlegt  worden.  Überdies  der  Verzugszins  (Art  6^ 
erhoben  wird. 

Handelt  es  sich  jedoch  um  Waren,  welche  entweder 
Oegenstand  eines  Staatsmooopols  bilden,  oder  deren  Einfuhr 
verboten  ist,  so  haben  gegen  den  Oeleitscheininhaber  die 
betreffenden  Strafbestimmungen  in  Anwendung  zu  kommen. 

Art  75.  Besteht  eine  mit  Creleitachein  abgefertigte 
Wareosendung  aus  mehreren  Frachtstücken,  so  ist  dem  In- 
haber des  Oeleitscheines  gestattet,  die  einzelnen  Stücke  unter 
verschiedenen  Malen  oder  über  verschiedene  Zollämter,  so- 
weit letztere  zur  Durchfuhrabfertigung  ermächtigt  sind,  wieder^ 
auszuführen,  unter  der  Bedingung,  daß  die  im  Oeleitschein 
vorgemerkte  Frist  eingehalten  wird.  Für  Warensendungen 
mit  ein  monatlichem  Oeleitschein  ist  dieses  Verfahren  jedoch 
nur  zulässig,  wenn  dem  Oeleitschein  ein  vom  Eintrittszoll- 
amte abgestempeltes  Verzeichnis  der  einzelnen  Warenstücke 
mit  Angabe  ihrer  Zeichen,  Nummern,  ihres  Inhalts  und  ihres 
Oewichts  beigeheftet  ist,  oder  wenn  diese  Angaben  auf  dem 
Oeleitschein  selbst  enthalten  sind. 

Hat  ein  solches  Verzeichnis  anläßlich  der  Oeleitschein- 
abfertigung  nicht  vorgelegen,  so  kann  dessen  nachträgliche 
Aufstellung  ausnahmsweise   bei  Ankunft  der  Ware   an    der 
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BestimmuDgastatioQ  staitflndeO)  sofern  sich  daselbst  ein  Bahn- 
lollamt  befindet  und  unter  der  Bedingung,  daß  die  Sendung 
io  ihrem  Oesamtbestande  dem  letztern  vorgewiesen  wird. 

Ebenso  können  Teilsendungen  innert  der  Oeieitschein- 
frist  und  unter  Beobachtung  vorstehender  Bestimmungen 
bezOglich  der  einmonatliehen  Geleitscheine  zur  Einlagerung 
in  ein  eidgenössisches  Niederlagshaus  deklariert  oder  für  den 
inländischen  Konsum  bestimmt  werden. 

Soll  eine  mit  zwölf  monatlichem  Geleitscheine  abgefertigte 
Ware  in  Teilsendungen  und  gleichzeitig  Ober  verschiedene 
Zollämter  austreten,  so  kann  die  zuständige  Gebietsdirektion 
die  Ausstellung  von  Teilgeleitscheinen  mit  kurzer  Frist 
(Art  57,  litt.  d\  jedoch  nur  für  ganze  Frachtstacke,  be- 
willigen, wogegen  der  betreffende  zwöifmonatliche  Geleit- 
sehein  für  die  entsprechende  Menge  zu  löschen  ist. 

Die  Teilung  (Fraktionierung)  des  Inhalts  eines  mit  Ge- 
leitschein reisenden  Warenstackes  ist  unter  allen  Umständen 
aasgeschlossen. 

Hat  die  teilweise  Löschung  eines  Geleitscheines  statt- 
gefunden, so  wird  letzterer  dem  Warenführer  wieder  aus- 
gehändigt, und  diesem  liegt  es  dann  ob,  den  bloß  teilweise 
gelöschten  Geleitschein  vor  Ablauf  der  Frist  dem  Zollamt, 
Ton  welchem  derselbe  ausgestellt  worden,  behufs  dessen 
Tollständiger  Löschung  einzusenden. 

Art.  76.  Die  beim  Eintrittszollamt  geleistete  Barhinter- 
lage kann  vom  Warenführer  beim  Austritts-  beziehungs- 
weise Bestimmungszollamt  erhoben  werden,  sofern  der  Ge- 
leitschein vollständig,  nicht  bloß  teilweise,  gelöscht  worden 
ist,  und  vorausgesetzt,  daß  der  Kassabestand  des  betreffenden 
Zollamtes  ausreicht. 

In  solchem  Falle  hat  das  Austrittszollamt  den  gelöschten 
GeleitBchein  bei  der  nächsten  Ablieferung  an  Zahlungsstatt 
dem  ihm  vorgeaetzten  Hauptzollamte  beziehungsweise  der 
HaaptzoUkasse  einzusenden. 
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Art.  77.  Die  Ausbezahlung  der  Barhinterlagen  für  ge- 
löschte Geleitscheine  ist  auf  die  Zeit  der  reglementarischen 
Dienststuoden  beschränkt. 

Art.  78.  Wird  eine  Hinterlage  innerhalb  der  Frist  voa 
2  Monaten,  vom  Tage  .der  Löschung  des  betrefifenden  Geleit- 
scheines an  gerechnet,  nicht  erhoben,  so  hat  das  Zollamt 
dieselbe  als  Nebeneinnahme  zu  verrechnen. 

Art.  79.  Ist  ein  Geleitschein  nach  dessen  Aushingabe 
an  den  Warenführer  verloren  gegangen,  so  kann,  falls  die 
Geleitscheinfrist  noch  nicht  abgelaufen  ist,  gegen  Ordnungs- 
buße von  Fr.  2  die  Ausstellung  eines  Geleitscheindoppels 
bewilligt  werden. 

Zu  diesem  Behufe  hat  der  Warenfuhrer  dem  Zollamt, 
von  welchem  der  abhandengekommene  Geleitschein  aus- 
gestellt worden  ist,  ein  schriftliches  Gesuch  zu  Händen  der 
Gebietsdirektion  einzureichen,  welche  darüber  entscheidet. 

Wird  die  betreffende  Ware  beim  Austritts-  beziehungs- 
weise Bestimmungszollamt  voi^ewiesen ,  bevor  der  Waren- 
fahrer  in  den  Besitz  des  Geleitscheindoppels  gelangt  ist, 
so  hat  das  betreffende  Zollamt  die  Ware  vor  der  Ausfuhr 
einer  speciellen  Revision  zu  unterwerfen  (Art.  46)  und  einen 
allfälligen  Ausfuhi*zoll  sicherzustellen. 

Für  zwölf  monatliche  Geleitscheine  ist  die  Ausstellung 
von  Doppeln  nicht  statthaft. 

Art.  80.  Die  Verlängerung  der  Geleitschein- 
fristen  ist  in  der  Regel  nicht  statthaft.  In  ganz  außer- 
ordentlichen Fällen  kann  indessen  die  Direktion  desjenigea 
Zollgebietes,  über  welches  die  Wiederausfuhr  stattfinden 
soll,  auf  vor  Ablauf  der  Geleitscheinlrist  gestelltes  Ansuchen 
Fristverlängerung  gewähren  unter  Anzeige  an  dasjenige  Zoll> 
amt,  welches  den  Geleitschein  ausgestellt  hat. 
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Vierter  Abschnitt. 
Eidgenossische  Niederlagsliänser. 

Art.  81.  Die  Bewilligung  eidgeD<to8i8cher  Niederlags- 
h&user  und  Zollfreilager  stellt  dem  Bundesrate  zu  (Art.  16 
des  Zollgeaetzes). 

Art.  82.  Die  Niederlagshäuser  und  Zollfreiiager  sind 
zur  Vermittlung  des  internationalen  Zwischenhandels 
bestimmt.  Sie  nehmen  unverzollte  Waren  auf,  deren 
Lagern ngsfrist  jedoch  —  Specialkonventionen  vorbehalten  — 
zwölf  Monate  nicht  Übersteigen  darf,  gleichviel  ob  dieselben 
während  dieser  Frist  in  einem  oder  mehreren  Niederlage* 
häusern  gelagert  waren  (Art.  3  t  des  Zollgesetzes). 

Art.  83.  Nach  eidgenössischen  Niederlags- 
häusern bestimmte  Warensendungen  müssen 
zur  Abfertigung  mit  Geleitschein  deklariert 
werden  (Art.  40,  litt.  c).  Die  Abfertigung  kann  auch 
ohne  zollamtliche  Revision  unter  Zollverschluß  geschehen, 
nach  Maßgabe  der  Bestimmungen  des  Art.  49  hiervor. 

Art.  84.  Verzollte  Güter  können  in  den  Niederlags- 
h|lusern  nur  mit  Bewilligung  des  ZoUdepartemonts  zur  La- 
gerung angenommen  werden. 

Die  vorübergehende  Annahme  von  Waren  behufs  zoll- 
vormerklicher  Behandlung  im  Veredlungs-  und  Reparatur- 
verkehr wird  nicht  als  Lagerung  betrachtet. 

Art.  85.  Von  der  Benutzung  der  Niederlagshäuser  sind 
ausgeschlossen: 

Alle  Gegenstände,  welche  zur  Selbstentzündung  geneigt 
oder  einer  Explosion  fähig  sind;  ferner  solche,  deren  Nähe 
andern  lagernden  Waren  nachteilig  werden  kann  oder  welche 
bald  in  Fäulnis  oder  Gärung  überzugehen  pflegen. 

Art.  86.  Alle  nach  einem  eidgenössischen  Niederlags- 
haus  abgefertigten    und   daselbst  zur  Einlagerung  oder  zur 
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weitern  ZollbehandluDg  aDgemeldeten  Wareiuendttogeii  uoter- 
liegen  den  reglemeDtariBchen  Niederlagsgebtthren 
(Schein-,  Wag-  und  Lagergebühren). 

Für  Warensendungen,  welche  nicht  zur  Einlagerung, 
sondern  lediglich  zum  Zwecke  sofortiger  Einfuhr^erzollung 
nach  einem  eidgenössischen  Niederlagshaus  abgefertigt  werden, 
sind  die  reglementarischen  Niederlagsgebtthren  ftlr  einen 
Monat  zu  berechnen. 

Art.  87.  Außer  den  reglementarischen  Zollstunden 
(Art.  15),  sowie  an  Sonn-  und  Festtagen  sollen  von  den 
eidgenössischen  NiedcrIagshäuRern  keine  Waren  zur  Einlage- 
rung angenommen  werden;  die  Abholung  von  Waren  ist 
nur  in  dringenden  Fällen  und  gegen  Kntrichtung  der  in 
Art.  14  vorgesehenen  Gebühren  zu  gestatten. 

Art.  88.  Im  allgemeinen  gelten  Air  die  Löschung 
und  Ausstellung  der  Geleitscheine  durch  eid- 
genössische Nicderlagshäuser,  sowie  auch  für  den 
zollamtlichen  Verschluß  die  gleichen  Vorschriften  wie  für 
die  durchgehenden  Güter  (Abschnitt  III). 

Die  in  den  Niederlagshäusern  angelangten  Güter  unter- 
liegen daselbst,  die  Geleitscheine  betreffend,  dem  nämlichen 
Zollabfertigungs verfahren  wie  die  Durchfuhrgüter  auf  den 
Austrittazollämlern  (Art.  66  u.  ff.). 

Art.  89.  Bei  Ankunft  im  Niederlagshause  wird 
die  Ware  an  der  Hand  des  Geleitscheines  stückweise  nach 
Zeichen )  Nummer  und  Gewicht  verifiziert  und,  wenn  in 
Ordnung  befunden,  in  das  Niederlagsjournal  (Formular  Nr.  27) 
eingetragen. 

Verpackte  Waren  werden  nur  in  guter  Verpackung  auf 
Lager  genommen ;  beschädigte  oder  mangelhafte  Verpackungen 
müssen  vorher  auf  Kosten  des  Eigentümers  ausgebessert  werden. 

Statt  des  zurückbehaltenen  und  gelöscht  an  das  Her- 
kunftszollamt  zurückgehenden   Geleitscheines    stellt  sodann 
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der  abfertigende  Zollbeamte  dem  AdrefilMiten  resp.  Eigen- 
tOmer  der  Ware  aaf  Verlangen  naeh  Maßgabe  dee  Geleit- 
adieines  einen  Niederlagssohein  aus,  desaea  jeweilen  ein- 
getragener Besitzer  von  der  Zoll  Verwaltung  als  Eigentümer 
der  Ware  l>etraehtet  wird. 

Wird  die  Ware  bei  der  Verifikation  nicht  in  Ordnung 
befunden,   so  ist  nach  Vorschrift  von  Art.  70  zu  verfahren. 

Art.  90«  Warenstücke,  welche  mit  unversehrtem 
Zollverschluß  bei  einem  eidgenössischen  Niederlagshaus 
eintreffen  und  hinsichtlich  welcher  kein  Verdacht  besteht, 
daß  sie  von  der  Einlagerung  im  Sinne  von  Art  85  hiervor 
aasgeschlossen  seien,  können  auf  Verlangen  des  Warenführers 
ohne  Revision  mit  Belassung  des  Zollverschlusses 
eingelagert  werden  unter  Vormerknahme  der  Blei- 
nummern auf  dem  Niederlagsschein  oder  im  Niederlagsjoumal. 
In  diesem  Falle  übernimmt  jedoch  die  Zollverwaltung  kei- 
nerlei Garantie  für  deren  Inhalt. 

Werden  solche  Warenstücke  in  der  Folge  zur  Einfuhr 
deklariert,  so  ist  mit  denselben  nach  Maßgabe  von  Art.  27 
des  Zoligesetzes  und  Art.  22  u.  ff.  der  gegenw&rtigen  Ver- 
ordnung zu  verfahren. 

Sollen  mit  Zollverschluß  eingelagerte  Warenstücke  im 
Transit  wieder  ausgeführt  werden,  so  ist  auf  dem  betreffen- 
den Oeleitschein  die  Art  des  Verschlusses  vorzumerken. 

Art.  91.  Wenn  der  Adressat  einer  bei  einem 
Niederlagshause  angelangten  Ware  sich  der- 
selben nicht  annehmen  will,  so  wird  sie  einstweilen 
ftr  Rechnung  der  Zollverwaltung  als  Pfand  für  die  darauf 
haftenden  Gebühren  eingelagert,  nachdem  vorher  im  Beisein 
des  Warenführers  eine  genaue  Untersuchung  vorgenommen 
und  über  Gattung  und  Gewicht  ein  vom  Warenführer  mit- 
zuunterschreibendes Protokoll  aufgenommen  worden,  das  vom 
Niederlagshaus  an  die  Gebietsdirektion  einzusenden  ist.  Der 
Warenftahrer  empfängt  eine  einfache  Bescheinigung  über  die 
Ablieferung  der  Ware, 
^dg.  amtL  Samml.  Neue  Folge.  XV.  Bd.  5 
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Auf  Verlangen  kann  dem  Warenführer  auch  eine  Ab- 
schrift des  aufgenommenen  Protokolls  übergeben  werden. 

Die  Auslieferung  erfolgt  erst  nach  Zahlung  sämtlicher 
OebQhren  und  Eoaten,  welche  auf  der  Ware  haften.  Wird 
eine  Ware  innert  der  Frist  eines  Jahres  (Art.  31  des  Zoll* 
gesetses)  nicht  ausgelöst,  so  hat  nach  ei^angener  Publikation 
öffentliche  Versteigerung  stattzufinden,  aus  deren  Erlös  das 
Oebfihren-  und  Kostenbetreffnis  gedeckt  wird,  während  ein 
anfälliger  Überschuß  dem  Inhaber  des  Lagerausweises  aus- 
zubezahlen ist. 

Dieses  letztere  Verfahren  hat  auch  einzutreten,  wenn  der 
Eigentümer  auf  seine  Ware  Verzicht  leistet,  in  welchem  Falle 
der  Erlös,  nach  Abzug  der  Kosten,  der  Zollkasse  zukommt 

Art.  92.  Geht  ein  Niederlagsschein  verloren, 
so  ist  die  Ausstellung  eines  Doppels  erst  statthaft,  nachdem 
der  Eigentümer  der  Ware  durch  recht^Oltige  Urkunde  die 
Entkräftung  des  verlorenen  Niederlagsscheines  erklärt  hat 
(Art.  105  0.). 

Inzwischen  darf  über  die  Ware  nicht  verfügt  werden. 

Die  Ausstellung  des  Doppels  ist  im  Niederlagsjournal 
vorzumerken  und  hat  die  Erhebung  einer  neuen  Niederlags- 
scheingebflhr  zur  Folge. 

Art.  93.  Vierzehn  Tage  bevor  die  gesetzliche  Jahres- 
frist (Art.  31  des  Zollgesetzes)  für  die  Lagerung  abgelaufen 
ist,  hat  das  Niederlagshaus  den  Eigentümer  aufzufordern, 
über  seine  Ware  weiter  zu  verfügen. 

Sollte  letzterer  diese  Frist  unbenutzt  verstreichen  lassen, 
so  ist  die  Ware  zur  Einfuhr  zu  verzollen  (Art.  31  des  Zoll- 
gesetzes), beziehungsweise  nach  Maßgabe  des  Art.  91  zu  be- 
handeln. 

Art.  94.  Die  Niederlagsscheine  können  unter 
schriftlicher  Anzeige  an  das  Niederlagshaus,  welches  davon 
im  Niederlagsjournal  Vormerkung  zu  nehmen  hat,  beliebig 
an  dritte  Personen  abgetreten  und  indossiert  werden. 
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Art.  95.  Auf  Anaucheo  kann  dem  Inhaber  eines  Nieder- 
li^sscheines  gegen  dessen  Rückgabe  und  Bezahlung  der 
ScbeingebQhr  ein  neuer  Niederlagsschein,  auf  einen 
andern  Namen  lautend,  ausgestellt  werden,  wovon  jeweilen 
im  Niederlagsjournal  Vormerk  zu  nehmen  ist. 

Art.  96.  Die  Zollverwaltung  haftet,  soweit  die 
eidgenöjssischen  Niederlagshäuser  unter  ihrer  eigenen  Ad- 
miuistration  stehen,  für  abbandengekommene  oder 
durch  erwiesene  Nachlässigkeit  des  Zollper- 
sonals beschädigte  oder  verdorbene  Outer;  aber 
sie  bargt  nicht  fQr  das  natürliche  Verderben  und  Schwinden 
der  Ware,  für  das  Springen  und  Rinnen  der  Oefoße,  und 
ebensowenig  für  Beschädigung  oder  Zerstörung  durch  Feuer 
oder  Wasser,  oder  durch  sonstige  Natur-  oder  Kriegs- 
ereignisse, Volksaufläufe  u.  dgl.,  oder  höhere  Gewalt  über- 
haupt. 

Wenn  Niederlagsguter  durch  Unfall  oder  höhere  Ge- 
walt ganz  oder  teilweise  zu  Grunde  gehen,  so  ist  mit  Be- 
zug auf  deren  weitere  Zollbehandlung  in  gleicher  Weise  zu 
verfahren,  wie  bezüglich  der  Transitgüter  (Art.  72). 

Art.  97.  Wenn  vom  Personal  des  Niederlagshauses 
bemerkt  werden  sollt«,  daß  eingelagerte  Güter,  be- 
sonders Flüssigkelten,  Schaden  leiden,  so  ist  der 
Eigentümer  sogleich  davon  zu  benachrichtigen  und  zur  so- 
fortigen Ausbesserung  des  Schadens  aufzufordern.  Im  Unter- 
lassungsfalle hat  das  Niederlagshaus  die  Ausbesserung  auf 
Kosten  des  Eigentümers  selbst  besorgen  zu  lassen.  Läßt  der 
Zustand  der  Ware  auch  ungeachtet  der  erfolgten  Aus- 
besserung ftlr  andere,  daneben  lagernde  Waren  noch  einen 
Nachteil  besolden,  so  ist  dem  Eigentümer  eine  kurze  Frist 
zu  stellen,  um  über  die  Ware  weiter  zu  verfügen. 

Wird  auch  diese  Aufforderung  nicht  beachtet,  so  ist  die 
Ware  zur  Einfuhr  zu  verzollen  und  dem  Eigentümer  auf 
seine  Kosten  und  Gefahr  zuzuführen. 
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Ist  der  EigentQmer  abwesend,  oder  will  er  Ober  diese 
Ware  nieht  verfögen,  so  tritt  die  Bestimmung  des  Art.  91 
in  Anwendung. 

Art.  98.  Eine  Behandlung  oder  Bearbeitung 
der  Ware,  welche  Ober  den  Zweck  ihrer  Erhaltung  hin- 
ausgeht,  ist  in  der  Regel  im  Niederlagshaus  nicht  zulässig. 

In  besondern  Fällen  kann  das  Zolldepartement  Aus- 
nahmen gestatten. 

Art.  99.  Dem  EigentQmer  einer  im  Niederlagshaus 
lagernden  Ware  ist  gestattet,  im  Beisein  eines  Zollbeamten, 
Muster  zu  ziehen. 

Die  geöffneten  Warenstücke  müssen  in  Gegenwart  dea 
Eigentümers  sorgfältig  wieder  verschlossen  werden. 

Art.  100.  Der  Eigentümer  einer  im  Niederlagshause 
liegenden  Ware  kann  innerhalb  der  gesetzliehen 
Lagerfrist  von  12  Monaten  jederzeit  darüber 
verfügen,  sei  es  behufs  Verzollung  zur  Einfuhr,  sei  es 
behufs  der  Wiederausfuhr  aus  der  Schweiz,  oder  Oberführung 
in  ein  anderes  Niederlagshaus. 

Wird  über  ein  Lagergut  ganz  oder  teilweise  verfOgt, 
so  sind  die  betreffenden  Stücke  auf  dem  Niederlagsschein, 
sowie  im  Niederlagsjournal  abzuschreiben,  unter  Hinweis  auf 
die  Nummern  der  dafUr  ausgestellten  Einfuhrquittungen  oder 
Oeleitscheine. 

Für  zurückbleibende  Stücke  ist  die  Ausstellung  eines 
neuen  Niederlagsscheines  nicht  erforderlich. 

Eine  Teilung  der  einzelnen  Warenstücke  darf  nur  unter 
Aufsicht  des  Zollpersonals  stattfinden.  Teilung  in  Mengen 
unter  5  kg.  ist  nicht  statthaft. 

Wenn  über  alle  auf  einem  Niederlagsschein  eingetragenen 
Warenstücke  verfugt  ist,  so  hat  der  Eigentümer  denselben 
mit  seiner  darauf  angebrachten  Bescheinigung   über  die  er- 
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folgte  Auslieferung  seiner  Waren  dem  Einnehmer  zurflek- 
zostellen.  Wurde  kein  Niederlagasohein  ausgestellt,  so  ist 
diese  Bescheinigung  auf  der  Deklaration  für  die  Einlagerung 
(Form.  S.  3)  anzubringen. 

Die  Abfertigung  zur  Einfuhr,  zum  Transit  öder  nach 
einem  andern  Niederlagshaus  geschieht  nach  den  allgemeinen 
Vorschriften.  Für  Gewichtsdifferenzen,  welche  sich  bei  dieser 
Abfertigung  gegenüber  dem  Eingangsgewicht  infolge  von 
Husterziehen,  Schwund  etc.  ergeben,  ist  der  Zoll  zu  ent- 
rieh ten. 

Art.  101.  Wird  eine  Ware  von  einem  Nieder- 
lagshaus nach  einem  andern  übergeführt,  so  ist 
der  Zeitpunkt,  seit  welchem  die  Ware  bereits  eingelagert 
war,  auf  dem  Geleitschein  vorzumerken,  damit  das  Nieder- 
lagshaus,  welches  die  Ware  empfängt,  im  Niederlagsjournal 
davon  Notiz  nehmen  kann. 

Die  Niederlagshäuser  sind  dafür  verantwortlich,  daß  die 
gesetzliche  Lagerfrist  von  12  Monaten  nicht  überschritten  wird. 

Art.  102.  Die  Gebühren  für  Benutzung  der  eidgenös- 
sischen Niederlagshäuser  werden  festgesetzt  wie  folgt: 

1.  Ausstellung  eines  Niederlagsscheines,  ohne  Rück- 
sicht auf  die  Zahl  der  Frachtstücke  15  Rp. 

2.  Lagergebühren  per  q.  und  per  Monat: 

a.  10  Rp.  für  Waren   mit   einem   Zollansatz   bis   auf  ■ 

Fr.  2.  - ; 
6.  20    Rp.    für    Waren    mit    einem    ZoUansatz    Ober 

Fr.  2.—  bis  Fr.  12.—; 
c.  30    Rp.    für    Waren    mit    einem    Zollansatz    über 

Fr.  12.  —  und  für  solche  unter  Zollverschluß,  aofern 

letztere  in  gleichem  Zustande  wieder  austreten. 
Unter  den  Zollaosätzen   sind   diejenigen  des  Ge- 
brauchstarifs verstanden. 
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Bruchteile   von   100  kg.   sind  fllr  volle  100  kg. 
Bruchteile  eines  Monats  flir  einen  ganzen  Monat  zu  zftbleo. 

Aussteuer-,   Erbschafts-    und   ümzugsgut,    sowie 
Reiseeffekten  fallen  unter  Kategorie  6. 

3.  Waggebühren: 

a.  für  die  Waren  unter  2  a  6  Rp.  per  q. ; 

b.  fttr  die  Waren  unter  2  b  und  c  10  Rp.  per  q. 

Für  plombiert  eingelagerte,  in  der  Folge  zur  Einfuhr- 
verzollung angemeldete  Güter  sind  die  Gebühren  nach  der 
Höhe  des  Zollansatzes  (Ziff.  2,  a — c)  zu  berechneu. 

Bei  Warenstücken,  deren  Inhalt  verschiedenen  2jo11- 
ansätzen  unterworfen  ist,  erfolgt  der  Gebührenbezug  nach 
derjenigen  Warengattung,  welche  dem  Gewichte  nach  vor- 
herrscht. 

Das  Zolldepartement  ist  ermächtigt,  da,  wo  besondere 
Verhältnisse  es  rechtfertigen,  Änderungen  in  den  Ansätzen 
unter  Ziffer  1 — 3  hiervor  eintreten  zu  lassen. 

Fünfter  Absohnitt. 
Die  Abfertigung  mit  Freipaß. 

Art.  103.  Die  Abfertigung  mit  Freipaß  bezweckt  die 
specielle  zollamtliche  Kon  troilierung  der  Iden- 
tität von  Waren  und  Tieren,  welche  zu  gewissen 
Zwecken  vorübergehend  aus  der  Schweiz  nach  dem  Auslande 
ausgeführt  und  innerhalb  einer  bestimmten  Frist  wieder  nach 
der  Schweiz  eingeführt,  sowie  von  solchen,  welche  zu  ge- 
wissen Zwecken  vorübergehend  aus  dem  Auslande  nach  der 
Schweiz  eingeführt  und  innerhalb  einer  bestimmten  Frist 
wieder  nach  dem  Auslande  ausgeführt  werden,  sofern  und 
insoweit  für  diesen  Verkehr  die  im  Zollgesetz  vorgesehene 
oder  infolge  von  Verträgen  mit  dem  Auslande  zugestandene 
Zollbefreiung  oder  Zollermäßigung  beansprucht  wird. 
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Art.  104.  Zor  zollfreien  Aus-  uad  Wiedereinfuhr,  be- 
ziehungsweise Bin-  und  Wiederausfuhr,  durch  Abfertigung 
mit  Freipaß  können  angemeldet  werden: 

1.  Waren  und  Tiere,  welche  aus  der  Schweiz  über 
anslftndisches  0 e b i e t  direkt  wieder  in  die  Schweiz 
geföhrt  werden; 

2.  Waren,  die  zur  R e p a r a t u r  aus  der  Schweiz  nach 
dem  Auslände  ausgeführt  oder  aus  dem  Auslande  nach 
der  Schweiz  eingeführt  werden; 

3.  Tiere,  welche  aus  der  Schweiz  auf  ausläodische 
Märkte,  sowie  solche,  welche  aus  dem  Auslande  auf 
schweizerische  Märkte  gefbhrt  werden; 

4.  Vieh,  welches  zur  Sommerung  oder  Winterung, 
zur  Fütterung  oder  Mästung  aus  der  Schweiz 
nach  dem  Auslande  oder  aus  dem  Auslande  nach  der 
Schweiz  getrieben  wird; 

5.  Muster  von  Handelsreisenden  (verkäufliche 
Warenmuster); 

6.  Waren  auf  ungewissen  Verkauf,  Markt- 
waren, Reiselager; 

7.  Ausstellutngsgegenstände; 

8.  Gegenstände  zu  vorübergehendem  Gebrauch, 
Maschinen  und  Instrumente  zu  Versuchen 
(Experimenten);  gebrauchte  Maschinen,  Roll- 
material und  andere  Gerätschaften  von 
Unternehmern  zur  Ausführung  von  Bauten. 

Für  Gegenstände  zu  wandernden  Schaustellungen  köonen, 
sofern  die  Identitätskontrolle  keine  Schwierigkeiten  bietet, 
nach  erfolgter  einmaliger  Einfuhrverzollung  beim  Wieder- 
anstritt  Freipässe  auf  ein  Jahr  behufs  zollfreier  Wiederein- 
fiihr  innerhalb  Jahresfrist  ausgestellt  werden. 

In  den  unter  Ziffer  5,  6  und  8  erwähnten  Fällen  bleibt 
nut  Bezog  auf  die  aus  dem  Auslande  eingebrachten  Gegen- 
stände immerhin  vorbehalten,    daß    von  dem   Staate,   aus 
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welehem  sie  herkommeQ  oder  aas  welchem  deren  EigeniOmer 
herstsrnmi,  Gegenrecht  gehalten  wird. 

Art.  105.  Zur  Freipa&abfertigung  behufs  Erwirkung  der 
Zollbefreiung,  beziehungsweise  Zollerma&igung  (Art.  6  des 
Zollgesetzes),  können  ferner  angemeldet  werden:  Waren, 
welche  zurVeredlung  aus  der  Schweiz  nach  dem  Auslande 
ausgeführt  uod  hernach  wieder  in  die  Schweiz  zurAckgeftlhrt 
werden,  sowie  solche,  welche  zu  gleichem  Zwecke  aus  dem 
Auslande  nach  der  Schweiz  eingeführt  und  hernach  wieder 
nach  dem  Auslande  ausgeführt  werden. 

Die  nähern  Bestimmungen  über  den  Veredlungsverkehr 
sind  in  einem  besondern  Regulativ  enthalten. 

Art.  106.  Zur  Ausstellung  von  Freipftssen  für  Waren, 
welche  aus  der  Schweiz  im  Transit  durch  das 
Ausland  gehen,  um  an  einem  andern  Grenzpunkte  wieder 
auf  schweizerisches  Gebiet  überzutreten,  sind  sämtliche  Zoll* 
ämter  an  der  Grenze  befugt  (vgl.  Art.  126).  Einer  besondern 
Bewilligung  bedarf  es  hierfür  nicht. 

Art.  107.  Im  Reparaturverkehr  können  Freipässe 
bei  sämtlichen  Hauptzollämtem  und  eidgenössischen  Nieder- 
lagshäusern ausgestellt  werden,  ausnahmsweise  auch  bei 
Nebenzollämlern,  sofern  dieselben  von  der  Gebietsdirektion 
hierzu  ermächtigt  sind.  Die  Löschung  des  Freipasses  hat 
jeweilen  durch  dasjenige  Zollamt  zu  geschehen,  bei  welchem 
derselbe  ausgestellt  worden  ist. 

Art.  108.  Für  Vieh,  Pferde  inbegrifTen,  welches 

a.  aus  der  Schweiz  im  Transit  über  ausländisches  Gebiet 
wieder  nach  der  Schweiz  geführt, 

b.  aus  der  Schweiz  auf  ausländische  Märkte  oder  aus 
dem  Auslande  auf  schweizerische  Märkte  getrieben, 

c.  zur  Sommerung  oder  Winterung,  Fütterung  oder 
Mästung  aus  der  Schweiz  nach  dem  Auslande  oder 
aus  dem  Auslande  nach  der  Schweiz  geführt  wird, 
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ka&D  Frelpa&abfeitiginig  bei  allen  daDJenigen  Oreozsoll- 
ftmlcm  stftllfiiideD,  welche  fQr  den  Viehverkehr  ge- 
öffnet sind.  Besondere  Bewilligung  einer  Direktivbehörde 
ist  nicht  erforderlich;  dagegen  haben  die  beire£fenden  Vieh- 
fllhrer  die  saoitätspolizeilichen  Vorschriften  zu  beobachten. 
Zur  Freipaßabfertigang  und  Preipa&löschung  fOr  aus  der 
Schweiz  austretendes  und  im  Transit  Ober  ausländisches  Ge- 
biet am  nftrolichen  Tage  wieder  in  die  Schweiz  zurück- 
kehrendes  Vieh    sind    s&mtliche  ZoU&mter  an   der  Grenze 


Freip&sse  ffkr  eintretendes  Sömmerungs-  oder  Winterungs- 
vieh, sowie  fdr  Vieh  zur  Fütterung  oder  Mästung  sind  nur 
solchen  Herdenfbhrern  zu  verabfolgen,  welche  sich  durch 
eine  von  der  Zollbehörde  des  Herkunftslandes  ausgestellte 
Bescheinigung  darober  ausweisen  können,  daß  die  betreffen- 
den Tiere  daselbst  wirklich  zur  Sommerung  oder  Winterung, 
Fotterung  oder  Mästung  angemeldet  und  zollvormerklieh 
abgefertigt  wurden. 

Fohlen,  Kälber,  Kitze,  Lämmer  und  Ferkel,  welche 
während  der  Sommerung  oder  Winterung  geworfen  werden, 
sind  zollfrei.  Trächtige  Tiere  müssen  zu  diesem  Behufe  beim 
Aus,  beziehungsweise  Eintriebe  dem  Zollamt  angemeldet 
werden,  und  letzterm  ist  überdies  vorbehalten,  den  Nachweis 
aber  die  Zahl  der  geworfenen  Jungen  zu  verlangen. 

Art.  109.  Zur  Ausstellung  und  Löschung  von  Frei- 
pässen ftor: 

a.  Muster  von  Handelsreisenden; 

b.  Waren  auf  ungewissen  Verkauf,  Marktwaren,  Reiselager; 

c.  Waren  fbr  Ausstellungen; 

d.  Gegenstände  zu  vorübergehendem  Gebrauch,  Maschinen 
und  Instrumente  zu  Versuchen,  gebrauchte  Maschinen, 
Rollmaterial  und  andere  Gerätschaften  von  Unter- 
nehmern zur  Ausführung  von  Bauten,  Gegenstände 
wandernder  Schaustellungen 
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sind  nur  die  Hauptzollftinter  und  eidgeoössiacheD  Miederlags- 
hftuser  befugt,  Nebenzoll&mter  bloß,  soweit  sie  hierzu  specieli 
eruiAchtigt  sind. 

Art.  110.  Die  Freipaß  fr  iAten  werden  festgesetzt 
wie  folgt: 

a.  ftir  Oater,  welche  per  Achse  oder  Schiff  aus  der 
Schweiz  aber  ausländisches  Oebiet  direkt  wieder  in 
die  Schweiz  geführt  werden,  mit  Berechnung  von 
20  Kilometer  per  Tag;  im  Bahn  verkehr  1   Monat; 

b.  im  Reparaturverkehr  bis  auf  12  Monate; 

c.  für  Tiere  des  Rindvieh-,  Schaf-,  Ziegen-  und  Schweine- 
geschlechts,  welche  aus  der  Schweiz  auf  ausländische 
Märkte  geführt  werden,  bis  auf  6  Tage ;  ftlr  Tiere  des 
Pferdegeschlechts  bis  auf  14  Tage;  für  ausländisches 
Vieh,  Pferde  inbegriffen,  das  auf  schweizerische  Märkte 
geführt  wird,  bis  auf  4  Tage; 

d.  für  Sömmerungs-  oder  Winterungsvieh,  Fütierungs- 
oder  Mästungsvieh,  bis  auf  9  Monate; 

e.  für  verkäufliche  Warenmuster,  für  Waren  auf  unge- 
wissen Verkauf,  Reiselager,  bis  auf  12  Monate; 

f.  im  Marktverkehr,  Pferde  und  Vieh  ausgenommen  (s. 
litt,  c),  bis  auf  3  Monate; 

g.  für  Ausstellungsgegenstände,  für  Gegenstände  zu  vor- 
übergehendem Gebrauch,  Maschinen  und  Instrumente 
zu  Versuchen,  gebrauchte  Maschinen  und  Werkzeuge 
von  Unternehmern  zur  Ausführung  von  Bauten,  femer 
für  Gegenstände  wandernder  Schaustellungen,  bis  auf 
12  Monate. 

Eine  Verlängerung  der  hiervor  festgesetzten  Maximal- 
fristen ist  nicht  statthaft.  Die  Oberzolldirektion  ist  indessen 
ermächtigt,  unter  besondern  Umständen  und  ausnahmsweise 
die  Ausfertigung  eines  neuen  Freipasses  zu  bewilligen. 
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Art.  111.  Zur  FreipaSabfertigang  im  Vered- 
lungsrerkehr  bedarf  es  einer  Bewilligung  der 
Oberzolldirektion,  beziehungsweise  des  ZoU- 
departements.  Bezügliche  Gesuche  sind  durch  Vermitt- 
lung der  betreffenden  Zollgebietsdirektion  einzureichen  und 
werden  nach  Mafigabe  der  Bestimmungen  des  Art.  5  des 
Zollgesetzes  und  des  besondern  Regulativs  über  den  Vered- 
lungsverkehr entschieden. 

Jede  filr  eine  Verkehrsart  erteilte  Bewilligung  ist  für 
die  betreffende  Firma  gültig  bis  zum  Widerruf. 

Art.  112.  Die  Ausstellung  von  Freipässen  ist  nur  für 
solche  Waren  statthaft,  deren  Identität  ohne  besondere 
Schwierigkeit  kontrolliert  werden  kann,  sei  es  durch  Be- 
schreibung oder  durch  zollamtliche  Kennzeichnung  (Anbringen 
des  ZoIIfltempels,  vou  Zollbleien  oder  Zollsiegeln  u.  dgl.). 

In  allen  andern  Fällen  ist  die  Ware  als  zollpflichtig  zu 
behandeln. 

Art.  113.  Soll  eine  Warensendung  mit  Freipaß  abge- 
fertigt werden,  so  hat  der  Warenführer  dem  Zollamt  eine  be- 
sondere Deklaration  für  die  Freipaßabfertigung 
(Formular  8.  6)  entsprechend  ausgefüllt  vorzulegen. 

In  dieser  Deklaration  oder  in  einer  besondem  Beilage 
zu  derselben  sind  die  Gegenstände,  für  welche  der  Freipaß 
verlangt  wird,  soweit  möglich  derart  zu  beschreiben,  daß 
aaf  Grund  der  BeschreibuDg  die  Ware  erkannt  und  somit 
bei  deren  Rückfuhr  die  Identität  derselben  festgestellt  werden 
kann;  ferner  ist  das  Zollamt  anzugeben,  über  welches  die 
eingeführte  Ware  wieder  aus-,  beziehungsweise  die  ausgeführte 
Ware  wieder  eingeführt  werden  soll.  Für  verkäufliche 
Handelsmuster,  Gegenstände  für  Ausstellungen,  Vieh  ausge- 
nommen, ferber  für  Velocipede  und  Möbeltransportwagen, 
ist  diese  Angabe  nicht  erforderlich. 

Im  Veredlungsverkehr  ist  neben  den  specifischen  Er- 
kennungsmerkmalen die  Art  der  Veredlung,   sowie  die  all- 
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Allig  infolge  der  letztera  eutstehende  GewiohtsyeränderuDg 
anzugeben. 

Die  DirektivbehOrden  werden  bei  Erteilung  einer  Frei- 
paßbewilligung  jeweilen  bestimmen^  ob  eine  eingeführte  Ware 
wieder  über  das  Bintrittszollamt  ausgeführt^  beziehungsweise 
eine  ausgeführte  Ware  wieder  Ober  das  Austrittszollamt 
eingeführt  werden  soll,  oder  ob  die  Lösohung  des  Freipasses 
durch  ein  anderes  Zollamt  zulässig  ist. 

Behufs  der  Wiedererkennung  der  Ware  hat  das  Zollamt 
letztere  mit  Zollstempel)  Zollblei  oder  Zollsiegel  zu  versehen, 
oder  Warenproben  znrQokzubehalten. 

Art.  114.  Entsprechend  der  D-eklaration  für 
Freipaßabfertigung  stellt  das  Zollamt  den  Frei- 
paß (Formular  Nr.  6)  aus,  indem  es  sich  bei  eingeführten 
Waren  den  Einfuhrzoll  und  bei  ausgeführten  Waren,  soweit 
solche  ausfuhrzollpflichtig  sind,  den  Ausfuhrzoll  bar  hinter- 
legen oder  durch  BQrgsohaft  sicherstellen  läßt. 

Art  115.  Wenn  mit  Freipaßabfertigung  eingeführte 
Waren  oder  Tiere  wieder  ausgeführt,  beziehungsweise  aus- 
geführte wieder  eingeführt  werden,  so  sind  dieselben  unter 
Vorweisung  des  Freipasses,  sowie  einer  Deklaration  für 
die  Freipaßlöschung  (Formular  8.  7)  dem  Austritts- 
beziehungsweise Eintrittszollamt  zur  speoiellen  Eontrollieruug 
anzumelden. 

Das  Zollamt  überzeugt  sich  ror  allem,  ob  der  Freipaß 
in  Ordnung  ist,  sowie  ob  die  Frist  eingehalten  wurde,  und 
ermittelt  sodann,  wenn  diese  Untersuchung  keine  Bean- 
standung zur  Folge  gehabt  hat,  an  Hand  der  notierten  Br- 
kennungsmerkmale  und  der  zollamtlichen  Kennzeichnung,  ob 
die  vorgewiesenen  Waren  oder  Tiere  mit  denjenigen,  für 
welche  der  Freipaß  ausgestellt  wurde,  identisch  sind. 

Zu  diesem  Behufe  kann  es  durch  den  Warenftthrer  die 
ganze  Sendung  nach  Gutfinden  öffnen,  auspacken  und  ab- 
wägen lassen. 


Digitized  by  VjOOQIC 


lum  Bnndesgeiets  Hber  das  ZoUwMon.  77 

Art  116.  FiDdet  das  Zollamt  die  Ware  mit 
dem  Freipaß  und  den  allfftllig  vorliegenden 
zollamtlich  abgestempelten  Special  Verzeich- 
nissen abereinstimmend,  so  ist  derselbe  zu  löschen. 

War  der  gelöschte  Freipaß  von  dem  betreffenden  Zoll- 
amt selbst  auflgeHtellt,  so  wird  derselbe  der  zagehörigen 
Deklaration  beigeheftet,  unter  Streichung  der  betreffenden 
Nummer  auf  dem  Titelblatt  des  Freipaßheftes. 

Andernfalls  und  unter  Vorbehalt  der  Bestimmungen  des 
folgenden  Artikels  wird  der  vollst&ndig  gelöschte  Freipaß 
demjenigen  Zollamt  übermittelt,  das  denselben  ausgestellt 
hat  und  von  welchem  dann  in  gleicher  Weise  zu  ver- 
fahren ist. 

Art.  117.  Nach  erfolgter  vollständiger  Löschung  eines 
Freipasses  sind  allftllig  geleistete  Barhinterlagen  gegen 
Empfangsbescheinigung  auf  dem  betreffenden  Freipasse  zu- 
rückzuerstatten. 

Findet  die  Freipaßlöschung  bei  einem  andern  Zollamte 
statt  als  demjenigen,  von  welchem  der  Freipaß  ausgestellt 
wurde,  so  kann  die  Barhinterlage  auch  bei  dem  erstem 
erhoben  werden,  vorausgesetzt,  daß  dessen  Kassabestand 
ausreicht. 

In  diesem  Falle  hat  das  betreffende  Zollamt  den  ge- 
löschten Freipaß  bei  der  nächsten  Ablieferung  an  Zahlungs- 
statt dem  ihm  vorgesetzten  Hauptzollamte,  beziehungsweise 
der  Hauptzollkasse  einzusenden. 

Die  Ausbezahlung  der  Barhinterlngeu  fUr  gelöschte  Frel- 
pAsse  ist  auf  die  reglementarischen  Dienststunden  beschränkt. 

Art.  118.  Wird  eine  mit  Freipaß  abgefertigte  Ware 
nicht  insgesamt,  sondern  in  Teilsendungen  unter  mehreren 
Malen  zur  Freipaßlöschung  vorgewiesen,  so  hat  das  Zollamt 
jede  solche  Teilsendung  auf  der  Rückseite  des  Freipasses, 
sowie   der  bezüglichen  Deklaration,   als  teilweise  Löschung 
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vorzumerken  und  den  Freipaß,  solange  dessen  vollständige 
Löschung  nicht  erfolgt  ist,  jeweilen  dem  Warenführer  wieder 
auszuhändigen.  Diesem  letztem  liegt  es  dann  ob,  den  teil- 
weise gelöschten  Freipaß  vor  Ablauf  der  Frist  dem  Zollamt, 
welches  denselben  ausgestellt  hat,  behufs  gänzlicher  Löschung 
vorzuweisen. 

Das  Zolldepartement  hat  zu  bestimmen,  ob  und  in 
welchem  Belange  teilweise  Abschreibungen  zulässig  sind. 

Art.  119.  Wenn  auf  einem  zur  Löschung  voi^ewiesenen 
Freipasse  unbeglaubigte  Korrekturen  oder  Ra- 
dierungen wahrgenommen  werden,  so  hat  das  Zollamt 
die  Löschung  zu  verweigern  und  in  analoger  Weise  zu  ver- 
fahren, wie  es  in  Art.  68  mit  Bezug  auf  die  Greleitscheine 
vorgeschrieben  ist. 

Art.  120.  Ebenso  hat  das  Zollamt  die  Löschung  zu 
verweigern,  wenn  die  im  Freipaß  festgesetzte 
Frist  überschritten  ist  und  es  sich  nicht  um  eine 
unverschuldete  Verspätung  oder  einen  Fall  höherer  Gewalt 
handelt  (Art.  123). 

Die  Verweigerung  der  Freipaßlöschung  hat  zur  Folge,  dal^ 

a.  für  Waren,  welche  mit  Freipaß  eingeführt  und 
deren  Einfuhrzoll  beim  EintrittszoUamt  sichergestellt 
worden,  dieses  Zollbetrefifnis  der  Zollkasse  verfallen 
bleibt,  wogegen  dem  Freipaßinhaber  eine  vorschrifts- 
mäßige Einfuhrquittung  ausgehändigt  wird; 

b,  ftir  Waren,  welche  mit  Freipaß  ausgeführt  worden, 
der  Anspruch  auf  zollfreie  Wiedereinfuhr  dahiniUllt^ 
und  daß  ein  allßlllig  sichergestellter  Ausfuhrzoll  ver- 
fallen bleibt. 

Die  Oberzolldirektion  kann  indessen  auch  zu  einem 
mildem  Verfahren  Hand  bieten,  wenn  ein  solches  sich  duroh 
die  jeweiligen  Verumständungen  rechtfertigen  'äßt 
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Art.  121.  Bei  Unterschiebung  anderer  Waren 
an  Stelle  deijenigen^  für  welche  bei  der  Einfahr,  besiehungs- 
weise  bei  der  Ausfuhr  ein  Freipaß  ausgestellt  wurde,  hat 
das  Zollamt  die  FreipaßlOschung  zu  verweigern  und  das 
Strafverfahren  wegen  ZoHübertretung  einzuleiten. 

Art,  122.  FQf  die  mit  Freipaß  eingef&hrten  Waren, 
welche  nicht  wieder  ausgeführt  werden,  ist  der 
Einfuhrzoll,  fQr  die  mit  Freipaß  ausgefohrten  Waren,  welche 
nicht  wieder  eingeführt  werden,  der  allfUlige  Aus- 
fuhrzoll, andernfalls  die  statistische  Gebühr  nach  Maßgabe 
der  Verordnung  über  die  Warenstatistik  zu  entrichten. 

Die  Löschung  der  Freipässe  erfolgt  unter  Hinweis  auf 
die  Nummer  der  beireifenden  Zollquittung. 

Art.  123.  Wenn  der  Inhaber  eines  Freipasses  ohne 
eigene  Schuld  durch  einen  Unfall  oder  höhere  Gewalt 
▼erhindert  war,  denselben  rechtzeitig  zur  Löschung  vorzu- 
weisen, so  hat  das  nämliche  Verfahren  Platz  zu  greifen, 
welches  in  Art.  73  mit  Bezug  auf  den  Geleitscheinverkehr 
vorgeschrieben  ist. 

Art.  124.  Geht  ein  Freipaß  verloren,  so  hat 
ebenfalls  das  nämliche  Verfahren  einzutreten,  wie  mit  Bezug 
auf  die  Geleitscheine  (Art  79). 

Art  125.  Außer  den  in  diesem  Abschnitt  besonders 
erwähnten  sind  auch  alle  andern  Bestimmungen,  die 
Ausfertigung  und  Löschung  der  Oeleitscheine, 
Sicherstellung  der  Zollgebühren,  Verzugszins 
u.  8.  w.  betreffend,  für  den  Freipaßverkeh  r  maß- 
gebend. 

Art.  126.  Zur  Kontrolle  von  Grenz  Verkehrsartikeln 
bei  Freistraßen,  kleinern  Enklaven  oder  bei  Grenzgewässern, 
wenn  es  sich  nur  um  kleine  Strecken  handelt,  können  Aus- 
weise für  zollfreie  Wiedereinfuhr  verabfolgt  werden. 
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Wer  en  unterläßt,  eineo  solehen  Sohein  zu  verlsDgen, 
hat  beim  Betreten  des  schweiserischen  Gebietes  den  tarif- 
mä&igen  Zoll  zu  entrichteo. 

Art.  127.  Reiseeffekten,  sowie  zollpfliohtige 
Waren  im  Personeo verkehr,  welche  in  Taschen, 
Ko£fem,  Paketen  u.  dgl.  aus  der  Schweiz  ausgeftlhrt  weiden, 
und  Ober  ausländisches  Gebiet  wieder  nach  der  Schweiz 
gelangen,  sind,  wenn  sie  beim  Austrittszollamt  angemeldet 
werden,  mit  dem  schweizerischen  Zollverschlußzettel 
zu  Ycrsehen,  sofern  die  Beschaffenheit  der  Stocke  dies  ge- 
stattet. 

Diese  Zettel  dürfen  vom  Reisenden  erst  nach  erfolgter 
Wiedereinfuhr  der  betreffenden  Stücke  entfernt  werden.  Stücke 
mit  zollpflichtigen  Waren,  welche  bei  der  Wiedereinfuhr 
ohne  Zettel  oder  mit  verletztem  Zettel  vorgewiesen  werden, 
unterliegen  der  Verzollung  nach  Tarif  Mi^eftkhrte  Reise- 
effekten, die  beim  AustrittszoUamt  nicht  angemeldet  worden 
sind  und  die  somit  keinen  Verschlußzettel  trafen,  unter- 
liegen bei  der  Wiedereinfuhr  der  gewöhnlichen  Zollbehand- 
lung. Mit  Verschlußzettel  versehene  Waren-  und  Gepäck- 
stücke werden  dagegen,  sofern  bei  der  Wiedereinfuhr  der 
Verschluß  unversehrt  ist,  ohne  zollamtliche  Revision  zollfrei 
eingelassen. 

Art.  128.  Die  Rückfuhr  in  das  Herkunftsland 
von  Sömmerungs-  und  Winterungs vieh,  von 
Vieh  zur  Fütterung  und  Mästung,  ferner  von 
ausländischem  Vieh,  welches  mit  Freipaß  auf 
schweizerische  Märkte,  sowie  von  schweizerischem 
Vieh,  welches  mit  Freipaß  auf  ausländische  Märkte  geführt 
worden  ist,  soll  Ober  das  nämliche  Zollamt  ge- 
schehen, welches  den  Freipaß  ausgestellt  hat. 
Indessen  sind  die  Zollgebietsdirektionen  ermächtigt,  die  Frei- 
paßlöschung in  einzelnen  '^Fällen  auch  durch  ein  anderes 
Zollamt   zu  gestatten,    wenn    aus  besondern   Gründen   die 
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RttekfobTr  aber  dua  Zollsmt,  über  welobeß  der  Hiotransport 
stattgefunden)  Dicht  thanlich  ist, 

Pfir  eingeführtes  Vieh^  welehes  innert  der  Freipaftfrist 
ni^t  wieder  ausgeAihrt  wird,  ist  der  Einfuhrzoll,  fiXr  an»- 
geführtes  Vieh,  das  innert  der  FreipaßiVist  nicht  wieder  ein» 
geführt  wird,  die  Ausfuhrzoll  zu  erheben. 

Wer  durch  Unterschiebung  anderer  Tiere  die  Löschung 
eines  Freipasses  zu  erwirken  trachtet,  macht  sich  der  Über- 
tretung des  Zollgesetzes,  sowie  eventuell  der  sanit&tspolizei- 
Hehen  Vorschriften  schuldig  und  fällt  unter  die  daherigen 
Straf  bestimmungen . 

Art.  129.  Tiere,  welche  zur  Sommerung  oder  Win- 
terung in  die  Schweiz  eingeführt  wurden  und  welche  inner- 
halb der  Freipaßfrist  nicht  wieder  ausgeführt  werden, 
unterliegen  der  Verzollung  zur  Einfuhr  mit  Ausnahme  von 
solchen,  für  welche  der  Nachweis  erbracht  werden  kann, 
daß  sie  nm^estanden  sind  oder  infolge  epidemischer  Krank- 
heiten abgethan  werden  mußten. 

Tiere,  fQr  welche  bei  der  Ausfuhr  kein  Freipaß  vorge- 
wiesen werden  kann,  unterli^en  der  Verzollung  zur  Ausfahr. 

Die  Unterschiebung  anderer  Tiere  für  solche,  die  allf&llig 
im  Inland  geblieben,  in  der  Absicht,  fOr  letztere  Frei- 
paßlösohung  zu  erlangen,  wodurch  fOr  die  im  Inlande  ge- 
bliebenen Tiere  der  Einfuhrzoll,  fAr  die  an  deren  Stelle  aus- 
geführten Tiere  der  Ausfuhrzoll  umgangen  wQrde,  fällt  als 
ZollUbertretung   unter  die  einschlägigen  Strafbestimmungen. 

Art.  130.  FQr  die  zur  Sommerung  oder  Winterung 
ans  der  Schweiz  ausgeführten  Tiere,  welche  innerhalb  der 
Freipaßfrist  nicht  wieder  eingeführt  werden,  ist  der 
Ausfuhrzoll  zu  erheben. 

Tiere,  für  welche  bei  der  Einfuhr  kein  Freipaß  vorge- 
wiesen werden  kann,  unterliegen  der  Verzollung  zur  Einfuhr, 

Kidg.  amtl.  Samml.  Nene  Folge.  XV.  Bd.  ^ 
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Pie  Untera^shiebuQg  anderer  Tiere  ftkr  solehe,  die  all- 
filllig  im  Ausland  geblieben,  in  der  Ab^ic^t  fbr  letztere^ 
Freipa&löschung  zu  erlangen,  wodureh  für  die  im  Ausland 
gebliebenen  Tiere  der  Ausfuhrzoll,  für  die  an  deren  Stelle 
eingeführten  Tiere  der  Einfuhrzoll  umgangen  wOrde,  f&lU  als 
ZoIlQbertretung  und  Widerhandlung  gegen  die  sanitfttspoli- 
zeilichen  Vorschriften  unter  die  eiuschl&gigen  Strafbestim- 
mimgen. 

Art.  131.  Sehweizerische  Erftmer  und  Hausierer 
haben  fOr  den  Besuch  fremder  Märkte  und  Ortschaften  einen 
Preipaß  zu  lösen,  wenn  sie  bei  ihrer  Rückkehr  den  unver- 
kauften Teil  ihrer  Ware  zollfrei  wieder  einführen  wollen. 

Der  Warenfahrer  hat  zu  diesem  Behufe  ein  genaues 
Verzeichnis  der  einzelnen  O^enst&nde  aufzunehmen,  das 
vom  Zollamt  nach  erfolgter  Revision  der  Ware  abzustempeln 
und  dem  Freipaß  beizuheften  ist. 

Für  den  Besuch  schweizerischer  Märkte  durch  aus-, 
ländische  Krämer  und  Hausierer  dOrfen  ebenfalls  Freipäase 
ausgestellt  werden. 

Die  Ausstellung  von  Freipässen  beschränkt  sich  in  beiden 
Fällen  auf  solche  Warenartikel,  bei  welchen  die  Identität 
jedes  einzelnen  Gegenstandes  kontrolliert  werden  kann. 

Nahrungs-  und  Oenußmittel,  inbegriffen  Getränke,  sind 
von  der  Freipaßabfertigung  ausgeschlossen. 

Art.  132.  Verkäufliche  Warenmuster  und 
Reiselager,  mit  Ausschluß  der  Nahrungs-  und  Genuß- 
mittel, können  auf  Verlangen  bei  der  Einfuhr  nach 
der  Schweiz  mit  Freipaß  abgefertigt  werden. 

Zu  diesem  Behufe  hat  der  Warenfahrer  dem  betreffen- 
den Zollamt  ein  detailliertes  Verzeichnis  sämtlicher  Artikel, 
in  welchem  die  Gattung  jedes  einzelnen  Gegenstandes,  sowie 
die  zur  Feststellung  der  Identität  dienenden  Merkmale  an* 
gegeben  sind,  zu  Obergeben.     Das  Zollamt  versieht  hierauf 


Digitized  by  VjOOQIC 


sam  Bundesgesets  über  dato  ZcÜwaflen.  g3 

die  einzelnen  StOeko,  soweit  es  angeht,  mit  sollamtlichen 
Erkoonungsseiehen  (Stempel,  Siegel  oder  Blei),  bei  ganj& 
kleinen  Gegenständen,  z.  B«  Bijouterien,  in  der  Weise,  da& 
letztere  anf  den  einzelnen  Kartons  oder  Mnaterkoffereinsfttzen 
durch  F&den  oder  Schnüre  festgereiht  und  die  Enden  der 
Schnur  an  den  Kartons,  Eitisätzen  eto.  angesiegeit  werden, 
damit  die  Wegnahme  eines  einzelnen  StQokes  ohne  Verletzung 
des  Siegels  verunmOglicht  ist.« 

Soweit  das  Anbringien  von  Identitätszeichen  in  ange- 
deuteter Weise  nicht  angeht,  resp.  wegen  der  Beschaffenheit 
der  Ware  nicht  möglich  ist  —  aber  nur  in  diesem  Falle  — 
ist  die  Identifizierung  durch  genaue  Beschreibung  des  ein- 
zelnen Gegenstandes  zulässig,  jedoch  müssen  die  Merkmale 
derart  bezeichnet  werden,  daß  auf  Grund  derselben  der  ein- 
zelne Gegenstand  sich  leicht  erkennen  läßt. 

Waren,  welche  nicht  in  angegebener  Weise 
bezeichnet,  beziehungsweise  beschrieben  werden 
können,  unterliegen  der  Verzollung. 

Das  Warenverzeichnis  ist  zollamtlich  abzustempeln;  auf 
demselben  muß  überdies  bei  jedem  Gegenstande  vorgemerkt 
werden,  ob  er  mit  Erkennungszeichen  versehen  ist. 

Bei  der  Wiederausfuhr  hat  das  Austrittszollamt  eine 
genaue  I^vision  an  Hand  des  Verzeichnisses,  respektive 
Musterpasses  vorzunehmen.  Gegenstände,  welche  nicht  mehr 
vorhanden  sind,  sowie  Kartons  oder  Einlagen  mit  verletztem 
Zollaiegel  unterli^en  der  Verzollung  zur  Einfuhr  unter  Zu- 
schlag der  entsprechenden  Tara.  Die  Freipaßlöschung  darf 
nur  ftkr  diejenigen  Artikel  stattfinden,  deren  Identität  keinem 
Zweifel  unterliegt. 

Art.  133.  Schweizerische  Handelsreisende, 
welche  zollpflichtige  Warenmuster  oder  Beise- 
lager  ausführen,  sind  vom  achweizerischen  Austritts- 
zollamt in  gleicher  Weise  zu  behandeln,  wie  ausländische 
Reisende  beim  Eintritt  in  die  Schweiz. 
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Um  einen  sohweizerisehen  Preipaß  behufs  zollfreier 
Wiedereinfuhr  zu  erlangen,  haben  dieselben  daher  ein  ge- 
naues Verzeichnis  ihrer  Huster  oder  ihres  Reiselagers  auf- 
zustellen und  dem  Zollamt  auszuhändigen,  welches  alsdann 
eine  Verifikation  jedes  einzelnen  Gegenstandes  vornimmt. 
Das  Richtigbefinden  ist  am  Fufie  des  Verzeichnisses  vom 
Zollamte  zu  bescheinigen. 

Verzeichnisse  von  mehreren  Bogen,  welche  fortlaufend 
in  Worten  zu  nummerieren  sind,  hat  das  Zollamt  zusammen- 
zuheften und  die  Enden  des  Fadens  auf  dem  letzten  Blatte 
mit  dem  zollamtlichen  Siegel  anzusiegelo,  so  daS  ohne  Ver- 
letzung des  Fadens  oder  Siegels  kein  Blatt  des  Verzeichnisses 
unbemerkt  entfernt  werden  kann. 

Die  Kennzeichnung  der  Gegenstände  durch  Stempel, 
Siegel  oder  Blei  hat  in  gleicher  Weise  zu  geschehen,  wie 
in  Art.  132  hiervor  vorgeschrieben. 

Im  Verzeichnis  Ist  vorzumerken,  welche  Gegenstände 
einzeln  und  welche  kollektiv  (Kartons,  Einsätze  etc.)  ge- 
kennzeichnet sind. 

Sind  diese  Formalitäten  sämtlich  erfüllt,  so  kann  der 
Freipaß  ausgestellt  werden,  unter  Vormerknahme  der  Nummer 
desselben  auf  dem  Warenverzeichnis. 

Die  Freipaßabfertigung  beschränkt  sich  auf  solche  Gegen- 
stände, welche  mit  Erkennungszeichen  versehen  sind,  be- 
ziehungsweise deren  Erkennung  durch  genaue  Beschreibung 
leicht  möglich  ist.  Gegenstände,  bei  welchen  diese  Voraus- 
setzung nicht  zutriflft,   sind  von  der  Freipaßabfertigung  aus- 


Bei  der  Wiedereinfuhr  schweizerischer  Muster  und  Reise- 
lager hat  das  Zollamt  genaue  Verifikation  an  Hand  des  Ver- 
zeichnisses vorzunehmen  und  alliUllige  in  demselben  nicht 
aufgeführte  und  daher  neu  hinzugekommene  Gegenstände, 
sowie  Kartons,  Einlagen  etc.  mit  verletzten  ZoUsiegeln  zur 
Einfuhr  zu  verzolleu. 
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Korrektareo  oder  Radierungeo  im  Verzeiehnisse,  sowie 
Verletzang  oder  Besöitigmig  des  Siegels  auf  demselben  oder 
fehlende  BIftUer  ziehen  die  Verzollung  des  Ganzen  naoh  sieh, 

Art.  134.  In  den  in  Art.  132  und  133  erwähnten  Fällen 
ist  die  Abfertigung  auf  die  reglementarischen  Zollstunden  an 
Wochentagen  beschränkt  und  es  hat  das  Zollamt  die  er- 
forderliche Zeit  für  Vornahme  der  Verifikation, 
Anlogung  der  Erkennungszeichen  etc.  zu  bean* 
Sprüchen,  in  der  Meinung,  daß  unter  allen  Umständen 
die  laufenden  Oesohäfte  der  zoll  vormerklichen  Behand- 
lung von  MuAtersendungen  vorangehen  sollen. 

Kann  oder  will  ein  Reisender  sich  den  Formalitäten 
nicht  unterziehen,  so  ist  die  Ausstellung  eines  Freipasses 
abzulehnen  und  die  Ware  als  zollpflichtig  zu  behandeln. 

Art.  135.  Oegenstände,  welche  für  eine  öffentliche 
Ausstellung  in  der  Schweiz  bestimmt  sind,  können 
bei  der  Einfuhr  zur  Freipaßabfertigung  angemeldet  werden. 
Zu  diesem  Behufe  muß  im  Frachtbriefe  die  Eigenschaft  als 
Ausstellungsgegenstand  ausdrücklich  angegeben  sein,  nebst 
dem  Vormerk,  daß  ein  Freipaß  verlangt  werde.  Der  Frei- 
paß,  in  welchem  die  betreffenden  Oegenstände  genau  und 
kenntlich  zu  beschreiben  sind,  ist  jeweilen  mit  Frist  bis  auf 
ein  Jahr  auszustellen. 

Oegenstände,  welche  innert  der  Freipaßfrist  nicht  wieder 
ausgefohrt  worden  sind  und  fQr  welche  der  Freipaß  nicht 
erneuert  worden  ist,  unterliegen  der  Einfuhrverzollung.  Aus- 
genommen sind  Kunstgegenstände,  wenn  dieselben  nach- 
weislich für  öffentliche  Zwecke,  ferner  Naturalien,  kunst- 
gewerbliche Oegenstände,  gewerblich-technische  Instrumente, 
Apparate  und  Modelle,  antiquarische  und  ethnographische 
Oegenstände,  wenn  dieselben  nachweislich  für  öffentliche 
Sammlungen  und  Unterrichtsanstalten  angekauft  worden 
sind,  sowie  Kri^material,  welches  der  Bund  zu  Zwecken 
der  Landesverteidigung  angekauft  hat. 
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Id  gleicher  Weise  kann  auch  für  Gtogeastftode,  welche 
aus  der  Schweiz  an  öffeotliche  Ausstellungen  im 
A  u  8 1  a  n  d  e  gehen ,  behufs  zollfreier  ROokkehr  in  die 
Schweiz  die  Freipaßabfertigung  verlangt  werden. 

Art.  136.  In  der  Schweiz  etablierte  Unternehmer,  welche 
zur  Ausführung  von  Bauten,  wie  Eisenbahnen, 
Straßen,  Brücken,  Gebäude  etc.,  vorübergehend 
Maschinen,  Rollmaterial  und  andere  Gerät- 
schaften nach  dem  Auslande  ausführen,  können, 
um  solche  ganz  oder  teilweise  wieder  zollfrei  zurückzu- 
bringen, die  Ausstellung  eines  Freipasses  verlangen. 

Ebenso  kann,  unter  Vorbehalt  des  Oegenrechtes,  aus- 
ländischen Unternehmern,  welche  Bauten  in  der  Schweiz 
auszuführen  haben,  für  dergleichen  Material,  sofern  gebraucht, 
Preipaßabfertigung  bis  auf  12  Monate  bewilligt  werden. 

Von  der  Freipaßabfertigung  zu  gunsten  von  Bauunter- 
nehmern sind  Baumaterialien,  wie  z.  B.  unverarbeitetes 
Holz,  neue  Bretter,  Eisen  oder  anderes  Metall,  Kalk,  Gips, 
Gement  etc.,  ausgeschlossen. 

Gebrauchtes  Werkzeug  ist  zollfrei  einzulassen  und  bloß 
summarisch  vorzumerken. 

Tiere  und  Personenfuhrwerke  von  Unternehmern  sind 
von  der  Freipaßabfertigung  ausgeschlossen. 

Art.  137.  Die  Ausstellung  von  Freipässen  ist  ebenfalls 
statthaft  für  Maschinen  und  Instrumente,  welche 
auf  kurze  Zeit  zu  Versuchen  (Experimenten)  vom  Aas- 
land in  die  Schweiz  eingeführt  oder  aus  der  Schweiz  nach 
dem  Auslande  ausgeführt  werden,  vorausgesetzt,  daß  deren 
Identität  kontrolliert  werden  kann. 

Zur  Ausstellung  solcher  Freipässe  sind  die  Hauptzoll- 
ämter befugt. 

Art.  138.  Im  gewöhnlichen  kleinen  Grenz- 
verkehr sind   Gegenstände,   welche  zur  Reparatur,  zur 
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Veredlung  oder  zur  Verarbeitung'  von  Bewohnern  der  Grenz- 
zone von  10  Kilometer  Bewohnern  der  nämlichen  Grenz- 
zone des  Naehbarlandes  überbracht  werden  oder  umgekehrt 
und  welche  innert  bestimmter  Frist  ausgebessert,  veredelt  oder 
verarbeitet  wieder  in  die  Grenzzone  des  HerkunftslandcR 
zurückkehren,  zollfrei,  sofern  von  dem  betreffenden  Staate 
Oegenreoht  gehalten  wird. 

Es  betrifft  dies  namentlich  Kleider  und  Schuhwerk  zum 
Reparieren,  Stoffe,  welche  Privatleute  der  einen  Grenzzone 
bei  einem  Handwerker  der  benachbarteii  Grenzzone  zu 
«igenem  Gebrauche  verarbeiten  lassen,  rohes  Bau-  oder 
Nutzholz  zum  S&gen,  Getreide  zum  Mahlen  etc.;  dagegen 
smd  hierbei  nicht  inbegriffen:  Bekleidungsgegenstände  und 
Sehuhwerk,  welches  auswärtigen  Arbeitern  gewerbsmäßig  in 
Arbeit  gegeben  wird,  auch  wenn  der  Rohstoff  selbst  schwei- 
zerischen Ursprungs  ist. 

Im  übrigen  bleiben  sowohl  hinsichtlich  der  Ausdehnung 
der  Zone,  wie  in  betreff  der  verschiedenen  Verarbeitungs- 
arten u.  8.  w.,  allf&llige  vertragliche  Vereinbarungen  gegen- 
über einzelnen  Ländern  ausdrücklich  vorbehalten. 

Die  Kontrolle  dieses  Verkehrs  erfolgt  im  Vormerkver- 
fahren durch  Anwendung  des  amtlichen  Formulars  n,  Vor- 
merkverkehr. 

Art.  139.  Wer  die  oben  erwähnten  Begünstigungen 
mißbraucht  oder  sich  Untersohleife  irgend  welcher  Art  dabei 
zn  Schulden  kommen  läßt,  unterliegt  den  einschlägigen 
Strafbestimmungen. 

SeoliBter  Absolmitt. 
Ausnahmen  TOn  der  Zollpflicht;  Betonrwaren. 

Art.  140.  Alle  Gegenstände,  welche  zum 
eigenen  Gebrauche  der  bei  der  Eidgenossen- 
schaft beglaubigten  diplomatischen  Vertreter 
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des  Ausian  dea  [dieneii.  und  niobt  zur  Wieder- 
veräußerang  bestiniirit  sind^  genießen  Zoll- 
fr  ei  bei  t,  insofern  von  dem  beirrenden  Staate  Oegenrecht 
gehalten  wird  (Art.  3,  litt,  b,  des  Zoilgesetzes)«  HierunW 
sind  alle  diejenigen  Gegenstände  verstanden,  welche  die  diplo- 
matidohen  Missionschefs,  n&mlich  die  Botschafter,  Gesandten, 
Ministerresidenten  und  Gescbftftstrftger,  zu  ihrem  persönlichen 
Gebrauche  und  demjenigen  ihrer  Familie  aus  dem  Auslände 
beziehen. 

In  dem  nämlichen  Umfange  und  unter  den  gleichen 
Bedingungen  genießen  Zollfreiheit  auch  die  den  Missionschef 
vertretenden  interimistischen  Geschäftsträger  während  der 
Dauer  ihrer  interimistischen  Geschäftsleitung. 

Gegenüber  dem  andern  Personal  der  ausländischen 
diplomatischen  Missionen  haben  die  allgemeinen  Vorschriften 
des  Zollgeselzes  und  der  Handelsverträge  Geltung. 

Die  ausnahmsweise  Zollbefreiung  für  die  diplomatischen 
Vertreter  wird  in  Form  der  ZollrQckvergütung  gewährt. 
Die  Zollgebahren  sind  daher  auf  sämtlichen  Sendungen  vom 
abfertigenden  Zollamte  zu  beziehen,  werden  aber  durch  die 
Oberzolldirektion  an  die  Missionschefs  zurückerstattet. 

Zu  diesem  Ende  haben  die  Missions vorstände  viertel- 
jährlich dem  Zolldepartement  ein  nach  ofBziellem  Formular 
erstelltes  Verzeichnis  der  verzollten  Sendungen,  ftlr  welche 
Rückvergütung  beansprucht  wird,  in  Begleit  der  Verzollungs- 
ausweise, einzureichen. 

Für  amtliche  Drucksachen,  Formulare,  nationale  Schilder 
und  Flaggen,  amtliche  Stempel  und  Stempelpressen  etc.  der 
ausländischen  Konsulate  in  der  Schweiz  kann  ebenfalls,  wie 
für  Gesandtschaftsgut,  Zollrückvergütung  gewährt  werden, 
wenn  die  schweizerischen  Konsulate  im  betreffenden  Lande 
Gegenrecht  genießen. 

Die  bezüglichen  Zollbeträge  sind  jeweilen  innerhalb 
der  Frist  von  2  Monaten   bei   der  Oberzolldirektion  gegen 
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Vorlage  der  Yersollangsausweise  zurflcksuerheben  oder,  wenn 
es  KoBsnlttö  soleher  Länder  betrifft,  welche  dareh'eioe 
diplomatisohe  Miasioii  io  der  Schweiz  vertreten  sind,  auf 
den  Quartallisten  der  letztem  anfzufbhren. 

Art.  141.  Als  zollfreie  Obersiedlangsgegenst&nde^ 
(Art.  3,  litt,  c,  Ziff.  1,  des  Zollgesetzes)  können  unter  Vor- 
behalt der  BeHtimmungen  des  Art.  144  zugelassen  werden: 
gebrauchte  Hausgeräte  und  Effekten  von  Anziehenden  zur 
eigenen  Benutzung,  inbegriffen  Kassaschränke,  Krankenfahr- 
stöhle,  Kinderwagen,  Musikinstrumente,  alle  diese  Gegen- 
stände, sofern  sie  gebraucht  sind  und  mit  anderm  Hausrat 
eingehen,  ferner  gebrauchte  Fabrikgerätschaften,  gebrauchtes 
Handwerkszeug,  gebrauchte  landwirtschaftliche  Gerätschaften, 
wie  Eggen,  Pflüge,  Okonomiewagen  u.  dgl.,  nebst  daxu 
gehörenden  gebrauchten  Zuggeschirren.  Von  der  Zollbefreiung 
ausgeschlossen  sind  dagegen  Pferde  und  Vieh,  Luxusfuhr- 
werke und  Pferdegeschirre  zu  solchen,  Fahrräder,  Nahrungs- 
und Oenußmittel,  inbegriffen  Getränke,  Vorräte  und  neue 
Gegenstände  aller  Art. 

Um  Zollbefreiung  zu  erwirken,  ist  einer  solchen  in  den 
Begleitpapieren  ausdrücklich  als  Umzugsgut  zu  bezeichnenden 
Sendung  ein  Verzeichnis  über  den  Bestand  derselben  mit«* 
zugeben  oder  dem  betreffenden  Zollamt  direkt  einzusenden, 
mit  der  schriftlichen  durch  die  Behörde  des  Herkunftsortes 
oder  durch  eine  diplomatische  oder  Konsularvertretung  der 
Schweiz  im  Auslande  beglaubigten  Erklärung  des  Anziehen- 
den, daß  die  betreffenden  Gegenstände  schon  vorher  in  seinem 
Gebrauch  gestanden  haben  und  daß  sie  auch  fernerhin  zu 
seinem  eigenen  Gebrauche  dienen  sollen.  Zollpflichtige 
Gegenstände  sind  im  Verzeichnis  und  in  der  Zolldeklaration 
besonders  anzugeben. 

Im  fernem  ist  vom  Eigentümer  nachzuweisen,  daß  er 
sieh  in  der  Schweiz  niedergelassen,  und  daß  die  Einfuhr  auf 
Grund  dieser  Niederlassung  stattgefunden  hat. 
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Dte  Einfulir  ^on  Obersiedlungsgut  soll,  wenn  immer 
möglich,  unter  einem  Male  gescheheD.  Für  aliftllige  Nadi- 
sendungei),  welche  jedoch  schon  mit  dem  ersten  Transport 
anzumelden  sind  und  deren  Eiofuhr  über  das  nämliche 
Zollamt  stattzufioden  hat,  wird  eine  Frist  von  drei  Monaten 
eiogeräumt.  Unter  besondern  Umständen  kaon  diese  Frist 
von  der  Gebietsdirektion  bis  auf  1  Jahr  verlängert  werden. 

Die  Verheimlichung  zollpflichtiger  Gegenstände  oder  die 
Deklaration  neuer  Gegenstände  als  gebrauchte  fällt  unter  die 
Strafbestimmungen  des  Zollgesetzes. 

Zur  zollfreien  Behandlung  von  Obersiedlungsgut  sind  alle 
Zollämter  befugt,  wenn  die  vorgeschriebenen  Ausweise  vor- 
liegen und  die  zollamtliche  Revision  vorgenommen  werden 
kann.  Sind  dagegen  die  erforderlichen  Ausweise  nicht  vor- 
handen oder  bestehen  seitens  des  Zollamts  sonstige  Zweifel, 
so  ist  der  Entscheid  der  Zollgebietsdirektion  einzuholen. 

Art.  142.  Aussteuern,  d.  h.  neue  Hausgeräte, 
Kleidungsstücke,  Wäsche  und  sonstige  Effekten  von  Per- 
sonen, welche  sich  aus  Veranlassung  ihrer 
Verheiratung  in  der  Schweiz  niederlassen, 
können,  unter  Vorbehalt  der  Bestimmungen  in  Art.  144, 
auf  besondere  Erlaubnis  zollfrei  eingeführt  werden 
(Art.  3,  litt,  e,  Ziff.  2,  des  Zollgesetzes). 

*Die  Bewilligung  %ur  zollfreien  Einfuhr  von  Heiratsgut 
mit  Inbegriff  der  Hochzeitsgescheuke  ist  bei  derjenigen  Zoll- 
direktion nachzusuchen,  über  deren  Gebiet  dasselbe  eingehen 
soll,  und  zwar  unter  Vorlage  des  Trauscheines,  sowie  eines 
detaillierten  Verzeichnisses  der  einzuführenden  Gegenstände, 
mit  einer  von  der  Behörde  des  Herkunftsortes  ausgestellten 
Bescheinigung,  durch  welche  bezeugt  wird,  daß  diese  Gegen- 
stände Heiratsgut  der  betreffenden  Persönlichkeit  sind  und 
daß  letztere  sich  aus  Veranlassung  ihrer  Verheiratung  in  der 
Schweiz  niederläßt. 
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Die  ZollgebietsdirektiooeD  sind  ermäohtigt,  auf  diese 
Ausweite  hin  zollfreie  Einfuhr  zu  bewilligen.  Bei  gänzlichem 
oder  teilweisem  Mangel  derselben  ist  das  Zollbetreffnis  einst- 
weilen sicherstellen  zu  lassen. 

AHf&lligc  Nachsendungen  werden  nur  dann  zollfrei  zu- 
gelassen, wenn  sie  innerhalb  der  Frist  von  höchstens  drei 
Monaten  nach  der  ersten  Sendung  und  in  Begleit  der  be- 
hördlichen Bescheinigung  zur  Einfuhr  gelangen,  und  insofern 
sie  bereits  mit  der  ersten  Sendung  angemeldet  worden  sind. 

Die  fQr  eine  Person  eingehenden  Aussteuergegenst&nde 
sind  sämtlich  aber  das  nämliche  Zollamt  einzuführen. 

Von  der  Zollbefreiung  sind  alle  diejenigen  Oegenstände 
ausgeschlossen,  welche,  abgesehen  von  den  neuen  als  Aus- 
steuer zugelassenen  Gegenständen,  bereits  im  vorhergehenden 
Artikel  als  zollpflichtig  aufgeführt  sind. 

Art.  143.  Als  Erbsohaftsgut  eiugehende,  gebrauchte 
Hausgeräte  und  Effekten,  mit  Ausschluß  der  in  Art.  141  als 
zollpflichtig  erklärten  Gegenstände,  können  zollfrei  zugelassen 
werden,  wenn  beim  abfertigenden  Zollamte  durch  Vorlage 
einer  Bescheinigung  der  Behörde  des  Herkunftsortes  der 
Nachweis  geleistet  wird,  daß  die  betreffenden  in  einem  Ver- 
zeichnis näher  zu  bezeichnenden  Gegenstände  dem  Adressaten 
der  Sendung  als  Erbschaft  zugefallen  sind. 

Art.  144.  Die  in  den  Art.  141 — 143  eingeräumten 
2^11befreiungen  dürfen  nur  gegenüber  solchen  Staaten  An- 
wendung finden,  welche  der  Schweiz  Gegenrecht  halten. 

Art,  145,  Die  zum  persöulichen  Gebrauche 
der  Reisenden  dienenden  Effekten  (Kleidungsstücke, 
Wäsche  u.  dgl.)  sind  zollfrei,  und  zwar  auch  dann,  wenn 
sie  den  Reisenden  vorausgehen  oder  nachfolgen. 

Art.  146.  Fuhrwerke,  Möbelwagen  inbegriffen, 
welche  beim  Eingang  über  dicGrenze  zumPer^ 
sonen-   oder  Warentransport   dienen  und  nicht 
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iD  der  Schweiz  verbleiben,  Bind  wie  auch  die  Be- 
gpannüngeo  mit  Freipaß  abzurertigeo  oder,  soweit  den  Grenz- 
verkehr  betreffeod,  einfach  vorzumerken. 

In  gleicher  Weise  hat  Freipaßabfertigung,  beziehungs- 
weise Vormerkung  ftlr  austretende  Fuhrwerke  stattzufinden, 
welche  wieder  nach  der  Schweiz  zurückkehren. 

Art.  147.  Als  zollfreie  Muster  sind  nur  diejenigen 
au  betrachten,  welche  nicht  zum  Verkauf  geeignet  sind. 

Bei  verkäuflichen  Hustern  kann  bei  außergewöhnlicher 
Tara  (doppelte  Verpackung)  billige  Rücksicht  genommen 
und  die  äußere  Verpackung  in  Abzug  gebracht  werden, 
sofern  die  innere  Vorpackung  selbst  so  beschaffen  ist,  daß 
sie  von  der  Eisenbahn  als  transportftlhig  angenommen  wUrde. 


I  I     r  zeic 


I 


Art.    148.      Leere,    gezeichnete    Fässer,   ge- 
hnete  Säcke  und  andere  Gefäße,  welche 

a.  in  die  Schweiz  eingehen,  um  gefüllt  entweder  an  den 
Absender  zurückgesandt  oder  für  dessen  Rechnung  an 
eine  andere  Bestimmung  wieder  ausgeführt  zu  werden; 

b.  an  den  ursprünglichen  Absender  in  die  Schweiz  zurück- 
kehren, nachdem  sie  vorher  gefüllt  ausgeführt  worden, 

sind   zollfrei,   wenn   die   Rückkehr  solcher  Umschließungen 
I  innert  sechs  Monaten  stattfindet. 

I  Für    die    leer    eingehenden    Umschließungen    hat    die 

Kontrolle  beim  EintrittszoUamt  durch  Freipaßabfertigung 
oder  durch  Vormerknahme  stattzufinden.  Freipässe  sind 
insbesondere  auszustellen  fbr  neue  oder  gebrauchte  Gefäße 
aus  Glas,  Thon  oder  Metall,  für  neue  hölzerne  Fässer  und 
Gefäße,  sowie  für  neue  Säcke. 

Gefüllt  austretende  Umschließungen  siod  bereits  bei  der 
Ausfuhr  dem  Austrittszollamt  als  zur  Rückkehr  bestimmt 
anzumelden,  wenn  auf  zollfreie  Wiedereinfuhr  derselben  An- 
spruch gemacht  wird. 
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Im  Unterlassungsfälle  kann  auob  der  Ausfohrfrachtbrief 
oder  eine  bahnamtliche  Bescheinigung  als  Nachweis  des 
schweizerischen  Ursprungs  angenommen  werden. 

Gebrauchte  leere  Oarnhülsen  und  Spulen, 
welche  erwiesenermaßen  von  Oarnsendungen  aus  der  Schweis 
nach  dem  Auslande  herrQbren  und  an  den  schweizerischen 
Fabrikanten  zurQckkehren,  werden,  sofern  sie  mit  dessen 
Firma  bezeichnet  sind,  zollfrei  zugelassen. 

Art  149.  Kunstgegenstande  für  öffentliche  Zwecke, 
femer  Naturalien,  kunstgewerbliche  Oegenst&nde,  gewerblich* 
technische  Instrumente,  Apparate  und  Modelle,  antiquarische 
und  ethnographische  Oegenst&nde,  welche  nachweislich  fUr 
öffentliche  Sammlungen  und  Unterrichtsanstalten  eingehen, 
sind  zollfrei  (Ar(.  3,  litt,  h,  des  Zollgesetzes). 

Es  bedarf  jedoch  hierfbr  einer  ausdrücklichen  Bewilligung, 
zu  welchem  Behufe  jede  Sendung  dieser  Art  vor  deren 
Einfuhr  bei  der  zuständigen  Zollgebietsdirektion 
angemeldet  werden  muß,  unter  Angabe  des  Eintritts- 
zollamtes uud  Einsendung  eines  Verzeichnisses  der  einzufüh- 
renden OegenstAnde,  nebst  einer  Bescheinigung  der  betreffenden 
Verwaltungs-  oder  Anstaltsbehörde  über  deren  Bestimmung. 

Art.  150.  Behufs  zollfreier  Einfuhr  von  Kriegs- 
material (Art.  3,  lilt.  Ij  des  Zollgesetzes)  hat  das  eidge- 
nössische Militärdepartement  jede  Sendung  unter  Angabe  des 
Herkunftsortes,  de«  Inhalts  und  des  Adressaten,  sowie  des 
Zollamtes,  aber  welches  die  Einfuhr  erfolgen  soll,  dem  Zoll- 
departement  anzumelden,  damit  die  erforderlichen  Weisungen 
erlassen  werden  können. 

Ohne  besondere  Ermächtigung  durch  die  Oberbehörde 
sind  die  Zollämter  nicht  befugt,  Sendungen  von  Kriegsmate- 
rial zollfrei  abzufertigen. 

Art.  161.  Waren  schweizerischen  Ursprungs, 
diewegen  v  e  r  w  eiger  ter  A  n  n  ah  me  durch  den 
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Adressaten  oder  wegeo  Unverkäafliohkeii  innert 
der  Frist  von  fünf  Jahren  nach  ihrer  Ausfuhr 
nach  dem  Auslande  an  den  ursprünglichen  Ab- 
sender in  der  Schweiz  zurückkehren,  sind  zollfrei, 
wenn  der  schweizerische  Ursprung  der  Ware  geh&rig  nach- 
gewiesen werden  kann. 

Den  Waren  schweizerischen  Ursprungs  sind  diejenigen 
Waren  ausländischen  Ursprungs  gleichgestellt,  welche  aus 
dem  freien  schweizerischen  Verkehr  ausgeführt  worden  sind, 
fllr  welche  sonach  der  schweizerische  Eingangszoll  ent- 
richtet ist. 

Um  die  Zollbefreiung  zu  erwirken,  hat  der  Rück- 
bezüger  der  Ware  vor  Einfuhr  derselben  ein  bezügliches 
Gesuch  an  die  betrefifende  Oebietsdirektion  zu  richten,  in 
Begleit  einer  Deklaration  nach  besonderem  Formular,  in 
welcher  Zeichen,  Nummer,  Anzahl,  Verpackungsart,  Tarif- 
nummer, Bezeichnung  der  Ware,  Netto-  und  Bruttogewicht, 
beziehungsweise  Stückzahl  und  eventuell  der  Wert  der 
Ware,  enthalten  sein  muß,  nebst  einer  auf  die  Einsicht- 
nahme der  HandelsbUcher  und  der  bezüglichen  Korrespon- 
denz sieh  stützenden  notarialischen  oder  amtlichen  Bescheini- 
gung der  Ortsbehörde  oder  einer  Zollbehörde  über  Ursprung 
der  Ware,  Bestimmung  und  Datum  der  Versendung,  sowie 
darüber,  daß  die  Ware  unverkauft  zurückbezogen  wird. 

Nachträgliche  Gesuche  um  Zollrückvergütung  für  Retour- 
waren, welche  in  Ermangelung  einer  Bewilligung  für  zoll- 
freie Rückkehr  zur  Einfuhr  verzollt  worden  sind,  können 
von  den  ZoUgebietsdirektionen  berücksichtigt  werden,  even- 
tuell gegen  Abzug  einer  Ordnungsbuße,  wenn  die  Unter- 
lassung der  vorherigen  Anmeldung  nicht  hinreichend  ent- 
schuldigt ist. 

Die  Befugnis,  für  schweizerische  Retourwaren  Zoll- 
befreiung zu  bewilligen,  kann  unter  besondern  Umständen 
durch  Verfügung  des  Zolldepartements  an  Hauptzoliämter 
übertragen  werden. 
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Das  ZolldepartemeDt  ist  ermächtigt,  aaoh  io  andero 
Fällen  als  solchen  von  verweigerter  Annahme  oder  Unver- 
käuflicbkeit  für  ins  Ausland  exportierte  schweizerische  Er- 
ifieugnissc,  welche  an  den  ursprünglichen  Absender  surQck- 
gehen,  zollfreie  Einfuhr  zu  gestatten,  wenn  der  schweizerische 
Ursprung  der  Ware  und  deren  Ausfuhr  gehörig  nachgewiesen 
werden  kOnnen  (Art  3,  litt,  p,  des  Zollgesetzes). 

In  aolchen  Fällen  wird  jedoch  die  Frist  fQr  den  Rockbezug 
in  der  Etegel  auf  zwei  Jahre  beschränkt  und  Qberdies  die 
grundsätzliche  Entscheidung  durch  den  Hundesrat  vorbehalten. 

Art.  152.  FOr  Waren,  die  zur  Einfuhr  verzollt 
worden,  welche  aber  wegen  Nichtannahme  von 
Seiten  des  Adressaten  oder  aus  andern  Gründen 
nach  dem  Ausland  zurückgesandt  werden,  kann 
unter  nachstehenden  Bedingungen  die  Rückerstattung  des 
bezogenen  Einfuhrzolles  bewilligt  werden: 

1.  Die  Rücksendung  der  einzelnen  Frachtstücke  hat  in 
gleicher  Beschaffenheit  und  mit  gleichem  Gewicht,  wie 
eingeführt,  an  die  Adresse  des  ursprünglichen  Versenders 
zu  geschehen,  was  dem  Austrittszollamt  durch  Vorlage 
des  Einfuhrfrachtbriefes,  behufs  Vergleichung  mit  dem 
Auisfuhrfrachtbriefe,  nachzuweisen  ist. 

2.  Der  Ausfuhrfrachtbrief  muß  durch  den  schweizerischen 
Absender  direkt  an  die  Adresse  des  Empfängers  im 
Auslande  ausgestellt  sein. 

3.  Die  Ausfuhr  hat  innert  zwei  Monaten,  vom  Tage  der 
Einfuhr  Verzollung  au  gerechnet,  stattzufinden. 

4.  Das  Rüokvergütungsgesuch  ist  bei  der  Ausfuhr  der 
Ware  unter  Angabe  des  Grundes  der  Annahmever- 
weigerung dem  Austrittszollamt  einzureichen,  von  wel- 
chem dasselbe  nebst  Bericht  über  den  Revisionsbefund 
an  die  zuständige  Gebietsdirektion  weiter  geleitet  wird. 
Letztere  entscheidet  sodann  entweder  selbst  oder  hat, 
wenn  sie  hierzu  nicht  kompetent  ist,  die  Akten  an  die 
Oberzolldirektion  zu  übermitteln. 
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Je  nach  Umständen  kann  die  ZollrOokvergQtuog  mit 
einer  Ordnun^buße  verbanden  werden. 

PQr  die  Postsendungen  gelten  besondere  BestimmuDgen 
(Art.  30). 

Art.  153.  Bei  Fl Qssig ketten  ist  zollfreie  Rüekkehr 
(Art.  151)  beziehungsweise  ZoUrückvergfltung  (Art.  152) 
nur  dann  zulässig,  wenn  die  betreffenden  Sendungen  nach- 
gewiesen nie  aus  zoll- oder  bahnamtlichen  Händen 
gekommen  sind. 

Siebenter  Absohnitt. 
Landwirtschaftlicher  Grenzyerkehr. 

Art.  154.  Tiere,  OeräUchaften  und  andere  Oegen- 
stände,  die  von  Bewohnern  der  Schweiz  zur  Bewirtschaftung 
auf  ausländischem  Gebiete,  jedoch  nicht  über  10  km.  von 
der  Landesgreoze  entfernt  gelegeoer  Orundstücke  ausgeführt 
wurden  und  innerhalb  einer  bestimmten  Frist  wieder  in  die 
Schweiz  zurQckkehren ,  sind  zollfrei;  desgleichen  solche, 
welche  von  Bewohnern  des  Auslandes  zur  Bewirtschaftung 
auf  schweizerischem  Gebiete,  jedoch  nicht  Ober  10  km.  land- 
einwärts gelegener  Grundstücke  eingeführt  werden  und  nur 
vorübergehend  in  der  Schweiz  verbleiben;  in  diesem  Falle 
jedoch  nur,  wenn  und  insoweit  von  dem  betreffenden  fremden 
Staate  Gegenrecht  gehalten  wird  (Art.  3,  litt,  m,  des  Zoll- 
gesetzes). 

Die  Zollbefreiung  erstreckt  sich  auf  Pferde  und  Vieh, 
Pflüge,  Wagen,  Sensen  und  andere  Geräte  und  Werkzeuge 
fQr  den  Landbau.  Die  Ausstellung  von  Freipässen  ist  nicht 
erforderlich,  sondern  es  haben  die  Zollämter  das  zoll  vor- 
merkliche Verfahren  anzuwenden  (Form.  n). 

Dünger,  Samen,  Pflanzen,  Pfahle,  Rebstecken,  welche 
zur  Bebauung  solcher  Grundstücke  dienen,  sind  zollfrei;  ebenso 
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Nahrungsmittel  and  Getränke,  welche  den  Arbeitern  täglich 
zu  ihrem  Unterhalt  aufs  Feld  gebracht  werden. 

Art.  155,  Die  rohen  Bodenerzeugnisse  von  den- 
jenigen auf  ausländischem  Gebiete  innerhalb  der  Grenzzone 
von  10  km.  gelegenen  Grundstücken,  welche  Bewohner  der 
Schweiz  (Besitzer,  Nutznießer  oder  Pächter)  selbst  bebanen 
oder  auf  eigene  Rechnung  durch  Drittpersonen  bebauen 
lassen  (Art.  3,  litt,  n,  des  Zollgesetzes),  sind  unter  Vorbe- 
halt der  Bestimmungen  des  Art.  157  zollfrei. 

Hierunter  sind  verstanden:  Getreide  und  Hülsenfrüchte 
aller  Art,  in  Garben,  Bündeln  und  gedroschen ;  Stroh,  Streue, 
Heu  und  gemeines  Futter;  Flachs  und  Hanf;  Samen,  Ge- 
müse, Kartoffeln,  Rüben  u.  dgl.  eßbare  Wurzel-  und  Knollen- 
gewächse; Tabak,  Hopfen;  frisches  Obst,  frische  und  ge- 
kelterte Trauben;  neuer  Obst-  und  Traubenwein;  Torf, 
Brennholz,  rohes  Bau-  und  Nutzholz;  Holzkohlen. 

Art.  156.  Bei  Ausmessung  der  Grenzzone  ist  nicht  die 
Zolllinie  (z.  B.  bei  Seen),  sondern  die  politische  Landes- 
grenze der  Schweiz  zur  Grundlage  zu  nehmen;  vorbehalten 
bleiben  besondere  Tertragliche  Vereinbarungen. 

Art.  157.  Bewohner  der  Schweiz,  welche  von  der  im 
Artikel  155  vorgesehenen  Vergünstigung  Gebrauch  machen 
wollen,  haben  der  Zollgebietsdirektion,  über  deren  Gebiet 
die  Einfuhr  stattfinden  soll,  jeweilen  bis  Ende  April 
eines  jeden  Jahres  einen  amtlichen  Nachweis  über 
Eigentum,  Nutznießung  oder  Pachtverhältnis  nebst  einer  De- 
klaration über  den  mutmaßlichen  Ernteertrag  der  einzelnen 
Kultaren  einzureichen,  unter  Angabe  des  Zollamtes,  über 
welches  die  Einfuhr  stattfinden  soll.  Bezügliche  Formulare 
(Nr.  7,  landwirtschaftlicher  Freipaß)  können  bei  der  be- 
treffenden Zolldirektion  kostenfrei  erhoben  werden. 

Ist  der  Gesuchsteller  Besitzer  des  betreffenden  Grund- 
stückes, so  hat  er  den  Eigentumsnachweis,  ist  er  Nutznießer 

Bidg.  amtL  SammL  Ksne  Folge.  XY.  £d.  7 
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oder  Pächter,  den  Pachtvertrag  oder  den  Nachweis  de» 
NutzDießuDgsreohts  vorzulegen.  Außerdem  hat  er  nachzu- 
weisen, daß  er  thats&chlich  in  der  Schweiz  niedergelasaen  ist» 

Art.  158.  Die  ZoHgebietsdirektion  praft  die  Ausweise 
und  Übermittelt  dieselben  nach  erfolgter  Genehmigung  dem 
Einfuhrzollamte,  welches  dadurch  zur  zollfreien  Abfertigung- 
der  betreffenden  Produkte  ermächtigt  wird. 

Jede  Einfuhr  ist  nach  vorgenommener  Revision  vonr 
Zollamt  auf  dem  als  Freipaß  geltenden  Ausweise,  der  be> 
ihm  in  Verwahrung  bleibt,  abzuschreiben. 

Ist  die  Einfuhr  beendigt,  so  hat  das  Zollamt  den  Aus- 
weis der  Direktion  zurackzusteilen. 

Art.  159.  Landwirtschaftliche  Ausweise  haben  je  weilen 
nur  für  das  laufende  Jahr,  für  Wein  jedoch  bis  31.  M&rz 
des  folgenden  Jahres  Gültigkeit  und  nur  fOr  die  in  denselben 
angegebenen  Erzeugnisse  und  Mengen. 

Für  den  Transport  über  Alpenpässe  kann  vom  2k>ll- 
departement  angemessene  Fristverlängerung  bewilligt  werden. 

Art.  160.  Der  Inhaber  eines  Freipasses  für  Obst-  und 
Traubenwein  hat  das  Ertragsquantum  spätestens  eine  Woche 
vor  Beginn  der  Obst-  oder  Weinlese  dem  betreffenden  Zoll- 
amte  anzumelden.  Letzteres  ist  gehalten,  diese  Angaben  zu 
prftfen  und  im  Falle  von  Zweifel  oder  Verdacht  Anzeige 
an  die  Zolldirektion  zu  machen,  welche  dann  die  weitere 
Untersuchung  einleiten  wird. 

Der  Zollverwaltung  werden  übrigens  alle  diejenigen 
Maßnahmen  vorbehalten,  welche  sie  für  geeignet  erachtet, 
um  daherigen  Mißbräuchen  zu  begegnen. 

Es  darf  nur  dasjenige  Quantum  eingeführt  werden,  da» 
im  gleichen  Jahre  gewachsen,  beziehungsweise  gesammelt 
worden  ist. 
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Art.  161.  Bewohner  angrenzender  Staaten,  welche  als 
Besitzer,  Nutznießer  oder  Pächter  auf  schweizerischem  Ge- 
biete, jedoch  nicht  aber  10  km.  landeinwärts,  Grundstöcke 
bebauen  oder  auf  eigene  Rechnung  durch  Drittpersonen  be- 
bauen lassen,  haben,  behufs  Enthebung  von  der  statistischen 
Gebühr,  die  zur  Ausfuhr  gelangenden  Bodenprodukte  der  be- 
trejDTenden  Grundstücke  jeweilen  vorher  beim  AuslrittszoU- 
amt  anzumelden. 

Art.  162.  Auf  die  Produkte  der  Vieh-,  GeOQgel-  nnd 
Fischzucht,  also  auf  junges  Schlachtvieh,  Milch,  Kä^e,  Wolle, 
Hühner,  Eier,  Krebse,  Fische  u.  s.  w.,  findet  die  Zoll- 
befreiung keine  Anwendung,  immerhin  jedoch  mit 
Ausnahme   der   Vorschriften   des   Art.  3,   litt,  o,   des  Zoll- 


Art.  163.  Von  der  Grenze  durchschnittene  Grundstocke 
eines  Eigentümers  werden  in  der  Regel  als  demjenigen  Land 
angehörend  betrachtet,  auf  welchem  die  Wirtschaftsgebäude 
liegen. 

Der  innere  Verkehr  auf  solchen  Grundstücken  soll  in 
Beziehung  auf  die  landwirtschaftliche  Bewirtschaftung  nicht 
gehemmt  werden. 

Art.  164.  Wer  es  versäumt,  die  Anmeldung 
fOr  Erlangung  eines  landwirtschaftlichen  Frei- 
passes in  der  vorgeschriebenen  Frist  (Art.  157) 
einzureichen,  hat  für  die  Produkte  des  betref- 
fenden Jahres  den  tarifgemäßen  Zoll  zu  ent- 
richten. 

Art.  165.  Der  Mißbrauch  der  für  den  landwirtschaft- 
lichen Grenzverkehr  gestatteten  Zollerleichterungen  follt  unter 
die  Strafbestimmungen  des  Zollgesetzes. 


Digitized  by  VjOOQIC 


100 


YoUsiehnnggverotdniiiig 


H^Oi 


Achter  Absohnitt. 
Allgemeine  Sehlußbestiminongen. 

Art.  166.  Auf  jedem  ZoUamte  sollen  das  EollgeseU, 
der  Zolltarif,  sowie  alle  auf  das  schweizerische  Zoliwesen 
Bezug  habenden  Bundesgesetze,  Verordnungen  und  öffentlich 
bekannt  gemachten  Instruktionen  eingesehen  werden  können. 

Art.  167.  Die  Zollpflichtigen  sind  gehalten, 
ihre  Interessen  bei  der  Zollbehandlung  ihrer 
Güter  selbst  zu  wahren  oder  durch  Bevoll- 
mächtigte oder  Vermittler  wahren  zu  lassen 
(vgl  Art.  22  und  ff.,  sowie  Art  169). 

Art.  168.  Reklamationen  oder  Beschwerden  über  die 
Behandlung  zollpflichtiger  Oater  sind  mit  den  allfälligen 
Nachweisen  der  Direktion  des  betreffenden 
Zollgebiets  einz'ureichen,  welche  sie  nach  Maßgabe 
der  bestehenden  Vorschriften  erledigt  oder  der  OberzoU- 
direküon  zu  weiterer  Behandlung  übermittelt. 

Art.  169.  Reklamationen  wegen  unrichtiger  Zollbehand- 
lung werden  in  der  Regel  nur  dann  berücksichtigt,  wenn 
die  betreffende  Ware  sich  noch  unter  zollamtlicher  Kontrolle 
befindet,  oder  bei  erwiesenermaßen  unrichtiger  Tarifan  Wen- 
dung, vorausgesetzt,  daß  die  Ware  zollamtlich  revidiert 
worden  ist.  Nicht  berücksichtigt  werden  solche,  welche 
später  als  zwei  Monate  nach  der  Zollabfertigung  geltend 
gemacht  werden,  sowie  solche  wegen  Verzollungen,  welche 
nach  Maßgabe  der  Deklaration,  jedoch  ohne  zollamtliche 
Revision,  stattgefunden  haben. 

G^en  Entscheide  der  Gebietsdirektion  kann  bei  der 
Oberzolldirektion,  gegen  Entscheide  der  letztern  beim  Zoll- 
departement und  g^en  Entscheide  des  Zolldepartements  in 
letzter  Instanz  beim  Bundesrate  rekurriert  werden. 
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Die  Entscheide  des  Bundesrates  sind  endgültig  (Art.  36 
des  Zollgesetzes). 

Art.  170.  Das  Zolldepartement  ist  mit  der  Vollziehung 
dieser  Verordnung  beauftragt  und  wird  zugleich  ermächtigt, 
die  ans  derselben  sich  ergebenden  nähern  AusfQhrungsbestim- 
mnngen  und  Anordnungen  von  sich  aus  zu  treflTen. 

Art.  171.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  1.  April 
1895  in  Wirksamkeit.  Die  provisorische  Vollziehungs Ver- 
ordnung vom  19.  Dezember  1893  (A.  S.  n.  F.  XIII,  925), 
sowie  alle  mit  der  gegenwärtigen  Verordnung  im  Wider 
sprach  Btehenden  ZollTorschriflten  sind  auf  jenen  Zeitpunkt 
aufgehoben. 

Bern,  den  12.  Februar  1895. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Vizepräsident: 

LachenaL 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Ringler. 


€^<iytOf(S9ttS>^^- 


Digitized  by  VjOOQIC 


102 


I^c 


Bimdesratsbeschlnß 

betreffend 

die  Einfuhr  aus  der  zolifrelen  Zone  von  Hooii-Savoyen 
und  der  Landscliaft  Gex. 

(Vom  23.  Februar  1895.) 


Der  schweizerische  Bundesrat, 

nach  Einsicht  eines  Antrages  des  Departements  des 
Auswärtigen,  des  Finanz-  und  Zolldepartements  und  des 
Industrie-  und  Land wirtschaftsdepartements ; 

nach  Einsicht  der  Ohereiakunft  betreffend  dje  Zoll- 
verhältnisse zwischen  dem  Kanton  Genf  und  der  freien  Zone 
von  Hoch-Savoyen,  vom  14.  Juni  1881  (A.  S.  n.  F.  VI,  616); 

mit  Rücksicht  auf  die  besondern  Verhältnisse  der  zoll- 
freien Zone  von  Hoch-Savoyen  und  der  Landschaft  Ghex  zu 
der  Schweiz; 

in  Anwendung  des  Art.  35  des  Zollgesetzes  vom  28.  Juni 
1893  (A.  S.  n.  F.  XIII,  692); 

in  Abänderung  der  durch  Bundesratsbeschluß  vom  27.  De- 
zember 1892  für  die  Einfuhr  aus  Frankreich  aufgestellteB 
Differentialzölle  (A.  S.  n.  F.  XIII,  233); 
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in  Aufbebang  des  Buadesratebeschlusses  vom  9.  Mai 
1893  betreflTend  die  Einfuhr  aus  der  zollfreien  Zone  von  Hooh- 
Bavoyen  und  der  Landschaft  Oex  (A.  8.  n.  F.  XIII,  378), 

besch  ließt: 

Art.  1.  Die  nachstehende  Zollbehandlung  soll  bis  auf 
weiteres  auf  die  Einfuhr  von  aus  der  zollfreien  Zone  VOn 
Moch-Savoyen  herrührenden  Erzeugnissen  Anwendung  finden. 

a.  Außer  den  durch  das  Oesetz  als  zollfrei  erklärten, 
oder  von  keinem  Differentialzoll  betroffenen  Artikeln  und 
abgesehen  von  den  gemäß  der  Übereinkunft  vom  14.  Juni 
1881  den  Bewohnern  der  zollfreien  Zone  von  Hoch-Savoyen 
gewährten  Zollbefreiungen  und  Vergünstigungen,  sollen  die 
nachstehend  aufgeführten  Erzeugnisse  der  genannten  Zone 
zu  den  Ansätzen  des  schweizerischen  Vertragstarifs, 
bezw.  des  Oebrauohstarifs,  zugelassen  werden. 

«•brtoohttarlf 
Nr. 

133/134    Bau-  und  Nutzholz,  gemeines,  roh  oder  bloß  mit 
der  Axt  beschlagen. 

Flechtweiden,  roh,  nicht  geschält,  nicht  gespalten ; 
Reifbolz. 
Rebstecken. 

Bau-  und  Nutzholz,  gemeines,  in  der  Längenrich- 
tung gesägt  oder  gespalten  (Schnittwaren,   Schin- 
deln etc.),  ausgenommen  Foumiere: 
Faßholz,  rohes, 
anderes : 

eichenes,  Faßholz  ausgenommen. 

Bretter,  Latten  und  Schindeln. 

Balken,  Schwellen  etc.,  andere  als  eichene. 
Bau-  und  Nutzholz,  gemeines,  abgebunden. 
Besen  aus  Reisig. 

Korbfiechterwaren,  grobe,  von  ungeschälten,  unge- 
spaltenen Ruten. 


135 


136 


137 

138 
139/140 
141 
142 
163 
172 
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Q«krauolMterlf 
Nr. 

188/189    Bäume,  Sträucher  und  andere  lebende  Pflanzen. 

333        Polierbare  Steinarten  in  rohen  Blöcken;  Bausteine 
aus  polierbaren  Steinarten,  auch  bossiert  oder  roh 
behauen, 
ex  355      Steinhauer-  und  Steindrechslerarbeiten,  grobe  (Trep- 
penstufen, Platten  für  Balkone,  etc.). 

368  Butter,  frisch  (für  alle  Einfuhrmengen,  die  nicht  im 
MarktYcrkehr  eingebracht  werden). 

383        Fleisch,  frisch  geschlachtetes. 

394  Obst,  gedörrtes  oder  getrocknetes,  nicht  ausge- 
steint: Äpfel,  Birnen,  Kirschen,  Zwetschgen,  etc.; 
eingestampfte  Früchte  und  Beeren,  sowie  Kräuter 
und  Wurzeln  zur  Destillation. 

401        Sauerkraut  und  andere  eingesalzene  GtemQse. 

427  Weichkäse. 

428  Hartkäse. 

455  Naturwein  in  Fässern  (mit  Ausschluß  der  coupierten 
Weine). 

656  Ochsen. 

657  Zuchtstiere. 

658  Kühe,  geschaufelt. 

659  Rinder,  geschaufelt. 

660  Jungvieh,  ungeschaufelt. 

661  Mastkälber  über  60  kg.  Gewicht. 

662  Kälber  bis  und  mit  60  kg.  Gewicht. 

663  Schweine  über  60  kg.  Gewicht. 

664  Schweine  bis  und  mit  60  kg.  Gewicht. 

665  Schafe. 

666  Ziegen. 

b.  Zu  denjenigen  Erzeugnissen,  welche  nach  der  Kon- 
vention vom  14.  Juni  1881  im  Marktverkehr  zollfrei 
zugelassen  werden,  wird  der  Honig  (Gebrauchstarif  Nr.  421  > 
hinzugefügt,  soweit  das  Gev/icht  jeder  Einfuhr  nicht  mehr 
als  5  kg.  beträgt. 


1 
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Art.  2.  Die  oaehsteheDde  Zollbehandlung  wird  bis  aaf 
weiteres  auf  die  Einfuhr  von  Erzeugnissen  aus  der  Land- 
schaft Gex  Anwendung  finden: 

a.  Außer  den  durch  das  Gesetz  fUr  zollfrei  erklärten 
Artikeln  werden  die  nachstehend  aufgeführten  Erzeugnisse 
vollständig  zollfrei  zugelassen: 


ex  11/12  Pflanzen  zu  pharmaceutischem  Gebrauch. 
128/129    Brennholz,  Reisig,  Holzborke, 
ex  130    Lohkuchen, 
ex  131     Gerberrinde. 
132        Holzkohlen. 
133/134    Bau-  und  Nutzholz,  gemeines,    roh  oder  bloß  mit 
der  Axt  beschlagen. 

135  Flechtweiden,  roh,  nicht  geschält,  nicht  gespalten^ 

Reifholz. 

136  Rebstecken. 

Bau-  und  Nutzholz,  gemeines,   in  der  Längenrich- 
tung gesägt  oder  gespalten  (Schnittwaren,  Schin- 
deln etc.),  ausgenommen  Fourniere: 
138        eichenes,  Faßholz  ausgenommen. 
139/140    Bretter,  Latten  und  Schindeln. 
153       Besen  aus  Reisig. 

172        Korbflechterwaren,  grobe,  von  ungeschälten,  unge- 
spaltenen Ruten, 
ex  177    Siebmacherwaren,    grobe,    für  den   landwirtschaft* 

liehen  Gebrauch, 
ex  186     Reps  in  Garben. 

188/189    Bäume,  Sträuoher  und  andere  lebende  Pflanzen, 
ex  331     Bausteine,  bossierte  oder  roh  behauene. 
333        Polierbare  Steinarten  in  rohen  Blöcken;  Bausteine 
aus   polierbaren  Steinarten,    auch   bossiert  oder 
roh  behauen. 
ex  333    Marmor  von  Thoiry,  rob. 
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€lebnuioliftarlf 
Nr. 

346  Kalk. 

404/408  Getreide,  in  Garben. 

ex  471  Talg  (nicht  geschmolzen). 

ex  533  Flachs  und  Hanf,  roh  oder  gebrochen. 

ex  686  Hörner,  roh. 

ex  694  Dachziegel,  roh  (mit  Ausschluß  der  Falzziegel). 

I       ex  697  Backsteine,  roh. 

b.  Ferner  wird  eine  Jahresmenge  von  2000  Hektolitern 
Weißwein  zollfrei  zugelassen. 

i  c.     Ebenso   sind   auch   die  nachgenannten  Erzeugnisse 

I      gänzlich   zollfrei,    sofern    sie   im   Marktverkehr    ein- 

i       gebracht  werden: 

I 

«ebrauohttarlf 

j  N^ 

368  Frische  Butter. 

i  373  Frische  Eier. 

385/386  Lebendes  und  totes  Geflügel. 

390  Frisches  Obst. 

400  Frische  GemQse  und  Gartengewächse. 

417  Brot. 

421  Honig. 

Als  für  den  Marktverkehr  bestimmt  werden  diese  Er- 
zeugnise  angesehen,  wenn  sie  von  den  Verkäufern  selbst  in 
Traglasten,  auf  Handwagen  oder  Karren  in  die  Schweiz  ge- 
tragen oder  geführt  werden. 

Das  Gewicht  jeder  Einfuhr  der   genannten  Erzeugnisse 
1        soll  5  metrische  Centner  nicht  übersteigen;  für  frische  Butter 
I        jedoch  wird  das  zulässige  Maximum  jeder  zollfreien  Einfuhr 
auf  5  Kilogramm  festgesetzt. 

d.  Abgesehen  von  denjenigen  Artikeln,  die  bei  ihrer  Ein- 
fuhr aus  dem  französischen  Zollgebiet  keinen  Differentialzöllen 
unterliegen,   werden   folgende  Erzeugnisse  zu  den  Ans&tzen 
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des  schweizerischeo  Vertrags-,  bezw.  Oebrauohstarifs 
zugelassen: 


Faßholz,  rohes. 

Balken,  Schwellen  etc.,  andere  als  eichene. 

Bau-  und  Nutzholz,  gemeines,  abgebunden. 

Packkisten  aus  Holz. 

Kunsttischlerarbeiten,  Möbel,  Schreinerarbeiten 
und  Fässer. 

Grobes  Leder. 

Gegerbte  Kalb-,  Schaf-  oder  Ziegenfelle. 

Grobe  Eisenwaren,  mit  Ausschluß  der  Schlosser- 
waren. 

Werkzeuge  für  die  Landwirtschaft  und  filr  Zeug- 
schmiede. 

Marmor  von  Thoirj,  in  gesägten  Platten. 

Butter,  frische  (ftir  alle  Einfuhrmengen,  die  nicht 
im  Marktverkehr  eingebracht  werden). 

Fleisch,  frisch  geschlachtetes. 

Obst,  gedörrtes  oder  getrocknetes,  nicht  aus- 
gesteint :  Äpfel,  Birnen,  Kirschen,  Zwetschgen, 
etc.;  eingestampfte  Fruchte  und  Beeren,  so- 
wie Kräuter  und  Wurzeln   zur  Destillation. 

Sauerkraut  und  andere  eingesalzene  Gemüse. 

Weichkäse. 

Hartkäse. 

Bier  in  Fässern. 

Naturwein  in  Fässern  (mit  Ausschluß  der  cou- 
pierten  Weine). 

Leibwäsche  aus  Baumwolle  und  Leinen. 

Ochsen. 

Zuchtstiere. 

Kahe,  geschaufelt. 


137 

141 

142 

ex  150 

ex  155/165 

ex  190 

ex  192 

ex  289/292 

ex  291/292 

ex  356  a 
368 

383 
394 


401 
427 
428 
450 
455 

€23/ex  626 
656 
657 
658 
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Nr. 

659 
660 
661 

Rinder,  geschaufelt. 
Jungvieh,  ungeschaufelt. 
Mastkälber  über  60  kg.  Gewicht. 

662 

Kälber  bis  und  mit  60  kg.  Gewicht. 

663 
664 

Schweine  über  60  kg.  Gewicht. 
Schweine  bis  und  mit  60  kg.  Gewicht. 

665 

Schafe. 

666 

6x694 

709 

Ziegen. 

Falzziegel,  roh. 
Töpferwaren,  gemeine. 

Art  3 

.    Die  Zulassung  von  Wein,  Vieh  uni 

käse  zu  den  in  den  vorstehenden  Artikeln  genannten  Be- 
dingungen wird  nur  gegen  Vorweisung  eines  auf  Grundlage 
des  Systems  der  d^clarations  fundamentales  von  der  zustän- 
digen französischen  Amtsstelle  ausgestellten  Gutacheinea 
(extrait-permis)  gestattet.  Für  alle  übrigen  Artikel  ist  die 
Vorlage  eines  Ursprungszeugnisses  erforderlich. 

Die  besonderen  Bestimmungen  über  die  zollfreie  Einfuhr 
von  10,000  Hektolitern  Wein  gemäß  der  Konvention  vom 
14.  Juni  1881  und  über  die  zollfreie  Einfuhr  im  landwirt- 
schaftlichen Grenzverkehr  werden  durch  diesen  Beschluß  in 
keiner  Weise  modifiziert. 

Art.  4.  Jeder  Mißbrauch  der  durch  den  gegenwärtigen 
Beschluß  den  Zonen  eingeräumten  Erleichterungen  zieht 
außer  den  gesetzlichen  Bußen  und  Strafen  die  Konfiskation 
der  Waren  und  den  Ausschluß  des  oder  der  Schuldigen  von 
den  Vorteilen  dieses  Beschlusses  nach  sich. 

Art.  5.  Der  gegenwärtige  Beschluß  tritt  am  1.  März 
1895  in  Kraft.  Der  Bundesrat  behält  sich  vor,  denselben 
je  nach  den  gemachten  Erfahrungen  jederzeit  ganz  oder 
teilweise  abzuändern  oder  aufzuheben. 
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Das  Zolldepartemeot  ist   mit  der  Ausführung  des  Be- 
«ohlusses  beauftragt 

Bern,  deo  23.  Februar  1895.  ! 


Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

Zemp. 

Der  Stellvertreter  des  eidg.  Kanzlers: 

SchatzmaniL 


I 


( 


I 
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Yerordnung 

Aber 

Heranbildung,  PrOfung  und  Verwendung  von 
Postaspiranten. 

(Vom  1.  März  1895.) 


Der  sohweizerische   Bundesrat, 

auf  den  Antrag  des  Post-  und  Eisen bahndepartements  ; 

in  AusHihrung  von  Art.  2,  Ziff.  4,  der  Verordnung  über 

den  Geschäftsgang  der  Postverwaltung   vom  26.  November 

1878,   abgeändert  durch  Buudesratsbeschluß  vom  22.  Mär^ 

1892  (A.  S.  n.  F.  III,  627,  und  XII,  682), 

verordnet: 

L  Annahme  yon  Postlehrlingen. 

1.  Um  die  Bildung  tüchtiger  Beamten  fQr  den  Post- 
ilienst  zu  erzielen,  nimmt  die  Postverwaltung  nach  Bedürfnis 
jeweilen  anfangs  des  Jahres  eine  von  der  Oberpostdireklioa 
zu  bemessende  Anzahl  von  Lehrlingen  an.  Die  Aufoahme 
von  Privatlehrlingen  ohne  specielle  Bewilligung  der  Ober- 
poatdirektion  ist  den  Poststellen  ausdrücklich  untersagt. 

2.  Zum  Zwecke  der  Anmeldung  für  die  Bewerber  er- 
laßt die  Oberpostdirektion  auf  einen  bestimmten  Termin  im 
Bundesblatte  und  durch  eine  der  Presse  mitzuteilende  post- 
dienstliche  Verfügung  eine  Bekanntmachung. 
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3.  Ohne  ausdrückliche  ErmächtiguDg  der  Oberpost- 
direktioQ  sollen  Personen  unter  dem  Alter  von  1 6  und  Ober 
demjenigen  von  25  Jahren  nicht  als  Lehrlinge  aufgenommen 
werden. 

Von  der  Aufnahme  sind  femer  ausgeschlossen  solche 
Personen/ deren  körperliche  Beschaffenheit  dem  Poetdienste 
hinderlich  sein  könnte  oder  deren  allgemeiner  Gesundheits- 
zustand zu  wünschen  übrig  läßt.  Von  diesem  Ausschlüsse 
werden  auch  Kurzsichtige  und  Schwerhörige  betroffen. 

4.  Der  Zutritt  zu  den  Lehrlingsstellen  steht  auch  Frauens- 
personen offen,  insoweit  f&r  geeignete  Verwendung  derselben 
Ctelegenheit  geboten  ist.  In  den  Publikationen  wird  jeweilen 
angegeben,  ob  weibliche  Bewerber  berücksichtigt  werden 
können  oder  nicht,  und  eventuell  in  welcher  Anzahl. 

5.  Die  Kandidaten  haben  sich  bei  einer  Kreispostdirektion 
sehriftlich  anzumelden.  Der  Anmeldung,  welche  eine  kurze 
Lebensbeschreibung  des  Bewerbers  enthalten  soll,  sind  bei- 
zulegen : 

a.  der  Oeburts-  oder  Heimatscbein ; 

b.  ein  Sittenzeugnis; 

c.  ein  Arztzeugnis,   mit  specielier  Berücksichtigung   der 
Hör-  und  Sehorgane; 

d.  Zeugnisse  über  den  bisherigen  Bildungsgang. 
Überdies  haben  sich  die  Bewerber  später  bei  der  Kreis- 

postdirektion  oder  bei  einem  speciell  bezeichneten  Postburean 
persönlich  vorzustellen. 

6.  Die  Kreispostdirektionen  werden  über  die  einzelnen 
Bewerber,  deren  Charakter  und  Intelligenz  und  deren  physische 
Konstitution  genaue  Erkundigungen  einziehen. 

Sodann  werden  die  Anmeldungen  mit  sämtlichen  Be- 
legen an  die  Oberpostdirektion  geleitet  unter  Antragstellung 
für  jeden  Bewerber,  ob  derselbe  zur  Prüfung  zuzulassen  sei 
oder  nicht.  Anträge  auf  Rückweisung  sind  einläßlich  zu 
begründen. 
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7.  Nach  getroffenem  Entscheide  werden  die  sagelasaenen 
Bewerber  unter  Angabe  von  Ort  ond  Zeit  von  der  betreffen- 
den Kreispoetdirektion  znr  PrQfang  einberufen.  Die  zarQck- 
gewiesenen  Bewerber  werden  unter  Rückgabe  der  einge- 
sandten Zeugnisse  etc.  durch  die  genannte  Amtsstelle  vom 
Entscheide  benachrichtigt. 

8.  Bei  der  Aufnahmsprüfung  haben  sich  die  Kandidaten 
Ober  den  Besitz  eines  gewissen  Grades  allgemeiner  Bildung 
auszuweisen ;  verlangt  wird  auch  eine  gute  Handschrift,  Fertig- 
keit im  Rechnen,  Kenntnis  der  politischen  Geographie  und 
Kenntnis  wenigstens  zweier  Landessprachen. 

Bewerbern,  welche  sich  Ober  den  Besuch  der  obern 
Klassen  einer  hohem  Schule  (Gymnasium,  Kantonsschule, 
Technikum)  durch  ein  befriedigendes  Abgangszeugnis  aus- 
weisen, kann  durch  Entscheid  der  Oberpostdirektion  die 
AufnahmsprOfung  erlassen  werden. 

9.  Das  Programm  für  die  Examen  wird  von  der  Ober- 
postdirektion festgestellt.  Die  Prüfungen  werden  durch  eine 
von  der  Oberpostdirektion  ernannte  Kommission  von  2  Mit- 
gliedern nebst  dem  Direktor  des  betreffenden  Postkreisee  oder 
dessen  Stellvertreter  vorgenommen. 

10.  Mit  Zurateziehung  des  Ergebnisses  der  Prüfungen 
triflft  die  Oberpostdirektion  die  Wahl  der  aufzunehmenden 
Lehrlinge. 

IL  Ausbildung  der  Lehrlinge. 

11.  Die  Lehrlinge  werden  durch  die  Oberpostdirektion 
einzelnen  Postbureaux  behufs  ihrer  postalischen  Ausbildung 
zugeteilt. 

Die  Krdspostdirektionen  werden  der  OberpostdirektioD 
diejenigen  Bureaux  bezeichnen,  welche  sich  zur  Aufnahme 
von  Lehrlingen  vorzugsweise  eignen.  Es  sind  hierfür  nament- 
lich solche  Bureaux  auszuwählen,  welche  die  verschiedenen 
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Zweige  dea  Postdienstes  in  etwai  entwickelter  Weise  be- 
sorgen und  deren  Vorstände  sich  durch  Charakter  und  Dienst- 
kenntnis auszeichnen. 

Der  Kreistpostdirektion  steht  die  specielle  Diensteinteilung 
der  Lehrlinge  zu. 

12.  Der  Lehrling  ist  zun&chst  vom  Vorstand  des  Post- 
bureaus  zu  aberwachen,  je  nach  seiner  Befthigung  in  zweck- 
mäßiger Reihenfolge  mit  den  verschiedenen  Dienstzweigen 
bekannt  zu  machen  und  unter  Belehrung  in  dieselben  ein- 
tuüben.  Die  Dienststunden  der  Lehrlinge  werden  unter  6e- 
oehmigung  der  Kreispostdirektion  vom  Bureau  vorstand  be- 
stimmt. 

13.  Die  Postlehrlinge  haben  auch  den  Telegraphendienst 
gründlich  zu  erlernen.  Ist  der  Lehrling  einem  Postbureau 
ohne  Telegraphendienst  zugeteilt,  so  ist  ihm  Gelegenheit  zu 
geben,  den  Telegraphendienst  auf  dem  Telegraphenbureau 
des  Orts  zu  erlernen. 

14.  Den  Lehrlingen  soll  femer  die  Möglichkeit  geboten 
werden,  während  der  Dauer  der  Lehrzeit  das  Studium  ein- 
zelner auf  den  Beruf  als  Postbeamter  bezughabender  Wissen- 
achaften  fortzusetzen,  z.  B.  Sprachstundeu  u.  h.  w.,  immerhin 
ohne  Beeinträchtigung  der  ihnen  zugeteilten  Dienststunden. 

15.  Die  Dauer  der  Lehrzeit  beträgt  in  der  Regel  18 
Monate. 

Nach  Ablauf  der  ersten  3  Monate  erstattet  der  Bureau- 
Torstand  der  Kreispostdirektion  Bericht  über  Fähigkeiten, 
Leistungen  und  Betragen  des  Lehrlings.  Die  Kreispostdirektion 
macht,  gestützt  auf  diese  Berichte  und  ihre  eigenen  Wahr- 
nehmungen, der  Oberpostdirektion  Vorschläge,  welchen  Lehr- 
lingen die  Vollendung  der  Lehrzeit  zu  bewilligen  sei  und 
welche  zu  entlassen  seien. 

£idg.  amtl.  Samml.  Neue  Folge.  XV.  Bd.  8 
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III.  Patentlemng  der  Lehiilage. 

16.  Nach  Beendigung  der  Lehrzeit  flndet  jeweilen  durch 
eine  in  analoger  Weise  wie  für  die  Aufnahme  der  Lehrlinge 
(Ziff.  9  hiervor)  gebildete  Kommission  die  Patentprüfung 
statt,  zu  welcher  allen  Lehrlingen  der  Zutritt  offen  stellt. 

17.  Die  Oberpostdirektion  erteilt  den  bei  der  Prüfung 
als  tauglich  befundenen  Aspiranten  ein  Patent,  welches  den 
Charakter  eines  Beßihigungszeugnisses  zur  Bekleidung  einer 
definitiven  Beamtenstelle  hat.  Es  giebt  Patente  erater,  zweiter 
und  dritter  Klasse,  je  nachdem  das  Ergebnis  der  Prüfungen 
gut,  befriedigend  oder  mittelmäßig  ist. 

18.  Zur  Patentprüfung  steht  auch  anderen  Personen  der 
Zutritt  offen,  indes  immerhin  nur  mit  besonderer  Bewilligung 
der  Oberpostdirektion. 

IT.  Rechte  und  Pflichteu  der  Lehrlinge  und  der 
patentierten  Aspiranten. 

19.  Der  Lehrling  hat  sich  willig  und  mit  aller  Acht'> 
samkeit  den  Weisungen  der  ihm  vorgesetzten  Beamten  zu 
fügen,  der  förderlichsten  Aneignung  der  Kenntnis  des  Post- 
und  Tolegraphendienstes  zu  befleißen  und  sich  mit  den  auf 
den  Postdienst  bezüglichen  Vorschriften  bekannt  zu  machen. 

20.  Jeder  Lehrling  hat  eine  Kaution  im  Betrage  von 
Fr.  3000  zu  leisten,  welche  auch  bei  späterem  Vorrücken 
in  die  Stelle  eines  Aspiranten  und  nach  erfolgter  Wahl  auf 
eine  definitive  Beamtenstelle  gültig  bleibt. 

Den  Lehrlingen  und  Aspiranten  steht  das  Recht  zun^ 
Beitritt  in  den  schweizerischen  AmtsbOrgschaftsverein  zu. 

21.  Die  Lehrlinge  erhalten  aus  der  Postkasse  eine  täg- 
liche Entschädigung  von  Fr.  1.  50  far  die  ersten  3  Monate, 
von  Fr.  2  für  die  folgenden  9  Monate  und  von  Fr.  3  für 
den  Rest  der  Lehrzeit. 
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22.  Diejenigen,  welche  ihre  Lehrzeit  absolviert  uod  bei 
der  Prüfiiog  ein  Patent  erster  oder  zweiter  Klasse  erlangt 
haben,  werden  von  diesem  Zeitpunkte  an  und  bis  zu  ihrer 
definitiven  Anstellung  mit  einem  Taggelde  von  Fr.  3.  50  bis 
Fr.  4.  — ,  je  nach  dem  Orte  der  Verwendung  und  den  Lei- 
stungen des  Einzelnen,  als  Aspiranten  verwendet.  In  Bezug 
auf  den  Ort  der  Anstellung  behält  sieb  die  Verwaltung  freie 
Hand  vor. 

Die  Inhaber  eines  Patentes  dritter  Klasse  werden  in 
gleicher  Weise  verwendet,  wie  die  Besitzer  von  Patenten 
erster  und  zweiter  Klasse,  insofern  die  Verwaltung  fQr  sie 
geeignete  Beschäftigung  hat.  Aspiranten  mit  einem  Patent 
dritter  Klasse  können  indessen  jederzeit  zur  Disposition  ge- 
stellt werden. 

23.  Den  Lehrlingen  und  Aspiranten  sind  alle  Tage, 
welche  sie  gemäß  ihrem  Dienstturnus  ganz  oder  teilweise 
frei  haben,  als  Diensttage  anzurechnen,  wogegen  bei  sonstiger 
Dientabwescnhelt  das  Taggeld  nicht  verabreicht  wird. 

24.  Wenn  ein  Lehrling  oder  Aspirant  im  Interesse  des 
Dienstes  an  einen  andern  Ort  versetzt  wird,  so  hat  er  außer 
dem  gewöhnlichen  Taggeld  Anspruch  auf  eine  tägliche  Ver- 
setzungszulage von  Fr.  1.  50  für  die  Dauer  von  höchstens 
vier  Wochen.  Die  Transportauslagen  werden  ihm  überdies 
vergütet.  Für  Versetsungen,  welche  im  persönlichen  Interesse 
oder  auf  Wunsch  der  Lehrlinge  oder  Aspiranten  stattfinden, 
wird  keinerlei  Extraentschädigung  geleistet;  dies  ist  auch  der 
Fall,  wenn  die  Versetzung  von  der  Verwaltung  zur  Ausbil- 
dung der  Sprachkenntnisse  verftkgt  wird. 

25.  Die  Bestehung  der  Lehrzeit  und  die  erfolgreiche 
Ablegung  der  Patentprüfung  geben  keinen  unbedingten  An- 
spruch auf  eine  definitive  Anstellung  im  Postdienste;  jedoch 
wird  die  Postverwaltung  bei  der  Besetzung  vou  Stellen  auf 
die  Bewerbungen  der  patentierten  Aspiranten  in  der  Regel 
vorzugsweise  Rücksicht  nehmen. 
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26.  Die  Stellung  der  Lehrlinge  und  der  Aspiranten  ist 
eine  provisorische.  Wenn  sich  dieselben  grober  Fehler  schuldig 
machen,  in  ihrem  Verhalten  nicht  befriedigen  oder  sich  als 
untauglich  erzeigen,  so  können  sie  auf  Antrag  der  Kreis- 
postdirektion von  der  Oberpostdirektion  jederzeit  entlassen 
werden. 

27.  Die  Lehrlinge  können  zu  beliebiger  Zeit  aus  dem 
Postdienste  treten,  die  Aspiranten  dagegen  nur  nach  einer 
Voranzeige  an  die  Kreispostdirektion  von  14  Tagen. 

28.  Auf  Verlangen  wird  den  Lehrlingen  und  Aspirantea 
bei  ihrem  Austritt  aus  einem  Postbureau  ein  Zeugnis  über 
Verhalten  und  Leistungen,  sowie  über  die  Dauer  der  Ver- 
wendung zugestellt.  Dieses  Zeugnis  muß  mit  dem  Visum 
der  Kreispostdirektion  versehen  sein.  Den  Anmeldungen  auf 
Beamtenstellen  sind  das  Patent  und  allfällige  Dienstzeugnisse 
beizulegen. 

Y.  Inkrafttreten  und  Vollziehung. 

29.  Gegenwärtige  Verordnung  ersetzt  diejenige  vom 
27.  Juni  1873  (A.  S.  XI,  191)  und  tritt  sofort  in  Kraft.  Die 
in  Zi£fer  3  in  Bezug  auf  das  zulässige  Alter  der  Bewerber 
enthaltene  Bestimmung  findet  ausnahmsweise  für  die  Auf- 
nahmsprüfungen im  Jahre  1895  nicht  Anwendung. 

30.  Das  Post-  und  Eisenbahndepartement  erläßt  die 
erforderlichen  Bestimmungen  über  den  Vollzug  dieser  Ver- 
ordnung. 

Bern,  den   1.  filärz  1895. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

Zemp. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Bingler. 


Digitized  by  VjOOQIC 


117 


BundesratsbescUiiß 

betreffend 

die  ZurOckversetzung  der  Generalstabsoffiziere 
zur  Truppe. 

(Vom  20.  März  1895.) 


Der   schweizerische  Bundesrat, 

in  weiterer  AiisfbhruDg  der  BestimmuDgen  der  Art.  70 — 75 
der  Militärorganisation; 

auf  den  Antrag  seines  Militärdeparteroents, 

beschl  ießt: 

Art.  1.  Die  Oeneralstabsoffiziere  werden  vier  Jahre 
nach  ihrem  erstmaligen  Einti'itt  ins  Generalstabscorps  ohne 
weiteres  zur  Truppe  zurückversetzt. 

Art.  2.  Die  spätere  Wiederaufnahme  in  das  General- 
Stabscorps  erfolgt  durch  Verfügung  des  Militärdepartements 
auf  den  Antrag  des  Chefs  des  Generalstabsbureaus,  unter 
Verabfolgung  einer  Equipementsentscbadigung  von  Fr.  100. 

Bern,  den  20.  März  1895. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

Zemp. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Ringler. 
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Bnndesgesetz 

betreffend 

tiie  BesoMmgen  der  Beamten  des  Militär- 
departements. 

(Vom  20.  De/^ember  1894.) 


Die   BundesversammluQg 
der  schweizerischen  EidgeDOSseoschaft, 

nach  Einsicht  einer  Botschaft  des  Bundesrates  vom 
21.  November  1892, 

beschließt: 

Art.  1.  Die  Besoldungen  der  Beamten  des  Hilit&r- 
departements  werden  festgesetzt  wie  folgt: 

A.  Departementskanzlei. 

I.  Klasse  Fr.  6000—8000:  1.  Sekretär  des  Departe- 
ments, dem  Departement  zugeteilter  Stabsoffizier. 

II.  Klasse  Fr.  4500— 6000:  2.  Sekretär  des  Departemente. 

III.  Klasse  Fr.  3500—5000 :  3.  Sekretär  des  Departe- 
ments^  Obersetzer. 

IV.  Klasse  Fr.  3000—4000:  Kanzlisten  I.  Klasse. 

V.  Klasse  Fr.  2000—3500:  Kanzlistcn  II.  Klasse. 

B.  Cent ralver waltung. 

I.  Klasse  Fr.  6000—8000:  Waffen-  und  Abteiiungschefs. 

IL  Klasse  Fr.  5000—6500:  Stellvertreter  und  Adjunkten 
der  Waffen-  und  Abteilungschefs ,  Unterabteilungschefs, 
Techniker  I.  Klasse,  Inspektor  des  Materiellen  der  adminis- 
trativen Abteilung  der  Kriegsmaterial  Verwaltung,  Chef  der 
A rtillerie- Versuchsstation ,  zugleich  Schioßplatzkommandant 
von  Thun. 


Digitized  by  VjOOQIC 


B€r.  betr.  die  Besoldnof;  der  Beamten  des  Militärdepartements.  119 

III.  Klasae  Fr.  4000—5500:  Sekretäre  der  Waffen-  und 
Abteilungsehefs,  Techniker  IL  Klasse,  Hauptbuchhalter^ 
Inventarcontroleur. 

IV.  Klasse  ¥r.  3500-^4500:  BucbfQhrer,  Registratoren^ 
Revisoren,  Controleure  I.  Klasse  inkl.  Divisions -Waffeneon- 
troleure,  Techniker  III.  Klasse. 

V.  Klasse  Fr.  3000—4000:  Kanzlisteo  I.  Klasse,  Re- 
visions-  und  Buchbaltungsgehülfen,  Gontroleure  II.  Klasse. 

VI.  Klasse  Fr.  1500— 3500:  Kanzlisten  IL  Klasse,  KontroU- 
und  Kanzleigehulfen,  Magazinier. 

C.  Regieansialten,   Munitionskontrolle  und 
Depots,  Festungs-  und  Kasernenverwaltungen. 

L  Klasse  Fr.  5000—7000:  Direktoren  inkl.  Chef  der 
Munilionskontrolle,  Artillerie-  und  Qeniechefs  der  Befestigungen. 

IL  Klasse  Fr.  3500—5000:  Adjunkten,  Depotverwalter 
I.  Klasse,  Bezirkspulververwalter,  Offiziere  des  Matei-iellen 
der  Befestigungen,  Chemiker  der  Pulververwaltung. 

IIL  Klasse  Fr.  3000—4500:  Buehführer,  Kassiere,  Con- 
troleure,  Oehülfen,  Depotverwalter  IL  Klasse,  Fortsverwalter 
und  deren  Adjunkten. 

IV.  Klasse  Fr.  1200—3500:  Kasernenverwalter  exkl. 
Dienstwohnung,  Kanzli&teu,  Depotrerwalter  III.  Klasse,  Kon- 
trollgehttlfen ,  Magazinier,  Mechaniker,  Maschinisten  und 
Specialarbeiter  der  Forts. 

D.  Instruktionspersonal. 

L  Klasse  Fr.  6000—8000:  Oberinstruktoren. 

II.  Klasse  Fr.  5000—7000 :  Kreisinstruktoren ,  Schieß- 
instruktor,  Instruktoren  I.  Klasse,  welche  regelmäßig  als 
Schulkommandauten  verwendet  werden. 

in.  Klasse  Fr.  4200—6000 :  Übrige  Instruktoren  L  Klasse. 

IV.  Klasse  Fr.  3000—5000:  Instruktoren  IL  Klasse,  Se- 
kretäre der  Oberinstruktoren. 

V.  Klasse  Fr.  2000—3200:  Trompeter-  und  Tambour- 
instruktoren,  HQlfsinstruktoren. 


Digitized  by  VjOOQIC 


120  Bimdesgefletx 

Art.  2.  DieDstwohnungen  werden  auf  den  Besoldungen 
nach  Maßgabe  der  ortsüblichen  Mietpreise  in  billiger  Weise 
in  Anrechnung  gebracht. 

Art.  3.  Der  Bundesrat  setzt  auf  Antrag  des  Milit&r- 
departements  das  Besoldungsmaxiroum  fbr  jede  einzelne  Be- 
amtung  im  Rahmen  vorstehender  Ansätze  fest. 

Beim  Eintritt  eines  Beamten  gilt  die  Minimalbesoldung 
als  Regel.  Tüchtige  Leistungen  in  anderweitigen  Stellungea, 
sowie  die  Verpflichtung,  beritten  zu  sein,  können  jedoch  ent- 
sprechend berücksichtigt  werden. 

Beim  Eintritt  eines  Beamten  aus  einer  unteren  Klasse 
in  eine  obere  oder  aus  einer  Dienstabteil ung  in  eine  andere 
soll  ihm  mindestens  die  bis  zu  jenem  Zeitpunkte  bezogene 
Besoldung  verabfolgt  werden. 

Art.  4.  Bis  das  für  eine  Beamtung  festgesetzte  Maxi- 
mum erreicht  ist,  steigt  die  Besoldung  mit  Ablauf  jeder  drei- 
jährigen Amtsperiode  um  Fr.  300. 

Bei  ungenügenden  Leistungen  oder  tsdelhafter  Haltung 
ist  die  BesolduDgserhöhung  ganz  oder  teilweise  zu  sistieren. 

Art.  5.  Die  Beamten  des  Militärdepartements  werden 
für  Dienstreben  und  bezüglich  Besoldungsnachzahlung  im 
Todesfalle  wie  die  übrigen  Bundesbeamten  gehalten.  Die 
Beamten  der  letzten  Klasse  jeder  Abteilung  werden  bezüg- 
lich des  Besoldungsnachgenusses  wie  Angestellte  behandelt. 
(Art.  6  des  Gesetzes  vom  2.  August  1873  betreffend  die 
Besoldung  der  eidgenössischen  Beamten.) 

Art.  6.  Die  mit  dem  gegenwärtigen  Oesetze  im  Wider- 
spruch stehenden  Bestimmungen  treten  mit  dem  Tage,  an 
welchem  die  Wirksamkeit  desselben  beginnt,  außer  Eri^t. 

Art  7.  Der  Bundesrat  ist  beauftragt,  auf  Grundlage 
der  Bestimmungen  des  Bundesgesetzes  vom  17.  Juni  1874, 
betreffend  die  Volksabstimmung  über  Bundesgesetze  und 
Bundesbeschlüsse,  die  Bekanntmachung  dieses  Gesetzes  za 
veranstalten  und  den  B^;inn  der  Wirksamkeit  desselben 
festzusetzen. 

Digitized  by  VjOOQIC 


betr.  die  Besoldniig  der  Beamten  des  MilitftrdepartemeBta.  121 

Also  besohlosseD  vom  Natioaalraie, 

Bern,  den  18.  Dezember  1894. 

Der  Präsident:   Brenner« 
Der  Protokollführer:   Bingier. 

Also  beschloBsen  vom  Ständerate, 

Bern,  den  20.  Dezember  1 894. 

Der  Präsident:   de  TorrenM. 
Der  Protokollführer:   Schatcmann. 


Der  schweizerisehe  Bundesrat   besohließt: 

Das  TOTstehende,  unterm  26.  Dezember  1894  öffentlich 
bekannt  gemachte  Bundesgesetz  ^  ist  in  die  eidgenössische 
Gesetzsammlung  aufzunehmen  und  tritt  sofort  in  Kraft. 

Bern,  den  27.  März  1895. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

Zemp. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Bingier. 


•)  Siehe  Bnndesblatt  vom  Jahr  1894,  Band  lY,  Seite  7%. 
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Z^/f  Bundesgesetz 

betreffend 

Ermäßigung  der  TelephongebUhren. 

(Vom  7.  Dezember  1894.) 


Die  Bundesversammlung 
der  schweizerischen  Eidgenossenschaft, 

nach  Einsicht  der  Berichte  des  Bundesrates  Yom  15.  No- 
rember  1892,  28.  April  1893  und  13.  März  1894, 

beschließt: 

1.  Die  Art.  4  und  12  des  Buudesgesetzes  betreffend  das 
Telephonwesen,  vom  27.  Juni  1889*),  werden  in  folgender 
Weise  abgeändert: 

Art.  4.  Oemeindestationen  werden  in  Gemeinden 
ohne  Telephonnetz  im  Anschluß  an  das  Telephonnetz  oder 
an  das  Tel^raphenbureau  einer  andern  Gemeinde  unter 
folgenden  Bedingungen  errichtet: 

a.  Die   betreffende   Gemeinde    bezahlt   die   in  Art.  12 

dieses  Gesetzes  festgesetzten  Gebühren. 
&.  Sie  stellt  ein  geeignetes  Lokal  zur  Verfilgung  und 
läßt  durch  einen  auf  ihren  Vorsehlag  von  dem  Post- 
und  Eisenbahn departement  zu  ernennenden  Ange- 
stellten den  Dienst  auf  ihre  Kosten  besorgen, 
c.  Die  gesetzlich  voi^schriebenen  Taxen  werden  zu 
Händen  des  Bundes  bezogen  und  verrechnet. 


*)  Siehe  eidg.  Gesetzsammlung  n.  F.,  Bd.  XI,  S.  266. 
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d.  Die  Oemeinde  erhftlt  als  Entgelt  ihrer  Ausgabeu 
einea  vom  Bundesrat  festzusetzenden  Anteil  an  den 
bezogenen  Taxen  und  ist  im  weitern  berechtigt^ 
von  jedem  abgehenden  Telegramm  neben  der  ge- 
setzlichen Teiegraphentaxe  und  der  in  Art.  12, 
litt.  B,  h,  und  Art.  13^  litt,  c,  bezeichneten  Gebühr 
einen  Zuschlag  von  15  Cts.  zu  eigenen  Händen  zu 
erhebeu.  Ankommende  Telegramme  sind,  vorbe- 
haltlich allfölliger  Expreßgebühren,  unentgeltlich  zu 
bestellen. 

Alt.  12.     Die   Inhaber   von  Telephonstationen   haben 

folgende  G-ebühren  zu  entrichten: 

Ä.  Für  deu  Verkehr  zwischen  den  Stationen  eines  Tele- 
phonnetzes (Art.  7,  a)  beträgt  die  Jahresgebühr: 

a.  vom  Zeitpunkt  des  Beitritts  (Art.  6)  bis  zum  Be- 
ginn des  n&chsten  Ealenderhalbjahres  und  in  glei- 
cher Weise  während  des  ersten  darauf  folgenden 
Jahres Fr.  100 

b.  für  das  zweite  Jahr ^      70 

c.  für  die  folgenden  Jahre ^      40 

d.  wenn  die  Station  mehr  als  2  Kilometer  von  der 
Centralstation  entfernt  ist,  wird  von  je  100  Meter 
Mehrlängo  ein  Jährlicher  Zuschlag  von  Fr.  3  für 
einfachen  Draht,  Fr.  4.  50  für  Doppeldraht  erhoben. 

Der  Bundesrat  wird  in  jeder  Ortschaft,  unter 
Berücksichtigung  der  Interessen  der  Mehrzahl  der 
EiBwohner,  den  Ausgangspunkt  für  die  Berechnung 
der  Entfernungen  festsetzen. 

Die  unter  litt,  a  bis  d  erwähnten  Gebühren 
werden  halbjährlich  auf  1«  Januar  und  1.  Juli 
vorausbezahlt. 

Die  Gebühren  für  die  bereits  vorhandenen 
Stationen  werden  je  nach  der  Dauer  ihres  Bestandes 
im  Sinne  von  litt,  h  und  c  biervor  ermäßigt ; 
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e,  flQr  jede  Verbindung  im   Lokalverkehr   wird   eine 
Taxe  von  5  Cts.  erhoben; 

f.  fflr   Bergverbindungen   werden   je    nach   den  Ver- 
hältnissen besondere  Bedingungen  festgestellt. 

B,  a.  Die  Gebühr  für  Abnahme  und  Zustellung  einer  jeden 
Mitteilung  an  dritte  (Phonogramme)  (Art.  7,  c)  be- 
trägt für  jedes  Wort  1  Ct.  nebst  einer  fixen  Grund- 
taxe von  20  Cts.,  mit  ailftllliger  Aufrundung  des 
Gesamtbetrages. 

Bei   Entfernungen    von   mehr   als   einem   Kilo- 
meter  werden    überdies    die  für  den  Telegraphen- 
verkehr festgesetzten  Zuschläge  erhoben; 
h.  für   die   telephonische   Abgabe   und    die   Empfang- 
nahme eines  Tel^rammes  (Art.  7,  d)  10  Cts. 

Die  jährlichen  Gebühren  und  Entschädigungen  für 
die  Bedienung  besonderer  Einrichtungen  (Umschaltvor- 
richtungen, kombinierte  Verbindungen,  Zusatzapparate 
u.  dgl.))  sowie  diejenigen  für  konzedierte  Telephonverbin- 
dungen und  Stationsverlegungen  werden  vom  Bundesrate 
festgesetzt. 

Die  von  den  Telephonbeamten  geführten  Verzeichnisse 
über  die  Verbindungen  (Ä,  litt,  e),  die  Phonogramme  (B, 
litt,  a)  und  die  Telegramme  (B,  litt.  &)  sind  unter  Vor- 
behalt des  Gegenbeweises  für  die  Berechnung  der  Ge- 
bühren maßgebend. 

Art.  14.  Die  Gebühr  für  die  Benutzung  der  Netz- 
verbindungen zum  Zwecke  des  Verkehrs  mit  den 
Stationen  angeschlossener  Netze  (Art.  7,  litt,  b,  und  Art.  9) 
beträgt  für  je  drei  Minuten  oder  einen  Bruchteil  dieser 
Zeit: 

30  Cts.  bis  auf  eine  Entfernung  von  50  Kilometer; 
50  Cts.  bis  auf  eine  Entfernung  von  100  Kilometer; 
75  Cts.  für  größere  Entfernungen. 

Die  Entfernung  wird  nach  der  Luftlinie  berechnet. 
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2.  Der  Bundesrat  wird  über  die  Ausführung  dieses 
(Gesetzes  die  nötigen  Verordnungen  erlassen. 

3.  Der  Bundesrat  ist  beauftragt^  auf  Grundlage  der 
Bestimmungen  des  Bundesgesetzes  vom  17.  Juni  1874, 
betreffend  die  Volksabstimmung  Ober  Bundesgesetze  und 
BondesbesehlCksse,  die  Bekanntmachung  dieses  Gesetzes  zu 
veranstalten  und  den  Beginn  der  Wirksamkeit  desselben 
festzusetzen. 

Also  beschlossen  vom  Nationalrate, 
Bern,  den  13.  Juni  1894. 

Der  Pr&sident:  Brenner. 

Der  Protokollftlhrer:   Bingier. 

Also  beschlossen  vom  Ständerate, 
Bern,  den  7.  Dezember  1894. 

Der  Präsident:  de  TorrenM. 

Der  Protokollführer:   Schatznuinn« 


Der  schweizerische  Bundesrat  beschließt: 

Das  vorstehende,  unterm  26.  Dezember  1894  öffentlich 
bekannt  gemachte  Bundesgesetz*)  ist  in  die  eidgenössische 
Gesetzsammlung  aufzunehmen  und  tritt  mit  dem  1.  Januar 
1896  in  Kraft. 

Bern,  den  30.  März  1895. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

Zemp. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Bingier. 


•)  Siehe  Bnndasblatt  vom  Jahr  1894,  Band  IV,  Seite  792. 
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Beitritt 

der 


„Halifax  and  Bermudas  Cable  Company''  zum 
internationalen  Telegraphenvertrag. 


Mit  Note  vom  18.  Januar  1895  teilt  die  französische 
Botschaft  dem  Bundesrate  mit,  daß  die  ^Halifax  and  Ber- 
mudas Cable  Company^  dem  internationalen  Telegraphen- 
vertrag d.  d,  8t.  Petersburg  10./22.  Juli  1875  •)  beige- 
treten sei. 

Bern,  den   25.  Januar  1895. 

Schweiz.  Bnndeskanzlel. 


*)  Siehe  eidg.  GesetzBammhng  a.  F.  Bd.  II,  Seite  296. 


■ocWo 
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Bnndesbeschlufi 

betreffend 

einen  Bundesbeitrag  fOr  die  MaggiabrOcite  bei 
Ascona  (Tessin). 

(Vom  30.  März  1895.) 


Die  BuDdesversammlaDg 
der  schweizerischen  Eidgenossenschaft, 

nach  Einsicht 

des  Bundesbeschlusses  betreffend  einen  Bundesbeitrag  flUr 
die  MaggiabrOcke  bei  Ascona  (Tessin),  vom  29.  Juni  1888; 

einer  Eingabe  der  Regierung  des  Kantons  Tessin,  vom 
19.  Oktober  1894; 

einer  Botschaft  des  Bundesrates,  vom  13.  Dezember  1894, 

beschließt: 

Art.  !•  Dem  Kanton  Tessin  wird  für  die  Erstellung 
einer  Brücke  aber  die  Maggia  bei  Ascona,  samt  dem  rechts- 
seitigen Sofautzdamtn,  ein  Bundesbeitrag  bewilligt  von  50  % 
der  wirklichen  Kosten  bis  zum  Maximum  von  Fr.  155,211.  25, 
als  50  %  der  Voranschlagssumme  von  Fr.  810,422.  45. 

Art.  2.  Die  Ausführung  der  Arbeiten  hat  innerhalb 
2  Jahren,  vom  Inkrafttreten  der  Beitragszusicherung  (Art.  8) 
an  gerechnet,  stattzufinden. 
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Art.  3.  Das  Ausftthrungsprojekt  und  der  definitive 
Kostenvoranschlag  bedürfen  der  Genehmigung  des  Bundesrates. 

Art.  4.  Die  Beitragszahlungen  erfolgen  im  Verbal tnia 
des  Fortschreitens  der  Bauausführung  auf  Grund  der  von  der 
KantoDsregierung  eingereichten  und  vom  schweizerischen 
Departement  des  Innern,  Abteilung  Bauwesen,  verifizierten 
Kostenausweise,  jedoch  wird  das  j&hrliche  Maximum  zu 
Fr.  50,000  und  dessen  erstmalige  Auszahlung  auf  das  Jahr 
1895  angesetzt. 

Art.  5.  Dem  Bundesrate  ist  die  Konirollieruug  der 
planmäßigen  Ausführung  und  die  Prüfung  der  Baurechnungen 
vorbehalten. 

Derselbe  ist  ermächtigt,  das  Expropriationsgeselz  vom 
1.  Mai  1850  für  die  Baute  in  Anwendung  zu  bringen. 

Art.  6.  Der  Kanton  Tessin  hat  für  den  spätem  Unter- 
halt unter  Aufsicht  des  Bundes  (Art.  37  der  Bundesverfassung) 
zu  sorgen. 

Art.  7.  Der  Kaoton  Tessin  verpflichtet  sich,  die  Straße 
zwischen  Locarno  und  Brissago  überall  auf  die  Breite  von 
6  m.  zu  erweitern. 

Art.  8.  Die  Zusicherung  des  Bundesbeitrages  tritt  erst 
in  Kraft,  nachdem  seitens  des  Kantons  Tessin  die  Ausführung 
des  Baues  gesichert  sein  wird.  Für  die  Vorlegung  des  dies- 
f&Uigen  Ausweises  wird  dem  Kanton  Tessin  eine  Frist  von 
sechs  Monaten,  vom  Datum  des  gegenwärtigen  Beschlusses 
an  gerechnet,  gesetzt. 

Art.  9.  Dieser  Beschluß  tritt,  als  nicht  allgemein  ver- 
bindlicher Natur,  sofort  in  Kraft. 

Art.  10.  Der  Bundesrat  ist  mit  der  Vollziehung  dieses 
Beschlusses  beauftragt. 
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Also  beschlossen  Tom  Nationalrate, 

Bern,  den  26.  März  1895. 

Der  Präsident:   Brenner. 
Der  Protokollführer:  Rlng^er. 

Also  beschlossen  vom  St&nderate, 

Bern,  den  30.  M&rz  1895. 

Der  Präsident :  de  TorrenM. 

Der  ProtokoUfbhrer:   Schatimaim« 


Der  schweizerische  Bundesrat  beschließt: 
Vollziehung  des  vorstehenden  Bundesbeschlusses* 

Bern,  den  6.  April  1895. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates^ 

Der  Bundespräsident: 

Zemp. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Blngien 


»oottooi 


Eidg.  amtL  Samml.  Neae  Folge.  X7.  Bd. 
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Bundesbeschluß 

betreffend 

Erhöhung  des  Jahreskredites  fOr  das  eidgenossische 
Polytechnilcum. 

(Vom  4.  April  1895.) 


Die  BuDdesversam  mlung 
der  schweizerischen  EidgeDOsseoschaft, 

nach  Einsichtnahme  einer  Botschaft  des  Bundesrates  vom 
27.  Januar  1893  und  des  Berichtes  vom  5.  Juni  1894, 

beschließt: 

Art.  1.  Der  jährliche  Beitrag  der  Eidgenossenschaft; 
fllr  die  polytechnische  Schule  wird  im  ganzen  auf  Fr.  800,000 
festgesetzt. 

Art.  2.  Der  durch  das  Oesetz  vom  7.  Februar  1854 
in  Aussicht  genommene  Schulfonds  darf  weder  in  seinem 
Kapital  bestände  noch  mit  seinen  Zinsen  fQr  Schulzwecke 
verwendet  worden  bis  er  den  Betrag  von  IVa  Millionen 
Franken  erreicht  hat. 

In  den  nächsten  fünf  Jahren  ist  aus  dem  der  polytechni- 
schen Schule  zugewiesenen  jährlichen  Beitrage  von  Fr.  800,000 
eine  jährliche  Einlage  von  mindestens  Fr.  25,000  in  den 
Sehulfonds  zu  machen. 

Art.  3.  Dieser  Beschluß  wird  als  nicht  allgemein  ver- 
bindlieher  Natur  erklärt  uud  tritt  auf  1.  Januar  1896  in 
Kraft.  Durch  denselben  werden  der  Bundesbeschluß  vom 
26.  Juli  1873  betreffend  Erhöhung  des  Jahreskredites  f&r 
das   eidgenössische   Polytechnikum    (A.  S.  XI,    254),    der 


Digitized  by  VjOOQIC 


Erhöhung  des  Jahreskredites  für  das  eidg.  PolytechDiknm.   131 

Art.  2  des  Btindesbeschlusses  vom  25.  Juni  1886  betreffend 
die  Erweiterung  der  landwirtschaftlichen  Abteilung  am  eid- 
genössischen Polytechnikum  (A.  S.  n.  F.  IX,  272)  und  die 
BundesbeschlQsse  vom  25.  Juni  1881  betreffend  Erhöhung 
des  Jahreskredites  ^für  das  eidgenössische  Polytechnikum 
(A.  S.  n.  F.  V,  428)  und  vom  25.  Juni  1887  betreffend  die 
größere  Berücksichtigung  der  französischen  Sprache  am  eid- 
genössischen Polytechnikum  (A.  S.  n.  F.  X,  98)  aufgehoben. 

Art  4.     Der  Bundesrat  ist  mit  der  Vollziehung  dieses 
Beschlusses  beauftragt. 

Also  beschlossen  vom  Nationalrate, 
Bern,  den  27.  März  1895. 

Der  Präsident:   Brenner. 

Der  Protokollführer:   Bingler. 

Also  beschlossen  vom  Ständerate, 
Bern,  den  4.  April  1895. 

Der  Präsident:   de  Torrent^. 

Der  Protokollführer:  Schatzmann. 


Der  schweizerische  Bundesrat  beschließt: 
Vollziehong  des  vorstehenden  Bundesbeschlusses. 

Bern,  den  9.  April  1895. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

Zemp. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Bfngler. 
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Bundesbescliliiß 

betreffend 

die  Einfuhr  aus  der  zollfreien  Zone  von  Hoch- 
Savoyen  und  der  Landschaft  Gex. 

(Vom  6.  April  1895.) 


Die  Bandes  versam  mlung 
der  schweizerischen  Eidgenossenschaft, 

nach  Einsicht 
der   Bestimmungen    von   Art.    35    des   Bundesgesetzes 
über  das  Zollweoen,  vom  28.  Juni  1893  (A.  S.  n.  F.  XIII,  692), 
einer  Botschaft  des  Bundesrates  vom  19.  Uärz  1895, 

beschließt: 

Dem  vom  Bundesrate  in  Anwendung  von  Art.  35  des 
Zollgesetzes  und  mit  Rücksicht  auf  die  besondern  Bezie- 
hungen der  zollfreien  Zone  von  Hoch-Savoyen  und  der 
Landschaft  Oex  zu  der  Schweiz  gefaßten  Beschluß  vom 
23.  Februar  1895  betreffend  die  Einfuhr  aus  diesen  Gebieten 
in  die  Schweiz^)  wird  die  Genehmigung  erteilt  und  dessen 
Vollziehung  gutgeheißen. 

Also  beschlossen  vom  Ständerate, 
Bern,  den  4.  April  1895. 

Der  Präsident:  de  TorrenM. 
Der  Protokollführer :  SeliatKmaiin. 


•)  Siehe  Seite  102  hiervor. 
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Also  beeohlossen  vom  NatioDalrate, 

Bern,  den  6.  April  1895. 

Der  Präsident:  Brenner. 
Der  ProtokoUAkhrer:  Bingien 


Der  schweizerische  Bundesrat  beschließt: 

Aufnahme   des  vorstehenden  Bundesbeschlusses  in   die 
eidgenössische  Gesetzsammlung. 

Bern,  den  9.  April  1895. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

Zemp. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Bingier« 


-<3Er— o- 
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Bundesbescliliiß 

betreffend 

Gewährleistung  der  Verfassungsgesetze  des  Kantons 
Genf  vom  12.  Januar  1895. 

(Vom  5.  April  1895.) 


Die  Bundesversammlung 
der  schweizerischen  Eidgenossenschaft, 

nach  Einsicht  der  Botschaft  und  des  Antrages  des 
Bundesrates  vom  8.  März  1895,  betreffend  die  am  12.  Januar 
1895  vom  Großen  Rate  des  Kantons  Oenf  beschlossenen 
Verfassungsgesetze  über: 

1.  die  Einführung  des  fakultativen  Referendums  in  Ge- 
meindeangelegenheiten, 

2.  die  Abänderung  des  Artikels  46  der  kantonalen  Ver- 
fassung mit  Bezug  auf  Zeitpunkt  und  Dauer  der 
ordentlichen  Tagungen  des  Großen  Rates; 

in  Erwägung: 

daß  diese  Gesetze  in  der  Volksabstimmung  vom  3.  Februar 
1895  von  der  absoluten  Mehrheit  der  stimmenden  BQi^r 
angenommen  worden  sind  und  nichts  enthalten,  was  den 
Vorschriften  der  Bundesverfassung  zuwider  wäre; 

in  Anwendung  von  Art  6  der  Bundesverfassung, 

beschließt: 

1.  Den  Verfassungsgesetzen  dos  Kantons  Genf  vom 
12.  Januar  1895  wird  die  Bundesgarantie  erteilt. 
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2.  Der   Bundesrat  ist   mit  der  Vollziehuog  dieses  Be- 
Bchlusses  beauftragt. 

Also  beschlossen  vom  StAnderate, 

Bern,  den  3.  April  1895. 

Der  Präsident:  de  Torrent^. 
Der  Protokollftahrer:  Schatimailli« 

Also  beschlossen  vom  Nationalrate, 

Bern,  den  5.  April  1895. 

Der  Präsident:  Brenner. 
Der  Protokollführer:  Bingler. 


Der  schweizerische  Bundesrat  beschließt: 
yoUsiehnng  des  vorstehenden  Bundesbeschlusses. 

Bern,  den  10.  April  1895. 

Im  Namen  des  Schweiz«  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

Zemp. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Ringler. 


Digitized  by  VjOOQIC 


136 


Bmidesbescliliiß 

betreffend 

Gewährleistung  des  Verfassungsgesetzes  des  Kantons 
Tessin  vom  8.  November  1894  Ober  die  Ab- 
änderung der  Geriohtsorganisation  und  des  Ver- 
fahrens In  Strafsachen. 

(Vom  5.  April  1895.) 


Die  Bundesverisammlung 
der  schweiEerischen   Bidgeaossensohaft, 

nach  Einsicht  der  Botschaft  und  des  Antrages  des 
Bandesrates  vom  12.  März  1895  Qber  ein  Dekret  des 
Großen  Rates  des  Kantons  Tessin  vom  8.  November  1894, 
betrefiend  die  Abäoderung  der  Oerichtsorganisation  und  des 
Verfahrens  in  Strafsachen, 

in  Betracht: 

daß  das  neue  Verfassungsgesetz  nichts  enthält,  was  mit  den 
Bestimmungen  der  Bundesverfassung  im  Widerspruche  wäre, 

daß  es  in  der  Volksabstimmung  vom  30.  Dezember  1894 
von  der  Mehrheit  der  stimmenden  Boi^r  angenommen 
worden  ist; 

in  Anwendung  von  Art  6  der  Bundesverfassung, 

beschließt: 

1.  Dem  Verfassungsgesetze  des  Kantons  Tessin  vom 
8»  November  1894  wird  die  Bundesgarantie  erteilt. 
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2.  Der  Bandesrat  ist  mit  der  VoHziehuDg  diesee  Be- 
sohl asses  beaaftragt. 

Also  besohlossen  vom  St&nderate, 

Bern,  den  30.  M&rz  1895. 

Der  Präsident:  de  TorrenM. 
Der  Protokollführer:   SchatzmaBD. 

Also  besehloBsen  vom  Nationalrate, 

Bern,  den  5.  April  1895. 

Der  Präsident:   Brennen 
Der  Protokollführer:   Bingler. 


Der  schweizerische  Bundesrat   beschließt: 
Vollüehang  des  vorstehenden  Bondesbeschlusses. 

Bern,  den  10.  April  1895. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

Zemp. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossensohaft: 

Bingler. 
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BnndesbeschlHß 

betreffend 

Anstellung  eines  dritten  Sekretärs  des  Bundesgerlchts. 

(Vom  6.  April  1895.) 


Die  Bundesversaminlung 
der  schweizerisohen  Eidgenossenschaft, 

nach  Einsicht  eines  Schreibens  des  Schweizerischen 
Bandesgerichts  vom  6.  M&rz  1895,  worin  diese  Behörde 
um  die  Ermächtigung  nachsucht,  einen  dritten  Sekretär  an- 
zustellen, dem  specieil  die  Aufgabe  zufiele,  den  Oerichts- 
schreiber  französischer  Zunge  in  seinen  Arbeiten  zu  unter- 
stützen ; 

im  Hinblick  auf  Art.  6  des  Bundesgesetzes  über  die 
Organisation  der  Bundesrechtspflege  votn  22.  März  1893*)? 

auf  den  Antrag  des  Bundesrates, 

beschließt: 

1.  Die  Anstellung  eines  dritten  Sekretärs  des  Schwei- 
zerischen Bundesgerichts  wird  genehmigt. 

2.  Der  Bundesrat  ist  beauftragt,  dem  Bundesgerichte 
von  diesem  Beschlüsse  Kenntnis  zu  geben. 

Also  beschlossen  vom  Ständerate, 

Bern,  den  4.  April  1895. 

Der  Präsident:   de  Torreot^. 
Der  Protokollführer:  Schatniiailli. 


*)  Siehe  eidg.  GesetzsammlaDg  n.  F.,  Bd.  XIII,  S.  456. 
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Alao  beschlossen  vom  Nationalrate, 

Bern)  den  6,  April  1895. 

Der  Präsident:  Brennen 
Der  Protokollführer:  Bingler. 


Der  schweizerische  Bundesrat  beschließt: 
Vollsdehung  des  vorstehenden  Bundesbesohlusses. 

Bern,  den  10.  April  1895. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

Zemp. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Bingier. 
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Bandesbeschluß 

betreffend 

Kreditbewilligung  fDr  die  Betriebseinriciitungen,  Ma- 
sciiinen  und  Weri(zeuge  fOr  die  Laborierweric- 
Stätten  des  Munitionsdepots  in  Altdorf. 

(Vom  5,  April  1895.) 


!• 


l 


Die  Bundesversammlung 
der  schweizerischen  Eidgenossenschaft, 

nach  Einsicht  einer  Botschaft  des  Bundesrates  vom 
20.  März  1895, 

beschließt: 

Art.  1.  Der  Bundesrat  wird  erm&chtigt,  die  zur  Aus- 
nutzung der  vom  Elektricitätswerk  Altdorf  zu  mietenden 
Kraft  und  zum  Betrieb  der  Laborierwerkstätten  in  Altdorf 
notwendigen  Einrichtungen  zu  erstellen  und  die  zum  Friedens- 
und Kriegsbetrieb  erforderlichen  Maschinen  und  Werkzeuge 
zu  beschaffen. 

Art.  2.  An  die  Genehmigung  des  Mietvertrages  vom 
6.  März  1895  wird  die  Bedingung  geknüpft,  daß  die  Kon- 
zession für  das  Wasserrecht  im  Schächenwald ,  vom 
26.  Februar  1894,  vom  Landrate  des  Kantons  Uri  bis  zum 
Ablauf  obigen  Vertrages,  also  bis  1.  September  1905,  gültig 
erklärt,  beziehungsweise  im  Sinne  von  Art.  14,  litt,  b^  der 
^Verordnung  betreffend  Feststellung  des  Staatseigentums  an 
Seen  und  Flüssen  und  Benutzung  öffentlicher  Oewässer^  auf 
diese  Dauer  verlängert  werde. 


Digitized  by  VjOOQIC 


Ereditbewilli^Dg  an  das  Mnnitionsdepot  in  Altdorf.      141 

Art.  3.    Dem  Bundesrat  wird  auf  Rechnung  des  Jahres 
1895  ein  entsprechender  Kredit  von  Fn  28,500  eröffnet. 

Art.  4.     Dieser  Bundesbeschluß  wird   dringlich  erklärt 
und  tritt  sofort  in  Kraft. 

Also  besehlossen  vom  Nationalrate, 

Bern,  den  5.  April  1895. 

Der  Präsident:   Brenner. 
Der  Protokollfllhrer:  BIngier. 

Also  beschlossen  vom  Ständerate, 

Bern,  den  5.  April  1895. 

Der  Präsident:  de  Torrent^ 
Der  Protokollführer:  SchatEmanil. 


Der  schweizerische  Bundesrat  beschließt: 
Vollziehung  des  vorstehenden  Bundesbeschlusses. 

B.ern,  den  11.  April  1895. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

Zemp. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Bfngier. 
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Bnndesbeschlnß 

betreffSend 

die  Eingabe  der  Gesellscliaft  „Frei-Land''  um 
Monopolisierung  der  Wassericräfte. 

(Vom  4.  April  1895.) 


Die  BundesversammluDg 
der  schweizerischen   Eidgenossenschaft^ 

nach  Einsicht  eines  Berichtes  und  Antrages  des  Bundes- 
rates vom  4.  Juni  1894  ♦), 

beschließt: 

1.  Es  sei  der  Eingabe  der  Gesellschaft  ^Frei-Land^ 
um  Monopolisierung  der  Wasserkräfte,  vom  April  1891,  keine 
Folge  zu  geben. 

2.  Es  sei  von  dem  übrigen  Inhalte  des  Berichtes  des 
Bundesrates  Akt  zu  nehmen  und  demselben  die  Erwartung 
auszusprechen,  daß  er  die  in  Aussicht  genommenen  Vorlagen 
betreffend 

a.  die  Regelung  der  interkantonalen  Beziehungen  mit  Be* 
zug  auf  Wasserwerkanlagen, 

b.  generelle'  Vorschriften  über  Anlage,  Betrieb  und  Be- 
aufsichtigung von  elektrischen  Starkstromleitungen, 

c.  die  Untersuchung  der  Wasserverhältnisso  der  Schweiz 
als  Omndlage  zur  Feststellung  der  noch  nutzbar  zu 
machenden  Wasserkräfte 

j/,  /  mit  Beförderung  einbringen  werde. 


*)  Siehe  Bandesblatt  vom  Jahr  1894,  Bd.  II,  Seite  820. 
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3.  Der  Bundesrat  wird  eiageiadeo,  sich  in  gutfindender 
Weise  mit  den  Kantonen  in  Verbindung  zu  setzen,  um  die- 
selben zur  Aufstellung  von  einheitlichen  gesetzlichen  Be- 
stimmungen über  das  Wasserrecht,  namentlich  mit  Bezug 
auf  Expropriation,  zeitliche  Beschränkung  der  Konzessions- 
erteilungen, RQckfalls-  und  Vorzugsrechte  des  Staates  und 
der  Gemeinden,  sowie  zur  Aufstellung  eines  Wasserrechts- 
katasters nach  einheitlichem  Schema  zu  veranlassen. 

Also  beschlossen  vom  Nationalrate, 
Bern,  den  27.  März  1895. 

Der  Präsident:  Brenner. 

Der  Protokollführer :   Blngier. 

Also  beschlossen  vom  Ständerate, 
Bern,  den  4.  April  1895. 

Der  Präsident:  de  Torrent^. 

Der  Protokollführer:  Sehatzmann. 


Der  schweizerische  Bundesrat  beschließt: 

Aufnahme  des  vorstehenden  Bundesbeschlusses  in  die 
eidgenössische  Gesetzsammlung. 

Bern,  den  18.  April  1895. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident; 

Zemp. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Bingier. 
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BegnlatiY 

für 

die  Verwaltung  der  Herzogstiftung. 

(Vom  7.  Mai  1895.) 


Der  sohweizeriscbo  Bundesrat, 
auf  den  Antrag  seines  Militärdepartemeots, 

beschließt: 

1.  Der  von  den  schweizerischen  Arlillerieofßzieren  zu 
Ehren  des  Herrn  General  Herzog  selig  gestil'tete  Fonds,  im 
Betrage  von  Fr.  16,961  auf  31.  Dezember  1894,  wird  vom 
Finanzdepartemeni  als  Depot  verwaltet. 

2.  Eine  aus  drei  Artillerieoffizieren  bestehende  Kom- 
mission, welche  durch  den  Bundesrat  auf  die  Dauer  von 
drei  Jahren  in  der  Weise  ernannt  wird,  daß  je  einer  der 
Ofßziere  der  Ost-,  Central-  und  Westsohweiz  angehört,  be- 
sorgt die  Zinsverwendung  unter  den  nachstehenden  Bedin- 
gungen selbständig,  wobei  der  Vorsitzende  den  Verkehr  mit 
dem  Finanzdepartement  vermittelt. 

3.  Die  Verwaltungskommission  wählt  einen  Präsidenten 
aus  ihrer  Mitte;  derselbe  hat  Stichentscheid  bei  gleichge- 
teilten Stimmen.  Im  Verhinderungsfalle  eines  Mitgliedes 
können  die  beiden  übrigen  nur  dann  Sohlußnahmen  treffen, 
wenn  Obereinstimmung  herrscht. 
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4.  Der  Fonds  selbst  ist  unantastbar  und  es  dürfen  nur 
dessen  Zinserträgnisse  zur  Bestreitung  der  Verwaltungskosten 
und  der  Ausgaben  im  Sinne  der  Stiftungsurkunde  zur  Ver- 
wendung kommen.  Nicht  verwendete  Zinsen  können  in 
nachfolgenden  Jahren  zur  Verwendung  herangezogen  werden. 

5.  Eine  Vermehrung  des  Fonds  durch  freiwillige  Gaben 
kann  jederzeit  stattfinden  und  ist  durch  die  Verwaltungs- 
kommission anzustreben. 

6.  Die  Zinsen  der  Herzogstiftung  sollen  in  erster  Linie 
der  freiwilligen  Thätigkeit  des  Artillerieofflzierscorps  zu  gute 
kommen,  jedoch  nur  da,  wo  die  dem  eidgenössischen  Militär- 
departem^nte  zur  Verfügung  stehenden  Kredite  eine  Unter- 
Stützung  nicht  ermöglichen.  Hierbei  ist  hauptsächlich  folgende 
Verwendung  in  Aussicht  zu  nehmen: 

a.  Beiträge  an  Reisespesen  zur  Besichtigung  von  fremd- 
ländischen Armeen,  Manövern,  militärischen  Etabiisse- 
menten  etc.; 

d.  Lösung  von  Preisaufgaben  über  technische  oder  tak- 
tische, die  Artillerie  betreffende  Fragen; 

und  in  zweiter  Linie: 

c.  zur  Erwerbung  von  Objekten  der  Artilleriesammlung, 
die  ohne  solche  Hülfe  nicht  erhältlich  wären; 

d.  zur  Unterstützung  invalider  Mitglieder  des  Artillerie- 
Instruktionscorps. 

7.  Im  Anfang  eines  jeden  Jahres  erläßt  die  Kommission 
in  der  ^Schweizerischen  Zeitschrift  für  Artillerie  und  Genie^, 
der  ^Revue  militaire  Suisse*^  und  der  ^Allgemeinen  schweize- 
rischen Militärzeitung'^  eine  Einladung  zur  Benutzung  dieser 
Stiftung  im  Sinne  von  Art.  6  dieses  Regulativs  unter  Kenntnis- 
gabe der  näheren  Bedingungen. 

8.  Reiseberichte  etc.,  welche  auf  Grundlage  von  Art.  6, 
litt,  a,    dem    Komitee   einzureichen    sind,    können    nur   mit 

£idg.  amtl  Samml.  Nene  Folge.  XV.  Bd.  10 
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Oenehmigung  des  eidgenössischen  Uilit&rdepartements  veiw 
öffentlicht  werden. 

9.  Am  Schlüsse  eines  jeden  Jahres  erstattet  die  Kom- 
mission dem  eidgenössisehen  Militärdepartement  Bericht  tlber 
ihre  Thfttigkeit. 

Bern,  den  7.  Hai  1895. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

Zeinp. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

BIngier. 
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Bnndesratsbescliliiß 

betreffend 

Abänderung  der  Tafel  XII  der  Vollziehungsverordnung 
zum  Bundesgesetz  über  die  Errichtung  von  Armee- 
corps. 

(Vom  31.  Mai  1895.) 


Der  schweizerische  Bundesrat, 

auf  den  Antrag  seines  Militärdepartements, 

beschließt: 

In  Abänderung  der  Tafel  Xu  der  VoUziehungs Verordnung 
Yom  28.  Dezember  1894  zum  Bundesgesetz  betreffend  die 
Errichtung  von  Armeecorps  (A.  8.  n.  F.  XIV,  726,  bezw.  737), 
wird  der  Bestand  der  Fuhrwerke  und  Zugpferde  der  Corps- 
lazarette festgesetzt  wie  folgt: 

Fuhrwerke.   Zugpferde. 

Ambulanzenfourgons 4  16 

Blessiertenwagen 8  16 

Reservefourgons 4  16 

Krankentransportwagen  (Requisition)  .        32  64 

Proviantwagen 4  8 

Fahrküchen 2 2 

Total         54  122 

Reservepferde  8 

Total  130 

Bern,  den  31.  Mai  1895. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

Zemp* 

Der  Stellvertreter  des  eidg.  Kanzlers: 

SchatEmanii. 


Digitized  by  VjOOQIC 


148 


Bnndesbeschlnß 

betreffend 

eine  Nachsubvention  für  die  Verbauung  des  Wild- 
baches Noila  (GraubOnden). 

(Vom  21.  Juni  1895.) 


Die  BundesverssmmluDg 
der  schweizerischen  Eidgenossenschaft, 

nach  Einsicht: 

eines  Schreibens  von  Graubünden  vom  16.  Februar 
1895; 

einer  Botschaft  des  Bundesrates  vom  25.  März  1895, 

beschließt: 

Art.  1.  Dem  Kanton  Graubünden  wird  eine  Nach- 
subvention für  die  Verbauung  des  Wildbaches  Nolla  zuge- 
sichert im  Betrage  von  50  %  der  wirklichen  Kosten,  bis 
zum  Maximum  von  Fr.  100,000,  als  50  ®/o  der  Voranschlags- 
summe von  Fr.  200,000. 

Art.  2.  Die  mit  den  jährlichen  Bauanträgen  einzu- 
reichenden definitiven  Ausführungsprojekte  bedürfen  der  Ge- 
nehmigung des  schweizerischen  Departements  des  Innern, 
Abteilung  Bauwesen. 

Die  Ausführung  der  Arbeiten  hat  spätestens  in  10  Jahren 
stattzufinden. 
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Art.  3.  Die  Äusbezahlung  des  Bundesbei träges  erfolgt 
nach  Maßgabe  der  Ausführung  der  Arbeiten. 

Das  Jahresmaximum  wird  immer  im  betreffenden  Budget 
festgesetzt,  dasselbe  darf  jedoch  die  Summe  von  Fr.  20,000 
nicht  abersteigen. 

Art.  4.  Im  übrigen  gelten  die  Bestimmungen  des  Bundes- 
beschlusses vom  7.  Dezember  1883,  dies  namentlich  auch 
bezüglich  der  Verpflichtungen  zur  Ausführung  der  nötigen 
forstlichen  Arbeiten  (Art.  4)  und  zum  künftigen  Unterhalt 
dieses  ganzen  Yerbauungswerkes  (Art.  5). 

Art.  5.  Dem  Kanton  GraubOnden  wird  eine  Frist  von 
6  Monaten,  vom  Datum  dieses  Beschlusses  an  gerechnet,  zur 
Abgabe  der  Erklärung  filr  Annahme  desselben  gegeben. 

Art.  6.  Dieser  Beschluß  tritt,  als  nicht  allgemein  ver- 
bindlicher Natur,  sofort  in  Kraft. 

Art.  7.  Der  Bundesrat  ist  mit  der  Vollziehung  des- 
selben beauftragt. 

Also  beschlossen  vom  Nationalrate, 

Bern,  den  15.  Juni  1895. 

Der  Präsident:   Dr.  Bachmanii. 
Der  Protokollführer:  Blngler. 

Also  beschlossen  vom  Ständerate, 

Bern,  den  21.  Juni  1895. 

Der  Präsident:  Jordan-Martln. 
Der  Protokollführer:  Sehatimailll« 
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Der  sehweiserische  Bundesrat  beschließt: 
VoUsdehung  des  Yorstehenden  Bandesbeschlusses. 

Bern,  den  29.  Juni  1895. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

Zemp. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Tiingier. 
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Bnndesbeschlnß 

betreffend 

Gewährteistung  einer  Partialrevision  der  Verfassung 
des  Kantons  Glarus  vom  22.  Mai  1887  in  Bezug 
auf  die  Civiigerichtsiiompetenzen. 

(Vom  22.  Juni  1895.) 


Die  BuJndeBversammlung 
der  aohweizerisohen  Eidgenossensohaft, 

nach  Einsicht  der  Botschaft  und  des  Antrages  des 
Bundesrates  vom  4.  Juni  1895; 

in  Erwägung,  daß  die  neuen  Bestimmungen  der  Art.  55^ 
und  56  der  Verfassung  des  Kantons  Olarus  an  der  Lands- 
gemeinde vom  5.  Mai  1895  einstimmig  angenommen  worden 
sind  und  nichts  enthalten,  was  den  Vorschriften  der  Bundes- 
verfassung zuwider  wäre; 

in  Anwendung  von  Art.  6  der  Bundesverfassung, 

beschließt: 

1.  Den  erwähnten  Verfassungsbestimmungen  wird  die 
Bundesgarantie  erteilt. 

2.  Der  Bundesrat  ist  mit  der  Vollziehung  dieses  Be- 
schlusses beauftragt. 

Also  beschlossen  vom  Ständerate, 

B lern,  den  18.  Juni  1895. 

Der  Präsident:  Jordan-Martin« 
Der  Protokollführer:  Schatsmann. 
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Also  beschlossen  vom  Nationalrate, 

Bern,  den  22.  Juni  1895. 

Der  Präsident:   Dr.  Bachmann« 
Der  Protokolimhrer:  Bingler. 


Der  schweizerische  Bundesrat  beschließt: 
Vollziehung  des  vorstehenden  Bundesbeschlusses. 

Bern,  den  29.  Juni  1895. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

Zemp« 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Bingler. 


-^s!^^^^^m^^ 
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BnndesbescMuiS 

über 

Gewährieistung  des  Verfassungsgesetzes  des  Kantons 
Schaffhausen  vom  26.  Januar  1895,  betreffend 
Abänderung  der  Art.  23  und  42  der  Staatsver- 
fassung dieses  Kantons  vom  24.  März/ 14.  Mai  1876. 

(Vom  22.  Juni  1895.) 


Die  Bundesversammlung 
der  schweizerischen  Eidgenossenschaft, 

nach  Einsicht  der  Botschaft  und  des  Antrages  des 
Bundesrates  vom  4.  Juni  1895; 

in  Erwägung,  daß  das  neue  Verfassungsgesetz  in  der 
Volksabstimmung  vom  24.  Februar  1895  von  der  absoluten 
Hehrheit  der  stimmenden  Bürger  angenommen  worden  ist 
und  nichts  enthält,  was  den  Vorschriften  der  Bundesverfassung 
zuwider  wäre; 

in  Anwendung  von  Art.  6  der  Bundesverfassung, 

beschließt: 

1,  Dem  Verfassungsgesetze  des  Kantons  Schaffhausen 
vom  26.  Januar  1895  wird  die  Bundesgarantie  erteilt. 

2.  Der  Bundesrat  ist  mit  der  Vollziehung  dieses  Be- 
schlusses beauftragt. 
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Also  beschlossen  vom  Ständerate, 

Bern,  den  18.  Juni  1895. 

Der  Präsident:  Jordan-Hartin. 
Der  Protokollführer:   SehatzmanB. 

Also  beschlossen  vom  Nationalrate, 

Bern,  den  22.  Juni  1895. 

Der  Präsident:   Dr.  Bachmaiin. 
Der  Protokollführer:  Blngier. 


Der  schweizerische  Bundesrat  beschließt: 
Vollziehung  des  vorsteheuden  Bundesbeschlusses. 

Bern,  den  29.  Juni  1895. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

Zemp. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Bingler. 
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Bnndesbescliliiß 

betreffend 

Gewährleistung  einer  Partialrevision  der  Verfassung 
des  Kantons  Appenzell  K-Rh.  vom  24.  November 
1872  (Einführung  der  Volkswahl  und  Festsetzung 
einer  dreijährigen  Amtsdauer  des  Mitgliedes  dieses 
Kantons  im  schweizerischen  Ständerate). 

(Vom  22.  Juni  1895.) 


Die  Bundesversammlung 
der  schweizerischen  E^idgenossensc^aft, 

nach  Einsicht  der  Botschaft  und  des  Antrages  des 
Bundesrates  vom  31.  Hai  1895  betreffend  Aufnahme  eines 
Artikels  20^  in  die  appenzell-innerrhodische  Verfassung 
vom  24.  November  1872  (revidiert  am  25.  April  1880  und 
24.  April  1892); 

in  Betracht: 

daß  die  neue  Verfassungsbestimmung  nichts  enthält,  was 
den  Vorschriften  der  Bundesverfassung  zuwider  wäre, 

daß  dieselbe  an  der  Landsgemeinde  vom  28.  April  1895 
von  der  absoluten  Hehrheit  der  stimmenden  Bürger  ange- 
nommen worden  ist; 

in  Anwendung  von  Art.  6  der  Bundesverfassung, 

beschließt: 

1.  Der  Bestimmung  des  Artikels  20^^  der  Verfassung 
des  Kantons  Appenzell  I.-Rh.  wird  die  Bundesgarantie  erteilt. 
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2.    Der  Bundesrat   ist   mit  der  Vollziehung   dieses  Be- 
schlusses beauftragt. 

Also  beschlossen  vom  Ständerate, 
Bern,  den  18.  Juni  1895. 

Der  Präsident:  Jordan-Hartill. 

Der  Protokollfahrer:  Sehatzmanil. 

Also  beschlossen  vom  Natioualrate, 

Bern,  den  22.  Juni  1895. 

Der  Präsident:   Dr.  Bachmanil. 
Der  Protokollführer:  Blngier. 


Der  schweizerische  Bundesrat  beschließt: 
Vollziehung  des  vorstehenden  Bundesbeschlusses. 

Bern,  den  29.  Juni  1895. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

Zemp. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Bingier. 
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Bnndesbeschluß 

betreffend 

die  Bewilligung  eines  Kredites  für  die  Erstellung 
von  drei '  weitern  Fourageschuppen  auf  dem 
Galgenfeld  bei  Bern. 

(Vom  22.  Juni  1895.) 


Die  Bundesversammlung 
der  schweizerischen  Eidgenossenschaft, 

nach  Einsicht  einer  Botschaft  des  Bundesrates  vom 
4.  Juni  1895, 

beschließt: 

Art.  1.  Dem  Bundesrat  wird  zum  Zwecke  der  Er- 
stellung von  drei  weitem  Fourageschuppen  auf  dem  Galgen- 
feld bei  Bern  ein  Kredit  von  Fr.  105,000  bewilligt. 

Art.  2.  Dieser  Beschluß  wird  als  dringlich  erkl&rt  und 
der  Bundesrat  mit  der  Vollziehung  desselben  beauftragt. 

Also  beschlossen  vom  Ständerate, 
Bern,  den  18.  Juni  1895. 

Der  Präsident:   Jordan-Martin. 

Der  Protokolimhrer :    Sehatzmann. 

Also  beschlossen  vom  Nationalrate, 
Bern,  den  22.  Juni  1895. 

Der  Präsident:   Dr.  Bachmann. 

Der  Protokollführer:  Bingler. 
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Der  schweizerische  Bandesrat  beschließt: 
VollziehuDg  des  vorstehenden  Bundesbeschlusses. 

Bern,  den  3.  Juli  1895. 

Im  Namen  des  Schweiz,  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

Zemp« 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Blngler. 
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Bundesbeschluß 

betreffend 

Zusicherung  einer  Subvention  an  den  Kanton  Bern 
fDr  die  Verbauung  des  Hombaclies  in  der 
Gemeinde  Sumiswald. 

(Vom  24.  Juni  1895.) 


Die  Bund|e8ver8ammlung 
der  schweizerischen  Eidgenossenschaft, 

nach  Einsicht 

dreier  Schreiben  der  Regierung  von  Bern  vom  31.  Ok- 
tober 1892,  17.  Februar  und  19.  September  1894,  und  eines 
solchen  vom  22.  Mai  1895, 

einer  Botschaft  des  Bundesrates  vom  31.  Hai  1895; 

aof  Grund  des  Bundesgesetzes  betreffend  die  Wasser- 
baupolizei im  Hochgebirge,  vom  22.  Juni  1877, 

beschließt: 

Art.  1.  Dem  Kanton  Bern  wird  ein  Bundesbeitrag  für 
die  Verbanung  des  Hornbaches  in  der  Gemeinde  Sumiswald 
zugesichert. 

Dieser  Beitrag  wird  festgesetzt  zu  40  %  der  wirklichen 
Kosten  bis  zum  Maximum  von  Fr.  150,000  als  40  ^/o  der 
Voranschlagssumme  von  Fr.  375,000. 

Art.  2.  Die  Ausführung  der  Arbeiten  hat  innerhalb 
zwölf  Jahren,  vom  Inkrafttreten  der  Beitragszusicherung  (Art.7} 
an  gerechnet,  stattzufinden. 
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Art.  3.  Die  Ausführungsprojekte  und  die  definitiveD 
Kostenvoranschläge  bedürfen  der  Genehmigung  des  Bundes- 
rates. 

Art.  4.  Die  Ausbezahlung  dieser  Subvention  erfolgt  im 
Verhältnis  des  Fortschreitens  der  Arbeiten,  gemäß  den  von 
der  Kantonsregiening  eingesandten  und  vom  eidgenössischen 
Departement  des  Innern,  Abteilung  Bauwesen,  verifizierten 
Kostenausweisen;  das  jährliche  Maximum  beträgt  Fr.  15,000 
und  die  Auszahlung  desselben  ändet  erstmals  im  Jahre  1896 
statt. 

Bei  Berechnung  desi  ßundesbeitrages  werden  berück- 
sichtigt die  eigentlichen  Baukosten,  einschließlich  Expro- 
priationen und  die  unmittelbare  Bauaufsicht,  dann  die  Kosten 
der  Anfertigung  des  Ausführungsprojektes  und  des  specielleD 
Kostenvoranschlages,  sowie  die  Aufnahme  des  Perimeters, 
dagegen  sind  hier  nicht  in  Anschls^  zu  bringen  ii^end  weldie 
andere  Präliminarien,  die  Funktionen  von  Behörden,  Kom- 
missionen und  Beamtungen  (von  den  Kantonen  laut  Art.  7  a 
des  Wasserbaupolizeigesetzes  zu  bestellende  Organe),  auch 
nicht  Geldbeschaffung  und  Verzinsung. 

Art.  5.  Dem  schweizerischen  Departement  des  Innern, 
Abteilung  Bauwesen,  sind  jährliche  Bauprogramme  zur  Ge- 
nehmigung einzureichen. 

Art.  6.  Der  Bundesrat  läßt  die  planmäßige  Bauaus- 
führung und  die  Richtigkeit  der  Arbeits-  und  Kostenausweise 
kontrollieren.  Die  Kantonsregierung  wird  zu  obigem  Zwecke 
dem  Beauftragten  des  Bundesrates  die  nötige  Auskunft  und 
Halfeleistung  zukommen  lassen. 

Art.  7.  Die  Zusicherung  des  Bundesbeitrages  tritt  erst 
in  Kraft,  nachdem  von  selten  des  Kantons  Bern  die  Ausfiihrung 
dieser  Verbauung,  sowie  der  im  Bundesratsbeschlaß  vom 
3.  August  1894  vorgesehenen  Aufforstungsarbeiten  unter  den 
Bestimmungen  dieses  Beschlusses  gesichert  sein  wird. 
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Fttr  die  Vorlegung  der  bezüglichen  Ausweise  wird  der 
Regierung  eine  Frist  von  einem  Jahr,  Tom  Datum  dieses 
Beschlusses  an  gerechnet,  gesetzt. 

Der  Bundesbeitrag  fällt  dahin,  wenn  der  geforderte  Aus- 
weis nicht  rechtzeitig  geleistet  wird. 

Art.  8.  Der  Unterhalt  der  subventionierten  Arbeiten 
ist  gemäß  dem  eidgenössischen  Wasserbaupolizeigesetze  vom 
Kanton  Bern  zu  besorgen  und  vom  Bundesrate  zu  überwachen. 

Art.  9.  Dieser  Beschluß  tritt,  als  nicht  allgemein  ver- 
bindlicher Natur,  sofort  in  Kraft. 

Art.  10.  Der  Bundesrat  ist  mit  der  Vollziehung  desselben 
beauftragt 

Also  beschlossen  vom  St&nderate, 
Bern,  den  13.  Juni  1895. 

Der  Präsident:  JordaD-Martin. 

Der  Protokollführer:  Seliatzinaiin« 

Also  beschlossen  vom  Nationalrate, 

Bern,  den  24.  Juni  1895. 

Der  Präsident:   Dr.  Bachmann« 
Der  Protokollitlhrer :  Bingier. 


Der  schweizerische  Bundesrat  beschließt: 
Vollziehung  des  vorstehenden  Bundesbeschlusses. 
Bern,  den  29.  Juni  1895. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

Zemp, 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Binglen 


Bidg,  tmtl.  Samml.  Neue  Folge.  XV.  Bd.  11  ^ 
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Bnndesbeschluß 

betreffend 

Zusicherung  von  Nachsubventionen  für  Korrektions- 
arbeiten an  der  Limmat  und  der  SihI  im  Kanton 
Zürich. 

(Vom  28.  Juni  1895.) 


Die   Bundesversammlung 
der   schweizerischen  Eidgenossenschaft, 

nach  Einsicht: 
eines  Schreibens  der  Regierung  von  Zürich  vom  17.  No* 
vember  1894, 

einer  Botschaft  des  Bundesrates  vom  30.  Januar  1895 ; 

auf  G-rund  des  Bundesgesetzes  betreffend  die  Wasserbau- 
polizei im  Hochgebirge  vom  22.  Juni  1877, 

beschließt: 

Art.  1.  Dem  Kanton  Zürich  werden  für  Korrektions- 
arbeiten an  der  Limmat  und  der  Sihl  Nachsubventionen  zu- 
gesichert. 

Dieselben  betragen  40  %  der  wirklichen  Kosten,  bis  zu 
den  den  Voranschlagssummen  entsprechenden  Maxima. 

a.  Für  die  Limmat  40  ^/o  der  Kostenvoranschlagssumme 
von  Fr.  1,130,000,  also Fr.  452,000 

b.  Für  die  Sihl  40  ^/o  der  Kosten  voranschlags- 

summe  von  Fr.  875,000 ^    350,000 

Gesamtbetrag    Fr.  802,000 
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Art.  2.  Der  Kanton  Zürich  übernimmt  gegen  Bewilligung 
dieser  Nachsubyentionen  die  gänzliche  Vollendung  der  Eor> 
rektlonsarbeiten  an  obgenannten  Qewässem.  Diese  Arbeiten 
sind  in  10  Jahren,  vom  Datum  des  gegenwärtigen  Beschlusses 
an  gerechnet,  auszuführen. 

Art.  3.  Die  Ausbezahlung  dieser  Naohsubventionen  erfolgt 
im  Verhältnis  des  Fortschreitens  der  Bauausfllhrung,  jedoch 
mit  der  Beschränkung  auf  ein  jährliches  Maximum  von 
Fr.  80,000  und  findet  erstmals  im  Jahre  1896  statt. 

Art.  4.  Im  übrigen  gelten  die  Bestimmungen  des  Bundes- 
beschlusses vom  28.  Juni  1882,  namentlich  bezüglich  der 
Verpflichtung  zum  künftigen  Unterhalt  dieser  verschiedenen 
Korrektionen  (Art.  7). 

Art  5.  Dem  Kanton  Zürich  wird  eine  Frist  von  einem 
Jahre  zur  Abgabe  der  Erklärung  fQr  Annahme  obigen  Be- 
schlusses gegeben. 

Art.  6.  Dieser  Beschluß  tritt,  als  nicht  allgemein  ver- 
bindlicher Natur,  sofort  in  Kraft. 

Art.  7.  Der  Bundesrat  ist  mit  der  Vollziehung  des- 
selben beauftragt. 

Also  beschlossen  vom  Nationalrate, 

Bern,  den  22.  Juni  1895. 

Der  Vizepräsident:   Stockmar. 
Der  Protokollführer:  Bingier« 

Also  beschlossen  vom  Ständerate, 

Bern,  den  28.  Juni  1895. 

Der  Vizepräsident:  HohL 

Der  Protokollführer:  Sehatxniailll« 
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Der  schweizerische  Bundesrat  beschließt: 
Vollziehung  des  vorstehenden  Bundesbeschlussea. 

Bern,  den  3.  Juli  1895. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

Zetnp. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Ringier. 
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Bnndesbeschliiß 

betreffend 

Zusicherung  einer  Nachsubvention  an  die  Kosten 
der  Korrektion  der  Scheuß  zwischen  BOzingen 
und  dem  Bielersee. 

(Vom  28.  Juni  1895.) 


Die  Bandesversammlung 
der  schweizerischen  Eidgenossenschaft, 

nach  Einsicht 

eines  Schreibens  der  Regierung  des  Kantons  Bern  vom 
4.  März  1895, 

des  Bundes  besohl  usses  vorn  7.  Dezember  1888  betreffend 
Bewilligung  eines  Bundesbeitrages  ftlr  die  Korrektion  der 
Scheuß  von  Bözingen  bis  zum  Bielersee'^), 

einer  Botschaft  des  Bundesrates  vom  25.  März  1895; 

auf  Grund  des  Bundesgesetzes  über  die  Wasserbaa- 
polizei  im  Hochgebirge  vom  22.  Juni  1877, 

beschließt: 

Art.  1.  Dem  Kanton  Bern  wird  für  die  Korrektion 
der  Scheuß  zwischen  Bözingen  und  dem  Bielersee  eme  Nach- 
subvention bewilligt. 

Art.  2.  Dieselbe  beträgt  40  %  der  sich  laut  Schluß- 
abrechnung auf  Fr.  50,104  belaufenden  Mehrkosten,  also 
Fr.  20,042. 

Art.  3.  Die  Ausbezahlung  dieses  Beitrages  erfolgt  in 
zwei  Jahresraten,  mit  erstmaliger  Anzahlung  von  Fr.  10,042 
im  Jahre  1896. 


*)  Siehe  eidg.  Geeetzsamiiilimg  n.  F.  Bl  X,  Seite  SIL 
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Art.  4.  Der  Kanton  Bern  verpflichtet  sich,  dem  Bundes- 
rate in  thunlichster  Bälde  ein  Schwellenreglement  fQr  die 
Sicherung  der  Abflußverhältnisse  zur  PrQfung  und  Geneh- 
migung einzusenden. 

Art.  5.  Im  übrigen  gelten  die  Bestimmungen  des 
Bundesbeschlusses  vom  7.  Dezember  1888,  namentlich  mit 
Bezug  auf  den  Unterhalt  der  subventionierten  Arbeiten 
(Art.  7). 

Art.  6.  Dieser  Beschluß  tritt,  als  nicht  allgemein  ver- 
bindlicher Natur,  sofort  In  Kraft. 

Art.  7.  Der  Bundesrat  ist  mit  der  Vollziehung  des- 
selben beauftragt 

Also  beschlossen  vom  Ständerate, 

Bern,  den  18.  Juni  1895. 

Der  Präsident:   Jordan-Martin* 
Der  Protokollführer:  ScIlAtzmann« 

Also  beschlossen  vom  Nationalrate, 
Bern,  den  28.  Juni  1895. 

Der  Präsident:   Dr.  Bachmann. 

Der  Protokollführer:   Ringier« 


Der  schweizerische  Bundesrat   beschließt: 
Vollziehung  des  vorstehenden  Bundesbesclilusses. 
Bern,  den  3.  Juli  1895. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

Zemp. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Bingier. 
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Bimdesbeschluß 

betreffend 

Zusicherung  einer  Nachsubvention  fOr  Korrektions- 
arbeiten an  der  Engstligen  bei  Frutigen  im 
Kanton  Bern. 

(Vom  28.  Juni  1895.) 


Die   Bundes  Versammlung 
der  Bchweizerischeo  Eidgenossenschaft, 

nach  Einsicht 

eines  Schreibens  der  Regierung  von  Bern,  vom  6.  März 
1895, 

einer  Botschaft  des  Bundesrates,  vom  30.  April  1895; 

auf  Ghrund  des  ßundesgesetzes  betreffend  die  Wasser- 
baapolizei  im  Hochgebirge,  vom  22.  Juni  1877, 

beschließt: 

Art.  1.  Dem  Kanton  Bern  wird  fttr  Korrektionsarbeiten 
an  der  Engstligen  bei  Frutigen  eine  Nachsubvention  bewilligt. 

Dieselbe  beträgt  40  %  der  wirklichen  Kosten  bis  zu 
dem  der  Voranschlagssumme  von  Fr.  120,000  entsprechenden 
Maximum  von  Fr.  48,000. 

Art.  2.  Der  Kanton  Bern  übernimmt  gegen  Bewilligung 
dieser  Nachsubvention  die  gänzliche  Vollendung  der  Kor- 
rektion. Die  Arbeiten  sind  in  5  Jahren,  vom  Datum  des 
gegenwärtigen  Beschlusses  an  gerechnet,  auszufOhren. 

Art.  3.  Die  Ausbezahlung  dieser  Nachsubvention  er- 
folgt im  Verhältnis  des  Fortschreitens  der  Bauausführung, 
Jedoch  mit  der  Beschränkung  auf  ein  jährliches  Maximum 
von  Fr.  10,000,  und  findet  erstmals  im  Jahre  1896  statt. 
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Art.  4.  Im  übrigen  gelten  die  Bestimmungen  des  Bun- 
desbeschlusses vom  20.  Dezember  1887'^),  namentlich  bezQg- 
lieh  der  Verpflichtung  zum  kOnftigen  Unterhalt  dieser  Kor- 
rektion (Art.  7). 

Art.  5.  Dem  Kanton  Bern  wird  eine  Frist  von  einem 
Jahr  zur  Abgabe  der  Erklärung  f&r  Annahme  obigen  Be- 
schlusses gegeben. 

Art.  6.  Dieser  Beschluß  tritt,  als  nicht  allgemein  ver- 
bindlicher Natur,  sofort  in  Kraft. 

Art.  7.  Der  Bundesrat  ist  mit  der  Vollziehung  des- 
selben beauftragt. 

Also  beschlossen  vom  St&nderate, 
Bern,  den  27.  Juni  1895. 

Der  Präsident:  Jordan-Martin. 
Der  ProtokolUtihfer:  Schatzmann» 

Also  beschlossen  vom  Nationalrate, 
Bern,  den  28.  Juni  1895. 

Der  Präsident:  Dr.  Bachmann. 

Der  Protokollfllhrer:  Singier« 


Der  schweizerische  Bundesrat  beschließt: 
Vollziehung  des  vorstehenden  Bundesbeschlusses. 
Bern,  den  3.  Juli  1895. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

Zemp. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Ringier. 


*)  Siehe  eidg.  Gesetzsammlang  n.  F.  Bd.  X,  Seite  410. 
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Bnndesbeschlnß 

betreffend 

Gewährleistung  einer  Partialrevision  der  Verfassung 
des  Kantons  Solotliurn  vom  23.  Oktober  1887. 


(Vom  28.  Juni  1895.) 


Die    BundesTersammluDg 
der  schweizerischen  Eidgenossenschaft, 

nach  Einsicht  der  Botschaft  und  des  Antrages  des 
Bundesrates  vom  3.  April  1895,  betreffend  die  am  30.  No- 
vember 1894  vom  solothurnischen  Kantonsrate  beschlossene 
Partialrevision  der  kantonalen  Verfassung  vom  23.  Oktober 
1887; 

in  Erwägung,  daß  diese  Verfassungsänderung  in  der 
Volksabstimmung  vom  17.  März  1895  von  der  absoluten 
Mehrheit  der  Stimmberechtigten  angenommen  worden  ist  und 
nichts  enthält,  was  den  Vorschriften  der  Bundesverfassung 
zuwider  wäre; 

in  Anwendung  von  Art.  6  der  Bundesverfassung, 

und  in  der  Meinung,  daß  Anlage  A,  betreffend  das  pro- 
portionale Wahlverfahren  nach  Art.  10  der  Verfassung,  sowie 
Anlage  B,  betreffend  Finanzreform  nach  Art.  83  der  Ver- 
fassung, gemäß  den  Zusatzbestimmungen  in  Art.  89  der 
Verfassung  jederzeit  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  ab- 
geändert werden  können,  ohne  Verpflichtung,  hierfür  die 
Gewährleistung  des  Bundes  nachzusuchen, 

beschließt: 

1.  Der  am  17.  März  1895  vom  Volke  angenommenen 
Partialrevision  der  Verfassung  des  Kantons  Solothurn  wird 
die  Bundesgarantie  erteilt. 
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2.    Der  Bundesrat  ist   mit   der  Vollziehung  dieses  Be- 
schlusses beauftragt. 

Also  beschlossen  vom  Ständerate, 

Bern,  den  21.  Juni  1895. 

Der  Präsident:  Jordan-Hartin. 
Der  Protokollführer:   Schatzmanik 

Also  beschlossen  vom  Nationalrate, 

Bern,  den  28.  Juni  1895. 

Der  Präsident:  Dr.  Bachmann. 
Der  Protokollführer:   Bingler. 


Der  schweizerische  Bundesrat  beschließt: 
Vollziehung  des  vorstehenden  Bundesbeschlusses. 

Bern,  den  5.  Juli  1895. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

Zemp* 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Rillgier* 


'•oWo 
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Bnndesbeschlnß 

betreflbnd 

die  Erstellung  von  Lebensmittelmagazinen  bei  den 
Befestigungen  von  SL  Maurice. 

(Vom  27.  Juni  1895.) 


Die  BundesyerBammlung 
der  schweizerischen  Eidgenossenschaft, 

nach  Einsicht  einer  Botschaft  des  Bundesrates  vom 
17.  Mai  1895, 

beschließt: 

Art.  1.  Für  die  Erstellung  von  Lebensmittelmagazinen 
bei  den  Festungswerken  von  Dailly  und  Savatan  wird  ein 
Kredit  von  Fr.  24,000  bewilligt. 

Art  2.  Der  Bundesrat  wird  mit  der  Vollziehung  dieses 
Beschlusses  beauftragt. 

Also  beschlossen  vom  Ständerate, 

Bern,  den  22.  Juni  1895. 

Der  Präsident:  Jordan-Hartin. 
Der  Protokollführer:  Sehatzmanil. 

Also  beschlossen  vom  Nationalrate, 

Bern,  den  27.  Juni  1895. 

Der  Präsident:   Dr.  Bachmann. 
Der  Protokollführer:  Ringler. 
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Der  sohweizeriscfae  Bandesrat  beschließt: 
Vollziehung  des  yorstehenden  Bundesbeschlusses. 

Bern,  den  9.  Juli  1895. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Vizepräsident: 

Lachenal. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Blngier. 
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Bnndesbeschlnß 

betreffend 


Zusicherung  eines  Bundesbeitrages  an  den  Kanton 
Zürich  für  die  Verbauung  des  KilBnachterbaches. 

(Vom  28.  Juni  1895.) 


Die  Bund  esY ersa  m  mlung 
der  achweizerischen  Eidgenossenschaft, 

nach  Einsicht 
eines  Schreibens  der  Regierung  von  Zürich  vom  21.  Fe- 
bruar 1895; 

einer  Botschaft  des  Bundesrates  vom  23.  April  1895; 

auf  Orund  des  Bundesgesetzes  betreffend  die  Wasser- 
baupolizei im  Hochgebirge  vom  22.  Juni  1877, 

beschließt: 

Art.  1.  Dem  Kanton  Zürich  wird  ein  Bundesbeitrag 
für  die  Verbauung  des  Eoßnachterbaches  zugesichert. 

Dieser  Beitrag  wird  festgesetzt  auf  40  %  der  wirklichen 
Kosten  bis  zum  Maximum  von  Fr.  88,000,  als  40  %  der 
Voranschlagssumme  von  Fr.  220,000. 

Art.  2.  Für  die  Ausführung  dieser  Verbauungsarbeiten 
werden  vier  Jahre  eingeräumt,  vom  Inkrafttreten  der  Bei- 
tragszusicherung (Art.  8)  an  gerechnet. 
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Art.  3.  Das  AasfahruDgsprojekt  und  der  definitive 
EostenyoraQsehlag  bedürfen  der  Oenehmigaag  des  Bundes- 
rates. 

Art.  4.  Die  Ausbezahlung  dieser  Subvention  erfolgt  im 
Verhältnis  des  Fortschreitens  der  Arbeiten,  gemäß  von  der 
Kantonsregierung  eingesandten  und  vom  eidgenössischen  De- 
partement des  Innern,  Abteilung  Bauwesen,  verifizierten 
Kostenausweisen ;  das  jährliche  Maximum  beträgt  Fr.  25,000 
und  die  Auszahlung  desselben  findet  erstmals  im  Jahre 
1896  statt. 

Bei  Berechnung  des  Bundesbeitrages  werden  berück- 
sichtigt die  eigentlichen  Baukosten,  einschließlich  Expropria- 
tionen und  die  unmittelbare  Bauaufsicht,  dann  die  Kosten 
der  Anfertigung  des  Ausführungsprojektes  und  des  speciellen 
Kosten  Voranschlages,  sowie  die  Aufnahme  des  PerimeteiB; 
dagegen  sind  hier  nicht  in  Anschlag  zu  bringen  irgend  welche 
andere  Präliminarien,  die  Funktionen  von  Behörden,  Kom- 
missionen und  Beamtungen  (von  den  Kantonen  laut  Art.  7  a 
des  Wasserbaupolizeigesetzes  zu  bestellende  Oi^ne),  auch 
nicht  Geldbeschaffung  und  Verzinsung. 

Art.  5.  Dem  schweizerischen  Departement  des  Innern, 
Abteilung  Bauwesen,  sind  jährliche  Baupr(^amme  zur  Ge- 
nehmigung einzureichen. 

Art.  6.  Der  Bundesrat  läßt  die  planmäßige  Baoaos- 
fahrung  und  die  Richtigkeit  der  Arbeits-  und  Kostenausweise 
kontrollieren.  Die  Kantonsregierung  wird  zu  obigem  Zwecke 
dem  Beauftragten  des  Bundesrates  die  nötige  Auskunft  und 
Hülfeleistung  zukommen  lassen. 

Art.  7.  Die  Regierung  des  Kantons  Zürich  hat  daf&r 
zu  sorgen,  daß  die  sämtlichen  im  Einzugsgebiete  genannten 
Baches  gelegenen  und  eventuell  noch  neu  zu  begründenden 
Waldungen  in  Ausftlhrung  von  SS  30  und  48 — 55  des  kan- 
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tooalen  Gesetzes  betreffend  das  Forst wesea  vom  27.  Christ* 
monat  1860  einer  verschärften  staatlichen  Aufsicht  unter- 
stellt werden. 

Art.  8.  Die  Zusicherung  des  Bundesbeitrages  tritt  erst 
in  Kraft,  nachdem  von  Seiten  des  Kantons  Zürich  die  Aus- 
ftlhrang  dieser  Verbauung  unter  den  Bestimmungen  dieses 
Beschlusses  gesichert  sein  wird. 

Für  die  Vorlegung  der  bezüglichen  Ausweise  wird  der 
Regierung  von  Zürich  eine  Frist  von  einem  Jahr,  vom  Datun» 
dieses  Beschlusses  an  gerechnet,  gesetzt. 

Der  Bundesbeitrag  fällt  dahin,  wenn  der  geforderte  Aus- 
wds  nicht  rechtzeitig  geleistet  wird. 

Art.  9.  Der  Unterhalt  der  subventionierten  Arbeiten 
ist  gemäß  dem  eidgenössischen  Wasserbaupolizeigesetze  von» 
Kanton  Zflrich  zu  besorgen  und  vom  Bundesrate  zu  über- 
wachen. 

Art.  10.  Dieser  Beschluß  tritt,  als  nicht  allgemein  ver- 
bindlicher Natur,  sofort  in  Kraft. 

Art.  11.  Der  Bundesrat  ist  mit  der  Vollziehung  des- 
selben beauftragt 

Also  beschlossen  vom  Nationalrate, 

Bern,  den  24.  Juni  1895. 

Der  Präsident:  Dr.  Bachmann» 
Der  ProtokoUftihrer :  Bingien 

Also  beschlossen  vom  Ständerate, 

Bern,  den  28.  Juni  1895. 

Der  Präsident:  Jordan-Martin« 
Der  Protokollführer:  Schatimann» 
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Der  sehweizerisohe  Bundesrat  beschließt: 
YollziehuDg  des  vorstehenden  Bundesbesohlusses. 

Bern,  den  9.  Juli  1895. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Vizepräsident: 

Laehenal. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Bingier. 
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Beglement 

zur 

Vollziehung  der  Strafbestimmungen  des 
AII(oholgesetzes. 

(Vom  3.  Juli  1895.) 


Der   schweizerische   Bundesrat, 

in  Ausführung  der  Art.  9, 10, 14,  15, 16,  17  und  20  des 
eidgenössischen  Alkoholgesetzea  vom  23.  Dezember  1886 '^j 
und  des  Art.  31  des  Bundesgesetzes  betreffend  das  Verfahren 
bei  Übertretungen  fiskalischer  und  polizeilicher  Bundesgesetze 
vom  30.  Juni  1849**), 

auf  den  Antrag  seines  Finanzdepartements  und  den  fiüt- 
bericht  seines  Justiz-  und  Polizeidepartements, 

unter  Aufhebung  des  Reglements  vom  11.  Juli  1890  ***), 

beschließt: 

A.  Die  Oesetzfibertretungen,  auf  welche  dieses 
Reglement  Anwendungr  findet. 

Art.  1.     Dieses  Reglement  findet  Anwendung: 
1.    Auf  die  in  Art.  14  des  Alkoholgesetzes   erwähnten 
Übertretungen,  wonach  strafbar  ist: 

a.  wer  unbefugterweise  gebrannte  Wasser  erzeugt; 
h.  wer  die   nach   Art.  1    und   2  des  Gesetzes   befugter- 
weise  erzeugte  Menge  gebrannter  Wasser  nicht   voll- 
ständig an  den  Bund  abliefert; 

*)  Siehe  eidg.  Gesetzsammliuig  n.  F.  Bd.  X,  Seite  60. 
**)  Siehe  eidg.  Geaetzsammlong,  Band  I,  Seite  87. 
***)  Siehe  oidg.  Gesetzsammlung  n.  F.  Bd.  XI,  Seite  626. 

£idg.  amtL  Samml.  Nene  Folge.  XY.  Bd.  12 
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c.  wer   eine   ungerechtfertigte   Steuerrückvergütung    sich 
zuwendet ; 

d.  wer  denaturiert  bezogene  Ware   zu  andern   als   den 
gestatteten  Zwecken  verwendet; 

e.  wer  auf  unrechtmäßige  Weise  gebrannte  Wasser  sich 
verschafift 

Der  Versuch  der  in  litt,  a  bis  e  aufgezählten  Hand- 
lungen wird  der  Vollendung  gleich  gehalten. 

2.  Auf  alle  anderweitigen  Übertretungen  des  Alkohol- 
gesetzes oder  der  zur  Ausführung  desselben  erlassenen  Ver- 
ordnungen, sofern  sie  nicht  unter  Art.  2  dieses  Reglements 
fallen. 

Art.  2.  Widerhandlungen  gegen  die  Art.  7  und  8  des 
Alkoholgesetzes  fallen  unter  die  bezüglichen  kantonalen  Straf- 
und  Strafprozeßbestimmungen  und  sind  von  den  zuständigen 
kantonalen  Gerichten  zu  beurteilen. 

Die  kantonalen  Gerichtsstellen  haben  der  Alkoholver- 
waltung, zu  Händen  des  Finanzdepartements,  schriftliche 
Ausfertigungen  der  einschlägigen  Erkenntnisse  zu  übermitteln, 
sobald  dieselben  nach  der  kantonalen  Prozeßordnung  in 
Rechtskraft  erwachsen  sind. 

Diese  Anzeigepfiicht  erstreckt  sich  auch  auf  solche 
Gerichtserkenntnisse,  welche  formell  auf  Grund  anderer  Ge- 
setze (z.  B.  der  kantonalen  Wirtschaftsgesetze)  ausgefällt 
werden,  materiell  aber  Widerhandlungen  gegen  die  Art.  7 
oder  8  des  eidgenössischen  Alkoholgesetzes  betreffen. 

Für  alle  der  Alkohol  Verwaltung  übersandten  Urteils- 
abschriften wird  den  kantonalen  Amtsstellen  jeweilen  am 
Jahresschluß  eine  Schreibgebühr  von  40  Cts.  pro  Folioseite 
ausgerichtet. 
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B.  Das  Terfahren. 

I.  Ermittlung  des  Thatbestandes. 

Art.  3.  Zur  Ermittlaog  des  Thatbestandes  der  naoh 
diesem  Reglement  (Art.  1)  zu  behandelnden  Übertretungen 
des  Alkoholgesetzes  sind  die  Vorschriften  des  Bundesgesetzes 
vom  30.  Juni  1849,  betreffend  das  Verfahren  bei  Übertretungen 
fiskalischer  und  polizeilicher  Bundesgesetze,  zu  befolgen 
(Art.  17  des  Alkoholgesetzes). 

Art.  4.  Die  Beamten  und  Bediensteten  der  Alkohol- 
verwaltung und  der  Zollverwaltung,  sowie  die  Landjäger, 
Polizeiangestellten  und  Polizeibeamten  und  überhaupt  alle 
zur  Überwachung  der  richtigen  Durchführung  des  Gesetzes 
bestellten  Organe  des  Bundes,  der  Kantone,  Bezirke  oder 
Gemeinden,  sind  verpflichtet,  jede  der  nach  diesem  Reglement 
zu  behandelnden  Übertretungen  nach  Maßgabe  nachstehender 
Anleitungen  unverzaglioh  bei  der  Alkohol  Verwaltung  in  Bern 
zur  Anzeige  zu  bringen.  Die  Zustellung  der  von  den  Organen 
der  Zollverwaltung  erhobenen  Vorzeigungen  geschieht  durch 
Vermittlung  der  Oberzolldirektion. 

Art  5.  Bei  Entdeckung  einer  Gesetzesverletzung  ist 
über  den  Vorgang  sofort  ein  Protokoll  aufzunehmen.  Da- 
bei Bind  die  Gegenstände  der  Übertretung,  sowie  diejenigen, 
welche  als  Mittel  zu  derselben  gedient  haben,  mit  Be- 
sehlag zu  belegen  und  bei  einer  Dritthand  in  Verwahrung 
zu  geben. 

Von  der  Beschlagnahme  sind  die  dem  Bunde  gehören- 
den Gegenstände  ausgenommen. 

Die  Beschlagnahme  unterbleibt,  wenn  hinreichende  Sicher- 
heit für  den  mutmaßlichen  Betrag  der  Buße  nebst  Kosten 
geleistet  wird,  ausgenommen  wenn  die  Beschlagnahme  im 
Interesse  der  Untersuchung  oder  aas  andern  als  fiskalischen 
Gründen  notwendig  erscheinen  würde. 
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Wenn  der  Gegenstand  der  Übertretung  oder  die  Sachen, 
welche  als  Mittel  zu  derselben  gedient  haben,  nicht  weg- 
genommen werden  können,  so  ist  ein  Protokoll  unnötig  und 
es  genügt  ein  schriftlicher  Bericht  des  Beamten,  Angestellten, 
Landjägers  etc.  (Art.  3  des  Bundesgesetzes  vom  30.  Juni  1849). 

Art.  6.  In  allen  Fällen,  in  denen  die  gebrannten  Wasser, 
auf  welche  eine  Übertretung  sich  bezieht,  am  Thatorte  noch 
ganz  oder  teilweise  vorhanden  sind,  hat  der  das  Protokoll 
oder  den  Bericht  aufnehmende  Beamte,  Angestellte,  Land- 
jäger etc.  von  jeder  Gattung  der  Ware  Muster  von  cirka 
Va  Liter  zu  entnehmen  und  dieselben,  mit  dem  Protokoll 
oder  Bericht,  der  Alkohol  Verwaltung  in  Bern  einzusenden. 

Art.  7.     Das  Protokoll  (Art.  5)  soll  enthalten : 

a.  Ort,  Tag  und  Stunde  der  Abfassung; 

b,  Name,  Stand  und  Wohnort  des  Beklagten ; 

c.  die  Benennung  und  Unterschrift  des  oder  der  Anzeiger, 
sowie  des  oder  der  anwesenden  Zeugen; 

d,  die  getreue  Darstellung  des  Thatbestandes  der  Über- 
tretung, wobei  besondere  Rücksicht  zu  nehmen  ist  auf 
Thatsachen,  die  bei  Festsetzung  |der  Strafe  als  Er- 
schwerungsgründe  (besondere  List  zur  Täuschung  der 
Beamten,  Vorlegung  unrichtiger  oder  gefälschter  Aas- 
weise, Vernichtung  der  Papiere,  Rückfall,  Widersetz- 
lichkeit, Versuch  von  Bestechung,  Charakter  des  Straf- 
fälligen als  eidgenössischer  Beamter  oder  Angestellter 
etc.)  oder  als  Milderungsgründe  (Fahrlässigkeit,  Mangel 
an  Absicht,  Unkenntnis  der  Vorschriften  etc.)  in  Be- 
tracht kommen  können; 

e.  die  amtlich  zu  beglaubigende  Erklärung  des  Ange- 
klagten, ob  er  dem  Entscheide  der  Verwaltung  von 
vorneherein  freiwillig  und  ohne  Vorbehalt  sich  unter- 
ziehen wolle  oder  nicht; 

f,  Name,  Stand  und  Wohnort  der  allfälligen  Bürgen; 
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g.  die  Beschreibung   der   betrefifendeD   Gegenstände,   mit 
der  Angabe,   ob  sie   mit  Beschlag   belegt  und  wo  sie 
untergebracht  oder   ob   und  gegen  welche  Sicherheit 
sie  freigegeben  worden  seien; 
h.  die  Bezeichnung  allfl&liig  entnommener  Muster, 
Zu  der  Abfassung  des  Protokolls  müssen  der  Übertreter, 
wenn   er   bekannt  ist,   und  Gerichts-  oder  Gemeindebeamte 
des  Orts,  wo  die  Wegnahme  stattgefunden  hat,   beigezogen 
werden. 

Alle  Anwesenden  haben  das  Protokoll  zu  unterzeichnen. 
Wenn  der  Übertreter  unbekannt  oder  nicht  sofort  zur  Stelle 
zu  bringen  ist  oder  sich  weigert,  das  Protokoll  zu  unter- 
zeichnen, so  muß  dies  in  dem  letztern  bemerkt  werden. 

Art.  8.  Wenn  die  in  Art.  4  erwähnten  Beamten,  An- 
gestellten, Landjäger  etc.  zur  Herstellung  des  Thatbestandes 
einer  Übertretung,  deren  Spuren  sie  verfolgen,  genötigt  sind, 
in  ein  Haus  zu  gehen  und  dort  ihre  Nachforschungen  zu 
machen  (was  aber  nur  beim  Vorhandensein  dringender  In- 
ziehten  geschehen  darf),  so  sollen  sie  sich  von  einem  Ge- 
richtsbeamten oder  von  einem  Gemeindebeamten  des  Ortes 
begleiten  lassen,  welche  darüber  zu  wachen  haben,  daß  die 
Hansdurchsuchung  sich  nicht  vom  Zwecke  der  Nachforschung 
entferne  oder  ihre  Grenzen  überschreite. 

Der  Beamte,  Angestellte,  Landjäger  etc.,  welcher  die 
HauBdurchsuchung  macht,  hat  über  diesen  Vorgang  im  Beisein 
der  Anwesenden  ebenfalls  sofort  ein  Protokoll  aufzunehmen. 
Er  soll  hierzu  den  Übertreter,  wenn  er  bekannt  ist,  und  die 
Person,  in  deren  Wohnung  die  Durchsuchung  stattfindet, 
beiziehen.     Alle  unterzeichnen  das  Protokoll. 

Wenn  der  Übertreter  unbekannt  ist,  oder  wenn  er  oder 
die  Person,  in  deren  Wohnung  die  Hausdurchsuchung  statt- 
gefunden, sich  weigern,  sich  zu  stellen  oder  zu  unterzeichnen, 
oder  wenn  einer  der  Anwesenden  seine  Unterschrift  ver- 
weigert, so  wird  dies  im  Protokoll  bemerkt. 
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Der  Beamte,  Angestellte,  Landjäger  etc.,  der  von  der 
Befugnis,  Haasdurchsuchungen  vorzunehmen.  Mißbrauch  ge- 
macht hat,  ist  mit  einer  Buße  von  Fr.  15  bis  300  zu  belegen 
(Art.  5  des  Bundesgesetzes  vom  30.  Juni  1849). 

Vorbehalten  bleiben  die  besondern  Vorschriften  in  Ab- 
schnitt VII  des  Bundesgesetzes  über  das  Zollwesen  vom 
28.  Juni  1893. 

Art.  9.  Die  Beamten,  Angestellten,  Landjäger  etc. 
können  zur  Vollziehung  der  in  den  Art.  4,  5,  6,  7  und  8 
angeführten  Verrichtungen  im  Falle  von  Widerstand  Grewalt 
anwenden;  sie  können  zu  diesem  Behufs  die  Beihülfe  der 
Polizeigewalt  verlangen  (Art.  6  des  Bundesgesetzes  vom 
30.  Juni  1849). 

Auch  dieser  Vorgang  muß,  unter  Beobachtung  der  in 
Art.  7  dieses  Reglements  gegebenen  Vorschriften,  proto- 
kolliert werden. 

II.  Strafverfahren. 

Art.  10.  Die  Direktion  der  Alkohol  Verwaltung  wird 
für  jeden  einzelnen  nach  diesem  Reglement  zu  behandelnden 
Fall  dem  eidgenössischen  Finanzdepartement  einen  Straf- 
antrag vorlegen;  das  Departement  spricht,  gestützt  auf  das 
Protokoll  oder  den  Bericht  und  in  Anwendung  der  Art.  14 
und  15  des  Alkoholgesetzes,  die  Strafe  aus. 

In  schweren  Fällen  kann  das  Departement  einen  Ent- 
scheid des  Bundesrates  veranlassen. 

Art.  11.  Die  Alkoholverwaltung  giebt  dem  Übertreter, 
wenn  er  bekannt  ist,  von  dem  Entscheide  (Art.  10)  amtlich 
Kenntnis  und  ladet  ihn,  falls  die  Unterziehung  nicht  schon 
bei  Abfassung  des  Protokolls  oder  des  Berichts  geschehen 
ist,  ein,  sich  innerhalb  der  Frist  von  höchstens  8  Tagen  zu 
erklären,  ob  er  sich  der  festgesetzten  Strafe  unterziehen 
und,  wenn   es   sich   um  eine  Geldbuße  handelt,   ob  er  den 


Digitized  by  VjOOQIC 


tüT  Yollxiehnng  der  Straf  bestimmniigen  des  Alkoholgesetzes.  183 

Betrag   anerkenneo   und   sich  zur  Bezahlung  desselben  ver- 
pflichten wolle. 

Der  Entscheid  wird  auch  den  Bürgen  des  Übertreters, 
falls  er  solche  gestellt  hat,  mitgeteilt. 

Die  Anerkennnung   des   Entscheides   muß   amtlich   be- 
glaubigt sein  (Art.  11  und  14  des  Bundesgesetzes  vom  30.  Juni ' 
1849). 

Bei  der  Aufnahme  von  Protokollen  oder  Berichten,  be- 
ziehungsweise bei  der  Mitteilung  des  Strafentscheides  ist  der 
Übertreter  auf  die  Vergünstigung  aufmerksam  zu  machen, 
die  ihm,  falls  er  sich  nicht  im  Rückfall  befindet,  durch 
Art.  12  des  soeben  erwähnten  Bundesgesetzes  für  die  Fälle 
zugesichert  ist,  in  denen  er  dem  Entscheide  sich  unterzieht. 

Unterziehungen,  welche  nach  der  Protokollaufnahme, 
aber  vor  Bekanntgabe  des  Bußenerkenntnisses  stattfinden, 
werden  denjenigen  Dnterziehungen  gleichgestellt,  welche  bei 
der  Protokollaufnahme  selbst  zu  stände  kommen. 

Art.  12.  Bei  Übertretungen  des  Alkoholgesetzes,  welche 
durch  Beamte  oder  Bedienstete  der  Zollverwaltung  ermittelt 
und  zur  Anzeige  gebracht  worden  sind,  werden  die  in  Art.  11 
hiervor  vorgesehenen  Mitteilungen  des  Departementsentscheides 
von  der  Oberzolldirektion  besorgt.  Der  letztern  liegt  in  solchen 
Fällen  auch  die  Fürsorge  für  den  ganzen  weitern  Vollzug  ob. 

III.  Gerichtliche  Klage. 

Art.  13.  Wird  in  den  Fällen  der  Art.  7  und  11  der 
Entscheid  des  Finanzdepartements  oder  des  Bundesrates  nicht 
anerkannt,  so  entscheidet  das  Finanzdepartement,  ob  die 
Strafklage  eingeleitet  werden  solle. 

Wenn  die  gerichtliche  Verfolgung  verfügt  wird,  ist  die 
Kl^e,  sofern  nicht  die  Beurteilung  des  Falles  vom  Bundes- 
rate dem  Bundesstrafgericht  überwiesen  wird  (Art.  125, 
lemma  3,  und  126,  lemma  2,  des  Bundesgesetzes  vom  22.  März 
1893  über  die  Organisation  der  BuDdesrechtspflege),  bei  dem 
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kompetenten  Gerichte  desjenigen  Kantons  anzubringen,  ia 
welchem  die  Übertretung  stattgefunden  hat  (Art.  9  und  16 
des  Bundesgesetzes  vom  30.  Juni  1849). 

Der  Klage  werden  das  Protokoll  oder  der  Bericht  und 
der  Strafentscheid  der  Verwaltungsbehörde  beigelegt;  in  der- 
-selben  sind  die  Zeugen,  deren  Abhörung  verlangt  wird,  an- 
zugeben. 

Die  Einleitung  der  Klage  und  die  Durchführung  des 
Prozesses  werden  von  der  Bundesanwaltschaft  vollzogen. 
Dabei  steht  es  der  letztern  frei,  ftlr  ihre  Vertretung  vor 
Gericht  besondere  Bevollmächtigte  zu  bezeichnen. 

Die  Alkohol  Verwaltung  ist  befugt,  sich  vor  Gericht  neben 
der  Bundesanwaltschaft  durch  einen  besondern  Anwalt  ver- 
treten zu  lassen. 

Art.  14.  Für  das  gerichtliche  Verfahren  sind,  abge- 
sehen von  den  Fällen,  welche  der  kantonalen  Gesetzgebung 
und  Rechtsprechung  unterliegen  (Art.  2),  die  Vorschriften 
der  Bundesgesetze  vom  30.  Juni  1849,  Art.  17  flf.,  und  vom 
22.  März  1893,  Art.  126,  und  für  die  Bestimmung  der 
Strafe  die  Art.  14  und  15  des  Alkoholgesetzes  maßgebend. 

IV.  Verschiedenes. 

Art.  15.  In  allen  Fällen,  in  denen  die  Menge  ge- 
brannter Wasser,  welche  der  Besteuerung  entzogen  wurde, 
bekannt  ist,  wird  die  dem  Staate  unterschlagene  Summe  auf 
der  Grundlage  eines  Ansatzes  von  80  Gentimes  per  Liter 
absoluten  Alkohols  berechnet. 

Art.  16.  Von  allen  gemäß  Ausspruch  der  Verwaltungs- 
behörde oder  gemäß  gerichtlictlem  Urteil  wirklich  bezogenen 
Geldbußen  kommt  ein  Dntteil  dem  Anzeiger,  ein  Dritteil 
dem  Kanton  und  ein  Dritteil  der  Gemeinde  zu,  in  welchen 
die  Widerhandlung  stattgefunden  hat.  Wo  kein  Anzeiger 
ist,  fällt  auch  der  Anzeigeranteil  in  die  Kantonskasse.  Die 
Verteilung  der  bezogenen  Bußen  ist  Sache  des  Finanz- 
departements. 
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Wenn  der  Anzeiger  den  ihm  zukommenden  Dritteil 
zurückweist  oder  wenn  die  Übertretung  durch  Beamte  der 
Alkohol  Verwaltung  zur  Anzeige  gebracht  wird,  fällt  der  be- 
sagte Dritteii  in  den  sogenannten  Verleiderfonds  der  Alkohol- 
verwaltung. 

Aus  diesem  Fonds  werden  denjenigen  Beamten  der  Al- 
koholverwaltung, welche  sich  bei  der  Entdeckung  und  Ver- 
folgung von  Übertretungen  durch  Eifer  und  Pflichttreue  aus- 
gezeichnet haben,  jeweilen  am  Schlüsse  eines  Geschäftsjahres 
seitens  des  Finanzdepartements  angemessene  Belohnungen 
angewiesen.  Über  den  durch  diese  Belohnungen  nicht  be- 
anspruchten Teil  des  Fonds  wird  durch  den  Bundesrat  in 
anderer  Weise  zu  gunsten  des  beteiligten  Personals  verfügt. 

Art.  17.  Wenn  bei  den  kantonalen  Behörden  Anzeigen 
wegen  Übertretungen  einlaufen,  die  nach  diesem  Reglemente 
zu  behandeln  sind,  bezüglich  deren  aber  eine  Verfügung 
des  Finanzdepartements  gemäß  Art.  13  nicht  vorliegt,  so 
sind  dieselben  sofort  der  Alkohol  Verwaltung  zu  übermitteln. 

C«  SchlnßbestiRunnng« 

Art.  18.  Dieses  Reglement,  durch  welches  dasjenige 
vom  11.  Juli  1890   aufgehoben   wird,   tritt  sofort  in  Kraft. 

Dasselbe  findet  auf  noch  unerledigte  Untersuchungen 
betreffend  Übertretungen  des  Alkoholgesetzes  insoweit  An- 
wendung, als  dies  mit  einem  geordneten  Gange  des  Verfahrens 
vereinbar  ist.  Über  allfällige  Anstände  entscheidet  der 
Bundesrat. 

Bern,  den  3.  Juli  1895. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

Zemp. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Bingien 


Digitized  by  VjOOQIC 


186 


Beitritt  yon  Siam 

zur 

Genfer  Konvention  für  Verbesserung  des  Loses  der 
im  Kriege  verwundeten  Militärs. 

(Vom  3.  Juli  1895.) 


Unterm  29.  Juni  1895  ist  das  Königreich  Siam  (Ost- 
indien) der  Genfer  Konvention  zur  Verbesserung  des  Loses 
der  im  Kriege  verwundeten  Militärs  beigetreten. 

Die  dem  Bundesrat  durch  den  bevollmächtigten  Minister 
und  Oeneralrat  des  Königs  von  Siam  in  der  Schweiz,  Herrn 
6.  Rolin-Jacquemjns,  in  Specialmission  überreichte  Erklärung 
lautet : 

^Sa  Majest^  Somdetch  Phra  Paramindr  Maha  Chula- 
longkorn,  roi  de  Siam,  etc.,  etc.,  ajant  pris  connaissance  de 
la  Convention  signöe  k  Gen^ve  le  22  aoüt  1864,  entre  la 
Conf6d6ration  suisse  .  .  .  (folgen  die  Namen  der  übrigen 
Vertragsstaaten)  .  .  .  pour  Tam^lioration  du  sort  des  miii- 
taires  bless^s  dans  les  arm4es  de  campagne,  Convention  dont 
la  teneur  suit: 

(Siehe  eidg.  Gesetzsammlung,  Bd.  VIII,  S.  520.) 

^Le  sou8sign6,  conseiller  g^n^ral  et  ministre  pl^nipoten- 
tiaire   de  sa  majest6  le  Roi  de  Siam,   muni   ä  cet  effet  de 
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pouToirs  sp^ciauz,  d^clare  par  la  präsente  que  le  rojaume  '^ 

de  Siam  acc^de  k  la  susdite  Convention.  ^ 

^Eq  foi  de  quoi,  il  a  sign6  la  präsente  d^olaration  et  y  1 

a  appos^  son  cachet.  ^^ 

^Beme,  le  29  juin  1895.  .3 

(L.  S.)                 (Sig.)  G.  Bolin-Jacquemjns.''  i 


Note.  Die  Genfer  Konvention  (Rotes  Krenx)  besteht  nnnmehr 
zwischen  der  Schweiz,  der  Argentinischen  Republik,  Belgien,  Bolivia, 
Bulgarien,  Chili,  dem  Kongostaat,  Dänemark,  Deutschland,  Frankreich, 
Griechenland,  Großbritannien,  Italien,  Japan,  Luxemburg,  Monte- 
negro, den  Niederlanden,  Osterreich-Üngam,  Persien,  Pero,  Portugal, 
Rum£nien,  Baßland,  Salvador,  Schweden  und  Norwegen,  Serbien, 
Siam,  Spanien,  der  Türkei,  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
und  den  Vereinigten  Staaten  von  Venezuela  (31  Staaten). 
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Bnndesbeschliiß 

betrefifend 

Abänderung  des  Bundesbeschlusses  vom  21.  August 
1878  Ober  die  Organisation  und  den  Geschäfts- 
gang des  Bundesrates. 

(Vom  28.  Juni  1895.) 


Die    Bundesversammlang 
der  schweizerischen   Eidgenossenschaft, 

nach  Einsicht  einer  Botschaft  des  Bundesrates  vom 
4.  Juni  1894, 

beschließt: 

Art.  1. 
Die  Artikel  13,  22  bis  und  mit  30,  32  und  36  des  Bundes- 
beschlusses vom  21.  August  1878  über  die  Organisation  und 
den  Geschäftsgang  des  Bundesrates*)  werden  durch  folgende 
Bestimmungen  ersetzt. 

Art.  13.  Dem  Bundespräsidenten  liegt  die  Leitung  der 
Geschäfte  des  Bundesrates  und  die  Vorprüfung  der  von  den 
Departementen  an  den  Bundesrat  gelangenden  Geschäfte  ob. 
Er  beaufsichtigt  den  Gang  der  gesamten  Bundesverwaltung  und 
sorgt  für  die  beförderliche  Erledigung  der  den  Departementen 
zugewiesenen  Geschäfte. 


*)  Siehe  eidg.  Gesetzsammlung  n.  F.,  Bd.  III,  Seite  480. 
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Er  legt  jeweilen  in  der  Dächstfolgenden  Sitzung  dem 
Bundesrate  ein  vom  Kanzler  gefertigtes  Verzeichnis  aller 
den  Departementen  überwiesenen  Eingaben  vor. 

Er  hat  bei  gleichgeteilten  Stimmen  zu  entscheiden  und 
giebt  bei  Wahlen  wie  ein  anderes  Mitglied  des  Bundesrates 
seine  Stimme  ab. 

Art.  22.  Der  Bundesrat  teilt  sich  in  folgende  sieben 
Departemente : 

1.  Das  politische  Departement; 
2«     ^     Departement  des  Innern; 

3.  ^     Justiz-  und  Polizeidepartement; 

4.  ^     Militärdepartement ; 

5.  ^     Finanz-  und  Zolldepartement; 

6.  ^     Handels-,  Industrie-   und  Landwirtschaftsdeparte- 

ment; 

7.  ^     Post-  und  Eisenbahndepartement. 

Der  jeweilige  Bundespräsident  übernimmt  das  politische 
Departement;  im  übrigen  nimmt  der  Bundesrat  alljährlich 
die  Verteilung  der  Departemente  vor,  und  jedes  Mitglied 
ist  gehalten,  eines  derselben  zu  übernehmen. 

Für  die  Fälle  von  Abwesenheit  und  Verhinderung  wird 
jedem  Departementsvorsteher   ein  Stellvertreter  bezeichnet. 

Art.  23.  Dem  politischen  Departement  liegt 
die  Vorprüfung  und  Besorgung  folgender  Geschäfte  ob: 

1.  Wahrung  der  Unabhängigkeit,  Neutralität  und  Sicher- 
heit der  Eidgenossenschaft  gegen  außen  im  allgemeinen, 
sowie  der  völkerrechtlichen  Verhältnisse  im  besondern ; 

2.  die  Aufrechthaltung  der  Ruhe  und  öffentlichen  Ord- 
nung im  Innern; 

3.  der  Verkehr  mit  auswärtigen  Staaten  und  deren  Stell- 
vertretern ; 

4.  der  Verkehr  mit  den  Gesandtschaften  und  Konsulaten 
der  Schweiz  im  Auslande; 
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5.  die  Vermittlung  des  amtlichen  Verkehrs  zwischen  Kan- 
tonen und  auswärtigen  Staatsregierungen  oder  deren 
Stellvertretern ; 

6.  Prüfung  derjenigen  Verträge,  welche  die  Eantone  von 
sich  aus  mit  ausländischen  Behörden  abzuschließen 
befugt  sind; 

7.  Überwachung  und  Regulierung  der  Grenzverh&ltnisse 
zu  dem  Auslande; 

8.  Einbürgerung  von  Ausländern  und  Optionsangelegen- 
heiten ; 

9.  die  Überwachung  der  Bundeskanzlei; 

10.  die  Organisation   und   der  Geschäftsgang  der  Bundes- 
behörden ; 

11.  die  Organisation  der  eidgenössischen  Wahlen  und  Ab- 
stimmungen ; 

12.  die  Grenz-  und  Gebielsverhältnisse  der  Eantone  unter 
sich,  soweit  nicht  das  Bundesgericht  hierin  zuständig  ist. 

Art.  24.    Dem  Departement  des  Innern  liegt  die 
Vorberatung  und  Besorgung  folgender  Geschäfte  ob: 

1.  das  Unterrichtswesen  nach  Maßgabe  von  Art.  27  der 
Bundesverfassung ; 

2.  die  Beiträge  an  wissenschaftliche,  litterarische  und 
künstlerische   Unternehmungen,   bezw.  Ausstellungen; 

3.  die  Ausübung  von  wissenschaftlichen  Berufsarten; 

4.  das  öfifentliche  Gesundheitswesen; 

5.  die  Statistik  der  Schweiz; 

6.  die  Aufsicht  über  die  Verpflegung  und  Beerdigung 
armer  Angehöriger  eines  Kantons,  welche  in  einem 
andern  Kanton  erkranken  oder  sterben; 

7.  die  Oberaufsicht  über  die  Straßen  und  Brücken,  an  deren 
Erhaltung  die  Eidgenossenschaft  ein  Interesse  hat; 

8.  die  Wasserbaupolizei  nach  Maßgabe  von  Art.  24  der 
Bundesverfassung ; 
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9.  die  Überwachung  der  Ausftabruog  und  Unterhaltung 
der  Flußkorrektions-  und  anderer  yom  Bunde  außer- 
halb des  eidgenössischen  Forstgebietes  unterstützten 
Wasserbauwerke ; 

10.  die  Forstpolizei  nach  Maßgabe  Yon  Art.  24  der  Bundes- 
verfassung ; 

11.  die  Jagd  und  Fischerei  nach  Maßgabe  von  Art.  25  der 
Bundesverfassung ; 

12.  Beaufsichtigung  des  Auswanderungswesens;  \  -f^i 

13.  Maß  und  Gewicht; 

14.  die  Überwachung  der  Archive  und  der  Bibliothek. 

Art.  25.    Dem  Justiz-  und  Polizeidepartement 
liegt  die  Vorberatung  und  Besorgung  folgender  Geschäfte  ob : 

1.  die  Überwachung  der  allseitigen  Erfüllung  der  Bundes- 
verfassung und  der  Bundesgesetze  im  aligemeinen,  so- 
weit dieselbe  nicht  andern  Departementen  übertragen  ist ; 

2.  Gewährleistung  der  Eantonsverfassungen ; 

3.  Bearbeitung  der  Bundesgesetze  über  civil-  und  straf- 
rechtliche Materien; 

4.  Einbürgerung  der  Heimatlosen; 

5.  die  Ausführung  des  Bundesgesetzes  über  Givilstand 
und  Ehe; 

6.  das  Handelsregister; 

7.  Prüfung  der  Verträge  (Konkordate)  unter  den  Kan- 
tonen und  Mitwirkung  bei  dem  Abschlüsse  derselben, 
soweit  der  Inhalt  dieser  Verträge  nicht  in  den  Ge- 
schäftskreis eines  andern  Departements  gehört; 

8.  Behandlung  der  Verträge  und  Übereinkünfte  mit  aus- 
wärtigen Staaten  über  Auslieferung  und  über 
polizeiliche  und  civilreohtliche  Verhältnisse  (in  Ver- 
bindung mit  dem  politischen  Departement); 

9.  Verfügungen  bezüglich  der  Handhabung  der  bundes- 
mäßigen Rechte  des  Volkes  und  der  Bürger,  wie  der 
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Behörden,  iosbesondere  die  Prüfung  von  Beschwerden 
betreffend : 

a.  die  Handels-  und  6e Werbefreiheit  (Art.  31  und  39 
der  Bundesverfassung); 

h.  die  Spielhäuser  und  Lotterien  (Art.  36) ; 

c.  die  eidgenössischen  Wahlen  und  Abstimmungen; 

d,  die  Ooltigkeit  kantonaler  Wahlen  und  Abstim- 
mungeu ; 

e.  die  Verfügung  über  die  Begräbnisplätze  (Art.  53); 

f,  die  Anstände,  herrührend  aus  denjenigen  Bestim* 
mungen  der  Staatsverträge  mit  dem  Auslande, 
welche  sich  auf  Niederlassung,  Befreiung  von  Mili- 
tärpflichtersatz und  Freizügigkeit  beziehen; 

10.  die  Vollziehung  der  bundesgerichtlichen  Urteil^; 

11.  die  Eiuleitung  und  Überwachung  der  Straf  Untersuch- 
ungen, auf  welche  die  Bundesgesetze  über  das  Bundes- 
strafrecht und  die  Werbung  sich  beziehen,  und  die 
Vollziehung  der  Urteile,  welche  in  Anwendung  dieser 
Gesetze  von  kantonalen  Gerichten  erlassen  worden  sind ; 

12.  die  Prüfung  und  Behandlung  der  Ausliefer uogsange- 
legenheiten,  sowie  die  Überwachung  der  Vollziehung 
der  in  der  Schweiz  oder  vom  Auslande  bewilligten 
Auslieferungen ; 

13.  die  Handhabung  der  politischen  und  gewöhnlichen 
Fremdenpolizei,  soweit  letztere  in  der  Kompetenz  des 
Bundes  liegt; 

14.  die  Vollziehung  des  Bunde^esetzes  betreffend  Beauf- 
sichtigung von  Privatunternehmungen  im  Gebiete  des 
Versicherungswesens ; 

15.  gewerbliches,  litterarisches  und  künstlerisches  Eigen- 
tum ; 

16.  die  Vollziehung  des  Bundesgesetzes  über  Schuld- 
betreibung und  Konkurs; 
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17.  der  Mitbericht  bezttglich  aller  dem  Bundesrate  gegea 
YerftkguDgeD  seiner  Departemente  eingereiohten  Rekurse 
neben  dem  Departemente,  gegen  welches  der  Rekurs 
gerichtet  ist,  sofern  nicht  im  einzelnen  Falle  der  Bundes- 
rat den  Mitbericht  einem  andern  Departement  überträgt 

Art.  26.  Dem  Militärdepartement  steht  die 
YorprQfung  und  die  Besorgung  der  das  Militärwesen  be- 
sehlagendeu  Geschäfte  zu«  Darunter  sind  nach  Maßgabe  der 
Militärorganisation  namentlich  verstanden: 

1.  Militärische  Gebietseinteilung; 

2.  Rekrutierung; 

3.  Oi^anisation   des  Heeres,   Ernennung  und  Entlassung 
von  Offizieren  und  Besetzung  von  Kommandostellen ; 

4.  Unterricht,  einschließlich  Vorunterricht  und  militärischer 
Unterricht  am  Polytechnikum ; 

5.  Bekleidung,  Bewaffnung  und  Ausrüstung; 

6.  Besoldung  und  Verpflegung; 

7.  Rechtspflege; 

8.  Landestopographie; 

9.  Landesbefestigung; 

10.  Mobilisierung  des  Heeres,  Instruktionen  für  den  General ; 

11.  Ergänzung  der  Feldarmee; 

12.  Militärpeüsionen ; 

13.  Überwachung   der  Vollziehung  der  Militärorganisation 
in  den  Kantonen; 

14.  die  Militärpflichtersatzsteuer; 

15.  die  Pulver  Verwaltung. 

Art.  27.     Dem    Finanz-    und   Zolldepartement 
liegt  die  Vorberatung  und  Besorgung  folgender  Geschäfte  ob : 

a.  Im  Finanzwesen: 
1 .  Die  Gesetze,  Verordnungen  und  Instruktionen  über  die 
Finanz-  und  Staatskasse  Verwaltung; 

£idg.  amü.  SammL  Neue  Folge.  XV.  Bd.  13 
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2.  die  Verwaltung  der  Liegenschaften,  soweit  nicht  andere 
Departemente  damit  beauftragt  sind,  und  der  eidge- 
nössischen Fonds,  sowie  die  Vorkehrungen  für  Darleihen 
und  deren  Überwachung; 

3.  Maßnahmen  betreffend  die  Bestimmung  der  Geldskala 
und  allfUliger  Beiträge  der  Kantone  an  die  Ausgaben 
der  Eidgenossenschaft; 

4.  Aufstellung  des  jährlichen  Voranschlages  und  der  Staats- 
reohnung ; 

5.  die  Aufsicht  über  die  Staatskasse  und  das  gesamte 
Rechnungswesen  der  Eidgenossenschaft; 

6.  die  Vollziehung  des  Art.  39  der  Bundesverfassung  und 
Bundeabankangelegenheiten ; 

7.  das  Manzwesen; 

8.  die  Vollziehung  des  Art.  32^1  der  Bundesverfassung  und 
die  Alkoholverwaltung. 

b.  Im  Zollwesen: 

1.  Die  Gesetze,  Verordnungen  und  Instruktionen  über 
Organisation,  Tarife  und  Verwaltung'  des  ZoUwesens; 

2.  die  Zollverwaltung  und  der  Bezug  der  ZollgebOhren ; 

3.  die  Mitwirkung  bei  den  Vorarbeiten  und  dem  Abschluß 
der  Handelsverträge. 

Art.  28.  Dem  Handels-,  Industrie-  und  Land- 
wirtschaftsdepartement liegt  die  Vorberatung  und 
Besorgung  folgender  Geschäfte  ob: 

1.  Förderung  des  Handels  im  allgemeinen; 

2.  Vorarbeiten  für  Abschließung  von  Handelsverträgen, 
sowie  Mitwirkung  bei  der  Zollgesetzgebung  und  der 
Aufstellung  des  Zolltarifs; 

3.  das  schweizerische  Handelsamtsblatt; 

4.  Anstände  im  internationalen  Handelsverkehr; 

5.  Patenttaxen  der  Handelsreisenden; 
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6.  KontroUieruDg  von  und  Handel  mit  Oold-  und  Silber- 
waren; 

7.  Ausstellungswesen  (mit  Ausnahme  der  Schul-  und 
KunstauMtellungen) ; 

8.  die  Forderung  der  Industrie  und  des  Gewerbewesens 
im  allgemeinen; 

9.  die  Arbeitergesetzgebung  (Fabrikgesetz,  Haftpflicht, 
Kranken-  und  Unfallversicherung  etc.); 

10.  die  industrielle  und  gewerbliche,  sowie  die  kommerzielle 
Berufsbildung ; 

11.  die  Förderung  der  Landwirtschaft  im  allgemeinen  und 
Beiträge  an  landwirtschaftliche  Unternehmungen  im 
besondem ; 

12.  das  landwirtschaftliche  Unterrichtswesen; 

13.  die  Viehseuchenpolizei; 

14.  allgemeine  Maßnahmen  gegen  die  Schäden,  welche 
die  landwirtschaftliche  Produktion  bedrohen. 

Art.  29.  Dem  Post-  und  Eisenbahndeparte- 
ment  liegt  die  Vorberatung  und  Besorgung  folgender  Ge- 
schäfte ob: 

a.  Im  Eisenbahnwesen: 

1.  Die  Gesetze  und  Verordnungen  Ober  den  Bau  und 
Betrieb  der  Eisenbahnen ;  Erteilung  und  Zurückziehung 
der  Konzessionen; 

2.  Expropriationsangelegenheiten  und  Eisen  bahn  Verpfän- 
dungen ; 

3.  Aufsicht  aber  die  Erfüllung  der  Verpflichtungen,  welche 
ftLr  die  Eisenbahngesellschaften  aus  den  Gesetzen  und 
Konzessionen  herfließen. 

b.  Im  Postwesen: 

1.  Die  Gesetze  und  Verordnungen  über  die  Organisation 
des  Postwesens; 

2.  die  Leitung  und  Überwachung  des  Postdienstes. 
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c.  Bei  andera  Verkehrsanstalten: 

1.  Die   ErteilaDg   und   ZurQokziehuDg   von   KoDzessionen 
für  Dampfschiffe  u.  s.  w.; 

2.  die  Überwachung   der  technischen  Einrichtungen  und 
Yerkehrsbedingungen  der  Dampfschiffe  u.  s.  f. 

d.  Im  Telegraphen-   und   Telephonwesen: 

1.  Die  Gesetze  und  Verordnungen  über  die  Organisation 
des  Telegraphen-  und  Telephonwesens; 

2.  die  Leitung  und  Überwachung   des  Telegraphen-  und 
Telephondienstes. 

e.  Die  Bauten. 

Art.  30.  Der  Bundesrat  ist  ermächtigt,  obige  Fest- 
stellung in  Bezug  auf  neue  Geschäftszweige  zu  ergänzen  und 
ausnahmsweise  auch  Abweichungen  von  derselben  zu  be- 
schließen ;  doch  ist  von  derartigen  Beschlüssen  der  Bundes- 
versammlung Mitteilung  zu  machen. 

Art.  32.  Dem  Kanzler  sind  zwei  Stellvertreter  (Vize- 
kanzler) beigegeben,  welche  vom  Bundesrate  auf  eine  Amts- 
dauer von  drei  .Jahren  gewählt  werden ;  dieselben  sind  gleich- 
zeitig Sekretäre  des  Bundesrates  und  nach  dem  Kanzler  die 
obersten  Beamten  der  Bundeskanzlei ;  der  zweite  Vizekanzler 
hat  insbesondere  die  französische  Fassung  der  vom  Bundes- 
rat ausgehenden  Erlasse  zu  überwachen. 


^;.    _  Art.  2. 

,^,/i!?^  Der  Beschluß  des  Bundesrates  vom   8.  Juli  1887,   be- 

treffend die  Organisation  seiner  Departemente,  ist  aufgehoben. 

Art.  3. 

Dieser  Beschluß,  welcher  nicht  allgemein  verbindlicher 
Natur  ist,  tritt  auf  1 .  Januar  1896  in  Kraft.  Der  Bundesrat 
ist  mit  dessen  Vollziehung  beauftragt. 
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Also  beschlossen  vom  Nationalrate, 

Bern,  den  28.  Juni  1895. 

Der  Präsident:   Dr.  Bachmami. 
Der  Protokollführer:   Blng^er. 

Also  beschlossen  vom  Ständerate, 

Bern,  den  28.  Juni  1895. 

Der  Präsident:  Jordan-Martin. 
Der  Protokollführer:  Sehatiniann. 


Der  schweizerische  Bundesrat  besohlieüt: 
Vollziehung  des  Yorstehenden  Bundesbeschlusaes. 

Bern,  den  15.  Juli  1895. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Vizepräsident: 

A.  Lachenal. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Bingler. 
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Bnndesbeschlnß 

betreffend 

die  eidgenössische  Geldsicala. 

(Vom  5.  April  1895.) 


Die    Bundesversammlung 
der  schweizerischen  Eidgenossenschaft, 

nach  Einsicht  einer  Botschaft  des  Bundesrates,  vom 
26.  Februar  1895, 

und  des  Art.  42  der  Bundesverfassung, 

beschli  eß  t : 

Art.  1.  Das  Bundesgesetz  betreffend  die  eidgenössische 
Geldskala,  vom  9.  März  1875  (A.  S.  n.  F.  I,  503),  verbleibt 
bis  auf  weiteres  in  Kraft. 

Art.  2.  Der  Bundesrat  ist  beauftragt,  auf  Grundlage 
der  Bestimmungen  des  Buudesgesetzes  vom  17.  Juni  1874, 
betreffend  Volksabstimmung  über  Bundesgesetze  und  Bundes- 
besohlQsse,  die  Bekanntmachung  dieses  Beschlusses  zu  ver- 
anstalten und  den  Zeitpunkt  des  Inkrafttretens  desselben 
festzusetzen. 

Also  beschlossen  vom  Ständerate, 

Bern,  den  4.  April  1895. 

Der  Präsident:    de  TorrenM. 
Der  Protokollführer:  SehatEinailll. 
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Alflo  beschlosflen  vom  Naüonalrate, 
Bern,  den  5.  April  1895. 

Der  Präsident:  Brenner. 

Der  Protokollführer:  Blngier. 


Der  sohweizerieohe  Bundesrat  beschließt: 

Der  vorstehende,  nnterm  17.  April  1895  öffentlich  be- 
kannt gemaehte  Bundesbeschluß*)  ist  in  die  eidgenössische 
Oesetxsammlung  aufininehmen  und  tritt  sofort  in  Kraft. 

Bern,  den  18.  Juli  1895. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Vizepräsident: 

Laehenal. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Blngier. 


•)  Siehe  Bnndesblatt  vom  Jahr  1895,  Band  II,  Seite  615. 
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Bnndesgesetz 

über 

die  Ergänzung  des  Gesetzes  vom  10.  April  1891| 
betreffend  die  Anlage  eidgenBssisciier  Staats- 
gelder und  der  Specialfonds. 

(Vom  5.  April  1895.) 


Die  BundeBversammluDg 
der  schweizerischen  Eidgenossenschaft, 

nach  Einsicht  einer  Botschaft  des  Bundesrates  vom 
15.  Harz  1895, 

beschließt: 

Art.  1*  Das  Bundesgesetz  vom  10.  April  1891  be- 
treffend die  Anlage  eidgenössischer  Staatsgelder  und  der 
Specialfonds*)  wird  dahin  erg&nzt,  daß 

a.  zu  den  in  Art.  3  als  zulässig  aufgefllhrten  Anlagen 
diejenige  in  Obligationen  von  schweizerischen  Hypo- 
thekarinstituten hinzugefllgt  wird; 

b.  der  Bundesrat  diejenigen  Hypothekarinatitute  bezeichnet, 
deren  Obligationen  erworben  werden  können  (Art  7, 
Alinea  3). 

Art.  2.  Der  Bundesrat  wird  beauftragt,  auf  Grundlage 
der  Bestimmungen  des  Bundesgesetzes  vom  17«  Juni  1874, 
betreffend  die  Volksabstimmungen  ttber  Bundesgesetze  und 
Bundesbeschlüsse,  die  Veröffentlichung  dieses  Gesetzes  »i 
veranstalten  und  den  Beginn  der  Wirksamkeit  desaelbeo 
festzusetzen. 


*)  Siebe  eidg.  Getetnammlang  n.  F.,  Bd.  XU,  Seite  148. 
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Also  beschlossen  vom  Stäoderate, 

Bern,  den  30.  März  1895. 

Der  Präsident:  de  Torrent^ 
Der  Protokollführer:  Schatimsilll. 

Also  beschlossen  vom  National  rate, 

Bern,  den  S.April  1895. 

Der  Präsident:  Brennen 
Der  Protokollführer:   Binglen 


Der  sehweizerische  Bundesrat  beschließt: 

Das  vorstehende,  unterm  17.  April  1895  öffentlich  be- 
kannt gemachte  Bundesgesetz '^)  ist  in  die  eidgenössische 
Gesetzsammlung  aufzunehmen  und  tritt  sofort  in  Kraft. 

Bern,  den  18.  Juli  1895. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Vizepräsident: 

Lachenal. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Bingter. 


•)  Siehe  Bimdesblatt  vom  Jahr  1895,  Band  n,  Seite  613. 
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Bnndesratsbesclilttsse 

betreffend 

Abänderung  und  Ergänzung  des  Regulativs  vom 
29.  März  1892  Ober  den  Verkauf  von  Hand- 
feuerwaffen und  Bestandteilen  zu  solchen  durch 
die  eidgenössische  Waffenfabrilc. 

(Vom  1.  März  und  14.  Juni  1895.) 


Der  schweizerische  Bundesrat, 

auf  den  Antrag  seines  Militärdepartements, 

beschließt: 

Das  Regulativ  vom  29.  März  1892  über  den  Verkauf 
von  Handfeuerwaffen  und  Bestandteilen  zu  solchen  durch 
die  eidgenössische  Waffenfabrik*)  wird  folgendermaßen  ab- 
geändert und  ergänzt: 

(Vom  1.  März  1895.) 

Jy/  .  /^^  Tarif. 

§  7.     Repetiergewehr,  Modell  1889,  Kaliber  7,5  mm., 

mit  Dolohbajonett,  statt  Fr.  87 Fr.  95 

Repetiergewehr,  Modell  1889,  Kaliber  7,5  mm.,  ohne 

Dolohbajonett,  statt  Fr.  81 ^90 

Repetierkarabiner,  Modell  1893,   Kaliber  7,5  mm., 

ohne  Beiwaffe d   9^ 

Revolver   für    unberittene  Offiziere,   Modell    1882, 

Kaliber  7,6  mm.,  statt  Fr.  43 ^45 

•}  Siehe  eidg.  Qesetssamnilimg  n.  F.,  Bd.  XII,  S.  686. 
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Das  Alinea: 

^Auf  Verlangen  werden  fQr  Gewehre  und  Karabiner 
die  Schäfte  in  poliertem  Zustande  geliefert  und  für  diese 
Arbeit  ein  Betrag  von  Fr.  5  berechnet^ 
wird  gestrichen  und  ersetzt  durch: 

^Auf  Verlangen  kann  rekommandierte  Ausarbeit  statt- 
finden mit  Preiszuschlag  ftlr  extra  soignierte  Ausarbeit    Fr.    5 
Dieselbe  und  Polieren  des  Schaftes  ......      7)    10 

(fdr  das  Ausland  bestimmte  Wafifen,  Kaliber  7,5  mm.,  unter- 
liegen bei  direkter  Abgabe  einem  Preiszuschlage  von  Fr.  5).^ 

Im  ersten  Alinea  von  §  13  werden  die  Worte  ,,von 
Bestandteilen  zum  Verschiußsystero^  ersetzt  durch:  ^von 
Bestandteilen  zu  denselben^. 

Das  zweite  Alioea  von  §13  wird  gestrichen. 


(Vom  14.  Juni  1895.) 

Die  Bestimmungen  des  §  1  beziehen  sich  nur  auf  den 
Verkauf  von  Handfeuer wafifen  des  Kalibers  7,5  mm.,  und 
es  wird  demgemäß  der  eidgenössischen  Waffenfabrik  der 
direkte  Verkauf  einzelner  Exemplare  von  Handfeuerwaffen 
des  Kalibers  10,4  mm.  gestattet. 

Bern,  den  1.  März  und  14.  Juni  1895. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

Zemp. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Blngler, 
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BnndesbescUnß 

betreffend 

eine  provisorische  Regelung  der  Handelsbeziehungen 
zwischen  der  Schweiz  und  Frankreich. 

tVom  16.  August  1895.) 


Die  Bundesversammlung 
der  schweizerischen  Eidgenossenschafl, 

nach  Einsicht: 

eines  von  der  französischen  Deputierienkammer  am 
8.  Juli,  vom  Senat  am  11.  Juli  angenommenen  Gesetzent- 
wurfes betreffend  Ermäßigung  des  Minimalzolitarifes; 

eines  am  25.  Juni  1895  unterzeichneten  Zusatzartikels 
zur  Übereinkunft  mit  Frankreich  betreffend  die  grenznach- 
barliohen  Verhältnisse  und  die  Beaufsichtigung  der  Orenz- 
Waldungen,  vom  23.  Februar  1882*); 

einer  Botschaft  des  Bundesrates  vom  29.  Juli  1895, 

beschliefit: 

Art.  1.  Der  Bundesrat  wird  ermächtigt: 
1.  den  Differentialtarif  vom  27.  Dezember  1892  für  fran- 
zösische Erzeugnisse  (A.  S.  n.  F.  XIII,  233)  aufzuheben 
und  die  letzteren  nach  dem  Gebrauchstarif  zu  behandeln, 
solange  die  schweizerischen  Erzeugnisse  in  Frankreich 
nach  dem  ermäßigten  Minimaltarif  behandelt  werden; 


•)  Siehe  Seite  218  hiernach. 

Digitized  by  VjOOQIC 


HAndelsyentändigQDg  mit  Frankreich.  205 

2.  auf  die  ErzeugoiBse  des  Pays  de  Oex  die  BestimmuDgen 
des  am  23.  Juli  1892  vereinbarten  Reglements*}  an- 
zuwenden. 

Art.  2.  Der  am  25.  Juni  1895  in  Bern  vereinbarte 
Zasatzartikel  zur  Übereinkunft  vom  23.  Februar  1882  be- 
treffend die  grenznachbarlicben  Verhältnisse  und  die  Beauf- 
sichtigung der  Grenzwalduogeo  **)  wird  genehmigt. 

Art.  3.  Der  Bundesrat  wird  mit  der  Ausführung  dieses 
Beschlusses  beauftragt. 

Also  beschlossen  vom  Nationalrate, 

Bern,  den  15.  August  1895. 

Der  Präsident:   Dr.  Bachmann. 
Der  ProtokollfOhrer:   Blngier. 

Also  beschlossen  vom  Ständerate, 

Bern,  den  16.  August  1895. 

Der  Präsident:   Jordan-MartllU 
Der  Protokollführer:   SchatzmaniU 


•)  Siehe  Seite  206  kiemsch.  ! 

••)  Siehe  Seite  218  hiernach. 
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BnHdesratsbeschlnß 

betreffend 

die  kommerzielle  Verständigung  mit  Franlcreicli. 

(Vom  16.  August  1895.) 


Der  sohweizerisohe  Bundesrat, 

in  Ausfahrung  des  Bundesbeschlusses  vom  16.  August 
1895;*) 

in  Aufhebung  des  Bundesratsbeschlusses  vom  27.  De- 
zember 1892  (A.  S.  n.  F.  XIII,  233)  betreffend  die  Zoll- 
behandlung  französischer  Waren  bei  der  Einfuhr  in  die 
Schweiz  vom  1.  Januar  1893  an; 

in  Aufhebung  des  Bundesratsbeschlusses  vom  28.  De- 
zember 1892  (A.  S.  n.  F.  XDI,  254)  betreffend  die  Zoll- 
behandlung  der  französischen  Uhrenmaohereigegenst&nde  bei 
der  Einfuhr  in  die  Schweiz  vom  1.  Januar  1893  an; 

in  Aufhebung  des  Bundesratsbeschlusses  vom  23.  Februar 
1895  (A.  8.  n.  F.  XV,  102)  betreffend  die  Einfuhr  aus  der 
zollfreien  Zone  von  Hoch-Savojen  und  der  Landschaft  Gex, 

beschließt: 

1.  Die  französischen  Erzeugnisse  werden  nach  dem 
schweizerischen  Gebrauchstarif  behandelt. 


*)  Siehe  Seite  204  hiervor. 
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2.  Auf  die  Erzeugnisse  der  LModsohaft  Gex  werden 
auf  autonomem  Wege  die  Bestimmungen  des  mit  der  fran- 
zösischen fi^erung  im  Jahre  1892  vereinbarten  Reglements 
(Bundesblatt  1892,  Y,  646  *J  angewendet. 

3.  Die  Erzeugnisse  der  zollfreien  Zone  von  Hooh-Savoyen 
werden  wie  diejenigen  des  französisohen  Zollgebietes  be- 
handelt, unter  Vorbehalt  der  abweichenden  Stipulationen  der 
Konvention  betreffend  die  Zollverhältnisse  zwischen  dem 
Kanton  Genf  und  der  freien  Zone  von  Hoch-Savoyen  vom 
14.  Juni  1881  (A.  8.  n.  F.  VI,  515). 

4.  Die  BundesratsbeschlQsse  vom  14.  Februar,  11.  und 
14.  April  1893,  betreffend  die  Vorweisung  von  Ursprungs- 
zeugnissen bei  der  Einfuhr  in  die  Schweiz  (A.  S.  n.  F.  XIII, 
311,  356  und  357),  sind  aufgehoben. 

5.  Der  vorliegende  Beschluß  tritt  am  19.  August  1895 
in  Kraft. 

6.  Das  schweizerische  Finanz-  und  Zolldepartement 
wird  mit  der  Vollziehung  dieses  Beschlusses  beauftragt. 

Bern,  den  16.  August  1895. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

Zemp. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

BlDgler. 


*)  Siehe  auch  Seite  206  hiernach. 


'ogoc 
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Reglement  betreffend  die  Landschaft  Crex. 

Abgeschlossen  am  23.  Juli  1892. 
In  Kraft  seit  19.  Angnst  1895. 


Originaltext. 


Le  gouvernemcDt  de  la 
Conföd^ration  suisse  s^engage 
.  ä  accorder  aiix  produits  du 
paye  de  Oex,  md^peDdamment 
des  avaotages  tip6cifiäs  dans 
rarraogement  commercial  en 
date  de  ce  jour,  lea  facilit^s 
suivantes : 


Article  l". 
Les  bureaax  de  p^ages  f6- 
döraux  ätablis  sur  la  froati^re 
du  pajs  de  Oex  admettront 
en  franchise  de  tout  droit 
d'entr^e  föderal,  outre  les  ob- 
jets  dfjä  affranchis  par  la  loi, 
les  produits  mentionD^s  dans 
le  pr^ent  artiole,  savoir: 


1®  r^corce  k  tan  et  les 
mottes  k  brüler  en  pro- 
venant ; 


Übersetzung. 


Die  Regierung  der  sohwei- 
zerischen  Eidgenossenscfaafi^ 
verpflichtet  sich,  den  Erzeug- 
nissen der  Landschaft  Oex, 
neben  den  in  dem  Handels- 
Ubereinkommen  vom  beutigen 
Tage  besonders  bezeichneten 
Vorteilen,  folgende  Erleich- 
terungen zu  gewähren: 

Artikel  1. 
Die  längs  der  Grenze  der 
Landschaft  Oex  bestehenden 
eidgenössischen  Zollämter  wer- 
den außer  den  schon   durch 
das  Gesetz  vom  Eingangszolle 
befreiten  Gegenständen  auch 
die    in    diesem    Artikel    er- 
wähnten Erzeugnisse  frei  von 
jedem    eidgenössischen    Ein- 
gangszolle zulassen,  nämlich : 
1.  Gerberrinde      und     Loh- 
kuchen ; 
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2^  le  bois  k  brüler  brut, 
feodu,  8ciä  ou  en  fagots, 
et  le  charbon  de  bois; 

3^  ]e  bois  en  grume  ou 
6quarri,  les  planches, 
liteaux  et  öchalas; 

4<>  les  herbes  et  les  feailles 
de  h^tre  et  autres  pour 
fourrage  ou  liti^re,  les 
feailles  de  mürier  et  la 
liti^re  de  roseaux,  j  com- 
pris  le  foin  ei  la  paille ; 

5®  les  jeunes  arbres  et  les 
arbrisseaux  fruitiers  ou 
de  for^ts,  ordinaires; 

6<^  les  d6chets  d'animaux  et 
de  v4g6taux  ordinaires, 
comme  eDgrais  doq  chi- 
miques,  sciure  de  bois, 
son^  mais  non  les  d  Debets 
de  feailles  de  tabac  et 
aulres  servant  pour  uoe 
brauebe  speciale  d'ia- 
dustrie; 

7<>  les  c^r^alos   en   gerbes; 

8«  le  colza  en  gerbes; 
9^  les  lins  et  chanvres  bruts 
ou  teill6s; 

10«  les  plantes   m^dicinales; 

11®  les  OS,  cornes  et  suifs; 

12o  les  pierres  brutes,  tau- 
iges, creasöes  au  eiseau 
ou  tailldes  ä,  la  bou- 
charde ; 

£idg.  amtl.  Sanunl.  Neue  Folge. 


2.  Brennbolz,  roh,  gespalten, 
gesägt  oder  in  Reiswellen, 
sowie  Holzkohle; 

3.  Bauholz  mit  der  Rinde 
oder  ins  Geviert  behauen, 
Bretter,  Leisten  und  Reb- 
stecken ; 

4.  Gras  und  Buchenlaub,  so- 
wie anderes  Laub  zur 
Viehfütterung  oder  Streue, 
Maulbeerbaumblätter  und 
Riedstreue,  Heu  und  Stroh ; 

5.  Gewöhnliche  junge  Bäume 
und  Sträucher  zur  Obst- 
oder Waldkultur; 

6.  Gemeine  Abfälle  aus  dem 
Tier-  und  Pflanzenreiche, 
wie  Dünger,  nicht  che- 
misch bereiteter,  Säge- 
späne, Kleie;  nicht  aber 
Abfälle  von  Tabakblättern 
und  andere,  zu  einem  be- 
sondern Gewerbezweige 
dienliche ; 

7.  Getreide  in  Garben; 

8.  Reps  in  Garben; 

9.  Hanf  und  Flachs,  roh  oder 
gebrochen ; 

10.  Medizinalpflanzen; 

11.  Knochen,  Hörner  und  Talg; 

12.  Steine,  rohe,  behauene,  mit 
dem  Meißel  ausgehauene 
oder  mit  dem  Kronhammer 
behauene; 


XV.  ßd. 


14 
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13°  les  tuiles  et  les  briques; 
140  ia  chaux  de  toute  sorte; 
15°  la  terre   glaise,  rargile, 

la   terre    röfractaire,    les 

seories ; 
16°  la  vaanerie  et  les  cribles 

ordinaires     pour     Tagri- 

culture. 

Artiele  2. 
Lesditd  bureaux  admettront 
6galeraeat  en  franehise  de 
tout  droit  d'entr^e  fed^ral  les 
produilssuivants  provenant  du 
pays  de  Gex,  savoir: 

1°  les    l^umes   frais  et   le 
jardinage ; 

2°  les  fruits  frais; 

3°  les  pommes  de  terre; 

4°  le  pain; 

5°  les  volaiiles  Vivantes  ou 
mortes ; 

6°  les  oeufd  frais; 

7«  le  lait; 

8°  le  beurre  frais; 

9°  le  miel. 

Les  produits  mentiooD^  au 
präsent  arlicle  ne  seront  ad- 
mis  en  franchise  qu'autaat 
qu'ils  auront  le  caract^re  d*ap 
provisioDDeinents  de  march6. 
Ils  devront,  en  cons6quence, 
6t  re  port6s  ou  conduits  en 
Suisse  par  les  vendeurs  eux- 


13.  Dachziegel  und  Back- 
steine ; 

14.  Kalk  aller  Art; 

15.  Lehm.  Töpferthon,  Hup- 
pererde, Schlacken; 

16.  Korbv^aren  und  gemeine 
Siebe  für  die  Landwirt- 
schaft. 

Artikel  2. 
Die  genannten  Zollämter 
werden  ebenfalls  die  nach- 
bezeichneten Erzeugnisse  aus 
der  Landschaft  Gex  frei  von 
jedem  eidgenössischen  Ein- 
gangszolle zulassen: 

1.  Frische  Oemüse  und  Gar- 
tengewächse ; 

2.  Frisches  Obst; 

3.  Kartoffeln; 

4.  Brot; 

5.  Lebendes    oder   getötetes 
Geflügel ; 

6.  Frische  Eier; 

7.  Milch; 

8.  Frische  Butter; 

9.  Honig. 

Die  in  diesem  Artikel  be- 
zeichneten Erzeugnisse  werden 
nur  dann  zollfrei  zugelassen, 
wenn    sie    im    Marktverkebr 
eingebracht  werden.  Dieselben 
j  sollen  daher  durch   die  Feil- 
1  bietenden   selber,    sei    es    in 
I  Traglasten,  sei  es  auf  Karren 
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m6mes,  que  ce  soit  par 
charges  k  dos,  chars  ou 
charretles. 

Le  poids  de  chaque  im- 
portatioD  desdits  produits  ne 
devra  pas  d6passer  oelui  de 
cinq  qaiotaux  m^triques,  k 
rexception  toutefois  du  beurre 
frais,  pour  lequel  le  poids 
maximum  est  fix6  k  cinq 
kilogrammes  pour  chaque  im- 
portation  en  fraachise. 

II  est,  d'ailleurs,  entendu 
que  les  denr^es  destia^es  ä 
rapprovisioDDemeDt  du  mar- 
ch6  de  6eo6ve  ne  seront 
Tobjet  d'aucune  interdiction 
de  sortie  du  pays  de  Gex. 

Article  3. 
Seront  admis  en  franchise 
k  rimportation,  par  les  fron- 
ti^res  des  cantons  de  Vaud 
et  de  Oen^ve,  les  produits 
suivants,  savoir: 

Qnintftnz 

m^triques 

de  100  kg. 

an  poids  bnit. 

blanc,  jus- 
qu'ä  con- 
!•  le  vin^     currence 

de.     .     .    3500 
rouge    .     .      500 
2o  la  bi^re  et  le  cidre     300 


I  oder  Handwagen,  in  die 
I  Schweiz  getragen  oder  geführt 
I  werden. 

Das  Gewicht  jeder  Einfuhr 
der  genannten  Erzeugnisse 
darf  fünf  metrische  Gentner 
nicht  abersteigen ;  für  frische 
Butter  jedoch  wird  das  zu- 
lässige Maximum  jeder  zoll- 
freien Einfuhr  auf  fünf  Kilo- 
gramm festgesetzt. 

Man  ist  im  übrigen  einver- 
standen, daß  die  zur  Versor- 
gung des  Marktes  in  Genf  be- 
stimmten Lebensmittel  keiner- 
lei Verbot  bei  der  Ausfuhr  aus 
der  Landschaft  Gex  unter- 
worfen werden  dürfen. 

Artikel  3. 
Die  hiernach  verzeichneten 
Produkte  sollen  bei  der  Ein- 
fuhr über  die  Grenzen  der 
Kantone  Waadt  und  Genf  zoll- 
frei zugelassen  werden : 

Mengen 

in  metr. 

Centnera 

brutto. 


weißer  bis 
1.  Wein  j      auf  .     .     3500 
i  roter   .     .       500 


Ain   } 


2.  Bier  und  Obstwein       300 
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Qamtauz 

Meng« 

möiriqucs 

in  Betr. 

de  100  kgr. 

GeoiBern 

ftQ  poidB  brut. 

l»nitko. 

30  les     fromages     de 

3. 

Käse  jeder  Art   . 

2500 

toute  espfeoe     .     . 

2500 

40  les  peaux  brutes . 

700 

4. 

Rohe  Häute    .     . 

700 

6^  les  peaux  tano^es, 

5. 

Kalb-,  Schaf-  oder 

m^me  color^es  ou 

Ziegenfelle ,     ge- 

teintes, de  veaux, 

gerbte,   auch  ge- 

moutoQSOu ch^vres 

200 

färbt      .... 

200 

6*  les  gros  euirs  .     . 

600 

6. 

Grobes  Leder 

600 

7<»  les  outils  pour  Ta- 

7. 

Werkzeuge      für 

griculture  et  outils 

dieLand  Wirtschaft 

de  taillandier  .     . 

200 

und      für     Zeug- 
schmiede    .     .     . 

200 

8<>  les  caisses  de  bois 

8. 

Packkisten       aus 

pour  emballage     . 

600 

Holz       .... 

600 

9«  r^b^nisterie ,      les 

9. 

Eunsttischlerarbei- 

meubles  et  la  me- 

ten ,    Möbel    und 

nuiserie  .... 

100 

Schreinerarbeiten 

100 

10®  les     tonneaux     et 

10. 

Fässer ,    Zimmer- 

charpenles .     .     . 

200 

werk      .... 

200 

11«  les     marbres     de 

11. 

Marmor           von 

Thoiry    brüte    ou 

Thoiry,  roh,  oder 

8ci6s,    en  plaques 

in   gesägten,   po- 

polies ou  DOD  .     . 

500 

lierten  oder  nicht 
polierten     Platten 

500 

1 2«  la  poterie  ordinaire 

3000 

12. 

Gemeine    Töpfer- 
waren   .... 

3000 

13«  les  ouvrages  gros- 

13. 

Grobe  Eisenwaren, 

siers  en  fer,  la  ser- 

mit  Ausschluß  der 

rurerie   non    com- 

Schlosserwaren    . 

200 

prise 

200 

14«  les  v^temeuts  et  la 

14. 

Kleider  und  Weiß- 

lingerie .... 

50 

wäsche  .... 

50 
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Article  4. 

Les  taoDeries  du  pajs  de 
Gex  seroDt  autorisöee  ä  ex- 
porter  aDDuellement,  par  le8 
fronti^res  des  cantons  de 
Vaud  et  de  Gen^ve,  en 
franehise  du  droit  de  sortie 
föderal,  jusqu"^  coDCurrence 
de  mille  peaux  brutes  (en 
poils)  de  boeufs  ou  de  vaches, 
et  de  huit  mille  peaux  brutes 
<ie  veaux,  moutoDS  ou  ch^vres. 

^6  plus,  tous  les  droits  k 
Ja  sortie  de  Suisse  flx^s  ä 
20  Centimes  les  100  kg.  au 
tarif  8uisse,  seront  röduits  a 
^^  Centimes  les  100  kg.  sur 
^  ftrticles  k  destination  du 
PVs  de  Gex. 


II 


Article  5. 


'ie  sera  per9u  aucun  droit 

,  ^^^nsit,   ni  pour  le  b6tail, 

P^Ur  les   objets  de   toute 

P^^e    que   les   habitaots  du 

^^^     de    Gex    achötent    en 

I    ^^^     et     importent     dans 

,      ^trondissement  ä  travers 

^''i'itoire  suisse. 

.^  Suisse  se  r6serve  toute- 

^e  prendre   les    mesures 

?^^^ires  de  contröle  et  de 

^^^   pour  ce   transit,   ainsi 

^  ^  d^interdire  enti^rement  le 


Artikel  4. 

Die  Gerbereien  der  Land- 
schaft Gex  dQrfen  jährlich, 
frei  vom  eidgenössischen  Aus- 
gangszolle, bis  auf  tausend 
rohe  (behaarte)  Ochsen-  oder 
Kuhhäute  und  bis  auf  acht- 
tausend rohe  Kalb-,  Schaf- 
oder Ziegenfelle  über  die 
Grenzen  der  Kantone  Waadt 
und  Genf  ausführen. 

Außerdem  werden  für  die 
nach  der  Landschaft  Gex  be- 
stimmten Waren  sämtliche 
Zölle  bei  der  Ausfuhr  aus 
der  Schweiz,  die  im  schwei- 
zerischen Tarife  auf  20  Rappen 
per  100  kg.  festgesetzt  sind, 
auf  10  Rappen  per  100  kg. 
ermäßigt. 

Artikel  5. 

Weder  von  Vieh,  noch  von 
Gegenständen  aller  Art,  die 
von  Bewohnern  der  Land- 
schaft Gex  in  Savoyen  gekauft 
und  über  schweizerisches  Ge- 
biet heimgeführt  werden,  soll 
irgend  ein  Durchfuhrzoll  er- 
hoben werden. 

Die  Schweiz  behält  sich 
jedoch  in  Bezug  auf  diese 
Durchfuhr  die  erforderlichen 
Kontroll-  und  Polizeimaß- 
nahmen ,   sowie  die  Befugnis 
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passage  ou  Tentr^  du  b^tail 
en  cas  d'^pizootie.  Les  laxes 
per^ues  poar  le  contröle  sani- 
taire  seront  r^duites  de  moiti6 
8ur  le  b6tail  en  trausit. 


Article  6. 

Les  marchandises  affran- 
chies  des  droits  d'entr6e  pour- 
ront  ^tre  iotroduites  en  Suisse 
par  tous  les  bureaux  de  p6age 
et  po8tes  de  pereeption  k  la 
fronti^re  des  cantons  de  Vaud 
et  de  Genöve.  Elies  devront 
suivre  les  routes  de  p6age  et 
ötre  d6clar6es  auxdits  bureaux 
ou  postes  de  pereeption. 

Les  marchandises  d^signees 
k  Tarticle  3  ci-dessus,  ainsi 
que  les  produits  export^s  en 
franchise  aux  termes  de  Tar- 
ticle  4,  ne  pourront  entrer  en 
Suisse  ou  en  sortir  que  par  les 
bureaux  du  Grand-Sacconnex, 
de  Mejrin,  de  Grassier,  de 
Chavannes,  de  Sauverny  et  de 
Chancy. 

L^administratiou  des  pöages 
föd^raux  d61ivrera,  pour  les 
marchandises  d<^signeos  aux 
articles  3  et  4  ci-dessus,  des 


!  vor,     bei     Viehseuchen    die 
!  Durchfuhr   oder  die  Einfuhr 
I  des  Viehes  gänzlich  zu  unter- 
I  sagen.    Die  Gebühren  fflr  die 
I  sanitarisehe        Untersuchung 
werden  für  das  durchgefQhrte 
Vieh   auf  die   Hälfte   herab- 
gesetzt. 


I 


Artikel  6. 


Die  Einfuhr  der  vom  Ein- 
gangszoll  befreiten  Waren  darf 
bei  allen  an  der  Grenze  der 
Kantone  Waadt  und  Genf  ge- 
legenen Zollämtern  und  Zoll- 
bezugsposten stattfinden;  da- 
bei sind  die  Zollstraßen  ein- 
zuhalten und  die  Gegenstände 
bei  den  genannten  Zollämtern 
i  oder   Zollbezugsposten   anzu- 
melden. 
I       Die  in  Artikel  3    bezeich- 
neten, sowie  die  gemäß  Ar- 
tikel 4  zollfrei  auszuführenden 
;  Waren  dürfen  nur   über  die 
I  Zollämter    Grand-Sacconnex, 
1  Meyrin,  Grassier,  Chavannes, 
,  Sauverny    und    Chancy    ein- 
oder  ausgeführt  werden. 


'  Die  eidgenössische  Zollver- 

,  waltung  wird  für  die  in  den 

I  Artikeln  3  und  4  hiervor  be- 

'  zeichneten  Waren  Freikarten 
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billets  de  credit  valables  du 
l«  janvier  au  31  d6cembre 
de  chaque  ann^e,  mais  seule- 
ment  jusqu^ä  concurrence  des 
quaniil^ä  fix^es  par  ksdits 
articles. 

Tous  las  habitants  de  la 
zone  seront  admis,  sans  distinc 
tion  de  Qationalit6,  au  b^n6 
fice  des  dispositions  des  cinq 
articles  pr^c^dents,  mojennant 
Tobservation  des  mesures  de 
surveillanee  et  de  contröle, 
telles  que  certificats  d'origioe, 
etc.,  jug^es  n^cessaires  par 
I^administration  des  p^ages 
fgd^raux,  en  vue  de  s^assurer 
de  Ja  provenance  des  marcban- 
dises  import^es.  Les  produits 
6num6r^  a  Tarticle  3  devront 
toujours  ötre  accompagn^s  de 
certificats  d'origine  d61ivr68 
par  la  sous-pri^fecture  de  6ex. 


Article  7. 
Les  y^toments  tailli^s  eD 
Suisse  qui  seront  envoyös  dans 
le  pays  de  Gex  pour  j  6tre 
C0U3US  seroot  export^s  de 
Suisse  en  franchise  de  droits 
de  Bortie  et  r6import^9  en 
Suisse  en  exemption  du  droit 
d'entr^e  afiKreot  aux  vöte- 
meots  coDfectioDD^s.  L'impor- 


ausstellen,  die  vom  1.  Januar 
bis  31.  Dezember  jeden  Jahres 
Gültigkeit  haben,  jedoch  nur 
bis  zum  Belaufe  der  durch 
die  genannten  Artikel  fest- 
gesetzten Quantitäten. 

Die    in    den    fünf    vorher- 
gehenden Artikeln  enthaltenen 
Bestimmungen  finden  auf  alle 
1  Einwohner     der     Landschaft 
I  Oex,     ohne    Rücksicht     auf 
i  ihre  Nationalität,  Anwendung, 
I  unter  Beobachtung   der  Auf- 
.  sichts-  und  Kontrollmaßregeln, 
I  wie   Ursprungszeugnisse  etc., 
welche  die  eidgenössische  Zoll- 
verwaltung für  nötig  erachtet, 
um    sich    über   die    Herkunft 
der  eingeführten  Waren  Ge- 
wißheit zu  verschaffen.     Die 
im  Artikel  3  aufgezählten  Er- 
zeugnisse sollen  stets  von  Ur- 
sprungszeugnissen der  Unter- 
präfektur   von  Gex    begleitet 
sein. 

Artikel  7. 
In  der  Schweiz  zugeschnit- 
tene Kleider,  die  nach  der 
Landschaft  Gex  gesandt  wer- 
den, um  dort  genäht  zu  werden, 
können  aus  der  Schweiz  zoll- 
frei ausgeführt  und  frei  von 
dem  auf  fertige  Kleider  ge- 
legten Einfuhrzolle  wieder  in 
die  Schweiz    eingeführt   wer- 
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tation  et  Texportation  de  ces 
objets  De  pourront  s'op^rer 
que  par  les  bureaux  de  Meyrio, 
SaccoDoex  et  Vireloup. 

L^administratioD  des  p^ages 
f6d6raux  se  r^serve  d'exercer 
UD  contrdle  au  mojen  de  1i- 
vrets  dont  seront  pourvues  les 
persoDDes  qui  profiteront  de 
cette  facilit6,  et  qu'ellea  de- 
vront  pr^seDter  aux  bureaux 
des  p6ages  f6d6raux. 

Les  ouvriers  rdsidant  dans 
le  pays  de  Oex  et  se  rendant 
ä  leur  travail  en  Suisse  seront 
exempt6d  de  tous  droits  sur 
leurs  outils.  A  cet  effet,  des 
livrets  leur  seront  remis  par 
Tadministration  des  pöages 
f^d^raux. 


Artide  8. 
II  est  entendu  que  le  bureau 
de  fronti^re  des  Fourgs,  d6- 
partement  du  Doubs,  pourra, 
comme  jusqu'ä  präsent,  expe- 
dier, soit  pour  le  transit,  soit 
pour  Tentr^e  en  France,  les 
fromages,  Fhorlogerie,  y  com- 
pris  les  bottes  ä  musique,  les 
outils  et  fournitures  d'horlo- 
gerie. 


den.  Die  Ein-  und  Ausfuhr 
dieser  Gegenstände  kann  nur 
über  die  Zollstätten  Meyrin, 
Sacconnex  und  Vireloup  er- 
folgen. 

Die  eidgenössische  Zollver- 
waltung behält  sich  die  Aug- 
übung einer  Kontrolle  durch 
Büchlein  vor,  die  den  Per- 
sonen, die  von  dieser  Be- 
günstigung Gebrauch  machen 
wollen,  zuzustellen  und  von 
ihnen  bei  den  eidgenössischen 
Zollämtern  vorzuweisen  sind. 

Die  in  der  Landschaft  Gex 
wohnenden  Arbeiter,  die  sich 
nach  der  Schweiz  an  ihre 
Arbeit  begeben,  sollen  für 
ihre  Werkzeuge  von  jedem 
Zolle  befreit  sein.  Zu  diesem 
Zwecke  werden  ihnen  durch 
die  eidgenössische  Zollver- 
waltung Büchlein  zugestellt 
werden. 

Artikel  .8. 
Es  wird  vereinbart,  daß  das 
Grenzbureau  Les  Fourgs, 
im  Doubs-Departement ,  wie 
bisher  Käse,  Uhren,  Musik- 
dosen ,  ührenmacher  Werk- 
zeuge und  Uhren  bestand  teile, 
sowohl  zur  Durchfuhr  als  zur 
Einfuhr  in  Frankreich,  wird 
abfertigen  können. 
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Arfcicle  9. 
Les  dispositioDS  qui  pr^c^- 
dent  seroDt  mises  en  vigueur 
eo  m^me  temps  que  Tarran- 
gement  commercial  en  date 
de  ce  jour  et  auroot  la  m^me 
dur6e.*) 

Fait  eo  double  exp6ditioD, 
ä  Paris,  le  23  juillet  1892. 


(sig.)  Lardy. 

(sigO  C.  Cramer-Frey. 

(8ig.)  A.  Ribot. 

(sig.)  Jules  Roche. 


Artikel  9. 
Diese  Bestimmungen  wer- 
den zu  gleicher  Zelt  wie  das 
HandelsUbereinkommen  vom 
heutigen  Tage  in  Kraft  treten 
und  die  gleiche  Zeitdauer 
haben.  ♦) 


Geschehen  in 
Ausfertigung  in 
23.  Juli  1892. 


doppelter 
Paris    am 


(gez.)  Lardy. 
(gez.)  C.  Cramer-Frey, 
(gez.)  A.  RiboL 
(gez.)  Jules  Roche. 


*)  NB.  Da  das  Handelflübereinkommen  vom  23.  Jnli  1892  nicht 
ratifiziert  wnrde,  so  konnte  gegenwärtiges  Reglement  damals  nicht  zor 
Anwendang  gelangen.  Dasselbe  tritt  non  gemäß  Bundesratsbeschlnß 
vom  16.  August  1895  (Seite  206  hiervor)  am  19.  Angnst  1895  in  Kraft. 
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Zusatzartikel 

sar 

Obereinkunft  vom  23.  Februar  1882  zwischen  der 
Schweiz  und  Franicreich  betreffend  die  grenznach- 
barlichen Verhältnisse  und  die  Beaufsichtigung 
der  Grenzwaldungen. 

(Vom  25.  Juni  1895.) 

Ratifiziert  vom  französischen  Parlamente  am  8.  und  11.  Juli  1895. 
Ratifiziert  von  der  Schweiz  am  16.  August  1895. 
In  Kraft  seit  16.  August  1895. 


Le  consell  fßd^ral         |  F^lix  Fanre, 

de  la  I    President  de  la  R^publique 

ConfM^ration  suisse,  Franpalse, 

d  tous  ceux  qui  ces  presentes 


apr^s  avoir  vu  et  examin^ 
Tarticle  additionnel  k  la  con- 


Letires  verront. 


vention    sur   les   rapports  de  j  Salut. 

voisinage  et  sur  ja  surveillanee  i  Ud  article  additionnel  ^  la 

des  foröta  limitrophes,  sign^e  Convention  du  23  f6vrier  1882 

entre   la  Suisse  et  la  France  sur  les  rapports  de  voisinage 

le  23   fövrier    1882,    article  '  et    sur    la    surveillance    des 

adopt6   80U8   r6serve  de  rati-  '  foröts   limitrophes    ayant   6t6 

fication,  ä  Berne,   le  25  juin  '  sign6äBerne  le  25  juin  1895, 

1895,  par  les  pl^nipotentiaires  |  entre  la  France  et  la  Saisse; 
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de  la  Suisse  et  de  la  France, 
puis  approuv6  par  le  conseil 
national  le  15  aoüt  1895  et 
par  le  conseil  des  6tat8  le 
16  du  m^me  mois  et  dont  la 
teneur  suit: 


Article  additionnel  dont  la 
teneur  suit: 


Originaltext. 


Übersetzung. 


Pour  facillter  le  trafic  fron- 
tiöre,  dans  Tint^röt  des  popu- 
latioQs  liraitrophes,  pourront 
6tre  r6eiproquement  Importes 
d'un  pays  dans  Pautre,  moyen- 
nant  le  payement  d'une  taxe 
^gale  k  la  moiti6  des  droits 
du  tarif  le  plus  r^duit  selon 
Tespfece,  les  bois  sci6s,  pro- 
venant  des  scieries  situ^es 
dans  un  rayon  de  dix  kilo- 
m^tres  de  chaque  cöt6  de  la 
fronti^re. 

Cea  importations  ne  pour- 
ront exender  15,000  tonnes 
par  an,  pour  chaque  pays, 
80U8  reserve  des  mesures  de 
contröle  prises  d'un  commun 
accord  par  les  administrations 
des  deux  pays. 

Le  präsent  article  addition- 
nel, qui  fera  partie  integrante 
de  la  Convention  du  23  f6vrier 


Um   den  Grenz  verkehr  im 
!  Interesse    der   Grenzbevölke- 
rung  zu  erleichtern,    können 
die  gesägten  Hölzer,   die  aus 
,  den  im  Gebiete  von  zehn  Kilo- 
'  metern   zu  beiden  Seiten  der 
Grenze    gelegenen    Sägereien 
herstammen,   gegenseitig   zur 
j  Hälfte  der  betreffenden  Zölle 
nach    dem    niedrigsten   Tarif 
aus  dem  einen  Lande  in  das 
andere  eingeführt  werden. 

Die  Einfuhrmengen  sollen 
für  jedes  Land  15,000  Tonnen 
per  Jahr  nicht  übersteigen, 
und  es  bleiben  die  in  gemein- 
I  samem  Einverständnis  von  den 
Behörden  der  beiden  Länder 
zu  treffenden  Kontrollmaß- 
regeln  vorbehalten. 

Dieser  Artikel,  der  einen 
,  integrierenden  Bestandteil  der 
.  Übereinkunft     zwischen     der 
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Zngatzartikel 


1 


1682  entre  la  Suisse  et  la 
FraDce,  sera  ratifi6  et  les  ra- 
tiiicatioDS  en  seront  6chaDg^8 
k  ßerne  aussitöt  que  faire  se 
pourra.  II  entrera  cd  vigueur 
au  plus  tard  le  !•'  janvier 
1b96.*) 

Kq  foi  de  quoi,  les  sous- 
si^Q^s  düment  autoris^s  ODt 
s\gu4i  le  präsent  artiele  addi- 
lionoel. 


Fait  eo  double  exp6ditioD, 
k  Berne,  le  25  juin  1895. 


Csig.)  A.  Lachenal. 
(sig.)  Camille  Barrere. 

diclare  que  Particle  addi- 
tionnel  ci-dessus  est  ratifi6  et 
a  force  de  loi,  promettaDt,  au 
iRim  de  la  Conf6d6ration  suisse, 
dö  Tobserver  consciencieuse- 
ment  et  en  tout  temps,  pour 
Attisht  que  cela  dopend  de 
ct'Meci. 

En  foi  de  quoi,  la  prä- 
sente ratifioation  a  6t6  sign6e 


Schweiz  und  Frankreich  vom 
23.  Februar  1882  bildet,  soll 
ratifiziert  und  es  sollen  die 
Ratifikationsurkunden  sobald 
als  möglich  in  Bern  ausge- 
wechselt werden.  Er  wird 
spätestens  am  1.  Januar  1896 
in  Kraft  treten.*) 

Zur  Urkunde  dessen  haben 
die  Unterzeichneten  den  vor- 
liegenden Zusatzartikel  mit 
gehöriger  Vollmacht  unter- 
zeichnet. 

Geschehen  in  doppelter 
Ausfertigung  in  Bern,  am 
25.  Juni  1896. 

(sig.)  A.  Lachenal. 
(sig.)  Camille  Barrere. 

Ayant  vu  et  examin6  ledit 
artiele  additionnel,  Nous  la- 
vons  approuv6  et  approuvons, 
en  vertu  des  dispositions  de 
la  loi  vot^e  par  le  S^nat  et 
par  la  Chambre  des  D^put^ ; 
D^clarons  qu''il  est  acoept6, 
ratifi6  et  confirmö,  et  Pro- 
mettons qu'il  sera  iuviolable- 
ment  observ6. 


*)  Die  RatifikatioDsnrkandeii  des  vorstehenden  Znsatzartikels 
sind  am  16.  Augast  in  Bern  ansgetanscht  worden,  an  welchem  Tage 
derselbe  in  Kraft  getreten  ist 
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^P| 


par  lepr^identetlechancelier 
de  la  GonfM^ratioD  suisse  et 
munie  du  sceau  f6d4ral. 

AiDsi  fait  ä  Berne,  le  seize 
aoüt  mil  huit  cent  qaatre-vingt- 
quioze  (16  aoüt  1895). 

Au  nom  du  couseil  f^d^ral 
suisse, 

Le  President  de  la 
Confederation: 

(L.  S.)    Zemp. 

Le  chancelier  de  la 
Confederation : 

(L.  SO    Blngler. 


En  foi  de  quoi,  Nous  avoos 
dooDÖ  les  pr^eutea  revfttues 
du  Sceau  de  la  R6publique. 

A  Paris,  le  23  juillet  1895. 


VOix  Fanre. 

(L.S.) 

Par  le  President 
de  la  R6publique, 

le  Minisire  des  Affaires 
etrangdres  : 

G.  Hanotaux. 
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Bnndesbeschliiß 

betreffend 

die  Erwerbung  eines  InfanteriescIiieBplatzes  im  Sand 
bei  SchSnbUhl. 

(Vom  16.  August  1895.) 


Die   Bundesversammlung 
der  schweizerischen  Eidgenossenschaft, 

nach  Einsicht  einer  Botschaft  des  Bundesrates  vom 
14.  Juni  1895, 

beschließt: 

1.  Der  schweizerische  Bundesrat  wird  ermächtigt,  einen 
Schießplatz  im  Sand  bei  SchönbQhl  in  dem  in  der  Botschaft 
vom  14.  Juni  1895  und  zugehörigem  Plane  näher  be- 
zeichneten Umfang  als  Eigentum  des  Bundes  aus  freier 
Hand  und  in  den  Fällen,  wo  die  Erwerbung  aus  freier  Hand 
nicht  möglich  ist,  in  Anwendung  des  Expropriationsgesetzes 
vom  1.  Mai  1850  und  gestützt  auf  den  Bundesbesohluß 
vom  28.  Januar  1882,  betreffend  die  Anwendung  des  Ex- 
propriatioDSgesetzes  auf  die  Erwerbung  und  Erweiterung 
von  eidgenössischen  Waffenplätzen,  zu  erwerben. 

2.  Dem  Bundesrat  wird  der  hierzu  nötige  Kredit  be- 
willigt. 

3.  Dieser  Beschluß  tritt,  weil  nicht  allgemein  verbind- 
licher Natur,  sofort  in  Kraft. 
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Also  beschlossen  vom  Ständerate, 

Bern,  den  28.  Juni  1895. 

Der  Präsident:  Jordan-Martin. 
Der  Protokollführer:    SchatZDiailll. 

Also  beschlossen  vom  Nationalrate, 

Bern,  den  16.  August  1895. 

Der  Präsident:   Dr.  Bachmanil. 
Der  Protokollführer:   Bingler. 


Der  schweizerische  Bundesrat  beschließt: 
Vollziehung  des  vorstehenden  Bundesbeschiusses. 

Bern,  den  23.  August  1895. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

Zemp. 

Der  Stellvertreter  des  eidg.  Kanzlers: 

Schatzmanii. 


^g><fliQ»rg»*j 
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Bimdesbeschlnß 

betreffend 

den  Ankauf  einer  Liegenschaft  In  Kreuzungen  zu 
Zwecken  der  Zollverwaltung. 

(Vom  16.  August  1895.) 


Die  Bundesversammlung 
der  schweizerischen  Eidgenossenschaft, 

nach  Einsicht  einer  Botschaft  des  Bundesrates  vom 
30.  April  1896, 

beschließt: 

Art.  1.  Zur  Erwerbung  der  dem  Herrn  August  Schmidt 
in  Ereuzliugen  gehörenden  Liegenschaft  wird  der  erforderliehe 
Kredit  bewilligt. 

Art.  2.  Dieser  Beschluß,  mit  dessen  Vollziehung  der 
Bundesrat  beauftragt  wird,  tritt^  weil  nicht  allgemein  ver- 
bindlicher Natur,  sofort  in  Kraft. 

Also  beschlossen  vom  Ständerate, 

Bern,  den  14.  August  1895. 

Der  Präsident:  Jordan-Martin. 
Der  Protokollführer:  Schatzmann. 

Also  beschlossen  vom  Nationalrate, 

Bern,  den  16.  August  1895. 

Der  Präsident:   Dr.  Bachmann. 
Der  Protokollführer:   Bingler. 
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Der  echweizerieche  Bundesrat  beschließt: 
Vollziehung  dea  vorstehenden  Bundesbeschlusses. 

Bern,  den  23.  August  1895. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

Zemp. 

Der  Stellvertreter  des  eidg.  Kanzlers : 

Sehatzmaim. 


Sfidg.  antl.  SamuL  Neue  Folge.  XY.  Bd.  15 
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Bnndesbeschlnß 

betreffend 

Bewilligung  der  Kredite  für  die  Durchfuhrung  einer 
Untersuchung  der  Wasserverhältnisse  der  Schweiz 
als  Grundlage  zur  Feststellung  der  noch  nutzbar 
zu  machenden  Wasserkräfte. 

(Vom  17.  August  1895.) 


Die  Bandesversammlang 
der  schweizerischen  Eidgenossenschaft, 

in  Ausführung  des  Bundesbeschlusses  betreffend  die  Bin-» 
gäbe  der  Gesellschaft  ^Freiland^  um  Monopolisierung  der 
Wasserkräfte,  vom  4.  April  1895*); 

nach  Einsicht  einer  Botschaft  des  Bundesrates  vom 
4.  Juni  1895, 

beschließt: 

Art.  1.  Die  Untersuchung  der  Wasserverhältnisse  der 
Schweiz,  im  Sinne  des  Bundesbeschlusses  vom  4.  April  1895^ 
ist  durch  die  hydrometrische  Abteilung  des  eidgenössischen 
Oberbauinspektorates  unverzüglich  an  die  Hand  zu  nehmen 
und  durchzuführen. 

Art.  2.  Zur  Bestreitung  der  betreffenden  Kosten  werden 
folgende  Kredite  bewilligt: 

a.  einmaliger  Kredit  von Fr.  10,225- 

b.  Jahreskredite  von ^    42,000 


*)  Siehe  eidg.  aeBetssammlimg  n.  F.  Bd.  XV,  Seite  142. 
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Art.  3.     Dieser  Beschluß  tritt  als  nicht  allgemein  ver- 
bindlicher Natar  sofort  in  Kraft. 

Art.  4.    Der  Bundesrat  ist  mit  der  Vollziehung  des- 
selben beauftragt. 

Also  besohlossen  vom  Nationalrate, 

Bern,  den  16.  August  1895. 

Der  Präsident:   Dr.  BaehmaiUl. 
Der  Protokollführer:  Bihg^er. 

Also  besohlossen  vom  Ständerate, 

Bern,  den  17.  August  1895. 

Der  Präsident:   Jordan-Martill. 
Der  Protokollftlhrer :  SeliatEllUUill. 


Der  schweizerische  Bundesrat  beschließt: 
Vollziehung  des  vorstehenden  Bundesbeschlusses. 

Bern,  den  23.  August  1895. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

Zemp. 

Der  Stellvertreter  des  eidg.  Kanzlers : 

Scliatzmaiiii« 
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Beitritt  Ton  Salvador 


zur 


internationalen  Obereinkunft  betreffend  die  postalische 
Besorgung  von  Abonnementen  auf  Zeitungen  und 
andere  periodische  Veröffentlichungen. 

(Vom  15.  August  1895.) 


Mit  Note  vom  22.  Mai  abhin  hat  das  Ministerium  der 
auswärtigen  Angelegenheiten  der  Republik  Salvador  dem 
Bundesrat  zur  Kenntnis  gebracht,  daß  die  Regierung  von 
Salvador  der  internationalen  Wiener  Übereinkunft  vom 
4.  Juli  1891,  betreffend  die  postalische  Besoi^ng  von  Abonne- 
menten auf  Zeitungen  und  andere  periodische  Veröffent- 
lichungen, *^  beigetreten  sei. 

Bern,  den  15.  August  1895. 

Sehweiz«  BnndeskAiizleL 


*)  Siehe  eidg.  Gesetssammlong  n.  F.,  Bd.  XII,  Seite  8ß5. 
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Beitritt  Yon  Serbien 

xnr 

internationalen  Obereinicunft  betreffend  den  Geid- 
anweisungsdienst. 

(Vom  26.  August  1895.) 


Die  Regierung  des  Königreichs  Serbien  hat  durch  Ver- 
mittlung ihrer  Gesandtschaft  in  Wien  den  Bundesrat  in 
Kenntnis  gesetzt,  daß  sie  vom  1.  September  1895  ab  der 
internationalen  Wiener  Obereinkunft  vom  4.  Juli  1891,  be- 
treffend den  Geldan weisungsdiensf^),  beitrete. 

Bern,  den  26.  August  1895. 

Schweiz.  BnndeskanzleL 


*)  Siehe  eidg.  Gesetzsammlung  n.  F.,  Bd.  XII,  Seite  775. 
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Regnlstiy 

betreffend 

das  Kassen-  und  Rechnungswesen  der  schweizerischen 
Landesbibliothek. 

(Vom  30.  August  1895.) 


Der  schweizerische  Bundesrat, 

auf  Antrag  seiner  Departemente  des  Innern  und  der 
Finanzen, 

beschließt: 

I.  Allgemeine  Bestimmnng. 

Art.  1.  Das  Kassen-  und  Rechnungswesen  der  schwei- 
zerischen Landesbibliothek  wird  unter  der  Aufsicht  der 
Bibliothekkommission  vom  Bibliothekar  gefQhrt. 

IL  Kassenrerwaltaiig. 

Art.  2.  FQr  getreue  Verwaltung  der  Kasse  hat  der 
Bibliothekar  dem  Bunde  eine  Amtskaution  von  Fr.  5000 
zu  leisten,  welche  vom  Finanzdepartement  in  Verwahrung 
zu  nehmen  ist. 

Art.  3.  Der  Bibliothekar  bezieht  die  Zuschüsse  zur 
Bestreitung  der  Ausgaben  von  der  Bundeskasse,  nach  dem 
jedesmaligen  Bedürfnisse.    Die  daherigen  Oeldbegehren  sind 
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an  das  Departement  des  Innern  zu  richten,  welches  die  An- 
weisungen auf  die  Bandeskasse  ausstellt.  Diese  Zuschüsse 
dOrfen  den  bewilligten  Budgetkredit  nicht  übersteigen. 

Alle  Ausgabenbelege  sind  promptest  zu  reglieren  und 
in  demjenigen  Verwaltungsjahre  zu  verrechnen^  aus  dem  sie 
sich  herschreiben. 

Art.  4.  Sämtliche  Belege  sind  vor  der  Auszahlung 
arithmetisch  und  materiell  -zu  prüfen  und  sowohl  vom 
Bibliothekar  als  vom  Präsidenten  der  Bibliothekkommission 
als  richtig  zu  bescheinigen. 

Art.  5.  Mindestens  einmal  jährlich  hat  der  Präsident 
der  Bibliothekkommission  die  Kasse  einer  Revision  zu  unter- 
ziehen. 

Die  Revision  darf  sich  nicht  nur  auf  die  Aufnahme  des 
Barbestandes  beschränken,  sondern  muß  sich  auch  von  der 
richtigen  Führung  der  Bücher  und  der  Übereinstimmung  der 
Belege  mit  diesen  letztern  Überzeugung  verschaffen. 

Über  die  erfolgte  Revision  ist  ein  Protokoll  aufzunehmen 
und  dem  Departement  des  Innern  zur  Keuntnisnahme  einzu- 
senden, welches  dasselbe  nachher  an  das  Finaozdepartement 
weitergiebt. 

III.  BnchfiUiriing. 

Art.  6.  Über  die  Einnahmen  und  Ausgaben  sind  ein 
Kassen-  und  Hauptbuch,  über  allf^llige  Kassarepr&sentanzen 
ein  Vorschußbuch  und  über  die  Inventaranschaffungen  die 
nötigen  Inventarienbücher  zu  führen. 

Art.  7.  In  das  Kassen-  und  Hauptbuch  ist  jede  Ein- 
nahme und  Ausgabe  sofort  einzutragen.  Aus  dem  Kassen- 
und  Hauptbuch  muß  sowohl  der  Kassenbestand  als  der  Stand 
der  Kredite  jeden  Augenblick  vollständig  übersehen  und 
festgestellt  werden  können. 
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Das  Kassen-  und  Hauptbuch  ist  vierteljährlich  abzu- 
schließen und  der  verbleibende  Kassabestand  in  das  nächste 
Quartal  überzutragen.  Ein  Kassenüberschuß  am  Schlüsse 
des  Verwaltungsjahres  ist  dagegen  der  Bundeskasse  zurück- 
zuerstatten und  in  der  Rechnung  nachzuweisen. 

Art.  8.  Ausgaben  für  kleinere  KanzleibedOrfnisse  und 
Frankaturen  kommen  viertelj,ährlich  im  Kassen-  und  Haupt- 
buch in  Ausgabe.  Während  .der  Zwischenzeit  sind  sie  als 
Kassarepräsentanzen  zu  behandeln  und  besonders  zu  buchen« 

Art.  9.  Die  Buchführung  über  die  Inventaranschaffungen 
hat  nach  Maßgabe  der  jeweilen  in  Kraft  bestehenden  Be- 
stimmungen über  die  Führung  der  Inventare  zu  geschehen. 
Auf  jedem  Ausgabebeleg  über  Anschaffung  von  Inventar- 
gegenständen ist  die  Seite  oder  Nummer  des  Inventarien- 
buches  anzugeben,  z.  B.  inventarisiert  unter  C,  Nr.  50.  6e^ 
schenkte  Bücher  etc.  sind  ebenfalls  zu  inventarisieren. 


IT.  Aechnnngslegang. 

Art.  10.  Die  Landesbibliothek  hat  am  Schlüsse  jedes 
Quartals  über  Einnahmen  und  Ausgaben  nach  der  vorge- 
schriebenen Form  Rechnung  zu  legen.  Die  Rechnung  muß 
mit  dem  Kassen-  und  Hauptbuch  genau  übereinstimmen. 

Art.  1 1.  Am  Ende  des  Verwaltungsjahres  ist  auf  Grund 
der  vier  Quartalrechnungen  die  Jahresrechnung  aufzustellen. 
Sowohl  die  Jahresrechnung  als  die  Quartalrechnungen  sind 
doppelt  auszufertigen;  ein  Doppel  verbleibt  der  Landes- 
bibliothek. 

Art.  12.  Anstatt  eine  Inventarrechnung  ist  der  Jahres- 
rechnung  eine  vom  Bibliothekar  und  dem  Präsidenten  der 
Bibliothekkommission  unterzeichnete  Bescheinigung  beizu- 
legen,   daß    dk-   Inventarbücher    vorsohriftsgemäß    geführt 
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worden  und  die  vorbanden  sein  sollenden  Inventargegen- 
stände bei  der  am vorgenommenen  Revision  vor- 
handen waren. 

Art.  13.  Die  Richtigkeit  der  Quartalrechnungen  und 
der  Jahresrechnung  i^t  vom  Bibliothekar  und  vom  Präsidenten 
der  Bibliothekkommission  zu  bescheinigen. 

Art.  14.  Die  Quartalrechnungen  mit  sämtlichen  Belegen^ 
sind  15  Tage  nach  dem  Vierteljahresschluß  und  die  Jahres- 
rechnung nebst  Inventarattest  bis  Mitte  Februar  des  kommen- 
Jahres  dem  Departement  des  Innern  zur  Prüfung  einzureichen. 
Spätestens  15  Tage  nachher  gehen  sie,  versehen  mit  dem 
Visum  des  Departements  des  Innern,  zur  Oberrevision  an 
die  Finanzkontrolle,  welche  nach  stattgefundener  Prüfung 
das  Revisionsergebnis  wieder  dem  Departement  des  Innern, 
zu  Händen  der  reehnungslegendeu  Stelle,  vorlegt. 

Art.  15.    Gegenwärtiges  Regulativ  tritt  sofort  in  Kraft.. 
Bern,  den  30.  August  1895. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

Zemp. 

Der  Stellvertreter  des  eidg.  Kanzlers: 

Schatzmann. 


I  oo|go»< 
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Verordnung 

betreffend 

das  n?eleplxoii^we^eii. 

(Vom  24.  September  1895.) 


Der  schweizerische   Bundesrat, 

in  Ausfilhrung  der  Bundesgesetze  vom  27.  Juni  1889 

und   7.  Dezember  1894,    betreffend   das  Telephonwesen  *)  ^ 

auf  den  Antrag  des  Post-  und  Eisenbahndepartements, 

verordnet: 
I.  Beitritt  der  Teilnehmer. 

(Bundesgesetz,  Art.  3,  5,  6  und  7.) 

Art.  1.  Die  Anmeldung  als  Teilnehmer  eines  Netzes 
•geschieht  schriftlich  beim  Vorstand  desselben,  welcher  das 
Nötige  veranlassen  und  alle  wünschbare  Auskunft  erteilen 
wird. 

Art.  2.  Der  Beitretende  hat  eine  Abonnementserklänmg 
zu  unterzeichnen,  welche  die  Art  der  Einrichtung  und  die 
entsprechenden  Verpflichtungen  des  Abonnenten,  so\^äe  all- 
föllige  besondere  Rücktrittsbedingungen  genau  festsetzt. 

Dieselbe  erlangt  erst  nach  Genehmigung  durch  die 
Telegraphendirektion  Vertragskraft. 


*)  Siehe  eidg.  Gesetzsammlung  n.  F.  Bd.  XI,  Seite  256,  und 
Bd.  XV,  Seite  122. 
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Art.  3.  Der  Vollzug  der  Abonnementserklärung  schließt 
die  Anerkennung  aller  gesetzlichen  und  r^lementarischen 
Vorschriften  über  das  Telephonwesen  in  sich. 

Art.  4.  Das  Abonnement  hat  nur  für  die  Person  oder 
Oesehäftsfirma  Gültigkeit,  auf  welche  die  Abonnements- 
erklärung lautet,  und  es  kann  daher  eine  Übertragung  an 
eine  andere  Person  oder  Firma  nicht  stattfinden. 

In  besondem  Fällen  bleibt  es  der  Verwaltung  vorbe- 
halten, zu  entscheiden,  ob  beim  Wechsel  des  Inhabers  einer 
Station  die  Beibehaltung  des  Altersrechtes  zu  gestatten  sei« 
Im  bejahenden  Falle  sind  folgende  Bedingungen  zu  erfüllen : 

a.  die  Station  muß  im  gleichen  Lokal  bleiben; 

b.  es  darf  keine  Unterbrechung  in  der  Bezahlung  der 
Abonnementsgebühr  eintreten ; 

c  der  neue  Abonnent  hat  die  Abonnementserklärung  zu 
unterzeichnen  und  haftet  der  Verwaltung  für  alle 
Taxen  und  Gebühren,  welche  ihr  sein  Vorgänger 
etwa  noch  schuldet. 

Art.  5.  Es  können  einem  Abonnenten  gleichzeitig 
zwei  oder  mehrere  Anschlüsse  an  die  gleiche  Centralstation 
gestattet  werden,  in  welchem  Falle  für  jeden  Anschluß  die 
gesetzliche  Jahre^ebühr  zu  entrichten  ist,  gleichviel,  ob  die 
Benutzung  eine  ununterbrochene  oder  nur  zeitweilige  sei. 
Eine  Taxermäßigung  für  mehrfache  Abonnemente  der  gleichen 
Person  oder  Firma,  sowie  ftir  nur  zeitweilig  benutzte  Stationen 
kann  demnach  nicht  eintreten. 

Art.  6.  Gleichzeitige  Anschlüsse  eines  Abonnenten  oder 
einer  Gemeindestation  an  verschiedene  Centralstationen  sind 
unzulässig. 

Abonnenten  einer  und  derselben  Ortschaft  müssen  sich 
alle  an  das  gleiche  Netz    anschließen;    Ausnahmen  können 
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nur  gestattet  werden,  wenn  sich  dies  durch  besondere  Ver- 
hältnisse rechtfertigt,  worüber  die  Tel^raphen Verwaltung 
entscheidet. 

Art.  7.  Ebenso  steht  der  Verwaltung  der  Entscheid 
jdarüber  zu,  ob  eine  Abonnentengruppe  als  zu  einem  be- 
stehenden Netze  gehörig  oder  als  besonderes  Netz  zu  be- 
trachten sei. 

In  der  Regel  werden  selbständige  Netze  nur  errichtet^ 
wenn  wenigstens  10  Abonnenten  in  der  betreffenden  Ort- 
schaft oder  deren  Umgebung  gesichert  sind  und  die  Ent- 
fernung von  der  nächsten  Centralstation  über  10  Kilometer 
beträgt. 

Art.  8.  Die  Abonnementsdauer  für  Leitungen  von 
über  5  Kilometer  Länge  beträgt  mindestens  10  Jahre,  gleich- 
viel, ob  es  sich  um  den  Anschluß  einer  Abonnenten-,'  Ge- 
meinde- oder  Umschaltestation  an  die  Centralstation,  um 
eine  Zweigleitung  oder  eine  unabhängige  Verbindung  handle. 

Art.  9.  Die  Abonnementsdauer  von  Zweigleitungen 
und  unabhängigen  Verbindungen  von  nicht  über  5  Kilo- 
meter Länge  beträgt  bis  auf  2  Kilometer  2  Jahre  und  über 
2  Kilometer  4  Jahre. 

Art.  10.  Bei  Anschlußleitungen  von  über  5  Kilometer, 
sowie  bei  Zweigleitungen  und  unabhängigen  Verbindungen 
von  über  2  Kilometer,  kann  die  Verwaltung  für  die  Ein- 
haltung der  Vertragsverpflichtungen  angemessene  Personal- 
bürgschaft verlangen.  Dasselbe  ist,  ohne  Rücksicht  auf  die 
Länge  der  Anschlußlinie,  der  Fall  bei  Abonnenten,  welche 
ihren  ordentlichen  W^ohnsitz  oder  ihr  Hauptgeschäft  im  Aus- 
lande haben,  oder  deren  Habhaftigkeit  ernstem  Zweifel  unter- 
liegt. 
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Art.  11.  Bei  Berglinien  behält  sich  die  Verwaltung 
vor,  in  jedem  einzelnen  Falle  gemäß  Art.  12  A  /*  des  Ge- 
setzes besondere  Bedingungen  festzusetzen. 

II.  Abonnementsgebahren  nnd  Distanzznscliläge. 

(Bundesgesetz,  Art.  12.) 

Art.  12.  Die  in  Art.  12  des  Gesetzes  festgesetzten, 
abgestuften  Abonnementsgebühren  finden  auf  die  bereits  be- 
stehenden Abonnemente  in  dem  Sinne  Anwendung,  daß  den 
letztern  vom  1,  Januar  1896  ab  die  vollen  Semester  ihres 
bisherigen  Bestandes  gutgeschrieben  werden.  Bruchteile  von 
Semestern  fallen  außer  Berechnung.  Je  zwei  volle  Semester 
(nebst  einem  etwaigen  Bruchteil)  berechtigen  daher  zu  einer 
Ermäßigung  von  Fr.  30  per  Jahr  auf  dem  Maximalpreis 
von  Fr.  100  bis  zum  Minimum  von  Fr.  40. 

Nach  den  gleichen  Grundsätzen  werden  auch  die  neuen 
Abonnemente  allmählich  ermäßigt. 

Art.  13.  Für  die  Berechnung  der  jährlichen  Zuschläge 
bei  Entfernungen  von  über  2  Kilometern  gilt  als  Ausgangs- 
punkt nicht  ohne  weiteres  die  Centralstation  (welche  sich 
vielerorts  in  einer  ganz  excentrischen  Lage  befindet),  sondern 
ein  von  der  Verwaltung  zu  bezeichnender  Centralpunkt, 
welcher  den  Interessen  der  Mehrzahl  der  Einwohner  en1>- 
spricht. 

Art.  14.  Von  dem  genannten  Centralpunkte  aus  wird  die 
Entfernung  bis  auf  2  Kilometer  in  gerader  Linie  (Luftlinie) 
gemessen,  darüber  hinaus  jedoch  nach  der  wirklichen  Länge 
des  nächsten  benutzbaren  öfifentlichen  W^es,  welcher  zur 
2eit  des  Vertragsabschlusses  zur  VerMgung  steht,  gleichviel, 
ob  dieser  Weg  thatsächlich  zur  Linienanlage  benutzt  wird 
oder  nicht. 
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In  gleicher  Weise  wird  der  Messung  von  Zweigver- 
bindungen und  unabhängigen,  konzedierten  Leitungen  für 
die  ganze  Länge  der  nächste  öffentliche  Weg  zu  Grunde 
gelegt. 

m.  Besondere  Arten  von  Abonnementen, 
a.  Zusatzapparate  und  Zweigverbindungen. 

(Art.  12  des  Gesetzes.) 

Art  15.  Werden  zu  einer  einfachen  Abonnentenstation 
besondere  Zusatzapparate  oder  Zweigverbindungen  ge- 
wünscht, so  sind  dieselben  jährlich  nach  folgenden  Ansätzen 
zu  taxieren: 

1.  Eine  vollständige  Telephonstation  mit  einfachem  Um- 
schalter   Fr.  20.  — 

2.  Eine  Klappe  als  sichtbarer  Aufruf    .     .       «,       2.  — 

3.  Ein  Nummernkästchen  mit  zwei  Klappen 

(ohne  Glocke,  siehe  Ziffer  5 — 7)      .     .       -,       8.  — 

4.  Jede  weitere  Nummemklappe ....       ^       5.  — 

5.  Eine  große  Separatglocke  mit  einfachem 
Umschalter -n     1^-  — 

6.  Eine  mittlere  Separatglocke  mit  einfachem 
Umschalter ^       6.  — 

7.  Eine  kleine  Separatglocke  mit  einfachem 
Umschalter ^       4.  — 

8.  Jedes  Glockenelement ^       1.  — 

9.  Je  100  Meter  oder  Bruchteil  von  100  Meter 
einfache  Leitung  innerhalb  oder  außerhalb 

eines  Gebäudes ^       3.  — 

Doppelleitung ^      4.  50^ 

Andere  Zusatzapparate,  welche  in  der  Folge  Eingai^ 
finden  sollten,  werden  von  der  Verwaltung  im  nämlichen 
Verhältnisse  taxiert. 
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Art.  16.  Zweigverbindungen  von  einer  Abonnenten- 
station nach  einem  außerhalb  des  gleichen  Hauses  oder 
Grundstückes  gelegenen  Punkte  werden  nur  bewilligt,  wenn 
durch  deren  Anlage  die  allgemeine  Entwicklung  des  Netzes 
nicht  beeinträchtigt  wird,  worüber  die  Verwaltung  ent- 
scheidet. 

Sie  können  besonders  dann  verweigert  werden,  wenn 
deren  Leitung 

a.  in   der  Richtung   der  Centralstation   oder   einer  Um- 
schaltestation zurückläuft; 

b.  die  Hauptlinien  kreuzt; 

c.  zwei  oder  mehrere  Drähte  verschiedener  Linienstränge 
oder  Kabellinien  in  Anspruch  nimmt. 

Der  Verwaltung  steht  es  jederzeit  frei,  Zweigverbindunges 
zu  künden. 

Art.  17.  Zweigverbindungen  werden  nur  einem  Abon- 
nenten und  nur  zu  seinem  eigenen  Gebrauche,  beziehungs- 
weise ftlr  sein  eigenes  Geschäft,  nicht  aber  für  Drittpersonen, 
bewilligt.  Eine  Ausnahme  hinsichtlich  des  Gebrauches  ist 
gestattet,  wenn  die  Zweigstation  im  gleichen  Hause  einge- 
richtet wird,  in  welchem  sich  die  damit  verbundene 
Aboniientenstation  befindet 

Art.  18.  Zweigverbindungen  nach  Ortschaften  im*  Be- 
reiche eines  andern  Netzes  als  dasjenige,  dem  der  Abonnent 
angehört,  werden  in  der  Regel  nicht  bewilligt.  In  Aus- 
nahmefällen werden  von  der  Verwaltung  besondere  Be* 
dingungen  aufgestellt. 

b.  Unabhängige  Verbindungaa 

Art.  19.  Die  Verwaltung  übernimmt  auch  auf  dem. 
AbonnementBwege   die   Erstellung   und   den  Unterhalt   von 
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einem  Telephonnetze  unabhängiger  Verbindungen,  sofern  die 
obwaltenden  technischen  Verhältnisse  und  die  Rücksichten 
auf  die  Entwicklung  des  Telephonnetzes  dies  gestatten. 

Solche  Verbindungen  unterliegen  in  Bezug  auf  deren 
Anlage  den  gleichen  Beschränkungen  wie  Zweigverbindungen« 

Art.  20.  Die  jährliche  Abonnementsgebühr  fiir  unab- 
hängige Verbindungen  wird  auf  Grundlage  der  Art.  14 
und  15  hier  vor  für  die  ganze  Linienlänge  berechnet.  Für 
die  Dauer  des  Abonnements  sind  die  Art.  8  und  9  maß- 
gebend. 

Art.  21.  Unabhängige  Verbindungen  werden  nur 
zwischen  verschiedenen  Lokalen  eines  und  desselben  Abon- 
nenten erstellt  und  dürfen  nur  für  dessen  geschäftlichen 
oder  familiären  Verkehr  benützt  werden. 

Art.  22.     Zwei   unabhängige,   verschiedenen  Personen 
oder  Firmen   angehörende  Verbindungen   dürfen  nicht  mit- 
4^,  einander  verbunden  werden.    Die  Inhaber  derselben  können 

daher  nur  mittelst  Anschlüssen  an  die  Centralstation  in 
gegenseitigen  Gesprächsverkehr  treten. 

Art.  23.  Jede  Widerhandlung  gegen  die  Bestimmungen 
der  Art.  21    und    22    wird   als  Regal  Verletzung   behandelt. 

G.  Zeitweilige  Abonnemente. 


^ 


Art.  24*      Zeitweilige   Abonnemente    werden    für    die 
f  Dauer  bestimmter  Anlässe,  wie  Feste,  Ausstellungen  u.  dglt 

bewilligt. 

Dieselben   bezahlen   keine   Abonnementsgebühr,    wohl 
[■  aber    sämtliche   Kosten    für    Erstellung    und   Abbruch    der 

Linie  und  der  Apparate  (Arbeitslöhne,  Materialabgang  und 
Transportkosten),  sowie  die  gesetzlichen  Gebühren  ftir  Ge- 
spräche, Phonogramme  nnd  Telegramme. 
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Werden  für  solche  Abonnemente  Zweigverbindungen 
oder  unabhängige  Verbindungen  verlangt,  so  sind  dafür, 
außer  den  Einrichtungs-  und  Abbruchskosten,  die  in  Art.  15 
festgesetzten  Abonnementi^ebühren  im  Verhältnis  zur  Dauer 
des  Bestehens  dieser  Verbindungen  zu  entrichten. 

d.  Abonnemente  ohne  Stationen. 

Art.  25.  Wenn  infolge  Verständigung  mit  einem  Nach- 
barstaat die  Verbindungslinie  eines  an  ein  schweizerisches 
Netz  angeschlossenen  Abonnenten  die  Landesgrenze  über- 
schreitet, so  übernimmt  die  schweizerische  Verwaltung  den 
Bau  und  Unterhalt  derselben  nur  bis  zur  Landesgrenze. 
Die  Weiterführung,  die  Lieferui^  der  Apparate  und  der 
Unterhalt  der  ganzen  Einrichtung  auf  fremdem  Gebiet  ist 
je  nach  Umständen  Sache  des  Abonnenten  oder  der  Ver- 
waltung des  Nachbarstaates. 

Art.  26.  Abonnentenstationen  jenseits  der  Landesgrenze 
bezahlen  die  gesetzliche  Abonnementsgebühr,  jedoch  unter 
Hinzurechnung  allfidliger  von  der  schweizerischen  an  die 
ausländische  Verwaltung  zu  entrichtenden  Gebühren. 

Der  etwaige  Linienzuschlag  wird  seitens  der  schweize- 
rischen Verwaltung  nur  bis  an  die  Landesgrenze  berechnet. 

Art.  27.  Abonnentenstationen  jenseits  der  Landesgrenze 
dürfen  zu  lokalen  und,  soweit  zwischen  den  beiden  Ver- 
waltungen nicht  gegenteilige  Vereinbarungen  bestehen,  auch 
zu  interurbanen  Gesprächen  benutzt  werden.  Telegramme 
und  Phonogramme  sind  unzulässig. 

Art.  28.  Die  Verwaltung  behält  sich  das  Recht  vor, 
die  Verbindung  mit  Stationen  jenseits  der  Landesgrenze 
jederzeit  dauernd  oder  zeitweilig  ohne  Entschädigung  auf- 
zuhepen. 

Eidg  amtl.  Samml.  Neue  Folge.  XV.  Bd.  16 
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e.  Reduzierte  und  Gratis-Abonnemente. 

Art.  29.  Für  Abonnemente  des  Staates  und  der  Ge- 
meinden wird  die  Ermäßigung  des  Abonnementspreises  auf 
Fr.  40  schon  von  Anfang  an  gewährt,  wenn  die  Stationen 
in  den  Amtslokalen  eingerichtet  und  von  Amts  wegen  be- 
zahlt werden. 

Unter  der  Leitung  und  auf  Rechnung  des  Staates  oder 
der  Gemeinden  betriebene  Anstalten,  welche  einen  Gewinn 
bezwecken  (Banken,  Kreditanstalten,  Gas-,  Wasser-  und 
Elektricitätswerke  u.  dgl.),  sind  von  dieser  Vergünstigung 
ausgeschlossen. 

Art.  30.  Jede  Eantonsregierung  und  jede  Gemeinde- 
behörde, in  deren  Amtssitz  ein  Telephonnetz  mit  wenigstens 
30  taxierten  Verbindungen  nach  der  Centralstation  besteht, 
hat  Anspruch  auf  ein  Gratisabonnement.  Umschaltestationen 
und  deren  Verbindungen  mit  der  Centralstation  fallen  hierbei 
außer  Betracht.  Wenn  die  Zahl  der  taxierten  direkten 
Abonnenten  Verbindungen  500  übersteigt,  so  wird  für  je  500 
oder  einen  Bruchteil  dieser  Zahl  ein  weiteres  Gratisabonnement 
bewilligt. 

Art.  31.  Bei  ermäßigten  und  bei  Gratisabonnementen 
werden  Zusatzapparate  und  Zweigverbindungen,  ebenso  Ge- 
spräche, Phonogramme  und  Telegramme  in  gleicher  Weise 
taxiert  wie  bei  gewöhnlichen  Abonnementen. 


IT.  Stationseinrielitnngen  nnd  Abänderangen. 

(Art  3,  5,  8  des  Gesetzes.) 

Art.  32.  Der  Abonnent  hat  dafür  zu  sorgen,  daß  die 
Zuführung  der  Drähte  und  die  Einrichtung  der  Station  auf 
dem  hierfür  bezeichneten  Grundstück  ungehindert  und  un- 
entgeltlich geschehen  kann.     Derselbe   hat   sich  gegebenen- 
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falls  mit  dem  HauBeigentümer  abzufinden,  in  dem  Sinne, 
daß  der  Verwaltung  keinerlei  Entachädigungskosten  für 
Baumausftstungen  oder  ftlr  Anbrii^ng  von  Stutzpunkten 
entstehen. 

Wenn  infolge  ungewöhnlicher  Konstruktion  des  Hauses 
bei  Einftihrung  der  Leitungen  erhebliche  Beschädigungen 
nicht  vermieden  werden  können,  so  fallen  die  daherigen 
Kosten  zu  Lasten  des  Abonnenten. 

Art.  33.  Die  Verwaltung  entscheidet  über  die  Art 
der  Zuführung  der  Drähte  zu  der  Station.  Verlangt  der 
Abonnent  oder  der  Hauseigentümer  eine  andere  Zuführung, 
so  hat  ersterer  die  dadurch  entstehenden  Mehrkosten  zu 
vergüten.  Ebenso  trägt  er  die  Kosten  allfalliger  Änderungen 
in  den  Zuführungen  der  Drähte,  welche  durch  bauliche 
Änderungen  oder  durch  Erstellung  von  Starkstromanlagen 
auf  dem  Grundstücke  oder  im  Innern  des  Hauses,  in  welchem 
die  Apparate  aufgestellt  sind,  veranlaßt  werden. 

Art.  34.  Das  für  die  Aufnahme  der  Apparate  be« 
stimmte  Lokal  soll  reinh'ch,  trocken  und  genügend  hell  sein. 
Der  Abonnent  ist  gehalten,  auf  seine  Kosten  die  von  der 
Verwaltung  als  notwendig  erachteten  Verbesserungen  und 
Schutzvorkehren  anzubringen. 

Steht  ein  für  die  Aufstellung  der  Apparate  geeigneter 
Platz  nicht  zur  Verfügung,  so  kann  die  Einrichtung  ver- 
wagert  oder  nur  unter  dem  Vorbehalte  gestattet  werden, 
daß  der  Abonnent  den  früher  oder  später  hieraus  entstehenden 
Schaden  vergüte.  Ein  solcher  Vorbehalt,  welcher  sich  auch 
auf  die  Kosten  der  Hebung  durch  die  Mangelhaftigkeit  des 
Lokals  entstandener  Störungen  erstreckt,  ist  in  die  Abonnement&- 
erklärung  aufzunehmen. 

Art.  35.  Von  der  Verwaltung  vorgeschriebene  be- 
sondere Nebeneinrichtungen,  wie  Wandschutzbretter,  Unter- 
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lagen  u.  dgl.,  sind  auf  Kosten  des  Abonnenten  zu  erstellen; 
ebenso  allMlig  von  letzterm  gewünschte  Kabinen. 

Art.  36.  Die  Verwaltung  entscheidet  über  die  Art 
der  dem  Abonnenten  zuzuteilenden  Apparate. 

Für  Aufstellung  von  mobilen  Stationen  (Pultstationen) 
ist  außer  der  gesetzlichen  Abonnementsgebühr  eine  einmalige 
Vergütung  von  Fr.  30  zu  leisten. 

Verlangt  ein  Abonnent  die  Auswechslung  seiner  in  be- 
triebsfähigem Zustande  sich  befindenden  Wandstation  durch 
eine  solche  neuern,  in  der  Verwaltung  gebräuchlichen  Sy- 
stems (z.  B.  ein  anderes  Mikrophonsystem),  so  hat  er  hierfür 
eine  Entschädigung  von  Fr.  20  zu  bezahlen. 

Art.  37.  Die  Verwaltung  übernimmt  keine  Verpflichtung, 
die  Einrichtung  einer  Station  sofort  oder  innert  einer  be- 
stimmten Frist  nach  der  Anmeldung  vorzunehmen ;  dagegen 
wird  sie  ihr  mögliches  thun,  um  den  Wünschen  der  Abon- 
nenten,  soweit  die  Umstände  es  gestatten,  nachzukommen. 

Art.  38.  Es  ist  dem  Abonnenten  untersagt,  ohne  be- 
sondere Ermächtigung  der  Verwaltung  die  Apparate  ausein- 
ander zu  nehmen  oder  an  denselben,  sowie  an  den  Zulei- 
tungen, ii^end  etwas  zu  verändern.  Namentlich  darf  er  keine 
andern  Apparate  oder  Leitungen  mit  denjenigen  der  Ver- 
waltung dauernd  oder  vorübergehend  verbinden  oder  ver- 
binden lassen;  alle  derartigen  Ansclilüsse  können  nur  auf 
dem  Abonnementswege  durch  die  Verwaltung  erstellt  werden. 

Der  Abonnent  haftet  für  alle  Folgen,  welche  aus  der 
Nichtbeachtung  dieser  Vorschriften  entstehen  könnten. 

Art.  39.  Die  in  Art.  8  des  Gesetzes  au^esprochene 
Haftbarkeit  des  Teilnehmers  im  Falle  von  Beschädigungen 
bezieht  sich  auch  auf  Feuer-  und  Wasserschaden  und  es 
hat  daher  der  Abonnent  eine  etwaige  Versicherung  seiner 
Station  selbst  zu  übernehmen. 
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y.  Gebrauch  der  Stationen. 

(Bandesgesetz,  Art.  8  und  19.) 

Art  40.  Es  bleibt  dem  Abonnenten  unbenommen, 
seine  Station  unter  eigener  Verantwortlichkeit  auch  andern 
Personen  zur  Verfügung  zu  stellen  (siehe  Art.  8  und  19 
des  Gesetzes  und  Art.  147  hiernach). 

Dagegen  ist  die  Mitbenutzung  von  Zweigverbindungen 
und  unabhängigen  oder  konzessionierten  Verbindungen  durch 
Drittpersonen  untersagt.  Jede  Widerhandlung  gegen  diese 
Bestimmung  wird  als  Regalverletzung  behandelt. 

Art.  41.  Beim  Gebrauch  der  Stationen  haben  die 
Abonnenten  sich  an  die  bezüglichen,  von  der  Verwaltung 
erlassenen  Vorschriften  und  an  die  Weisungen  der  Beamten 
und  des  Personals  der  Centralstationen  zu  halten. 

Alle  aus  der  Nichtbeachtung  bestehender  Vorschriften 
erwachsende  Kosten  (ftlr  Expertisen  etc.)  sind  vom  Abon- 
nenten zu  vergüten. 

Art.  42.  Bei  eintretenden  Störungen  ist  in  erster  Linie 
der  Vorstand  des  betretenden  Netzes  schriftlich  zu  benach- 
iichtigen  und  erst,  wenn  nicht  Abhülfe  erfolgt,  die  Tele- 
graphendirektion in  Bern. 

Das  Gleiche  gilt  fttr  allfÄllige  Beschwerden  betreffend 
die  Dienstbesoi^ung   einer   Central-   oder   Umschaltestation. 

VI.  Öffentliehe  Spreehstationen. 

(Art.  3,  9,  11  und  13  des  Gesetzes.) 

Art.  43.  Die  öffentlichen  Sprechstationen  stehen  dem 
Publikum  für  den  gleichen  Verkehr  zur  Verfügung,  welcher 
den  Inhabern  der  übrigen  Stationen  zusteht.  Sie  zerfallen 
in  zwei  Kationen,  nämlich: 
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a.  Abonnentenstationen,    welche  zum  öffentlichen  Dienst 

ermächtigt  werden; 
6.  Sprechstationen,  welche  von  der  VerM'^altung  ausschfieß- 

lich  für  den  öffentlichen  Dienst  errichtet  werden. 

Ai*t.  44.  In  den  Sprechstationen  der  Kat^orie  a  ist 
der  Abonnent  verpflichtet,  seine  Station  jedermann  zur  Ver- 
fügung zu  stellen,  und  haftet  der  Verwaltung  für  gute 
Dienstbesorgung  und  richtigen  Taxbezug. 

Im  übrigen  behält  der  Abonnent  alle  Rechte  und  Pflichten 
eines  gewöhnlichen  Abonnenten  bei. 

Art.  45.  Die  Sprechstationen  der  Kategorie  b  werden 
da  eingerichtet,  wo  die  Verwaltung  es  als  geboten  er- 
achtet und  wo  sich  kein  Abonnent  zur  Übernahme  des  öfient- 
lichen  Dienstes  (litt,  a  des  Art.  43)  findet. 

Art.  46.  Die  Sprechstationen  beider  Kategorien  sind 
hinsichtlich  des  Dienstes  an  keine  bestimmte  Zeit  gebunden. 
Sie  sind  auch  nicht  gehalten,  auf  an  sie  gestelltes  Begehren 
Nichtabonnenten  an  den  Apparat  zu  rufen. 

Art.  47.  Die  Inhaber  der  öffentlichen  Sprechstationen 
(Kategorie  a  und  &)  beziehen  die  durch  Art.  13  des  Ge- 
setzes festgesetzten  Taxen  und  erhalten  für  ihre  Bemühungen 
folgende  Anteile: 

1.  Im  Lokalverkehr  die  Hälfte  der  Gesprächstaxe,  also 
5  Cts.  per  Gesprächseinheit  von  3  Minuten; 

2.  im  interurbanen  Verkehr  eine  Zuschlagstaxe  von  10  Cts. 
per  Gesprächseinheit  von  3  Minuten; 

3.  eine  Provision    von  10  Cts.   für  jedes  Phonogramm; 

4.  die  Zuschlagstaxe  von  10  Cts.  für  jedes  aufgegebene 
Telegramm. 

Der  Rest  der  bezogenen  Taxen  ist  an  die  Verwaltung 
abzuliefern. 
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Art.  48.  Öffentliche  Sprechstationen  dürfen  nur  dann 
in  Gebäuden  eingerichtet  werden,  in  denen  eine  Wirtschaft 
betrieben  wird,  wenn  das  ftlr  die  Aufstellung  der  Apparate 
bestimmte  Lokal  von  den  eigentlichen  Wirtschaftslokalen 
unabhängig  oder  mit  einer  Kabine  versehen  ist 

TU.  Gemelndestationen. 

(Art.  4,  9,  11  und  13  des  Gesetzes.) 

Art.  49.  Die  Gemeindestationen  zerfallen  in  zwei 
Kategorien,  nämlich: 

1.  solche,  welche  mit  einem  Telephonnetz,  und 

2.  solche,  welche  nur  mit  einem  Telegraphenbureau  ver- 
bunden sind. 

Für  beide  Kategorien  übernimmt  die  betreffende  Ge- 
meinde die  in  Art  4,  litt  a  und  6,  des  Gesetzes  festgestellten 
Leistungen.  Für  die  Dauer  der  bezüglichen  Verträge  gelten 
die  Bestimmungen  von  Art.  6  des  Gesetzes  und  des  Art.  8 
gegenwärtiger  Verordnung. 

Art.  50.  Die  für  Gemeindestationen  ernannten  Beamten 
sind  gegenüber  der  Verwaltung  verantwortlich  und  haben, 
falls  sie  nicht  bereits  Post-  oder  Telegraphenbeamte  sind, 
eine  vom  Post-  und  Eisenbahndepartement  festzusetzende 
Bürgschaft  zu  leisten,  welche  aber  auch  von  der  Gemeinde 
ibemommen  werden  kann. 

Art.  51.  Die  Vorschriften  des  Art.  48  hiervor,  be- 
Jtffend  die  Einrichtung  in  Wirtschaftslokalen,  gelten  auch 
für  Gemeindestationen. 

Art.  52.  Die  Verwaltung  übernimmt  die  Kosten  der 
3r8tei  Einrichtung  und  Instruktion ;  dagegen  sind  die  Kosten 
3iner  illflELlligen  Verlegung,  sowie  der  Instruktion  jedes  nach» 
Tolgemen  Beamten  von  der  Gemeinde  zu  tragen. 
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Art.  53.  Die  Gemeindestationen,  welche  mit  einem 
Telephonnetz  verbunden  sind  (1.  Kategorie,  siehe  Art.  49), 
stehen  nach  Art.  9  des  Gesetzes  jedermann  für  den  gleichen 
Verkehr  zur  Verfügung,  welcher  den  Inhabern  der  übrigen 
Stationen  zusteht. 

Es  können  von  denselben  daher  lokale  und  interurbane 
Gespräche,  Phonogramme  und  Telegramme  vermittelt  werden. 

Ist  jedoch  die  Ortschaft,  in  welcher  sich  die  Gemeinde- 
station befindet,  mit  einem  Telegraphenbureau  versehen,  so 
hat  letzteres  ausschließlich  die  Telegrammvermittlung  zu 
besorgen.  Eine  Ausnahme  kann  von  der  Telegraphendirektion 
für  sehr  ausgedehnte  Ortschaften  gestattet  werden,  wenn  das 
Telegraphenbureau  und  die  Gemeindestation  weit  voneinander 
entfernt  sind. 

Art.  54.  Von  den  auf  den  Gemeindestationen  bezogenen 
Taxen,  welche  die  nämlichen  sind,  wie  auf  den  öffentlichen 
Sprechstationen,  bezieht  die  Gemeinde  für  Dienstbesorgung 
und  Lokallieferung  folgende  Anteile: 

1.  Im  Lokal  verkehr  die  Hälft«  der  Gesprächstaxe,  also 
5  Cts.  per  Gesprächseinheit  von  3  Minuten; 

2.  im  interurbanen  Verkehr  eine  Zuschlagstaxe  von  10  Cts. 
per  Gesprächseinheit  von  3  Minuten; 

3.  eine  Provision  von  10  Cts.  ftir  jedes  Phonogramm; 

4.  die  Zuschlagstaxe    von  10  Cts.   für  jedes   abgehende 
Telegramm. 

Der  Rest  der  bezogenen  Taxen  ist  an  die  Verwaltuog 
abzuliefern. 

Überdies  kann  die  Gemeinde  zu  ihren  Händen  ftir^^des 
abgehende  Telegramm  einen  weitem  Zuschlag  von  If  Cts. 
beziehen,  welcher  für  jedermann  der  nämliche  seii  soll. 
Der  bezügliche  Gemeindebeschluß  ist  der  Centralstaton  zu 
Händen  der  Telegraphendirektion  schriftlich  mitzuteien. 
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Art.  55.  Die  Zustellung  der  ankommenden  Telegramme 
bis  auf  die  Entfernung  von  einem  Kilometer  erfolgt  unent- 
geltlich, vorbehaltlich  der  auf  dem  Telegramm  etwa  lasten- 
den Nachnahmen  (für  Nachsendung  u.  dgl.).  Für  größere 
Entfernungen  werden  überdies  die  reglementarischen  Ex- 
pressengebühren erhoben,  nämlich: 

von  1001—1500  m.  25  Cts. 
^     1501—2000    ^    50     ^ 
und    fllr  jeden    weitern  Kilometer   30    Cts.,    insofern   diese 
Gebühren  nicht   vom  Aufgeber   vorausbezahlt  wurden  oder 
das  Telegramm  durch  die  Post  bestellt  werden  soll. 

Art.  56.  Die  mit  einem  Telephonnetz  verbundenen 
Gemeindestationen  (1.  Kategorie)  werden  vom  1.  Januar 
1896  ab  nach  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  7.  De- 
zember 1894  behandelt  und  bezahlen  nur  noch  die  der 
Dauer  ihres  Bestandes  entsprechende  Abonnementsgebühr. 

Art.  57.  Gemeindestationen,  welche  an  eine  ümschalte- 
station  angeschlossen  sind,  werden  in  Bezug  auf  die  zwei 
freien  Kilometer  Linie  behandelt  wie  die  übrigen  angeschlos- 
senen Abonnenten  und  haben  sich  wie  diese  an  den  gemein- 
samen Kosten  der  Verbindungslinie  mit  der  Centralstation 
zu  beteiligen.  Ist  die  Gemeindestation  zugleich  Umschalte- 
station, so  fallt  der  Anspruch  auf  die  zwei  freien  Kilometer 
dahin,  da  die  Verbindungslinie  mit  der  Centralstation  für 
die  ganze  Länge  taxiert  wird  (siehe  Art.  64  hiernach). 

Art.  58.  Die  Gemeindestationen  der  2.  Kategorie,  welche ' 
nur  mit  einem  Telegraphenbureau  verbunden  sind,  haben  in 
der  Regel   lediglich   die  Vermittlung   von  Telegrammen  zu 
besorgen,   und    zwar   unter   den   in   Art.  54    und   Art.  55 
hiervor  festgesetzten  Bedingungen. 

Wenn  dieselben  aber  ausnahmsweise  auch  zu  Gesprächen 
benützt  werden  wollen,   so  darf  dies   nur  auf  Grund  einer 
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von  der  Telegraphendirektion  erteilten  Bewilligung  geschehen. 
In  diesem  Falle  sind  zu  Händen  der  Verwaltung  die  gesetz- 
lichen Taxen  für  interurbane  Gespräche  (siehe  Art.  14  des 
Gesetzes)  zu  beziehen  und  die  verkehrenden  Personen  haben 
sich  mit  den  Statioiisinhabem  in  Betreff  ihrer  Bemühungen 
direkt  abzufinden. 

Art.  59.  Die  noch  bestehenden  Verträge  betreffend  die 
Gemeindestationen  der  zweiten  Kategorie  sind  mit  Inkraft- 
treten des  Gesetzes  vom  7.  Dezember  1894  mit  halbjahriger 
Frist  zu  künden  und  gewünschtenfalls  auf  Grundl^e  der 
neuen  Bestimmungen  zu  erneuem. 

Von  den  Beiträgen,  welche  die  betreffenden  Gemeinden 
seiner  Zeit  an  die  Linienbaukosten  bezahlten,  wird  denselben 
ein  nach  Verhältnis  der  noch  nicht  abgelaufenen  Vertrags- 
dauer berechneter  Teil  zurückbezahlt. 

VIIL  Umsehaltestationen. 

Art.  60.  Abonnentengruppen  können  durch  eine  üm- 
schaltestation  an  die  Centralstation  angeschlossen  werden, 
wenn  ein  direkter  Anschluß  nicht  thunlich  ist,  worüber  die 
Verwaltung  entscheidet. 

Art.  61.  Die  Verwaltung  bestimmt  das  Lokal  und 
bezeichnet  den  Inhaber  der  Umschaltestation,  welch  letzterem 
sie  eine  nach  Verhältnis  des  Gesprächsverkehrs  festzusetzende 
Entschädigung  ftlr  die  Dienstbesorgung  ausrichtet.  Derselbe 
*kann  zugleich  Abonnent  oder  Inhaber  einer  Gemeindestation 
sein,  wenn  eine  Vereinigung  mit  dem  Post-  und  Telegraphen- 
dienste nicht  thunlich. 

Ist  der  ümschaltebeamte  zugleich  Inhaber  einer  (Je- 
meindestation,  so  ^It  deren  Verkehr  ftlr  die  Festsetzung 
der  von  der  Verwaltung  auszurichtenden  Entschädigung  nicht 
in  Betracht. 
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In  besondern  AusnahmsfUllen,  wo  es  sich  nur  um  den 
Anschluß  einzelner  Abonnenten  handelt,  kann  die  Verwal- 
tung in  Betreff  des  Umschaltedienstes  abweichende  Ver- 
fügungen treffen  und  sowohl  die  Bezeichnung  des  Stations- 
inhabers, als  dessen  Entschädigung,  unter  Vorbehalt  der 
Genehmigung,  den  Abonnenten  überlassen. 

Art.  62.  Die  mit  dem  Umschaltedienst  betraute  Person, 
sei  sie  Abonnent  oder  nicht,  bleibt  unter  allen  Umständen 
iilr  diesen  Dienst  der  Telegraphenverwaltung  unterstellt  und 
hat  daher  nicht  nur  deren  Weisungen  in  Bezug  auf  Dienst- 
besorgung und  Rechnungsführung  nachzukommen,  sondern 
übernimmt  auch  gemäß  Art.  17  des  Bundesgesetzes  vom 
27.  Juni  1889  die  Pflicht  der  Geheimhaltung  des  telephoni- 
schen Verkehrs.  Dieselbe  unterliegt  überhaupt  allen  gesetz- 
lichen und  administrativen  Bestimmungen  betreffend  die 
Disciplinarstrafen  und  die  Verantwortlichkeit  der  eidgenös- 
sischen Beamten. 

Art.  63.  Die  Apparate  fUr  den  Umschaltedienst  werden 
von  der  Verwaltung  ohne  Entgelt  geliefert.  Ist  der  Stations- 
inhaber zugleich  Abonnent,  so  wird  ihm  bei  Benutzung  des 
gleichen  Apparates  eine  Ermäßigung  der  jährlichen  Abonne- 
mentsgebühr um  Fr.  20  bewilligt,  welche  jedoch  dahinfäUt, 
sobald  er  ftlr  seinen  eigenen  Gebrauch  einen  besondern 
Apparat  verlangt. 

Eine  Vergütung  für  den  von  den  Umschalteapparaten 
beanspruchten  Platz  ^ird  dem  Stationsinhaber  nicht  aus- 
gerichtet. 

Art.  64.  Die  mittelst  einer  ümschaltestation  ange- 
schlossenen Abonnenten  bezahlen  gemeinschaftlich  die  gesetz- 
liche Linienvergütung  für  die  ganze  Verbindungslinie  mit 
dem  Hauptnetze  und  die  üblichen  zwei  freien  Kilometer 
werden  für  jeden  einzelnen  Abonnenten  von  der  Umschalte- 
station an  gerechnet. 
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Art.  65.  Die  Abonnenten  bezeichnen  einen  Delegierten, 
welcher  bevollmächtigt  ist,  sie  gegenüber  der  Ver^'altung 
in  allen  ihre  Gruppe  betrefienden  Angelegenheiten  zu  ver- 
treten. Derselbe  hat  die  gemeinsamen  Linienkosten  zu  über- 
nehmen und  die  weitere  Abrechnung  mit  den  übrigen  Abon- 
nenten zu  besorgen.  Für  die  Erfüllung  seiner  Verpflichtungen 
hat  er  zw^ei  Bürgen  zu  stellen,  falls  die  Bürgschaft  nicht 
von  der  Gemeinde  übernommen  wird. 

Art.  66.  W^enn  zwischen  dem  Hauptnetze  und  der 
Umschaltestation  auf  Verlangen  der  Abonnenten  noch  eine 
zweite  oder  mehr  Verbindungen  erstellt  werden,  so  haben 
die  Abonnenten  flir  jede  derselben  die  vorgeschriebene  jähr- 
liche Vergütung  unter  Bürgschaftsleistung  zu  übernehmen. 

Art.  67.  Jeder  Abonnent  einer  ümschaltestation  be- 
zahlt an  die  Verwaltung  außer  der  gesetzlichen  Jahres- 
gebühr für  die  Station,  nebst  allfälligen  Distanzzuschlägen, 
einen  jährlichen  Beitrag  von  Fr.  20  an  die  Kosten  des 
Umschaltedienstes.  Dieser  Zuschlag  soll  in  die  Abonnements- 
erklärung aufgenommen  werden. 

Art.  68.  Die  Kosten  einer  Verlegung  der  Ümschalte- 
station und  ihres  Centralträgers  fallen  zu  Lasten  der  be- 
treffenden Abonnentengruppe. 

Art.  69.  Es  können  jederzeit  neue  Abonnenten  an 
eine  Umschaltestation  angeschlossen  werden,  unter  der  Be- 
dingung, dass  dieselben  sich  an  den  gemeinsamen  Kosten  im 
gleichen  Verhältnis  wie  die  übrigen  Abonnenten  der  Gruppe 
beteiligen.  Gegenteilige  Abkommen  zwischen  den  Abon- 
nenten sind  ungültig. 

Art.  70.  Die  an  eine  Umschaltestation  angeschlossenen 
Abonnenten  bezahlen  im  übrigen  die  nämlichen  Gebühren 
wie  gewöhnliche  Abonnenten  und  unterliegen  den  nämlichen 
Rücktrittsbedingungen. 
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Es  sind  daher  insbesondere  auch  sämtliche  Gespräche 
zwischen  den  Abonnenten  unter  sich  oder  mit  dem  Haupt* 
netze  taxpflichtig. 

Art.  71.  Es  bleibt  der  Verwaltung  anheimgestellt,  eine 
den  YOTstehenden  Bestimmungen  entsprechende  Änderung 
in  der  gegenwärtigen  Organisation  bestehender  Umschalte- 
stationen auf  den  ihr  angemessen  scheinenden  Zeitpunkt 
eintreten  zu  lassen. 


IX.  Antomatisehe  Umsehalter. 

Art.  72.  Die  Verwendung  von  automatischen  Um- 
schaltern für  Gruppen  von  höchstens  fünf  Abonnenten,  be- 
hufs Anschlusses  an  die  Centralstation,  bleibt  dem  Ermessen 
der  Verwaltung  überlassen, 

Art.  73.  Die  an  einen  automatischen  Umschalter  an- 
geschlossenen Abonnenten  haben  für  die  unentgeltliche  Be- 
schafhing  eines  geeigneten  Lokals  zur  Aufstellung  des  Um- 
schalters und  zur  Einführung  der  Drähte  zu  sorgen. 

Art.  74.  Befindet  sich  der  automatische  Umschalter 
innert  zwei  Kilometern  vom  Centralpunkt,  so  bezahlen  die 
angeschlossenen  Abonnenten  die  gewöhnliche  Jahresgebuhr ; 
dagegen  ist  für  allfällig  außerhalb  des  Umkreises  von  zwei 
Kilometern  gelegene  Stationen  der  fUr  die  Entfernung  vom 
Centralpunkt  geltende  Linienzuschlag  zu  entrichten. 

Art.  75.  Befindet  sich  der  automatische  Umschalter 
in  einer  direkten  Entfernung  von  über  zwei  Kilometern  von 
der  Centralstation,  so  haben  die  Abonnenten  für  die  ganze 
Verbindungslinie  vom  Centralpunkt  bis  zum  automatischen 
Umschalter  die  durch  Art.  12,  A,  d,  des  Gesetzes  vorge- 
sehene Linienvergütung  gemeinschaftlich  zu  bezahlen. 
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Für  die  Repräsentanz  der  Abonnentengruppe  gegenüber 
der  Verwaltung  und  die  zu  stellende  Bürgschaft  gelten  die 
Bestimmungen  des  Art.  65  hiervor. 

Art.  76.  Jeder  gemäß  Art.  75  angeschlossene  Abonnent 
hat  an  die  Kosten  des  Umschalters  und  ftlr  dessen  Unterhalt 
einen  fixen  jährlichen  Beitrag  von  Fr.  10  zu  entrichten, 
welcher  in  die  Abonnementserklärung  aufzunehmen  ist. 

Im  übrigen  werden  diese  Abonnenten  gleichgehalten 
wie  alle  andern,  und  die  freien  zwei  Kilometer  Linie  werden 
jedem  derselben  vom  Umschalter  an  gerechnet. 

X.  Internrbane  Terbindangen. 

(Art.  5  und  14  des  Gesetzes.) 

Art.  77.  Als  interurbane  Linien  gelten  diejenigen, 
welche  zwei  verschiedene  Netze  unter  sich  verbinden  (siehe 
Art.  7  hiervor). 

Art.  78.  Für  die  Benutzung  dieser  Verbindungen  sind 
die  in  Art.  14  des  Gesetzes  festgestellten  Gebühren,  nebst 
den  allf^ligen,  durch  Art.  47  und  54  hiervor  für  öffentliche 
Sprechstationen  und  Gemeindestationen  vorgesehenen  Zu- 
schlagstaxen, zu  entrichten. 

Art.  79.  Die  Gemeinden,  von  welchen  aus  die  Er- 
stellung einer  interurbanen  Verbindung  verlangt  wird,  können 
zur  Leistung  einer  Garantie  für  eine  bestimmte  jährliche 
Minimaleinnahme  aus  den  Gesprächstaxen  angehalten  werden. 

Art.  80.  Die  Garantiesumme  wird  im  Verhältnis  von 
Fr.  50  per  Kilometer  Linienlänge,  oder  Bruchteil  eines 
solchen,  festgesetzt. 

Die  Dauer  der  Garantie  beträgt  mindestens  10  Jahre. 
Wird  die  Garantie  nach  Ablauf  dieser  Zeit   nicht  erneuert 
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und  erreicht  der  Ertrag  der  Linie  die  Garantiesumme  nicht, 
so  steht  der  Verwaltung  freie  Verfügung  über  die  Verbin- 
dung zu.  * 

Art.  81.  Die  Verwaltung  hat  jederzeit  das  Recht,  an 
einer  bestehenden  Linie  weitere  Drähte  anzulegen,  sowie 
über  eine  solche  Linie  auch  die  Gespräche  anderer  Netze 
zu  leiten,  ohne  daß  aus  diesen  Gründen  eine  Änderung  der 
Garantiesumme  beansprucht  werden  darf. 

Ebenso  wenig  begründet  ein  all&lliger  Wegfall  des 
Transitverkehrs  über  eine  Verbindung  einen  Anspruch  auf 
Reduktion  der  einmal  festgesetzten  Garantiesumme. 

Art.  82.  Für  die  Berechnung  des  Ertrages  wird  die 
Gesprächstaxe  derjenigen  Verbindung  gutgeschrieben,  auf 
welche  das  Gespräch  von  der  Ursprungs-Centralstation  aus 
zuerst  eintritt.     Beispiele: 

Ein  Gespräch  Chaux-de-Fonds-Zürich  zählt  für  die  Linie 
Chaux-de-Fonds-Bern ; 

Ein  Gespräch  Lausanne-Interlaken  zählt  für  Lausanne- 
Bern; 

Ein  Gespräch  Zofingen-Basel  zählt  für  Zofingen- Aarau ; 

Ein  Gespräch  Herisau-Winterthur  zählt  für  Herisau- 
St.  Gallen. 

XI.  Gespräche. 

(Art.  10,  11,  12,  18  und  14  des  Gesetzes.) 

Art.  83.  Sämtliche  Gespräche,  sowohl  die  im  Innern 
eines  Netzes,  als  die  auf  interurbanen  Verbindungen  geführten, 
sind  gemäß  Art.  12,  A,  e,  13  und  14  des  Gesetzes  taxpflichtig, 
•mit  Ausnahme  der  dienstlichen  Mitteilungen  der  Tel^raphen- 
verwaltung  und  nach  Mai^abe  daheriger  Vereinbarungen 
auch  derjenigen  der  Postverwaltung. 
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Reduzierte  und  Gratis -Abonnemente  genießen  keine 
Gesprächsfreiheit ;  dagegen  sind  die  keiner  Kontrolle  unter- 
liegenden Gespräche  auf  Äweigverbindungen  und  unabhän- 
gigen Verbindungen  selbstverständlich  taxfrei. 

Art.  84.  Die  Dauer  der  Lokalgespräche  von  Abon- 
nentenstationen, mit  Ausnahme  der  durch  eine  Umschalte- 
station angeschlossenen  (siehe  Art.  86),  ist  im  allgemeinen 
unbeschränkt  und  es  \^ärd  daher  die  Taxe  von  5  Cts.  ohne 
Rücksicht  auf  die  Dauer  bezogen.  Die  Centralstation  ist 
jedoch  befugt,  eine  seit  5  Minuten  bestehende  Verbindung 
aufzuheben,  wenn  sie  sich  überzeugt  hat,  daß  nicht  mehr 
gesprochen  wird. 

Art.  85.  Die  Dauer  der  Lokalgespräche  von  Gemeinde- 
stationen und  öffentlichen  Sprechstationen  beträgt  laut  Art.  13 
des  Gesetzes  3  Minuten,  wie  für  die  interurbanen  Gespräche. 

Art.  86.  In  betreff  der  Benutzung  der  Verbindungs- 
linien zwischen  Umschaltestationen  und  der  Centralstation 
ihres  Netzes  gelten  die  Vorschriften  von  Art.  11  des  Gesetzes, 
und  es  können  daher  solche  Verbindungen  von  der  gleichen 
Person  nicht  länger  als  6  Minuten  besetzt  werden,  wenn 
Anmeldungen  anderer  Personen  vorliegen. 

Art.  87.  Der  zur  Benutzung  einer  Verbindung  ein- 
geschriebene Abonnent  ist  durch  die  Centralstation  zu  avi- 
sieren, sobald  die  Linie  für  ihn  frei  ist.  Antwortet  er  nicht 
sofort,  so  wird  sein  Name  gestrichen  und  die  Linie  dem 
Nächstfolgenden  zur  Verfügung  gestellt. 

Die  Vorausbelegung  einer  Linie  auf  einen  bestimmten 
Zeitpunkt  ist  unzulässig,  ebenso  das  Begehren  eines  Abon- 
nenten um  gleichzeitige  Einschreibung  ftir  mehrere  anf- 
einander  folgende  Gespräche  auf  der  gleichen  Linie. 

Art.  88.  Ist  eine  Verbindung  beidseitig  belegt  und 
steht  ein   weiterer  Draht   nicht    zur  Verfügung,   so  hat  die 
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Ausweobdung  der  fGrespräohe  in  attenüereoder  Reihenfolge 
«lattzufinden,  so  daß,  wenn  ein  Gespräch  nach  einer  Rieh- 
:tung  beendigt  ist,  der  Abonnent  der  entgegengeset^tten  Rich- 
tung zum  Sprechen  kommt. 

Art.  89.  Die  Gesprächsdauer  beginnt  mit  dem  Moment, 
in  welchem  die  gerufene  Abonnentenstation  geantwortet  hat 
und  hört  auf  mit  dem  Moment  des  Abläutens.  Die  Kontrolle 
ttber  die  Sprechdauer  wird  von  derjenigen  Centralstation 
ausgeübt,  zu  deren  Netz  die  rufende  Station  gehört. 

Art.  90.  Hat  eine  gerufene  Abonnentenstation  geant- 
wortet, gleichviel  ob  der  Abonnent  selbst  anwesend  sei  oder 
nicht,  so  wird  das  Ga^räch  taxiert,  und  zwar  sowohl  im 
lokalen  als  im  interurbanen  Verkehr. 

Art.  91.  Der  Abonnent,  welcher  durch  unrichtige  Be- 
handlung seiner  Apparate  oder  Mißachtung  der  amtlichen 
Gebrauchsanweisung  etc.  Zeitversäumnisse  verursacht  oder 
das  Gelingen  eines  Gesprächs  verunmöglicht,  kann  für  die 
Dauer  der  Linienbeanspruchung  mit  der  entsprechenden  Taxe 
belastet  werden. 

Art.  92.  Interurbane  Gespräche,  welche  mehr  als  drei 
Centralstationen  in  Anspruch  nehmen  (Umschaltestationen 
fallen  nicht  in  Betracht),  sollen  in  der  Regel  auf  Leitungen 
mit  starkem  Verkehr  während  den  Stunden  von  9  Uhr  vor- 
mittags bis  4  Uhr  nachmittags  nicht  zugelassen  werden. 

Solche  Verbindungen  dürfen  überhaupt  nur  gestattet 
werden,  wenn  dieselben  ohne  Zeitverlust  hergestellt  werden 
können,  wobei  jedoch  die  Verwaltung  für  das  Gelingen 
solcher  Gespräche  keine  Verantwortlichkeit  übernimmt. 

Wenn  solche  Gespräche  nicht  zu  stände  kommen,  der 
Aufruf  aber  die  vierte  Centralstation  erreicht  hat  und  von 
dieser  beantwortet  wurde,  so  ist  für  die  Herstellung  der 
Netzverbindungen  die    der   zuletzt   erreichten  Centralstation 

Eidg.  amtl.  Samml.  Neue  Fol^:©.  XV.  Bd.  17 
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entsprechende  Gesprächstaxe  flir  3  Minuten  zu  entrichten. 
Jeder  weitere  Versuch,  die  Verbindung  zu  erhalten,  wird 
in  gleicher  Weise  behandelt,  wenn  das  Gespräch  nicht  zu 
Stande  kommt  und  als  solches  zu  taxieren  ist. 

Die  Abonnenten  oder  öffentlichen  Stationen,  welche 
derartige  Verbindungen  verlangen,  sind  jeweilen  zum  voraus 
auf  diese  besondem  Bestimmungen,  besonders  soweit  es  die 
Taxe  betrifft,  aufmerksam  zu  machen. 

Art.  93.  Gemeindestationen  und  öffentliche  Sprech- 
stationen können  in  der  Regel  nur  aufgerufen  werden,  wenn 
die  Person,  mit  welcher  man  zu  sprechen  wünscht,  infolge 
vorheriger  Verständigung  (durch  Brief,  Telegramm,  Phono- 
gramm etc.)  auf  der  Station  anwesend  ist. 

Hat  eine  solche  Verständigung  nicht  stattgefunden,  so 
darf  der  Aufruf  nur  gestattet  werden,  wenn  die  das  Gespräch 
verlangende  Person  sich  verpflichtet,  die  Taxe  für  die  ganze 
Zeit,  während  welcher  die  Linie  besetzt  oder  zur  Verfügung 
gehalten  wird,  zu  bezahlen,  auch  wenn  das  Gespräch  nicht 
zu  Stande  kommen  sollte.  Die  Zeit  wird  berechnet  vom 
Moment  an,  wo  die  Bestimmungsstation  geantwortet  hat, 
bis  zum  Abläuten. 

Wenn  die  Verbindung  oder,  bei  Inanspruchnahme  meh- 
rerer Centralstationen,  eine  der  belegten  Linien,  von  anderer 
Seite  verlangt  wird,  so  ist  sie  nach  Verfluß  von  6  Minuten 
aufzuheben  und  eine  spätere  Wiederherstellung  derselben 
kann  nur  auf  Verlangen  und  gegen  Bezahlung  eines  neuen 
Gespräches  erfolgen,  sofern  der  Verkehr  es  gestattet. 

Kommt  die  herbeigerufene  Person  erst  nach  Aufhebung 
der  Verbindung  an  den  Apparat  und  verlangt  deren  Wieder- 
herstellung, so  kann  diesem  Begehren  nur  gegen  Entrichtung 
der  Taxe  für  ein  neues  Gespräch  entsprochen  werden. 
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Xn.  Phonogramme  and  Telegramme. 

(Art.  7,  9,  12  B,  13  6  und  c  und  18.) 

Art.  94.  Phonogramme,  gleichviel  ob  sie  von  einer 
Abonnentenstation,  von  einer  öffentlichen  Sprechstation  oder 
von  einer  Gemeindestation  ausgehen,  dürfen  nur  zwischen 
den  Stationen  eines  und  desselben  Netzes  ausgewechselt  und 
daher  über  keine  interurbanen  Verbindungen  geleitet  werden. 

Mit  der  Zustellung  der  Phonogramme  an  die  Adressaten 
beauftragt  die  Centralstation  entweder  das  Telegraphenbureau 
oder  eine  öffentliche  Spreclistation,  insoweit  sich  diese  dazu 
bereit  erklärt,  oder  die  betreffende  Gemeindestation. 

Art.  95.  Die  telephonische  Vermittlung  abgehender 
Telegramme  darf  nur '  in  dem  Sinne  stattfinden,  daß  das 
Telegramm  direkt  oder  durch  Vermittlung  der  Centralstation 
an  das  im  Innern  des  Netzes  befindliche  Telegraphenbureau 
telephoniert,  von  letzterm  aber  auf  telegraphischem  Wege 
weiter  befördert  wird.  Eine  interurbane  Telephonverbindung 
darf  hierfür  nicht  in  Anspruch  genommen  werden. 

Ai*t.  96.  Befindet  sich  eine  Abonnentenstation  (be- 
ziehungsweise Umschaltestation)  in  einer  andern  Ortschaft 
als  die  Centralstation  und  besitzt  diese  Ortschaft  selbst  ein 
Telegraphenbureau,  so  sind  die  Telegramme  bei  diesem  auf- 
zugeben und  die  telephonische  Übermittlung  ist  in  diesem 
Falle  unzulässig. 

Eine  Ausnahme  kann  gestattet  werden,  wenn  der  Abon- 
nent in  größerer  Entfernung  vom  Telegraphenbureau  wohnt, 
in  welchem  Falle  das  Telegramm  zwischen  Einleitung  und 
Adresse  die  zu  taxierende  Angabe  enthalten  soll:  ^Tele- 
phoniert von ^  (Wohnort  des  Aufgebers). 

Art.  97.  Insofern  die  Centralstation  mit  einem  Tele- 
graphenbureau verbunden  ist,  kann  ein  Abonnent  verlangen. 
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daß  ihm  die  an  seine  Adresse  auf  dem  Telegraphenburean 
eingehenden  Telegramme  gegen  Entrichtung  der  gesetzlichen 
Gebühr  von  10  Cts.  telephonisch  übermittelt  werden.  Das 
bezügliche  Begehren  ist  schriftlich  zu  stellen. 

Die  nachträgliche  Zustellung  des  Tel^ammes  hat  gleich- 
wohl stattzufinden,  und  zwar  innerhalb  des  Gratisrayon  durch 
Boten,  außerhalb  desselben  durch  die  Post.  Wurde  ein  Ex- 
presser vorausbezahlt  und  kann  die  telephonische  Vermitt- 
lung wirklich  erfolgen,  so  ist  das  Aufgabebureau  durch  Dienst- 
telegramm zur  Rückerstattung  der  Expressentaxe  zu  veran- 
lassen. 

Wenn  der  Abonnent  während  15  Minuten  erfolglos 
gerufen  wird,  so  erfolgt  die  Bestellung  des  Telegrammes  ohne 
weiteres  auf  dem  gewöhnlichen  Wege.  Die  Wartezeit  wird 
auf  30  Minuten  ausgedehnt,  wenn  mit  der  Bestellung  Ex- 
preßkosten verbunden  wären. 

Art.  98.  Ankommende  Telegramme,  welche  für  eine 
Ortschaft  mit  einer  Gemeindestation,  aber  ohne  Telegraphen- 
bureau, bestimmt  sind,  werden  dieser  Gemeindestation  dureh 
die  Centralstation  oder  das  Telegraphenbureau  behufs  Be- 
stellung an  den  Adressaten  telephonisch  übermittelt 

Art.  99.  Die  öfientlichen  Sprechstationen  sind  nicht 
verpflichtet,  sich  mit  der  Bestellung  ankommender  Tele- 
gramme zu  befassen  und  dürfen  dieselbe  nur  im  Einver- 
ständnis mit  dem  Adressaten  übernehmen. 

Art.  100.  Für  die  telei)honi8che  Übermittlung  oder 
Aufgabe  von  Telegrammen  und  Phonogrammen  ist  die 
Kollationierung  derselben  mit  dem  Aufgeber  oder  Adressaten 
(beziehungsweise  mit  der  öffentlichen  Station)  obligatorisch 
(Art.  18  des  Gesetzes). 

Art,  101.  Die  Verwaltung  übernimmt  för  die  tele- 
phonische  Aufnahme   und   Übermittlung   von  Tel^rammen 
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und  Phonogrammen  keine  Yerantwortlichkeit,  wie  überhaupt 
aach  für  solche  Telegramme  die  Beetimmui^en  des  Bundes- 
gesetzes Tom  22.  Juni  1877  und  der  bundesr&tlichen  Verord- 
nung vom  30.  Juli  1886  maßgebend  sind. 

XIII.  Stationsrerlegangen. 

Art.  102.  Verlangt  ein  Abonnent  die  Versetzung  oder 
Abänderung  seiner  Station  im  gleichen  Hause,  so  hat  er 
die  daherigen  Kosten,  mit  Inbegrifi  des  verwendeten  neuen 
Materials,  zu  vergüten. 

Art.  103.  Für  die  Verlegui^  einer  einfachen  Station 
in  ein  anderes  Haus  wird  eine  fixe  Gebühr  von  Fr.  20 
erhoben. 

Findet  sich  in  dem  neuen,  von  einem  Abonnenten  be- 
zogenen Lokal  bereits  eine  Telephoneinrichtung  vor,  so  hat 
derselbe  nur  die  wirklichen  Kosten  zu  bezahlen,  insbesondere 
diejenigen  eines  allf^lligen  Abbruches  seiner  frühern  Station. 

Art.  104.  Hatte  die  aufgehobene  Verbindung  mit  der 
Centralstation  eine  Länge  von  über  2  Kilometern,  so  hat 
der  Abonnent  nebst  den  eigentlichen  Verlegungskosten  noch 
die  in  Art.  6,  Absatz  3,  des  Gesetzes  vorgesehene  Ent- 
schädigung zu  leisten. 

Bei  einer  Länge  der  Verbindungslinie  von  über  5  Kilo- 
metern gelten  die  in  Art.  120  hiemach  festgesetzten  Rück- 
trittsentschädigungen. 

Art.  105.  Liegt  das  neue  Lokal  in  einer  Entfernung 
von  über  2  Kilometern  vom  Centralpunkt,  so  erhöht  sich 
der  Abonnementspreis  um  den  gesetzlichen  Distanzzuschlag. 

Art.  106.  Bei  Abonnentenstationen  mit  Zweigverbin- 
dungen wird  die  Taxe  von  Fr.  20  für  jede  in  ein  anderes 
Haus  zu  verl^ende  Station  erhoben.    Ausgenommen  hiervon 
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sind  die  Fälle,  wo  zwei  oder  mehrere  Stationen  von  einem 
und  demselben  Haus  wieder  in  ein  einziges  Haus  zu  ver- 
logen sind,  in  welchem  Falle  nur  für  eine  dieser  Stationen 
die  Gebühr  von  Fr.  20,  für  die  andern  dagegen  nur  je  die 
Hälfte  berechnet  wird. 

Wenn  nur  die  an  die  Centralstation  angeschlossene 
Station  (Mittelstation)  in  ein  anderes  Haus  verlegt  werden 
muß,  so  wird  zu  der  Taxe  von  Fr.  20  ein  Zuschlag  von 
Fr.  10  für  jede  Zweigleitung  erhoben. 

Art.  107.  Findet  die  Verlegung  einer  Zweigleitung 
von  nicht  über  2  Kilometer  innert  der  ersten  2  Jahre  statt, 
so  ist  außer  den  erwähnten  Gebühren  für  die  ganze  auf- 
gehobene Leitung  eine  Entschädigung  im  Verhältnis  von 
Fr.  10  per  100  Meter  Länge  zu  leisten. 

Bei  einer  Länge  von  über  2  Kilometer  kommt  Art  120 
betreffend  die  Rücktrittsentschädigungen  zur  Anwendung. 

Art.  108.  In  allen  durch  Art.  102  bis  107  hiervor 
bezeichneten  Fällen  hat  der  Abonnent  überdies  etwaige 
Reisevergütungen  und  Zulagen  an  Beamte  und  Arbeiter, 
sowie  die  Transportkosten  für  Personal  und  Material  der 
Verwaltung  zurückzuvergüten. 

Art.  109.  Unter  den  vorstehenden  Bedingungen  (Artikel 
102  bis  108)  und  in  der  Voraussetzung,  daß  in  der  Be- 
zahlung der  Abonnementsgebühr  keine  Unterbrechung  ein- 
trete, wird  die  neue  Einrichtung  als  Fortsetzung  der  auf- 
gehobenen betrachtet  und  der  Abonnent  behält  alle  seine 
Rechte  bei. 

Art.  110.  Wenn  ein  Abonnent  seine  Station  aufgiebt, 
um  sofort  in  einem  andern  Netz  eine  neue  Station  zu  über- 
nehmen, so  kann  er  sein  Altersrecht  nur  beibehalten,  wenn 
er  sämtliche  Kosten  für  die  Erstellung  der  neuen  Leitung 
und  die  Einrichtung  der  neuen  Station  übernimmt  und  die 
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Abonnementsgebühr  ohne  Unterbrechung  weiter  entrichtet. 
Wenn  das  Abonnement  noch  nicht  2  volle  Jahre  besteht, 
80  kommen  überdies  die  Kosten  eines  allföJligen  Abbruches 
der  alten  Station  und  ihrer  Verbindung  hinzu. 

Art.  111.  Um  die  rechtzeitige  Verlegung  einer  Station 
zu  sichern,  muß  ein  diesbezügliches  schriftliches  Begehren 
gestellt  werden,  und  zwar  bei  Leitungen  bis  auf  2  Kilometer 
wenigstens  14  Tage,  bei  solchen  über  2  Kilometer  wenigstens 
4  Wochen  vorher. 


XIV.  Abonnementsnmwandliuigeii. 

Art.  112.  Verlangt  ein  Abonnent  die  Umwandlung 
einer  Zweigstation  in  eine  direkte  Verbindung  mit  der  Cen- 
tralstation,  so  ist  letztere  als  neues  Abonnement  zu  behandeln. 
Wenn  die  Umwandlung  durch  die  Verwaltung  selbst  ver- 
anlaßt wurde,  so  wird  die  Dauer  des  Bestandes  der  Zweig- 
station für  die  neue  Verbindung  mit  der  Centralstation  an- 
gerechnet. 

Art.  113.  Wünscht  der  Inhaber  eines  kombinierten 
Abonnements  die  Zweigstation  mit  der  Centralstation  zu  ver- 
binden und  die  Mittelstation  aufzuheben  oder  in  eine  Zweig- 
station umzuwandeln,  so  kann  die  neue  Verbindung  als 
altes  Abonnement  betrachtet  werden,  vorausgesetzt,  daß  der 
Abonnent  die  in  Art.  103  bis  108  festgesetzten  Verlegungs- 
kosten, sowie  die  allfällige  Rücktrittsgebühr  für  die  Mittel- 
station, entrichtet. 

Das  Gleiche  ist  der  Fall,  wenn  ein  einfaches  Abonne- 
ment in  ein  kombiniertes  erweitert  und  das  neue  Lokal 
gleichzeitig  mit  der  Centralstation  verbunden  wird,  unter 
Aufhebung  der  bisherigen  Verbindung  mit  der  Centralstation 
und  Umwandlung  der  alten  Station  in  eine  Zweigstation. 
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(Art.  6  des  Gesetzes.) 
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Art.  114.  Im  Falle  des  Rücktitittes  eines  AboDoenteii) 
welcher  schriftlich  zu  erklären  ist,  wird  die  etwa  bereits 
bezahlte  Abonnementsgebtthr  Air  die  Zeit  der  Nichtbenatzung 
zurückvergtitet,  jedoch  unter  Vorbehalt  der  einmonatlichett 
Kündigungsfrist  und  der  in  Art.  6  des  Gesetzes  voi^esdieneii 
Entschädigungen,  falls  der  Rücktritt  innert  den  zwei  obsten 
Jahren  erfolgt. 

Bei  doppeldrähtiger  Linienanlage  beträgt  die  bezügliche 
Rücktrittsentschädigung  auf  Grund  von  Art.  12,  A,  d,  des 
Gesetzes  für  je  100  Meter  Mehrlänge  im  ersten  Jahre  Fr.  45, 
im  zweiten  Jahre  Fr.  30. 

Enthält  die  Abonnementserklärung  besondere  Bestim- 
mungen über  die  Dauer  des  Abonnements,  so  kommt  der 
Art.  120  hiernach  zur  Anwendung. 

Art.  115.  Das  Datum  denr  Betriebseröffnung  einer  Station, 
von  welchem  an  die  Abonnementsgebühren  berechnet  werdea 
(Art.  6  des  Gesetzes),  gilt  auch  für  die  Festsetzung  der  etwa 
zu  leistenden  Entschädigungen. 

Art.  116.  Verzichtet  ein  Abonnent  auf  seine  Station 
vor  deren  Betriebseröffnung,  so  hat  er  der  Verwaltung  die 
ihr  allf^Uig  bereits  erwachsenen  Einrichtungskosten  zurück- 
zuvergüten.  Waren  die  vorläufigen  Erhebungen  und  die 
Ausfertigung  der  Abonnementserklärung  mit  Reisekosten  ver- 
bunden, so  sind  diese  ebenfalls  zu  vergüten« 

Art.  117.  Die  Artikel  115  und  116  gelten  auch  för 
Zweigverbindungen. 

Art.  118.  Verzichtet  ein  Abonnent  vor  Ablauf  des 
zweiten  Abonnementsjahres  auf  Zusatzapparate  oder  !2weig- 
Verbindungen,   die  im   gleichen  Hause    oder  auf  demselben 
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Grundstück  eingericbtet  sind,  an  welches  die  Centralstations- 
verbindung  anschließt,  so  hat  er  der  Verwaltung  die  Ein- 
ricbtuogs-  und  Abbruchskosten  und  eventuell  sämtliche  Trans- 
poriauslagen  für  Personal  und  Material  zu  vergüten. 

Der  Wert  des  verwendeten  Materials  fUllt  nicht  in 
Berechnung. 

Art.  119.  Für  Zusatzapparate  und  Zweig  Verbindungen 
außerkalb  des  direkt  mit  der  Centralstation  verbundenen 
Hauses  oder  Grundstückes  sind  bis  auf  2  Kilometer  Lei- 
tungsläi^e  die  Bestimmungen  von  Art.  6  des  Gesetzes  in 
dem  Sinne  maßgebend,  daß  die  in  Absatz  3  vorgesehene 
Rücktrittsentschädigung  fUr  die  ganze  Länge  der  Zweig- 
leitung berechnet  wird. 

Das  Gleiche  gilt  für  unabhäng^e  Verbindungen  bis 
auf  2  Kilometer. 

Art.  120.  Bei  vorzeitiger  Kündigung  eines  auf  10  Jahre 
abgeschlossenen  Abonnements  (Art.  8),  sowie  einer  Zweig- 
leitung oder  einer  unabhängigen  Verbindung  von  über 
2  Kilometer  Länge,  also  mit  vierjäliriger  Dauer  (Art.  9), 
ißt  als  Rücktrittsentschädigung,  außer  der  in  Art.  6,  Ab- 
satz 2,  des  Gesetzes  vorgesehenen,  die  volle  Summe  der 
vertraglich  stipulierten  Linienzuschläge  für  die  noch  nicht 
abgelaufene  Zeit  der  Vertragsdauer  zu  entricliten. 

XYL  Wiedereintritt  eines  früliern  Abonnenten. 

Art.  121.  Ein  gekündetes  Abonnement  kann  von  seinem 
frühem  Inhaber  mit  den  ihm  zustehenden  Rechten  wieder 
aufgenommen  werden,  insofern  der  Inhaber  bezahlt: 

1.  die   vom   früheren  Bestände   des  Abonnements   etwa 
noch  ausstehenden  Gebühren; 

2.  die   Abonnement^ebühr    für    die   Dauer    der    Unter- 
brechung ; 
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3.  die  Kosten  des  etwaigen  Abbruelis  und  der  Wieder- 
einrichtung der  Station. 
Dagegen  wird  ihm  die  bei  Anlaß  des  Rücktrittes  gemäß 
Art.  6,    Alinea  2  und  3,   des  Gesetzes  etwa  bezahlte  Ent- 
schädigung zurückvergUtet,  beziehungsweise  von  seiner  Schul- 
digkeit in  Abzug  gebracht. 

Art.  122.  Will  der  zurückgetretene  Abonnent  die  in 
Art.  121,  Ziffer  2  und  3,  erwähnten  Beträge  nicht  bezahlen, 
so  kann  er  nur  als  neuer  Abonnent  wieder  beitreten,  d.  h. 
er  hat  auf  seine  Rechte  als  früherer  Abonnent  zu  verzichten. 

Verweigert  derselbe  auch  die  Bezahlung  der  etwa  noch 
schuldigen  Gebühren,  so  wird  er  überhaupt  nicht  mehr  zu- 
gelassen, weder  in  dem  nämlichen,  noch  in  irgend  einem 
andern  schweizerischen  Netze. 

Xyn.  Dienststanden  der  Centralstationen. 

Art.  123.  Der  Tagdienst  der  Centralstationen  I.  und 
n.  Klasse  beginnt  im  Sommer  morgens  7  Uhr,  im  Winter 
um  8  Uhr  und  dauert  in  beiden  Fällen  bis  9  Uhr  abends. 

Das  Post-  und  Eisenbahndopartement  ist  jedoch  er- 
mächtigt, da,  wo  die  Verkehrsverhältnisse  es  rechtfertigen 
sollten,  eine  Verlängerung  des  Tagdienstes  von  Central- 
stationen der  beiden  genannten  Klassen  anzuordnen. 

Art.  124.  Die  Dienststunden  der  Centralstationen 
lü.  Klasse,  und  eventuell  der  Umschaltestationen,  richten  sich 
in  Bezug  auf  ihre  Dauer  nach  denjenigen  des  betreffenden 
Post-  und  Telegraphenbureaus. 

Sind  dieselben  nicht  mit  einem  Post-  oder  Telegraphen- 
bureau verbunden,  so  ist  der  Dienst  auf  die  Zeit  von  7, 
beziehungsweise  8  bis  12  Uhr,  2  bis  6  Uhr  und  8  bis 
87«  Uhr  abends  beschränkt. 
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Eine  Dienstverlängerung  kann  bewilligt  werden,  wenn 
die  Personalverhältnisse  dies  gestatten  und  die  Abonnenten 
oder  die  Gemeindsbehörden  die  daherigen  Mehrkosten  über- 
nehmen. 

Art.  125.  Die  mit  einem  Telegraphenbureau  verbun- 
denen Gemeindestationen  haben  die  gleichen  Dienststunden 
wie  die  Telegraplienbureaux  IIL  Klasse,  mit  der  Ausnahme, 
daß  der  Sonntagsdienst  ohne  weiteres  im  Sinne  der  Bundes- 
ratsbesclüüsse  vom  9.  Januar  und  27.  Mai  1874  beschränkt 
bleibt. 

Die  Sonntagsdienstbeschränkung  der  mit  einem  Telephon- 
netze verbundenen  Gemeindestationen  unterliegt  dagegen  dem 
vorausgehenden  Einverständnis  der  Gemeindsbehörde  und  der 
Genehmigung  der  Telegraphendkektion. 

Art.  126.  Wenn  Beamte  einer  Centralstation  oder  einer 
Umschaltestation  mit  beschränktem  Dienste  während  der 
Unterbrechung  ihres  Tagdienstes  zur  Gesprächsvermittlung 
herbeigerufen  werden,  so  haben  sie  diesem  Begehren  Folge 
zu  leisten,  sind  aber  zum  Bezug  einer  besondern  Vergütung 
von  50  Cts.  für  jedes  Gespräch  (ohne  Rücksicht  auf  dessen 
Länge)  zu  eigenen  Händen  berechtigt,  gleichviel  ob  das 
Gespräch  zu  stände  komme  oder  nicht.  Vorbehalten  bleiben 
die  Bestimmungen  des  Art.  136  hiernach. 

Art.  127.  Die  Dienststunden  der  Centralstationen  werden 
am  Kopfe  der  betreffenden  Abonnentenlisten  vorgemerkt. 

XVIII.  Nachtdienst. 

Art.  128.  Centralstationen,  in  welche  wenigstens  300 
Abonnentendrähte  einmünden,  haben  vollen  Nachtdienst.  Da, 
wo  dereelbe  auf  Grund  der  frühern  Bestimmungen  eingeführt 
wurde,  bleibt  derselbe  auch  fernerhin  bestehen. 
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Art.  129.  In  Netzen  mit  weniger  als  300  Stationen, 
sowie  bei  Gemeinde-  und  Umschaltestationen,  kann,  insoweit 
die  Verhältnisse  es  gestatten,  ein  teilweiser  Nachtdienst  in 
dem  Sinne  eingeftlhrt  werden,  daß  ein  Beamter  während 
der  Nacht  durch  ein  Läutewerk  geweckt  und  in  Dienst  be- 
rufen werden  kann. 

Wenn  eine  solche  Einrichtung  bei  Centralstationen 
in.  Klasse  und  bei  Gemeinde-  oder  Umschaltestationen  von 
den  Abonnenten  oder  von  der  Gemeinde  verlangt  wird,  so 
haben  dieselben  die  daherigen  Kosten  zu  Übernehmen  und 
sich  mit  dem  Beamten  über  eine  allfällige  Entschädigung 
direkt  abzufinden. 

Art.  130.  Der  Verkehr  im  Innern  eines  Netzes  mit 
teilweisem  Nachtdienst  unterliegt  außerhalb  der  reglemen- 
tarischen Dienstzeit  folgenden,  den  betrefifenden  Beamten 
zufallenden  Gebühren: 

a.  Für  jedes  Gespräch  während  der  ersten  Stunde  nach 
Schluß  oder  vor  Eröffnung  des  Tagdienstes     25  Cts. 
h,  während  den  übrigen  Nachtdienststunden    .     50    ^ 

Art  131.  Interurbane  Gespräche  bezahlen  so  viel  Mal 
die  in  Art.  130  vorgesehene  Nachttaxe,  als  Centralstationen 
ohne  vollen  Nachtdienst  in  Anspruch  genommen  werden. 

Art.  132.  Sowohl  im  lokalen  als  im  interurbanen  Ver- 
kehr werden  die  Nachttaxen  auch  dann  erhoben,  wenn  der 
gerufene  Abonnent  nicht  geantwortet  hat. 

Wird  jedoch  das  Nichtgelingen  eines  Gesprächs  durch 
Nichtantworten  einer  Centralstation  verursacht,  so  iUllt  jeder 
Taxbezug  dahin. 

Art.  133.  Die  Ausrichtung  der  bezogenen  Nachttaxen 
erfolgt  direkt  zwischen  den  beteiligten  Centralstationen. 
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Art.  134.  Für  Phonogramme  und  Telegrammvermitt- 
lung während  der  Nacht  wird  außer  den  in  Art.  130  fest- 
gesetzten Gebühren  noch  die  für  den  Telegraphendienst  gel- 
tende Nachttaxe  erhoben. 

Eine  Ausnahme  hiervon  bilden  die  Fälle,  wo  der  Tele- 
graphen- und  Telephondienst  von  der  gleichen  Person  be- 
dient wird.  Für  solche  Centralstationen  wird  die  tele- 
phonische  Nachttaxe  (Axt  130)  nicht  bezogen,  sondern  nur 
die  telegraphische. 

Art.  135.  Bei  nächtlichen  Feuersbrünsten  werden  vor 
allem  aus  die  Feuerwehr-  und  Polizeistationen,  die  übrigen 
Stationen  nach  Möglichkeit,  bedient. 

Art.  136.  Die  Vorschriften  der  bundesrätlichen  Ver- 
ordnung vom  30.  Juli  1886,  soweit  dießelben  den  außer- 
ordentlichen Telegraphendienst  bei  politischen  Bewegungen 
und  öffentlichen  Unglücksfällen  (Aufstände,  Feuersbrünste, 
Überschwemmungen  u.  dgl.)  betreffen,  gelten  auch  für  den 
Telephondienst. 


XIX.  Taxbezug  und  Bfickvergfitungen. 

(Art.  12,  16  und  19  des  Gresetzes.) 

Art.  137.  Die  Abonnementsgebühren  werden  halbjähr- 
lich auf  1,  Januar  und  1.  Juli  vorausbezogen  (Ai*t.  12  des 
Gesetzes)  und  solche  für  in  der  Zwischenzeit  eingerichtete 
Stationen  sofort  nach  der  Einrichtung,  marchzählig  berechnet 
bis  zum  nächsten  halbjährlichen  Termin. 

Der  Einzug  erfolgt  in  der  Regel  ohne  vorherige  Benach- 
richtigung der  Abonnenten  durch  Postnachnahme,  welche 
als  Zahlungsaufforderung  im  Sinne  des  Art.  19,  Absatz  2, 
des  Gesetzes  gilt. 
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Art.  138.  Werden  die  Semestergebühren  oder  andere 
schuldige  Taxen  nicht  innert  Monatsfrist,  vom  Aufgabedatum 
der  Postnachnahme  an  gerechnet,  bezahlt,  so  erfolgt  die 
Aufhebung  der  Station,  nachdem  der  säumige  Abonnent 
wenigstens  acht  Tage  vor  Ablauf  dieser  Frist  noch  besondere 
hiervon  benachrichtigt  worden. 

Art.  139.  Wird  eine  Station  wegen  nicht  erfolgter 
Bezahlung  schuldiger  Gebühren  aufgehoben,  so  haftet  der 
Inhaber  gegebenen  Falls  auch  fUr  die  in  Art.  6,  Absatz  2 
und  3,  des  Gesetzes  vorgesehenen  Entschädigungen. 

Art.  140.  Berichtigt  ein  Abonnent  seine  Schuld  erst 
nachdem  die  Verwaltung  bereits  Anordnungen  zur  Aufhebung 
seiner  Station  getroffen  hat,  so  hat  er  allföUig  daraus  er- 
wachsene Kosten  zu  vergüten. 

Art.  141.  Erzeigt  sich  die  Habhaftigkeit  eines  Abon- 
nenten, durch  regelmäßigen  Rückstand  in  der  Gebühren- 
bezahlung oder  andere  Umstände,  als  zweifelhaft,  so  kann 
für  die  Einhaltung  der  Vertragsverpflichtungen  eine  ange- 
messene Bürgschaft  verlangt  werden,  falls  dies  nicht  bereits 
aus  andern  Gründen  geschehen  ist  (siehe  Art.  10  hiervor). 

Art.  142.  Rechnungsstellung  und  Taxbezug  für  Lokal- 
gespräche, interurbane  Gespräche,  Phonogramme  und  Tele- 
gramme sind  summarisch  und  finden  jeweilen  auf  Ende  des 
Monats  durch  Postnachnahme  statt. 

Wenn  solche  Nachnahmen  nicht  regelmäßig  und  ohne 
Verzug  eingelöst  werden,  so  kann  die  Centralstation  vom 
Abonnenten  eine  dem  Monatsverkehr  entsprechende  Hinter- 
lage und  deren  allmonatliche  Ergänzung  verlangen.  Will 
sich  derselbe  hierzu  nicht  verstehen,  so  ist  sie  berechtigt, 
die  fernere  Herstellung  interurbaner  Verbindungen  und  die 
Vermittlung  von  Telegrammen  gegenüber  dem  betreffenden 
Abonnenten  zu  verweigern. 
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Art.  143.  Die  von  den  Centralstationen  geführten  Kon- 
trollen sind  unter  Vorbehalt  des  Gegenbeweises  für  die  Be- 
rechnung der  Gebühren  maßgebend  (Art.  12  des  Gesetzes). 
Erzeigen  sich  bei  Vorweisung  der  Nachnahme  Differenzen 
gegenüber  den  Notierungen  des  Abonnenten,  so  soll  die 
Einlösung  der  Nachnahme,  unter  Vorbehalt  nachheriger  Aus- 
gleichung auf  dem  Reklamationswege,   gleichwohl  erfolgen. 

Die  Gentralstation  kann  einem  Abonnenten  ausnahms- 
weise zur  Aufldärung  von  Differenzen  eine  speciflzierte  Rech- 
nung über  die  an  ihn  gerichtete  Forderung  ausstellen,  sie 
ist  aber  nicht  verpflichtet,  dies  regelmäßig  zu  thun. 

Art.  144.  Die  Rückvergütung  der  Abonnementsgebülir 
im  Falle  von  langem  Dienstunterbrechungen  (Art.  16  des 
Gesetzes)  findet  von  Amtes  wegen  statt. 

Art.  145.  Wenn  wegen  größeren  Abänderungen  an 
den  Linien  oder  in  den  Centralstationen  längere  Dienstuntor- 
brechungen  oder  häufige  vorübergehende  Störungen  zu  ge- 
wärtigen sind,  so  sollen  die  davon  betroffenen  Abonnenten 
rechtzeitig  davon  in  Kenntnis  gesetzt  werden. 

Ebenso  sind  Abonnenten,  deren  Leitungen  durch  Schnee- 
fall, Brand  u.  s.  w.  unterbrochen  wurden,  in  angemessener 
Weise  von  der  mutmaßlichen  Dauer  solcher  Störungen  zu 
verständigen. 

XX.  Beleidigungen. 

(Art.  19  des  Gesetzes.) 

Art.  146.  Die  Inhaber  von  Gemeindestationen  oder 
öffentlichen  Sprechstationen  sind  gehalten,  beleidigende  Aus- 
drücke gegenüber  dem  Personal  der  Centralstationen  oder 
g^enüber  Abonnenten  möglichst  zu  verhindern  und  vor- 
kommenden Falles  die  betreffenden  Personen  vorzumerken, 
damit  die  Verwaltung  eventuell  gegen  sie  einschreiten  kann. 
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Eine  Untersuchimg  kann  seitens  der  Verwaltung  auch 
in  denjenigen  Fällen  angeordnet  werden,  wo  derartige  Be- 
leidigungen von  einer  in  einem  öffentlichen  Lokale  befind- 
lichen Abonnentenstation  ausgehen. 

Art.  147.  Jeder  Abonnent  hat  unter  eigener  Verant- 
wortlichkeit dafür  zu  sorgen,  daß  seine  Station  nicht  zu 
Beleidigungen  g^enüber  dem  Telephonpersonal  oder  g^en- 
über  korrespondierenden  Personen  mißbraucht  wird  (Art.  40 
hiervor).  Die  Verwaltung  behält  sich  für  solche  Fälle  die 
in  Art.  19,  Absatz  2,  des  Gesetzes  vorgesehenen  Maß- 
nahmen vor. 

XXI.  Konzessionen. 

(Art.  20,  21  und  22  des  Gesetzes.) 

Art.  148.  Unabhängige  Telephonverbindungen,  deren 
Erstellung  und  Betrieb  die  Verwaltung  nicht  im  Abonnement 
besorgt  und  deren  Anlage  das  Eigentum  von  Drittpersonen 
in  Anspruch  nimmt,  bedürfen  einer  Konzession  (Art.  20  des 
Gesetzes). 

Art.  149.  Für  jede  konzedierte  Telegraphen-  oder 
Telephon  Verbindung  ist  zu  Händen  des  Bundes  eine  jähr- 
liche Konzessionsgebühr  von  Fr.  5  ftlr  jeden  Kilometer  oder 
Bruchteil  eines  Kilometers  Leitungslänge  zu  bezahlen,  nebst 
einer  einmaligen  Gebühr  von  Fr.  20  für  die  Prüfung  des 
Gesuches  und  für  die  Ausstellung  des  Konzessionsaktes. 

Die  Konzessionsgebühr  kann  erlassen  werden,  wenn  die 
Verbindung  ausschließlich  öffentlichen  Zwecken  dient. 

Art.  150.  Für  die  Einrichtung  elektrischer  Läutewerke, 
elektrischer  Uhrenleitungen,  von  Wasserstandsanzeigern  u.  dgl. 
ist  ebenfalls  eine  Konzession  erforderlich,  doch  wird  in 
diesem  Falle  bloß  eine  einmalige  Rekognitionsgebühr  von 
Fr.  5  erhoben. 
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Art.  151.  Die  Errichtung  oder  der  Betrieb  einer  tele- 
graphisehen  oder  telephonischen  Leitung,  für  welche  keine 
Konzession  eingeholt  wurde  oder  welche  zu  andern  Zwecken 
betrieben  wird,  als  in  der  Konzession  vorgesehen  ist,  wird 
als  R^alverletzung  behandelt. 

Art.  152.  Die  Organe  der  Telegraphenverwaltung  sollen 
behufs  Kontrolle  zu  allen  konzedierten  Einrichtungen  unge- 
hindert Zutritt  haben. 

Art.  153.  Die  Erteilung  einer  Konzession  schließt  kein 
Anrecht  auf  Benutzung  fremden  Eigentums  in  sich. 

Art.  154.  Eine  konzedierte  Telegraphen-  oder  Telephon- 
verbindung darf  ausschließlich  nur  für  den  geschäftlichen 
und-  familiären  Verkehr  des  Konzessionärs  benutzt  werden. 
Eine  anderweitige  Benutzung  gilt  als  Verletzung  des  Tele- 
graphenregals. 

Art.  155.  Erteilte  Konzessionen  können  seitens  der 
Verwaltung  jederzeit  und  ohne  Entschädigungsleistung  ge- 
kündet werden;  ebenso  kann  der  Konzessionär  mittelst  ein- 
monatlicher Voranzeige   von   der   Konzession   zurücktreten. 

Art.  166.  Jede  an  eine  bestehende  konzedierte  Leitung 
anzuschließende  Zweigverbindung,  jede  Änderung  oder  Ver- 
l^ung  einer  bestehenden  Leitung,  sowie  die  Übertragung 
an  eine  andere  Person  bedingt  die  Einholung  einer  neuen 
Konzession. 

XXII.  Abonnentenlisten  etc. 

Art.  157.  Jeder  Telephonabonnent  erhält  von  der  Ver- 
waltung unentgeltlich  je  ein  Exemplar  der  Dienstanleitung 
und  der  Abonnentenliste  seines  Netzes  oder  seiner  Netz- 
gruppe, nebst  den  Nachträgen. 

£idg  amtl.  Samml.  Nene  Folge.  XV.  Bd.  18 
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Im  übrigen  werden  die  Abonnentenlisten  der  verschie- 
denen Netze  oder  Netzgnippen  an  Abonnenten  und  Nicht- 
abonnenten  zum  Preise  von  50  Cts.  das  Exemplar  verkauft. 

Art.  158.  Die  Abonnentenlisten  sollen  nur  die  Namen 
der  Abonnenten,  die  kurze  Angabe  ihi'es  Geschäftes  und  des 
Stationslokals  enthalten.  Empfehlungen,  Reklamen  und  dgl. 
sind  ausgeschlossen. 

Art.  159.  Wünscht  ein  Abonnent  unter  zwei  oder 
mehreren  Bezeichnungen  in  der  Liste  zu  erscheinen,  so  hat 
er  für  die  zweite  und  jede  weitere  Eintragung  eine  jährliche 
Gebühr  von  Fr.  2  zu  entrichten. 

Die  Aufnahme  eines  Abonnenten  in  die  Liste  eines 
andern  als  des  eigenen  Netzes  ist  unzulässig. 

Selbstverständlich  dürfen  Nichtabonnenten  nicht  in  der 
Liste  erscheinen,  auch  dann  nicht,  wenn  sie  durch  eine 
Gemeindestation,  eine  öffentliche  Sprechstation  oder  einen 
Abonnenten  zur  Korrespondenz  herbeigerufen  werden  können. 

Art.  160.  Die  Verwaltung  entscheidet  sowohl  über  die 
Anordnung  der  Abonnentenlisten,  als  über  den  Zeitpunkt  der 
Herausgabe  neuer  Listen  oder  Nachträge. 

Der  Umstand,  daß  nicht  innert  einer  bestimmten  Frist 
nach  Beitritt  eines  Abonnenten  eine  neue  Liste  oder  ein 
Nachtrag  erscheint,  giebt  demselben  kein  Anrecht  auf  irgend 
welche  Entschädigung;  ebensowenig  können  aus  etwaigen 
Ungenauigkeiten  oder  Druckfehlem  in  einer  Abonnentenliste 
Entschädigungsansprüche  abgeleitet  werden. 

Art.  161.  Die  g^enwärtige  Verordnung  ist  in  die 
amtliche  Gesetzsammlung  aufzunehmen  und  tritt  mit  dem 
1.  Januar  1896  in  Kraft. 
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Art.  162.    Das  Post-  und  Eisenbahndepartement  ist  mit 
der  Vollziehung  derselben  beauftragt. 

Bern,  den  24.  September  1895. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

Zemp, 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Bingier. 
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Bnndesratsbeschlnß 

betreffend 

die  Enthebung  der  im  zollfreien  landwirtschaftlichen 
Grenzverkehr  zur  Einfuhr  gelangenden  Trauben 
und  Trester  von  der  MonopolgebUhr. 

(Vom  1.  Oktober  1895.) 


Der  schweizerische  Bundesrat, 

in  Erneuerung    seines    einschlägigen    Beschlusses    vom 

30.Dezemberl890*),  beziehungsweise  30.  September  1892**); 

auf  den  Antrag   seines  Finanz-   und   ZoUdepartements^ 

beschließt: 

Art.  1.  Trauben  und  Trauben  trester,  welche  als  Erzeug- 
nisse von  in  der  Grenzzone  gelegenen  Grundstücken  nach 
Maßgabe  von  Art.  3,  litt,  n,  des  Zollgesetzes  vom  28.  Juni  1893 
und  Art.  155  u.  ff.  der  Vollziehungsverordnuug  zu  diesem 
Gesetz,  vom  12.  Februar  1896,  von  der  Entrichtung  des 
Eingangszolles  befreit  sind,  werden  in  Bezug  auf  die  Be- 
stimmungen der  Bundesverfassung,  des  ßundesbeschlusses  vom 
20.  Dezember  1887  und  des  Alkoholgesetzes  vom  23.  De- 
zember 1886  unter  folgenden  Voraussetzungen  vorläufig  wie 
inländische  Produkte  derselben  Art  behandelt: 

a.  Trauben  zur  Weinbereitung,  sofern  sie  in  ungekeltertem 
Zustande  zur  Einfuhr  gelangen; 


•)  Siehe  eidg.  Gesetzsammlung  n.  F.  Bd.  XI,     Seite  753. 

**)        n  n  n  n  n     XIII,      ,        27. 


Digitized  by  VjOOQIC 


Enthebung  der  Trauben  u.  Trester  von  der  Monopolgebühr.    277 

b.  Trester,  sofern  sie  in  der  Zeit  zwischen  der  Kelterung 
und  dem  30.  November  gleichzeitig  mit  dem  zuge- 
hörigen neuen  Wein  eingeführt  werden.  Das  Finanz- 
und  Zolldepartement  wird  ermächtigt,  die  genannte 
Einfuhrfrist  für  die  aus  der  Grenzzone  des  Veltlins 
stammenden  Tresterimporte  zu  verlängern  und  mit 
Bezug  auf  die  unter  diesen  Beschluß  fallenden  Einfuhren 
aus  der  erwähnten  Gegend  überdies  ausnahmsweise 
zu  gestatten,  daß  die  Trester  für  sich,  also  nicht  in 
Begleit  des  zugehörigen  neuen  Weines,  in  die  Schweiz 
gebracht  werden. 

Jedoch  soll  in  allen  Fällen  das  Gewicht  der  Trester 
40  %  des  Gewichtes  des  zugehörigen  Weins  nicht 
übersteigen. 

Art.  2.  Für  die  Durchführung  dieses  Beschlusses  sind 
die  einschlägigen  Bestimmungen  der  Vollziehungsverordnung 
zum  Zollgesetz  vom  28.  Juni  1893,  d.  d.  12.  Februar  1895, 
insbesondere  diejenigen  des  siebenten  Abschnittes  maßgebend. 

Art.  3.  Dieser  Beschluß  tritt  sofort  in  Kraft.  Sollten 
sich  bei  der  Ausführung  Mißstände  ergeben,  so  kann  er 
jederzeit  modifiziert  oder  aufgehoben  werden.  Das  Finanz- 
und  Zolldepartement  wird  mit  dessen  Vollziehung  beauftragt. 

Bern,  den  1.  Oktober  1895. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

Zemp. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Bingier. 


I     »<iiPiPL-LI 
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II 


Bnndesbeschlnß 

betreffend 

Zollbefreiung  fDr  Schienen  zur  ersten  Anlage  von 
Eisenbalinen. 

(Vom  8.  Juni  1896.) 


Die  Bundesversammlung 
der   schweizerischen   Eidgenossenschaft, 

nach  Einsicht  einer  Botschaft  des  Bundesrates  tooi 
15.  März  1895, 

beschließt: 

1.  Fttr  Schienen,  welche  zur  ersten  Anlage  einer  vom 
Bund  konzessionierten  Eisenbahnlinie  bestimmt  sind,  wird 
die  durch  den  Bundesbeschluß  vom  10.  Oktober  1874  (A.  8. 
n.  F.  I,  239)  gewährte  Vergünstigung  auf  weitere  10  Jahre, 
vom  19.  Juli  1894  an  gerechnet,  verlängert. 

2.  Der  Bundesrat  wird  beauftragt,  gemäß  den  Bestim- 
mungen des  Bundesgesetzes  vom  17.  Juni  1874,  betreffend 
Volksabstimmung  über  Bundesgesetze  und  BundesbeschlOsse, 
die  Bekanntmachung  dieses  Beschlusses  zu  veranstalten  and 
den  Beginn  der  Wirksamkeit  desselben  festzusetzen. 

Also  beschlossen  vom  Ständerate, 

Bern,  den  4.  April  1895. 

Der  Präsident:  de  Torrent6« 

Der  Protokollfahrer:   Schatemaim. 
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Also  beschlossen  vom  Nationalrate, 
Bern,    den  8.  Juni  1895. 

Der  Präsident:    Dr.  Bachmann. 
Der  Protokollführer:  Bingler, 


Der   soh  weizerische  Bundesrat   beschließt: 

Der  vorstehende,  unterm  19.  Juni  1896  öflFentlich  be- 
kannt gemachte  Bundesbeschluß  *J  ist  in  die  eidgenössische 
Gesetzsammlung  aufzunehmen  und  tritt  sofort  in  Kraft 

Bern,   den  7.  Oktober  1895. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

Zemp. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Bingler. 


♦)  Siehe  Bundesblatt  vom  Jahr  1895,  Band  III,  Seite  498. 


■^00§^00 
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Verordnung 

betreffend 

Zollbefreiung  für  Schienen  zur  ersten  Anlage  von 
Eisenbahnen. 

(Vom  7.  Oktober  1895.) 


Der  schweizerische  Bundesrat, 

in  Vollziehung  des  Bundesbeschlusses  vom  8.  Juni 
1895*), 

verordnet: 

1.  Die  Zollbefreiung  für  Schienen  zur  ersten  Anlage 
vom  Bunde  konzessionierter  Eisenbahnlinien  geschieht  auf  dem 
Wege  der  Rückvergütung  der  bei  der  Einfuhr  erhobenen 
Zollgebühren.  Zu  diesem  Behufe  sind  die  bezüglichen  Ver- 
zollungsnachweise nebst  einer  Bescheinigung  der  betreffen- 
den Eisen  bahn  Verwaltung  gemäß  nachstehendem  Formular 
der  Direktion  desjenigen  Zollgebietes  einzureichen,  in  welchem 
die  Verzollung  stattgefunden  hat,  und  von  dieser  am  Ende 
eines  jeden  Monats  der  Oberzolidirektion  zu  übermitteln. 

Auf  Hülfsbahnschienen  findet  die  Zollbefreiung  keine 
Anwendung. 

2.  Die  Oberzolldirektion  hat  die  Zollausweise  zu  prüfen 
und,  auf  Grundlage  der  beim  technischen  Eisen  bah ninspek- 
torat  zu  machenden  Erhebungen  über  den  wirklichen  Schienen- 
bedarf der  betreffenden  Anlage,  Rückvergütung  zu  leisten. 


♦)  Sieh©  Seite  278  hiervor. 
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3.  Die  ZollrückvergOtung  findet  nur  für  solche  Schienen 
statt,  welche  zur  Anlage  wirklicher  Neubauten  Ver- 
wendung finden.  Unter  solchen  Neubauten  werden  d  i  e 
durchgehenden  und  Stations- Geleise  neuer 
Bahnlinien  bei  neuen  oder  schon  bestehenden  Bahnunter^ 
Dchmungen,  sowie  die  zweiten  Geleise  auf  freier 
Bahn  bei  schon  bestehenden  Bahnlinien  verstanden.  Von 
der  Vergünstigung  der  Zollbefreiung  ausgeschlossen  sind  da- 
gegen alle  übrigen  Um-  und  Erweiterungsbauten  auf  be- 
stehenden Bahnlinien,  sei  es  auf  freier  Bahn  (Bahnverlegungen) 
oder  auf  den  Bahnhöfen  und  Stationen  (Verlegung  solcher 
Anlagen,  Vermehrung  der  Geleise  oder  Umbau  derselben 
für  den  doppelspurigen  Betrieb),  ebenso  die  Erstellung  neuer 
Stationen  oder  Bahnhofanlagen  (Rangierbahnhöfe  u.  s.  w.) 
auf  solchen  Bahnen. 

4.  Da  die  Zollbefreiung  bis  auf  den  19.  Juli  1894 
rückwirkend  ist,  so  wird  mit  Bezug  auf  die  von  diesem 
Datum  hinweg  bis  zu  demjenigen  des  Erlasses  gegenwärtiger 
Verordnung,  bezw.  bis  zum  7.  Oktober  1895  eingeführten 
Schienen  eine  Frist  bis  Ende  des  laufenden  Jahres  festgesetzt, 
innerhalb  welcher  allfällige  Zollrückvergütungsbegehren  auf 
dem  oben  angegebenen  Wege  geltend  gemacht  werden 
können.  Später  einlangende  Begehren  fallen  außer  Berück- 
sichtigung. 

5.  Das  Zolldepartement  wird  mit  der  weitern  Voll- 
ziehung dieser  Verordnung  beauftragt. 

Bern,  den  7.  Oktober  1895. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

Zemp. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 
Blngien 
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Bnndesgesetz 

betreffend 

das  Stimmrecht  der  Aktionäre  von  Eisenbalingesell- 
sohaften  und  die  Beteiligung  des  Staates  bei 
deren  Verwaltung. 

(Vom  28.  Juni  1895.) 


Die   Bun  d  es  versam  m  lu  Dg 
der  schweizerischen   Eidgenossenschaft, 

nach  Einsieht  einer  Botschaft  des  Bundesrates  vom 
3.  Dezember  1894, 

beschließt: 

Art.  1. 

Den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  unterliegen  die 
Aktiengesellschaften  für  den  Bau  und  Betrieb  von  Eisen- 
bahnen, welche  eine  Betriebslänge  von  mindestens  100  Kilo- 
meter haben. 

Der  Bundesrat  ist  befugt,  diesem  Gesetze  auch  andere 
Eisenbahngesellschaften  zu  unterstellen.  Gegen  einen  solchen 
Beschluß  des  Bundesrates  kann  der  Rekurs  an  die  Bundes- 
versammlung ergriffen  werden. 

Art.  2. 
Das  Stimmrecht  in  der  Generalversammlung  steht  aus- 
schließlich denjenigen  Aktionären  zu,  deren  Aktien  auf  den 
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NameD  lauton  und  seit  wenigstens  sechs  Monaten  oder  mi 
dem  Entstehen  der  Gesellschaft  auf  den  betreffenden  Namen 
im  Aktienbuche  eingetragen  sind. 

Denjenigen  Aktionären,  welche  die  Aktie  nachweislich 
durch  Erbschaft  oder  Vermächtnis  erworben  haben,  wird 
die  Zeit,  während  welcher  die  Aktie  auf  den  Namen  ihres 
Rechtsvorgängers  eingetragen  war,  angerechnet. 

Die  Eintragung  der  Aktien  im  Aktien bucti  geschiebt  auf 
Kosten  der  Gesellschaft. 

Sowohl  die  Vertreter  des  Bundes  und  der  Kantone 
als  die  Namenaktionäre  der  Gesellschaft  sind  berechtigt 
vom  Aktienbuch  jederzeit  Einsicht  zu  nehmen. 

Eine  Namenaktie  darf  nicht  wieder  in  eine  Inhaberaktie 
umgewandelt  werden. 

Art.  3. 

Es  steht  jedem  nach  Art.  2  stimmberechtigten  Aktionär 
frei,  seine  Aktien  in  der  Generalversammlung  selbst  zu  ver- 
treten oder  durch  einen  anderen  stimmberechtigten  Aktionär 
vertreten  zu  lassen.  Sämtliche  im  Eigentum  eines  einzelnen 
Aktionärs  befindlichen  Aktien  dürfen  stets  nur  durch  eine 
einzige  Person  vertreten  werden. 

Das  Entlehnen  oder  Ausleihen  von  Aktien  behufs  Aus- 
übung des  Stimmrechts  ist  untersagt. 

Art.  4. 
Die    in    Art.  641    O.-R.    vorgesehene   Anzeige   an   die 
Aktionäre  kann  auch  an  die  Inhaber  von  Namenaktien  durch 
bloße  Einrückung  in  diejenigen  öffentlichen  Blätter  erfolgen, 
welche  für  Bekanntmachungen  dieser  Art  bestimmt  sind. 

Art.  5. 

Mindestens  vier  Fünfteile  der  Mitglieder  der  Verwaltung 
müssen  aus  Schweizerbürgern  bestehen,  welche  in  der  Schweiz 
ihren  thatsächlichen  Wohnsitz  haben. 
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AbweichungeD  vou  dieser  Bestimmung  können  vom 
Bundesrate  mit  Rücksicht  auf  internationale  Verhältnisse 
zugelassen  werden. 

Art.  6. 

Wenn  die  Verwaltung  aus  mehreren  Mitgliedern  besteht, 
so  ist  der  Bundesrat  berechtigt,  1 — 4  Mitglieder,  und  ebenso 
ist  jeder  Kanton,  auf  dessen  Gebiet  das  Bahnnetz  einer 
Gesellschaft  sich  erstreckt,  berechtigt,  1 — 4  Mitglieder  zu 
wählen. 

Die  kantonalen  Vertreter  dürfen  höchstens  Vs,  diejenigen 
des  Bundes  und  der  Kantone  zusammen  höchstens  '/s  der 
Gesamtzahl  der  Verwaltungsratsmitglieder  ausmachen. 

Bei  der  Verteilung  der  kantonalen  Vertreter  auf  die 
Kantone  ist  die  Größe  des  Interesses  maßgebend,  welches 
die  einzelnen  Kantone  am  Bahnunternehmen  haben.  Wenn 
über  die  Gesamtzahl  oder  die  Verteilung  Streit  entsteht,  so 
entscheidet  darüber  der  Bundesrat. 

Die  konzessionsgemäßen  oder  vertraglichen  Bestimmungen, 
die  dem  Bunde,  Kantonen  oder  Gemeinden  eine  größere  Ver- 
tretung einräumen,  bleiben  vorbehalten. 

Die  übrigen  Mitglieder  der  Verwaltung  werden  von  der 
Generalversammlung  gewählt. 

Die  von  den  staatlichen  Behörden  gewählten  Mitglieder 
stehen  in  gleichen  Rechten  und  Pflichten  wie  diejenigen^ 
welche  von  der  Generalversammlung  gewählt  sind,  mit  der 
Ausnahme,  daß  die  ersteren  nicht  gehalten  sind,  Aktionäre 
zu  sein. 

Art.  7. 

Besteht  außer  der  Verwaltung  für  die  Geschäftsführung 
ein  besonderes  Organ  (O.-R.  650),  so  steht  die  Wahl  der 
Mitglieder  desselben  der  Verwaltung  zu. 

Die  Mitglieder  solcher  Organe  (Direktoren,  Geschäfts- 
führer) haben  in  den  Sitzungen  der  Verwaltung  nur  be- 
ratende Stimme. 
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Art.  8. 

Dem  Bundesrate  steht  das  Recht  za,  Beschlttsse  der 
GeDeralversaramluDg  oder  der  Verwaltung,  durch  welche 
bedeutende  Landesinteressen  ernstlich  gefährdet  oder  verletzt 
werden,  aufzuheben. 

Zu  diesem  Zwecke  sind  dem  Bundesrate  die  Beschlüsse 
der  Generalversammlung  vor  dem  Vollzuge  zur  Kenntnis  zu 
bringen ;  ebenso  sind  ihm  auf  Verlangen  alle  Beschlösse  der 
Verwaltung  und  der  Direktion  sofort  einzusenden. 

Der  Bundesrat  wird  spätestens  binnen  Monatsfrist  er- 
klären, ob  er  den  ihm  mitgeteilten  Beschluß  beanstande. 

Die  Bahngesellschaft  kann  gegen  die  VerfUgung  des 
Bundesrates  an  die  Bundesversammlung  rekurrieren. 

Art.  9. 
Die  Übertragung  wichtiger  Beamtenstellen,  wie  diejenige 
eines  Direktors,  ßetriebschefs ,  Maschinenmeisters,  Bahn- 
ingenieurs,  des  Vorstandes  einer  Hauptstation,  an  Ausländer 
bedarf  der  Genehmigung  des  Bundesrates.  Der  Bundesrat 
ist  auch  berechtigt,  die  erteilte  Genehmigung  jederzeit  zurück- 
zuziehen. 

Art.  10. 
Der  Bundesrat  kann  verlangen,   daß  Beamte  oder  An- 
gestellte  der  Gesellschaft,   welche   in   der  Ausübung  ihrer 
Funktionen  zu  begründeten  Klagen  Anlaß  geben,   zur  Ord- 
nung gewiesen,    bestraft  oder  nötigenfalls  entlassen  werden. 

Strafbestimmung. 

Art.  11. 

Übertretungen  der  in  den  Art.  2  und  3  dieses  GeseUes 

aufgestellten  Bestimmungen  werden  mit  einer  Geldbuße  bis 

auf  Fr.  10,000  bestraft.     In  schweren  Fällen  kann  mit  der 

Geldbuße  Gefängnis  bis  auf  drei  Monate  verbunden  werden. 
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BezQglich  der  Verjährung  kommen  die  Bestimmungen 
des  Bandesstrafreehtes  zur  Anwendung. 

Die  Beurteilung  unterliegt  der  Bundesstrafgerichtsbarkeit. 

ÜbergangBbeBtimmimgeiL 

Art.  12. 

Die  Eisenbahngesellschaften  sind  gehalten,  die  Statuten 
binnen  einer  vom  Bundesrate  zu  bestimmenden  Frist  mit 
den  Vorschriften  dieses  Gesetzes  in  Einklang  zu  bringen. 

Art.  13. 

Diejenigen  Aktionäre,  welche  binnen  sechzig  Tagen  nach 
Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  ihre  Aktien  auf  den  Namen  im 
Aktien  buch  eintragen  lassen,  erwerben  das  Stimmrecht  so- 
fort mit  der  Eintragung. 

SohlnBBbeBtimmnngen. 

Art.  14. 

Die  diesem  Gesetz  widersprechenden  Bestimmungen  des 
Obligationenrechtes  finden  auf  die  in  Art.  1  erwähnten  Eisen- 
bahngesellschaften keine  Anwendung. 

Oberali,  wo  in  einem  Bundesgesetze  oder  in  den  Statuten 
von  einem  Bruchteil  des  Aktienkapitals  gesprochen  wird, 
18t  darunter  das  stimmberechtigte  Aktienkapital  zu  verstehen. 

Art.  15. 

Der  Bundesrat  ist  beauftragt,  auf  Grundlage  der  Be- 
stimmungen des  Bnnde^esetzes  vom  17.  Juni  1874,  betreffend 
Volksabstimmung  über  Bundesgesetze  und  BundesbeschlUsse, 
<lis  Bekanntmachung  dieses  Gesetzes  zu  veranstalten  und 
^en  Beginn  der  Wirksamkeit  desselben  festzusetzen. 
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Also  beschlossen  Tom  Nationalrate, 
Bern,  den  27.  Juni  1895. 

Der  Präsident:   Dr.  Bachmann. 

Der  Protokollführer:  Blngien 

Also  beschlossen  vom  Ständerate, 
Bern,  den  28.  Juni  1895. 

Der  Präsident:   Jordan-Martin. 

Der  Protokollführer:   Schatzmann. 


Der  schweizerische  Bundesrat  beschließt: 

1.  Das  vorstehende,  unterm  17.  Juli  1895  öffentlich  be- 
kannt gemachte  Bundesgesetz  *')  ist  in  die  eidgenössische 
Oesetzsammlung  aufzunehmen  und  tritt,  vorbehaltlich  der 
Verfügung  unter  Ziff.  3  hiernach,  mit  dem  18.  Oktober  1895 
in  Kraft. 

2.  Gestutzt  auf  Art.  12  desselben  wird  den  davon  nach 
Art.  1  betroffenen  Eisenbabngesellschaften  eine  mit  31.  De- 
zember 1895  auslaufende  Frist  bestimmt,  binnen  welcher 
sie  ihre  Statuten  mit  den  Vorschriften  des  Gesetzes  in  Ein- 
klang zu  bringen  haben. 

3.  Bis  zum  31.  Dezember  1895  bleiben  in  Ansehung 
des  Stimmrechtes  der  Aktionäre  noch  die  bisherigen  statu- 
tarischen Vorschriften  in  Gültigkeit. 

Bern,  den  18.  Oktober  1895. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

Zemp. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

BIngien 


•)  Siehe  Bandesblatt  vom  Jahr  1895,  Bd.  III,  Seite  597. 
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Bnndesgesetz 

betreffend 

die  Obertragung  der  Oberaufsicht  Ober  das  Schuld- 
betreibuiigs-  und  Konkurswesen  an  das  Bundes- 
gericht. 

(Vom  28.  Juni  1896.) 


Die  BundesversamnilttDg 
der  Bohweizerischen  Eidgeoossenacbaft, 

io  AuafÜhniDg  der  Artikel  64  aod  114  der  Bondes- 
verfassiiog; 

in  Ab&Dderung  des  Bundesgesetzes  vom  11.  April  1889 
Ober  Schuldbetreibung  und  Konkurs*)  und  des  Bundesgesetzes 
vom  22.  M&rs  1893  Qber  die  Organisation  der  Bundesreohts- 
pflege**); 

nach  Bittsicht  der  Botschaft  des  Bundesrates  vom 
3.  Mai  1895, 

beschließt: 


AMlnderungen  am  Bundesgesetze  Über  Schuldbetreibung  und 

Kenkurs. 

Art.  1.  Die  in  den  Artikeln  15,  19,  28  und  334  des 
Bundesgesetzes  über  Schuldbetreibung  und  Konkurs  dem 
Bundesrate  übertragenen  Befugnisse  und  Obliegenheiten  gehen 
an  das  Bundeegerioht  über. 


*)  Sieka  eidg.  Gesetzsammlung  n.  F.,  Bd.  XI,  Seite  529. 
»»)  Siehe  eidg.  Gesetisammliiiig  n.  F.,  Bd.  XIII,  Seite  465. 

Bidg.  amtl.  Samml.  Nene  Folge.  XY.  Bd.  19 
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B. 

Abänderungen  am  Bundesgesetze  über  die  Organisation  der 
Bundesrechtspflege. 

Art.  2.  Artikel  1  des  ßundesgesetzes  über  die  Organi- 
sation der  Bundesreehtspilege  erhält  folgende  Fassung : 

1.  Das  Bundesgericht  besteht  aus  sechzehn  Mitgliedera 
und  neun  Ersatzmännern.  Dieselben  werden  von  der  Bundes- 
versammlung gewählt.  Bei  der  Wahl  soll  darauf  Bedacht 
genommen  werden,  daß  alle  drei  Nationalsprachen  vertreten 
seien  (Art.  107  der  Bundesverfassung). 

Art.  3.  Artikel  6  wird  durch  die  nachstehenden  Be- 
stimmungen ersetzt: 

6.  Die  Kanzlei  des  Bnndesgerichts  besteht  aus  folgenden 
Beamten: 

1.  drei  Gerich tssehreibern; 
33  ^  2.  drei  Sekretären; 

3.  einem  Archivar. 

Es  werden  ferner  Kanzlisten  (Kopisten)  und  zur  Be 
dienung  des  Gerichtes  Weibel  angestellt. 

Wenn  die  Geschäfte  es  erforderlich  machen,  könne« 
mit  Genehmigung  der  Bundesversammlung  weitere  Sekretäre, 
sowie  auch  ein  zweiter  Archivar  angestellt  werden. 

Wenigstens  einer  der  Gerichtsschreiber  oder  der  Sekre- 
täre soll  der  italienischen  Sprache  angehören. 

Art.  4.     Artikel  16  erhält  folgende  Fassung: 

16.  Das  Bundesgerieht  bestellt  aus  seiner  Mitte  zwei 
Abteilungen  von  je  sieben  Mitgliedern. 

Der  Präsident  führt  in  der  einen,  der  Vizepräsident  in 
der  andern  Abteilung  den  Vorsitz. 

Art.  5.  Als  Artikel  16'>*«  wird  folgende  Bestimmniii;' 
aufgenommen : 
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16^*'.  Das  Buadesgericht  bestellt  überdies  eine  Schald- 
betreibuDgs-  und  KoDkurskamcner,  bestehend  aus  dem  Vize* 
Präsidenten  als  Vorsitzendem  und  zwei  weitern  Mitgliedern. 

Art.  6.     Artikel  17   erhält   folgenden  zweiten  Absatz: 

Ebenso   hat  in  Schuldbetreibungs-  und  Konkurssachen, 

wenn  das  Gesetz  vom  Bundesgerieht  oder  dessen  Präsidenten 

spricht,  die  Schuldbetreibungs-  und  Konkurskammer  oder  ihr 

Präsident  zu  handeln. 

Art.  7.  Absatz  1  des  Artikels  19  erhält  folgende  Fassung: 
Das  Bundesgerieht  wählt  je  auf  1.  Januar  fUr  die  Dauer 
von  zwei  Jahren  die  Mitglieder  seiner  beiden  Abteilungen, 
der  Schuldbetreibungs-  und  Konkurskammer,  der  Ankli^e- 
kammer,  der  Kriminalkammer,  des  Bundesstrafgerichts  und 
des  Kassationshofes,  sowie  die  Präsidenten  der  Anklage- 
kammer  und  des  Kassationshofes. 

Art.  8.  Artikel  20  erhält  folgende  Fassung: 
20.  Jede  Abteilung  des  Bundesgerichts,  sowie  die  Schuld- 
betreibungs-  und  Konkurskammer  wird,  soweit  nötig,  der 
Kehrordnung  nach ,  durch  andere  Mitglieder  des  Gerichts 
und,  wenn  dies  nicht  thunlich  ist,  aus  der  Zahl  der  Ersatz- 
männer ergänzt. 

Zur  Ergänzung  der  Strafgerichtsbehörden  haben  sich 
die  ordentlichen  Ersatzmänner  nötigenfalls  gegenseitig  zu 
ersetzen. 

Art.  9.  In  Artikel  21  wird  ein  dritter  Absatz  aufge- 
nommen, folgenden  Inhalts: 

Die  Geschäftsordnung  der  Schuld  betreibungs-  und  Kon- 
korskammer wird  vom  Bundesgericht  durch  ein  besonderes 
Reglement  festgesetzt. 

Art.  10.     Artikel  25  erhält  folgende  Fassung: 
25.    Die  Abteilungen   des   Bundesgerichts,   die  Schuld- 
betreibungs-   und  Konkurskammer,  sowie   die  Strafgerichts- 
behörden müssen  stets  vollzählig  besetzt  sein. 
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Art.  11.  Absatz  1  des  Artikels  36  erh&lt  folgende 
Fassung: 

Die  YerhandiaDgen  vor  dem  Bundesgeriehte^  seinen 
AbteilttDgeD  und  den  StrafgerichtsbehördeD  des  Bundes, 
sowie  die  gerichtlichen  Beratungen  und  Abstimmungen  sind 
öffentlich,  mit  Ausnahme  der  Beratungen  und  Abstimmungen 
der  Schuldbetreibungs-  und  Konkurskammer,  der  Ankiage- 
kammer,  der  Oeschwomen  und  des  Bundesstrafgerichts. 

Art.  12.  Als  Titel  IV*«»  und  Art  196»«»  werden  folgende 
Bestimmungen  in  das  Gesetz  eingeschaltet: 

IVM».  Rechtspflege  in  Schuldbetreibungs-  und  Konkun- 
Sachen. 

lOei»««.  Das  Bundesgericht  Qbt  im  Gebiete  des  Schuld- 
betreibungs- und  Konkurs  Wesens  die  Befugnisse  und  Obliegen- 
heiten aus,  weiche  ihm  durch  die  Bundesgesetzgebung  sa- 
gewiesen sind. 

Far  das  Verfahren  in  Rekursfilllen  finden  die  Artikel  183 
bis  187  entsprechende  Anwendung,  mit  Ausnahme  von 
Artikel  183,  Absatz  2,  und  mit  der  Abweichung,  daß  der 
Schuldbetreibungs-  und  Konkursks mmer  die  Einholung  von 
Vernehmlassungen  (Art.  184)  freigestellt  ist. 

O- 
Übergangs-  und  SchluBbettimmungen. 

Art.  13.  Nach  der  Annahme  dieses  Gesetzes  wird  die 
Bundesversammlung  die  Wahl  von  zwei  neuen  Mitgliedern 
des  Bundesgerichts  vornehmen. 

Die  erste  Amtsdauer  der  Gewählten  beginnt  mit  dem 
Tage,  an  welchem  dieses  Gesetz  in  Kraft  tritt,  und  endigt 
am  31.  Dezember  1900. 

Art  14.  Die  Schuldbetreibungs-  und  Konkurskaoiin^ 
wird  das  erste  Mal  auf  so  lange  bestellt,  daß  die  Amtsdaner 
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ihrer  Mitglieder  gleiehzeitig  mit  der  Amtsdauer  der  Hitglieder 
der  beiden  Abteilangeo  zu  Ende  geht. 

Art  15.  Das  der  SohaldbetreibuDga- und  Konkarskammer 
bmagebende  KanzIeipersoDal  wird  vom  BuDdesgerichte  vor- 
erst provisoriaoh  gew&hlt. 

Das  Gericht  nimmt  die  definitive  Besetzung  der  Kanzlei- 
stellen zu  der  ihm  geeignet  scheinenden  Zeit  vor.  Die  Amts- 
daner  der  Gewählten  l&uft  alsdann  mit  derjenigen  der  Qbrigen 
Beamten  und  Angestellten  der  Bundesgeriohtskanzlei  ab. 

Art.  16.  Hit  dem  Tage  des  Inkrafttretens  dieses  Ge- 
setzes gehen  sämtliche  nach  den  bisherigen  Bestimmungen  des 
Bundesgesetzes  Ober  Schuldbetreibung  und  Konkurs  bei  dem 
Bundesrate  anhängigen  Geschäfte  an  das  Bundesgericht  Ober. 

Art.  17.  Der  Bundesrat  ist  beauftri^,  nach  Haßgabe 
der  Bestimmungen  des  Bundesgesetzes  vom  17.  Juni  1874, 
betreffend  Volksabstimmungen  über  Bundesgesetze  und  Bun- 
desbesehlOssei  die  Bekanntmachung  dieses  Gesetzes  zu  ver- 
anstalten und  den  B^nn  der  Wirksamkeit  desselben  fest- 
zusetzen. 

Also  beschlossen  vom  Nationalrate, 

Bern,  den  24.  Juni  1896. 

Der  Präsident:    Dr.  Bachmanil. 
Der  Protokollfbhrer :  Bingler. 

Also  beschlossen  vom  Ständerate, 

Bern,  den  28.  Juni  1895. 

Der  Präsident:   Jordan-Martlll. 
Der  Protokollführer:   ScliatniUUlll« 
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Der  schweizeriache  Bundesrat  beschließt: 

Das  vorsteheade,  unterm  17.  Juli  1895  öffentlich  be- 
kannt gemachte  Bundesgesetz  *)  ist  in  die  eidgenössische 
Gesetzsammlung  aufzunehmen  und  tritt  mit  dem  1.  Januar 
1896  in  Kraft. 

Bern,  den  18.  Oktober  1895. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

Zemp. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Bingler. 


»)  Siehe  Bundesblatt  vom  Jahr  1895,  Band  III,  Seite  603. 


€^QytKX3^'tS>'^ 
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Bnndesratsbeschlnß 

betreffend 

die  Taggelder  und  Reiseentschädigungen  der 
Telegraphenbeamten. 

(Vom  18.  Oktober  1895.) 


Der  schweizerische  Bundesrat, 

in  Ergänzang  der  BuodesratsbesehlUsse  vom  26.  No- 
vember 1878*)  und  25.  März  1890**); 

auf  Antrag  seines  Post-  und  Eisenbahndepartements, 

beschließt: 

1.  Beamte  der  Telegraphendirektion,  weiche  zur  Aus- 
hülfe auf  einem  Telegraphenbureau  oder  zu  Montierungs- 
arbeiten  auswärts  verwendet  werden,  beziehen  die  gleichen 
ReiseentBcbädigungen ,  wie  die  Beamten  der  Telegraphen- 
bureaux  bei  Instruktionen,  Stellvertretung  oder  Aushülfe  im 
Bureaudienste,  nämlich  ein  Taggeld  von  Fr.  4  und  eine 
Eatsch&digung  für  Nachtquartier  von  B'r.  4. 

In  besonderen  Fällen,  wie  z.  B.  bei  festlichen  Anlässen, 
ist  die  Telegraphendirektion  ermächtigt,  diese  Vergeltungen 
auf  je  Fr.  ö  zu  erhöhen. 


«)  Siehe  eidg.  aeBetzsammlang  n.  F.  Bd.  III,  Seite  623. 
**)       -       n  »  ,        ,    XI,     ,     486. 
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2.  Wenn  der  AufeDthalt  am  nämlicheo  Orte  Ober  acht 
Tage  dauert,  so  tritt  gemäß  Art.  5  des  BandeBratsbeschlasseB 
vom  26.  November  1878  vom  Deuoten  Tage  an  eine  Reduktion 
der  Reisevergütungea  um  eiu  Viertel  ein. 

Bern,  den  18.  Oktober  1895. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates^ 

Der  Bundespräsident: 

Zemp. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft  r 

Billgier. 
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Bnndesratsbeschluß 

betreffeod 

einen  Zusatz  (AmtsbOrgschaft  des  AdjunktJBii  der 
Kriegspulverfabrik)  zu  Art.  2  des  Regulativs 
Ober  das  Kassa-  und  Rechnungswesen  der  eid- 
genössischen Pulververwaltung. 

(Vom  16.  Oktober  1896.) 


Der  schweizerische  Bundesrat, 
anf  den  Antrag  seines  Militärdepartements, 
beschließt: 

Der  Artikel  2  des  Regulativs  betreffend  das  Kassa-  und 
Recbnangswesen  der  eidgenössischen  Pulver  Verwaltung,  vom 
13.   Februar  1894,*)  erh&lt  folgenden  ZusaU: 
d.  der  Adjunkt  des  Direktors  der  Kriegspulver- 

fabrik Fr.  6000 

Bern,  den  18.  Oktober  1896. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

Zemp. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Bingier. 

*)  Siehe  eidg.  Gesetzsammlung  n.  F.  Bd.  XIY,  Seite  184. 
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Buiidesratsbeschluss 

betreffend 

die  Amtsbürgschaften  des  Telegraphen-  und 
Telephonpersonals. 

(Vom  22.  Oktober  1895.) 


Der  schweizerische  Bundesrat, 

in  Ausführung  der  Verordnung  des  Bundesrates  vom 
21.  August  1883,  betreifend  die  Amtsbürgschaften  des  Post- 
und  Telegraphenpersonals*)  und  in  Abändeining  der  bezüg- 
lichen Vollziehungsverordnung  vom  31.  Oktober  1883; 

auf  Antrag  seines  Post-  und  Eisenbahndepartements, 

beschließt: 

Art.  1. 

Von  den  Beamten  der  Central  Verwaltung  haben 
Bürgschaft  zu  leisten : 


1. 

2. 
3. 
4. 
5. 
6. 

Der  Direktor Fr.  6000 

Der  Adjunkt  und  Stellvertreter.     .     .     .       ^    6000 
Der  Chef  des  technischen  Bureaus      .     .       ^     6000 
Die  Inspektoren  der  Central  Verwaltung  je       ^     6000 
Der  Controleur  (Chef  des  Rechnungswesens)      ^    6000 
Der  Materialverwalter ^    6000 

*)  Siehe  eidg.  Gesetzsammlung  n.  F.,  Bd.  VII,  S.  271. 

k 
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7.    Der    technische  Controleur  (Vorstand  der 

Reparaturwerkstätte) Fr.  6000 

•8.    Die    Sekretäre    des    Materialbureaus,    des 

technischen  Bureaus  und  des  Inspektorats  je       ^    3000 

9.   Die  Revisoren  je ^    3000 

10.    Die  Gehülfen  des  Materialbureaus  und  des 

Kontrollbureaus ^    2000 

Definitiv  angestellte  Bedienstete  leisten  eine  Bürgschaft 
von   Fr.  1000. 

Art.  2. 

Die  Bürgschaften  der  Beamten  der  Telegrap hen- 
kreise und  Telephonnetze  werden  festgesetzt  wie 
folgt: 

1.  Die  Kreisinspektoren Fr.  6000 

2.  Die  Adjunkten  der  Kreisinspektioneu  .  ^     6000 

3.  Die  Bureauchefs  (Telegraphenbureaux 

I.  Klasse) ^  6000 

4.  Die  Telephonchefs   von  Netzen    I.  Klasse  ^  6000 

5.  Die  Telephongehülien ^  3000 

6.  Die  ersten  Beamten  der  Bureaux  II.  Klasse  ^  3000 

Wenn  denselben  zugleich  die  Leitung 
eines  Telephonnetzes  übertragen  ist,  so 
erhöht  sich  die  Bürgschaft  auf  ...     .       ^     5000 

7.  Die  Telegraphisten    eines  Bureaus  I.  oder 

II.  Klasse   (außer  den  unter  Ziffer  6  auf- 
geführten)             ^    2000 

Wenn  solchen  Beamten  zugleich  die 
Leitung  eines  Telephonnetzes  übertragen 
ist,  so  erhöht  sich  die  Bürgschaft  auf      .       ^     4000 

8.  Die  Telegraphisten  von  Bureaux  III.  Klasse, 
welche  nicht  bereits  als  Beamte  oder  An- 
gestellte   der    Postverwaltung    Bürgschaft 

leisten  (s.  Art.  1,  Ziffer  2,  der  Verordnung)      ^    2000 
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9.  Aspiranten  und  Lehrlinge Fr.  1000 

10.  Inhaber  von  Gemeindete] ephonstationen, 
die  zur  Aufgabe  von  Telegrammen  dienen, 
insofern  dieselben  nicht  Post-  oder  Tele- 
graphenbeamte sind ^    1000 

11.  Telegraphenausläufer  und  andere  definitiv 
angestellte  Bedienstete  der  Telegraphen- 
verwaltung            ^    1000 

Art.  3. 
Von  einer  Bürgschaftsleistung  sind  enthoben; 

1 .  Die  in  Art.  1  hiervor  nicht  aufgeführten  Beamten  der 
Centralverwaltung. 

2.  Die  Telegraphisten  von  Bureaux  III.  Klasse,  welche 
gleichzeitig  Beamte  oder  Angestellte  der  Postverwaltung 
sind  (s.  Art.  1,  Ziffer  2,  der  Verordnung). 

3.  Die  Beamten  der  Eisenbahntelegraphenbureaux  und 
Aufgabebureaux. 

4.  Die  Telephonistinnen,  bezw.  Telephonisten  der  Central- 
stationen  I.,  II.  und  III.  Klasse. 

5.  Die  Inhaber  von  öffentlichen  Sprechstationen  (nicht 
Oemeindestationen). 

Art.  4. 

Die  Inhaber  von  Privattelegraphenbureaux  und  Privat- 
telephonstationen haben  ihre  Bürgschaft  nach  Maßgabe  der 
mit  ihnen  abgeschlossenen  Verträge  zu  leisten.  Während 
der  Dauer  ihrer  Verträge  als  provisorische  Angestellte  der 
Telegraphenverwaltung  betrachtet,  können  sie  auch  vom 
Bürgschaftsverein  aufgenommen  werden. 

Art.  5. 
Sobald  eine  Inspektion  von  der  Direktion  die  Anzeige 
von   der  Wahl   eines   zu    Bürgschaftsleistung   verpflichteten 
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Beamten  oder  Angestellten  erhält,  übermittelt  sie  dem  Ge- 
wählten ein  gehörig  ausgeftlUtes  Wahlanzeigeformular  (Nr.  402, 
403  und  404),  nebst  einem  gewöhnlichen  Büi^schaftsschein 
(Beilage  B  der  Verordnung)  und  zwei  Exemplaren  Statuten 
des  AmtsbUrgschaftsvereins. 

Der  eigentliche,  vom  Departementschef  unterzeichnete 
Emennungsakt  wird  dem  Beamten  erst  zugestellt,  wenn  der 
in  aller  Form  unterzeichnete  und  legalisierte  Bürgschaftsschein 
oder  dann  das  vom  Beamten  unterschriebene  Exemplar  der 
Statuten  des  Amtsbürgschaftsvereins  an  die  Inspektion  zu- 
rückgelangt und  von  dieser  in  Ordnung  befunden  ist 

Art.  6. 

Die  vom  Beamten  unterzeichneten  Statuten  des  Amts- 
bürgschaftsvereins sind  von  der  Inspektion  dem  betreffenden 
Sektionskomitee  zu  übermitteln,  welches  das  Weitere  ver- 
anlaßt. Die  Direktion  wird  die  Inspektion  alsdann  in 
Kenntnis  setzen,  ob  der  Büi^schaftspflichtige  vom  Verein 
angenommen  wurde  oder  nicht. 

Ebenso  soll  die  Inspektion  der  Direktion  eine  Anzeige 
machen,  wenn  ein  Beamter  Personalkaution  geleistet  hat. 

Wird  die  Aufnahme  eines  Beamten  vom  Amtsbürg- 
schaitsverein  abgelehnt,  so  ist  ersterer  zur  Stellung  von 
Personalbürgschaft  anzuhalten. 

Art.  7. 

Wenn  ein  dem  Amtsbürgschafksverein  angehörender 
Beamter  oder  Angestellter  aus  demselben  austreten  und 
besondere  Bürgschaft  stellen  will,  so  setzt  die  Inspektion 
sowohl  das  betreffende  Sektionskomitee  als  die  Direktion 
hiervon  in  Kenntnis,  indem  sie  selbst  in  ihren  Registern 
davon  Vormerkung  nimmt  und  ftür  rechtzeitige  Beibringung 
der  Specialbürgschaft  besorgt  ist. 
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Alle  anderen  Änderungen  (Todesialle,  Entlassungeiu 
Änderungen  des  Wohnortes  oder  der  Bih'gschaftssumnie^ 
Übertritt  aus  einer  definitiven  Stelle  in  eine  provisorische 
oder  umgekehrt)  werden  dem  Amtsbürgschaftsverein  durch 
die  Centralverwaltung  mitgeteilt,  und  die  Inspektionen  haben 
in  ihren  Registern    davon  einfach  Vormerkung  zu  nehmen. 

Art.  8. 

Gesuche  von  Beamten  und  Angestellten  um  Annahme 
von  Realkaution  (Art.  2,  Ziffer  3,  der  Verordnung)  sind  der 
unmittelbar  vorgesetzten  Behörde  einzureichen  und  nach 
Genehmigung  durch  die  Centralverwaltung  gemäß  Art.  H 
der  Verordnung  zu  erledigen.  Die  Leistung  der  Realkautionen 
erfolgt  nach  Maßgabe  der  gesetzlichen  Vorschrift,en  in  der 
Form  einer  Pfand bestellung  auf  Kosten  des  Büi-gschafts- 
pflichtigen. 

Art.  9. 

SämtHche  Bürgschaften,  werden  sie  vom  Verein  oder 
einzeln  geleistet,  umfassen  auch  die  Haftbarkeit  der  be- 
treffenden Beamten  oder  Bediensteten  für  die  Handlungen 
des  von  ihnen  unter  eigener  Verantwortlichkeit  im  Bureau 
oder  sonstigen  Dienste  verwendeten  Privatperaonals  (Gehülfen 
oder  Lehrlinge,  Sonntagsaushelfer,  Ausläufer  u.  s.  w.). 

Art.   10. 

Die  mit  der  Annahme  und  Aufbewahrung  der  Barg- 
scheine  beauftragten  Beamten  (Art.  8  der  Verordnung) 
haben  für  gehörige  Kontrolle  der  Amtsbüi^chaften  gemÄÜ 
Art.  9  bis  12  der  Verordnung  zu  sorgen  und  über  dieselben 
Register  zu  ftlhren,  aus  denen  alle  einschlägigen  Verhältnisp^ 
ersichtlich  sein  sollen.  In  diesen  Registern  haben  auch  die 
dem  Amtsbürgschaftsverein  beigetretenen  Beamten  und  An- 
gestellten zu  erscheinen,    obgleich  die    als  Büi^scheine  die- 
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nenden  Statuten  von  der  Post  Verwaltung  aufbewahrt  werden 
(aiehe  revidiertes  Reglement  über  den  Geschäftsgang  zwischen 
der  Bundesverw^altung  und  dem  schweizerischen  Amtsbürg- 
s^jhaflaverein,  vom  8.  September  1891,  Postamtsblatt  1891, 
Seite  57). 

Die  Kreisinspektionen  sind  dafür  verantwortlich,  daß 
alle  gemäß  Art.  8,  litt,  c,  der  Verordnung  ihrer  Kontrolle 
unterstellten  btii^chaftspüichtigen  Beamten  und  Angestellten 
(mit  Einschluß  der  Telephonbeamten  der  betreffenden  Kreise) 
die  vorgeschriebene  Bürgschaft  in  der  einen  oder  andern 
Weise  geleistet  haben,  und  werden  sich  in  zweifelhaften 
Fällen  hierüber  Gewißheit  verschaffen. 

Art.  11. 

Gemäß  den  durch  Bundesratsbeschluß  vom  22.  Oktober 
1889*)  abgeänderten  Bestimmungen  des  Art.  12  der  Ver- 
ordnung sollen  die  Bürgscheine  den  Bürgen  oder  den  Bürg- 
schaflsstellern  in  der  Regel  erst  dann  herausgegeben  werden, 
wenn  seit  dem  Tode  oder  dem  Rücktritt  der  Beamten  oder 
Bediensteten  oder  seit  der  Stellung  neuer  Bürgschaften  fünf 
Jahre  abgelaufen  sind  imd  keine  unerledigte  Klage  vorliegt. 

Besonderen  Gesuchen  um  frühere  Herausgabe  der  Bürg- 
seheine  darf  entsprochen  werden,  wenn  die  Interessen  der 
eidgenössischen  Verwaltung  durchaus  sichergestellt  erscheinen. 

Nach  Ablauf  der  fünfjährigen  Frist  werden  die  Bürg- 
scheine den  Bürgen  oder  den  Büi^chaftsstellern,  ohne  be- 
sonderes Verlangen,  von  den  Kontroll beamten  herausgegeben, 
sofern  nicht  eine  frühere  Rückgabe,  gemäß  dem  vorher- 
gehenden Absätze,  stattgefunden  hat. 


*)  Siehe  eidg.  Gesetzsammlung  n.  F.,  Bd.  XI,  S.  270. 
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Art.  12. 

Ein  besonderes  R^lement  ordnet  den  Geschäftsgang 
zwischen  der  eidgenössischen  Verwaltung  und  dem  schwei- 
zerischen Amtsbürgschaftsverein  betreffend  Aufstellung  der 
Mitgliederverzeichnisse,  gegenseitige  Mitteilung  der  darin  ein- 
tretenden Änderungen,  Bezug  und  Ablieferung  der  Prämien 
und  Eintrittsgelder,  Geltendmachung  der  Ansprüche  an  den 
Verein  etc.  (siehe  Postamtsblatt  1891,  Seite  57). 

Bern,  den  22.  Oktober  1895. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident! 

Zemp. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Bingien 


-Hg^ÄSHH 
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Bnndesratebegehluß 

beireffend 

einen  Zusatz  zu  Art  9,  Ziffer  8,  der  Transport- 
ontaiimg  für  die  schweizerlsclien  Posten  (Be- 
scliränlcung  des  Postdiensles  an  staatlich  an- 
erlcannten  Feiertagen). 

(Vom  25.  Oktober  1895.) 


Der  sohweizerische  Bundesrat, 

auf  den  Antrag  Beines  Post-  und  Bisenbahndepartements, 

besohließt: 

Der  Artikel  9,  Ziffer  3,  der  Transportordnung  fbr  die 
schweizerischen  Poaten,  vom  3.  Dezember  1894*),  erhält 
folgenden  Zusatz: 

^Die  Oberpostdirektion  ist  ermächtigt,  an  staatlich 
anerkannten  Feiertagen,  die  nicht  auf  einen  Sonntag 
fallen,  in  Bezug  auf  die  Schalteröffnang,  den  Vertragungs- 
dienst und  die  Briefkastenleerung  die  nämliche  Dienst- 
beschränknng  eintreten  zu  lassen,  welche  fttr  die  Sonntage 
besteht.^ 

Bern,  den  25.  Oktober  1895. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Vizepräsident: 

A.  LachenaL 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Bingler. 


•)  Siehe  eidg.  aesetssammlang  n.  F.,  Bd.  XIV,  8.  566. 


ffidg.  amtL  Samml.  Neoe  Folge.  XV.  Bd.  20 
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Bnndesratsbeschluß 

betreffend 

Aufhebung  der  Abteilung  für  Schuldbetreibung  und 
Konkurs  auf  dem  eidgenössischen  Justiz-  und 
Polizeidepartement. 

(Vom  8.  November  1895.) 


Der  schweizerische  Bundesrat, 

in  Betracht: 
daß  nach  Maßgabe  des  Bundesgesetzes  vom  28.  Juni 
1895^  betreffend  die  Übertragung  der  Oberaufsicht  über  das 
Schuldbetreibungs-  und  Eonkurswesen  an  das  Bundesgericht*), 
die  in  den  Artikeln  15,  19,  28  und  334  des  Bundesgesetzes 
über  Schuldbetreibung  und  Konkurs  vorgesehenen  Befugnisse 
des  Bundesrates  an  das  ßundesgericht  übergehen; 

daß  das  erwähnte  ßundesgesetz  vom  28.  Juni  1895 
zufolge  Bundesratsbeschlusses  vom  18.  Oktober  1895  mit 
dem  1.  Januar  1896  in  Kraft  treten  wird; 

daß   die   durch  provisorischen  Bundesratsbeschluß  vom 
9.  Oktober  1891  (A.  8.  n.  F.  XII,  361)  auf  dem  eidgenös- 
sischen Justiz-  und  Polizeidepartement  provisorisch  geschaffene 
^Abteilung  für  Schuldbetreibung  und  Konkurs^,   bestehend: 
a.  aus   dem  ^Eidgenössischen  Amt  für  Schuldbetreibung 

und  Konkurs*'; 
6.  aus  dem  ^Eidgenössischen  Rat  für  Schuldbetreibung 
und  Konkurs^, 
zur  Vorprüfung  und  Besorgung  derjenigen  Geschäfte  errichtet 
worden  ist,  welche  nach  Maßgabe  der  Artikel  15,  16  und  19 
des  Bundesgesetzes  über  Schuldbetreibung  und  Konkurs  *'^) 
dem  Bundesrate  auffallen: 


*)  Siehe  eidg.  Gesetzsammlimg  d.  F.,  Bd.  XV,  Seite  289. 
♦*)  Siehe  eidg.  Gesetzsemmlnng  n.  F.,  Bd.  XI,  Seite. 629. 
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daß  die  in  Artikel  16  des  ebeogenannten  Gesetzes  dem 
Bundesrate  übertragene  Aufgabe,  den  QebQhrentarif  in 
Schuldbetreibongs-  und  Konkurssachen  festzusetzen,  und  die 
in  den  Artikeln  29  und  62  des  nämlichen  Gesetzes  vor- 
gesehenen, gleichfalls  dem  Bundesrate  verbleibenden  Befug- 
nisse beireffend  die  Genehmigung  kantonaler  Gesetze  und 
Verordnungen  im  Gebiete  des  Sohuldbetreibungs-  und  Kon- 
kurswesens und  betreffend  die  Zustimmung  zur  Verfügung 
des  Recbtsstillstandes  im  Falle  einer  Epidemie  oder  eines 
Landesunglückes,  sowie  in  Kriegszeiten,  die  Beibehaltung 
einer  besonderen  Abteilung  des  eidgenössischen  Justiz-  und 
Polizeidepartements  für  Sohuldbetreibungs-  und  Konkurs- 
sachen nicht  rechtfertigen  würden; 

auf  den  Antrag  seines  Justiz-  und  Polizeidepartements, 

beschließt: 

1.  Der  provisorische  Buudesratsbeschluß  betreffend  die 
Schaffung  einer  Abteilung  für  Schuldbetreibung  und  Konkurs    ^  . 
auf  dem  eidgenössischen  Justiz-  und  Polizeidepartement,  vom  j^^'  f  -^^  ' 
9.  Oktober  1891,    tritt  mit  dem  31.  Dezember  1895  außer 
Wirksamkeit. 

2.  Das  Justiz-  und  Polizeidepartement  wird  beauftragt, 
dafür  zu  sorgen,  daß  auf  1.  Januar  1896  sämtliche  in  seinem 
Besitz  befindlichen,  auf  das  Sohuldbetreibungs-  und  Konkurs- 
wesen sich  beziehenden  Akten,  unter  Ausscheidung  der  er- 
ledigten und  der  unerledigten  Geschäfte,  mit  einem  genauen 
Verzeichnis  dem  schweizerischen  Bundesgericht  übergeben 
seien. 

Bern,  den  8.  November  1895. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates^ 

Der  Bundespräsident: 

Zemp. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Bingier. 
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Kei^latiy 

betreffend 

die  Beeidigung  der  ständigen  Beamten  und  der 
Fortwachen  der  Festungswerice. 

(Vom  12.  November  1896.) 


Der   schweizerische   Bundesrat, 

in  Vollziehung  des  Art.  28  des  Bundesgesetzes  vom 
13.  April  1894  betreffend  die  Organisation  der  Verteidigung 
der  Ootthardbefestigung*)  und  des  Art.  15  des  Bundesrats* 
beschlusses  vom  16.  Juni  1894  betreffend  die  Organisation 
der  Verwaltung  und  Verteidigung  der  Befestigungen  von 
8t.  Maurice  ♦♦); 

auf  den  Antrag  seines  Ifilit&rdepartements, 

beschließt: 

Art.  1. 

Die  ständigen  Beamten  der  Befestigungen  und  die  Port- 
wachen haben  bei  ihrem  Diensteintritte  den  fttr  die  Truppen 
der  schweizerischen  Armee  yorgesehriebenen  Kriegseid  zu 
leisten. 

Art.  2. 

Bei  jeder  Neuwahl  oder  bei  einem  Neueintritt  in  den 
Dienst  muß  der  Kriegseid  wieder  geleistet  werden. 


*)  Siehe  eidg.  Oeeetaammliing  n.  F.,  Bd.  XIV,  Seite  SSSI. 

*•)  9  9  9  «  II  II  •  267. 
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Art.  3. 

Der  Kri^seid  der  Beamten  der  Festuogsbareaux ,  der 
Fortverwalter  und  ihrer  Adjunkten  wird  von  den  Festungg- 
kommandanten  abgenommen;  der  Kriegseid  der  Obrigen 
Beamten  und  der  Fortwachen  durch  den  Artilleriechef  des 
Platzes  oder  einen  Stellvertreter  desselben. 

Art.  4. 
Die  Abnahme  des  Eides  findet  in  Diensttenue  statt. 
Der  beeidigende  Offizier  macht  die  zur  Leistung  des 
Kriegseides  Befohlenen  mit  dem  Zwecke  und  der  Bedeutung 
ihres  militftramtlichen  Dienstes  bekannt.  Nachdem  die  Kriegs- 
artikel verlesen  sind,  erfolgt  die  Beeidigung  bei  abgenommenem 
Hut,  welcher  mit  der  linken  Hand,  das  Abzeichen  nach  vom, 
aufrecht  gehalten  wird,  Unteroffiziere  und  Soldaten  mit  Qe^ 
wehr  beim  linken  Fuß,  alle  Anwesenden  in  der  Achtung- 
Stellung,  gemäß  $173  des  Dienstreglements. 

Der  kommandierende  Stabsoffizier  oder  ein  Adjutant 
des  Kommandostabes  verliest  alsdann  die  Eidesformel  deut- 
lich und  langsam.     Dieselbe  lautet: 

^Bs  schwören  oder  geloben  die  Offiziere,  Unteroffiziere 
und  Soldaten: 

^Der  Eidgenossenschaft  Treue  zu  leisten ;  für  die  Ver- 
teidigung des  Vaterlandes  und  seiner  Verfassung  Leib  und 
Leben  aufzuopfern;  die  Fahne  niemals  zu  verlassen;   die 
Milit&rgesetze  getreulich  zu   befolgen;   den  Befehlen   der 
Oberen   genauen   und   pünktlichen  Gehorsam   zu   leisten; 
strenge  Mannszuoht  zu  beobachten  und  alles  zu  thun,  was 
die  Ehre  und  Freiheit  des  Vaterlandes  erfordern.^ 
Die  beeidigende  Person  fordert  alsdann  die  zur  Eides- 
leistung Befohlenen  auf,   die  drei  Schwörflnger  der  rechten 
Hand  empor  zu  heben  und  ihr  folgende  Schwörformel  nach- 
sosprechen : 

^Ich  schwöre  es^  oder  ^ich  gelobe  es^. 
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Art.  5. 

Über  jede  Beeidigung  ist  an  Ort  und  Stelle  ein  Pro- 
tokoll aufzunehmen ,  welches  das  namentliche  Verzeichnis 
derjenigen,  die  den  Eid  geleistet,  sowie  Zeit  und  Ort  der 
Eidesabnahme  enthalten  soll.  Das  Protokoll  ist  von  sämt- 
lichen, bei  der  Eidesleistung  anwesenden  Personen  zu  unter- 
zeichnen und  alsdann  unverzüglich  dem  Festungskomman- 
danten zuzustellen. 

Bern,  den  12.  November  1895. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

Zenip. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Rillgier. 


-ÄO$^>>^ 
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Regulatiy 

betreffend 

das  Kassen-  und  Rechnungswesen  des  schweizerischen 
Landesmuseums. 

(Vom  15.  November  1895.) 


Der  schweizerische  Bundesrat, 

auf  Antrag  seiner  Departemente  des  Innern  und  der 
Finanzen, 

beschließt: 

I.  Allgemeine  Bestimmung. 

Art  1.  Das  Kassen-  und  Rechnungswesen  des  schwei- 
zerischen Landesmuseums  wird  namens  der  Landesmuseums- 
kommission und  unter  deren  Aufsicht  vom  Museumsdirektor 
geleitet. 

II.  Kassenyerwaltung. 

Art.  2.  Die  Kasse  des  schweizerischen  Landesmuseums 
wird  von  einem  Buchhalter  geführt. 

Art.  3.  Für  getreue  Verwaltung  der  Kasse  leistet  der 
Buchhalter  dem  Bunde  eine  Amtsbttrgschaft;  von  Fr.  8000, 
w^elche  vom  Finanzdepartement  in  Verwahrung  zu  nehmen  ist. 
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Art.  4.  Der  Buchhalter  beadeht  die  Zuschüsse  zur  Be- 
streitung der  Ausgaben  von  der  Bundeskasse  nach  dem 
jeweiligen  Bedürfnisse  auf  Anordnung  des  Direktors.  Die 
daherigen  Geldbegehren  sind,  versehen  mit  dem  Visum  des 
Museumsdirektors,  an  das  Departement  des  Innern  zu  richten, 
welches  die  Anweisungen  auf  die  Bundeskasse  aussleUt 
Diese  Zuschüsse  dürfen  den  bewilligten  Budgetkredit  nicht 
überschreiten. 

Art.  5.  Alle  Ausgaben  müssen  sich  auf  ein  vom 
Museumsdirektor  visiertes  Beleg  stützen.  Vor  der  Auszahlung 
sind  die  Belege  vom  Buchhalter  in  arithmetischer  und  for- 
meller Hinsicht  zu  prüfen  und  zu  paraphieren. 

Die  Aui^abenbelege  sind  promptest  zu  reglieren  und  in 
demjenigen  Verwaltungsjahre  zu  ven-echnen,  aus  dem  sie 
sich  herschreiben. 

Art.  6.  Je  einmal  per  Quartal  nimmt  der  Museums- 
direktor eine  Kassenrevision  vor.  Dieselbe  darf  sich  nicht 
auf  die  Aufnahme  des  Barbestandes  beschränken,  sondern 
muß  sich  auch  von  der  richtigen  Führung  der  Bücher  und 
der  Übereinstimmung  der  Bel^e  mit  diesen  letztem  Über- 
zeugung verschaffen. 

Über  die  erfolgte  Revision  ist  ein  Protokoll  aufzunehmen 
und  dem  Departement  des  Innern  zur  Kenntnisnahme  ein- 
zusenden, welches  dasselbe  nachher  an  das  Finanzdepartement 
weitergiebt. 

IIL  Bnehführnng. 

Art.  7.  Über  die  Einnahmen  und  Angaben  sind  ein 
Kassen-  und  Hauptbuch,  über  allflillige  Kassenreprfi- 
sentanzen  ein  Vorschußbuch  und  über  die  Inventar- 
anschaffungen die  nötigen  luven tarienbüch er  zu 
führen. 
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Art.  8.  In  das  Kassen-  und  Hauptbuch  ist  jede  Ein- 
nahme und  Ausgabe  sofort  einzutragen.  Aus  dem  Kassen- 
und  Hauptbuch  muß  sowohl  der  Kassenbestand ,  als  der 
Stand  der  Kredite  jeden  Augenblick  vollständig  übersehen 
und  festgestellt  werden  können.  Das  Kassen-  und  Haupt- 
buch ist  vierteljährlich  abzuschließen  und  der  verbleibende 
Kassenbestand  in  das  nächste  Quartal  überzutragen.  Ein 
Kassenüberschuß  am  Schlüsse  des  Verwaltungsjahres  ist 
dagegen  der  Bundeskasse  zurückzuerstatten  und  in  der 
Rechnung  nachzuweisen. 

Art.  9.  Als  Kassenrepräsentanzen  sind  alle  Beträge  zu 
betrachten,  welche  noch  nicht  liquidationsfilhig  sind,  wie 
Keisevorschüsse,  Abschli^zahlungen  an  Verkäufer  von  Alter- 
tümern etc.  Diese  Beträge  sind  einstweilen  ins  Vorschuß- 
bueh  einzutn^en  und,  sobald  sie  definitiv  verrechnet  werden 
können,  im  Kassen-  und  Hauptbuch  in  Ausgabe  zu  bringen. 

Art.  10.  Die  Buchführung  über  die  InventaranschafTungen 
hat  nach  Maßgabe  der  jeweilen  in  Kraft  bestehenden  Be- 
stimmui^n  über  die  Führung  der  Inventare  zu  geschehen. 
Auf  jedem  Ausgabenbelege  über  Anschafiungen  von  Inventar- 
g^enständen  ist  die  Seite  oder  Nummer  des  Inventarbuches 
anzugeben.  Geschenkte  Gegenstände  sind  ebenfalls  zu  in- 
ventarisieren und  zu  taxieren. 

IT.  Bechnnngslegnng. 

Art.  11.  Das  schweizerische  Landesmuseum  hat  am 
Schlüsse  jedes  Quartals  über  Einnahmen  und  Ausgaben  nach 
der  vorgeschriebenen  Form  Rechnung  zu  legen.  Die  Rechnung 
muß  mit  dem  Kassen-  und  Hauptbuch  genau  übereinstimmen. 

Art.  12.  Am  Ende  des  Verwaltungsjahres  ist  auf  Grund 
der  vier  Quartalrechnungen  die  Jahresrechnung  aufzustellen. 
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Sowohl  die  Jahresrechnung  als  die  Quartalrechnungen  sind 
doppelt  auszufertigen;  ein  Doppel  verbleibt  dem  Lande»- 
museum. 

Art.  13.  Über  die  Inventarien  ist  am  Jahresschlüsse 
Rechnung  zu  legen. 

Art.  14.  Die  Richtigkeit  der  Quartalrechnungen,  der 
Jahresrechnung  und  der  Inventare  ist  vom  Buchhalter,  vom 
Museumsdirektor  und  vom  Kommissionspräsidenten  zu  be- 
scheinigen. 

Art.  15.  Die  Quartalrechnungen  mit  sämtlichen  Belegen 
sind  30  Tage  nach  dem  Vierteljahrsschluß  und  die  Jahres- 
rechnung nebst  Inventarien  bis  Mitte  Februar  folgenden 
Jahres  dem  Departement  des  Innern  zur  Prüfung  einzureichen. 
Spätestens  je  15  Tage  nachher  gehen  sie,  versehen  mit  dem 
Visum  des  Departements  des  Innern,  zur  Oberrevision  an 
die  Finanzkontrolle,  welch  letztere  das  Revisionsergebnis  dem 
Departement  des  Innern  zu  Händen  des  LandesmuseumB 
vorlegt. 

Art.  16.  Gegenwärtiges  Regulativ  tritt  mit  dem  1.  Januar 
1896  in  Kraft. 

Bern,  den  15.  November  1895. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

Zemp. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Blngier. 
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BegnlatlY 

betreffend 

Erteilung  von  Prämien  und  Stipendien  aus  der 
Kernsclien  Stiftung  am  eidgenOssiscIien  Poly- 
tedinilcum. 

(Vom  28.  Oktober  189Ö.) 


Art.  1.  Aus  den  Zinsen  des  Legats,  welches  Herr 
Minister  Kern  durch  testamentarische  Verfügung  dem  schwei- 
zerischen Polytechnikum  zugewendet  hat,  werden  an  Studie- 
rende schweizerischer  Nationalität  Prämien  für  vorzügliche 
Diplomarbeiten  oder  auch  für  anderweitige  von  den  Studie- 
renden der  obersten  Kurse  ausgeführte  hervorragende  Arbeiten 
erteilt. 

Art.  2.  Die  Prämie  besteht  aus  einem  Geldbetrage  von 
Fr.  300—400  und  der  silbernen  Preismedaille  des  Poly- 
technikums. 

Art.  3.  Der  Sohulrat  entscheidet  über  die  Zuerkennung 
der  Prämien  auf  Orund  der  von  den  Abteil ungskonferenzen 
einzuholenden  Berichte  ttber  die  Diplomarbeiten  oder  sonstigen 
am  Prämiierung  sich  bewerbenden  Arbeiten. 

Art.  4.  Aus  den  Überschüssen  der  Zinsen  und  allfiklligen 
andern  zu  diesem  Zwecke  verfügbaren  Mitteln  können  Sti- 
pendien für  Studien  an  der  eidgenössischen  polytechnischen 
Schule  oder  auswärts  an  regelmäßige  Studierende  schwei- 
zerischer Nationalität  ausgerichtet  werden. 
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Art.  5.  Die  Bedingungen,  unter  welchen  solche  Sti- 
pendien  zu  gewähren  sind,  sowie  der  Betrag  derselben 
werden  in  jedem  einzelnen  Falle  vom  Bchulrate  aaf  Orund- 
läge  eines   Gutachtens  der   beteiligten   Abteilungskoofereu 


Zürich,  den  28.  Oktober  1895. 


Im  Namen  des  Schweiz.  Schulrates, 
Der  Präsident: 

H.  Bleuler. 

Der  Sekretär: 

0.  Baamanii. 


Der  schweizerische  Bundesrat  hat  durch  SchlußDAhme 
vom  19.  November  1895  dem  vorstehenden  Regulativ  die 
Genehmigung  erteilt. 
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BegnlatiY 

betreffend 

Erteilung  von  Stipendien  aus  dem  Chatelain-Fonds 
am  eidgenOssiscIien  Polyteclinilcum. 

(Vom  28.  Oktober  1895.) 


Art.  1.  Der  schweizerische  Schulrat,  resp.  Id  Vertretung 
desBelbeo  der  Präsident  des  Schul rates,  gewährt  aus  dem 
Ghätelain-Fonds  an  Studierende  schweizerischer  Nationalität 
jährlich  Stipendien  zur  Unterstützung  während  der  Studien- 
zeit an  der  eidgenössischen  polytechnischen  Schule. 

Art.  2.  Die  Stipendien  werden  in  der  Regel  in  Be- 
trägen von  nicht  unter  Fr.  200  und  nicht  ttber  Fr.  800 
jährlich  erteilt 

Art.  3.  Hit  einem  Stipendium  ist  auch  der  Erlaß  der 
Schulgelder  und  Prüfungsgebuhren,  sowie  der  Gebühren  für 
die  Laboratorien  verbunden. 

Art.  4.  Ein  Stipendium  kann  nur  an  solche  Studierende 
erteilt  werden,  die  während  eines  Jahreskurses  am  Poly- 
technikum mit  ausgezeichnetem  Erfolge  studiert  haben. 

Art.  6.  Die  KonkurrenzeröfTnungen  für  die  Stipendien 
durch  den  Präsidenten  des  Schulrates  und  die  Anmeldungen 
für  dieselben  haben  alljährlich  spätestens  bis  Ende  Juni  zu 
geschehen. 

Art.  6.  Die  Bewerber  haben  ihrem  Gesuche  ein  durch 
die  zuständigen  Behörden  beglaubigtes  Dürftigkeitszeugnis 
beizulegen.  In  dem  Gesuche  ist  anzugeben,  ob  und  welche 
anderweitige  Unterstützung  der  Bewerber  bereits  genießt. 

Art.  7.  Nach  Eingang  der  Gesuche  werden  die  Special- 
konferenzen   der  Lehrer  eingeladen.   Ober   die  ihren  Faoh- 
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schulen    angehörigen    Bewerber    dem    Schulratsprftsideoten 
Bericht  zu  erstatten  und  Antrag  zu  stelleo. 

Art.  8.  Auf  Grund  dieser  Anträge  und  der  Qbrigen 
Ausweise  der  Bewerber  werden  die  Stipendien  jeweilen  am 
Schlüsse  eines  Schuljahres  für  das  folgende  vergeben. 

Art.  9.  Der  Betrag  der  Stipendien  wird  in  viertel- 
jährlichen Raten  vom  Kassier  der  Schule  entrichtet.  Jede 
Anweisung  ist  mit  dem  Visum  des  Direktors  des  Poly- 
technikums zu  versehen. 

Art.  10.  Die  Stipendiaten  stehen  rQcksichtlich  ihrer 
Studienerfolge  unter  besonderer  Aufsieht  der  Vorstände  der 
betreffenden  Abteilungen. 

Art.  11.  Auf  motivierten  Antrag  der  zuständigen 
Specialkonferenz  kann  der  Schulratspräsident  ein  gewährtes 
Stipendium  für  eine  bestimmte  Zeit  oder  gänzlich  aufheben. 

Art.  12.  Aus  dem  Ghätelain-Fonds  können  auch  Beise- 
stipendien  vergeben  werden.  Ober  den  Betrag  derselben 
und  über  die  Bedingungen,  an  welche  ihre  Erteilung  zu 
knüpfen  ist,  wird  der  Schulrat  in  jedem  einzelnen  Falle  nach 
Bericht  und  Antrag  der  betreffenden  Specialkonfereos  ent- 
scheiden. 

Zürich,  den  28.  Oktober  1895. 

Im  Namen  des  Schweiz.  SchulrateSy 
Der  Präsident: 

H.  Blealer. 

Der  Sekretär: 

0.  Banmann. 


Der  schweizerische  Bundesrat  hat  durch  Schlußnabme 
vom  19.  November  1895  dem  vorstehenden  R^ulativ  die 
Genehmigung  erteilt. 


-H2£«Äfi)-H- 
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RegnlatlY 

betreffend 

die  Preisaufgaben  am  eidgenössischen  Polytechnikum. 

(Vom  28.  Oktober  1895.) 


Art.  1.  Zur  Weckung  und  Förderung  des  Wissenschaft- 
lieben  Lebens  unier  den  Studierenden  der  eidgenössischen 
polytechnischen  Schule  werden,  in  Ausführung  von  Art.  10 
des  Grund  ungsgesetzes  vom  7.  Februar  1854,  periodisch 
Preise  für  die  Lösung  passender  Aufgaben  ausgesetzt. 

In  Festhaltung  des  bisherigen  Turnus  werden  das  eine 
Jahr  die  Abteilungen  I,  III  und  VI  der  Schule,  das  andere 
Jahr  die  Abteilungen  II,  IV  und  V  die  Preisaufgaben  stellen. 

Art.  2.  Die  Aufgaben  werden  jeweilen  am  Schlüsse 
eines  Studienjahres  durch  das  Schulprogramm  fbr  das  fol- 
gende Studienjahr  bekannt  gemacht. 

Zur  Lösung  wird  ein  Zeitraum  von  anderthalb  Jahren 
festgesetzt. 

Art.  3.  Um  jeden  der  ausgeschriebenen  Preise  können 
sich  alle  diejenigen  bewerben,  welche  im  Schuljahre,  an 
dessen  Schluß  die  Aufgabe  gestellt  worden  ist,  oder  bis  zu 
der  flUr  die  Ablieferung  der  Arbeiten  festgesetzten  Zeit  als 
regelmäßige  Studierende  an  der  eidgenössischen  polytech^ 
nischen  Schule  eingeschrieben  waren. 
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Art.  4.  Die  Bewerber  haben  ihre  Arbeiten,  versehen 
mit  Namensunterschrift,  spätestens  bis  zu  dem  bei  der  Aus- 
schreibung angegebenen  Schlußtermin  für  die  Ablieferung 
dem  Vorstaude  derjenigen  Abteilung  des  Polytechnikums, 
welche  die  betreffende  Preisaufgabe  gestellt  hat,  einzu- 
reichen. 

Auch  die  allfällig  zu  einer  Arbeit  gehörenden  Zeichnungen 
sind  mit  der  Unterschrift  des  Verfassers  zu  versehen. 

Art.  5.  Für  jede  der  gestellten  Aufgaben  können  zwei 
Preise  von  zusammen  Fr.  500  erteilt  werden. 

Ob  und  welche  der  konkurrierenden  Arbeiten  mit  Preisen 
zu  belohnen  seien,  sowie  in  welchem  Verhältnisse  die  dazu 
bestimmte  Summe  auf  zwei  Preise  zu  verteilen  sei,  beschließen 
die  Specialkonferenzen  der  betreffenden  Abteilungen ;  sie  stellen 
Antrag  an  den  Schulrat,  welcher  die  Zuerfeennung  der  Preise 
ausspricht. 

Mit  jedem  Preise  wird  zugleich  die  silberne  Preismedaille 
des  Polytechnikums  verliehen. 

Art.  6.  Für  besondere  Auslagen,  welche  die  Lösung 
der  Aufgaben  nötig  machte,  kann  denjenigen  Bewerbern, 
deren  Arbeiten  mit  einem  Preise  gekrönt  werden,  eine  Ent- 
schädigung zugesprochen  werden.  Den  Betrag  derselben 
wird  der  schweizerische  Schulrat  jeweilen  auf  Antrag  der 
Abteil ungskonferenz  feststellen. 

Art.  7.  Die  mit  Preisen  bedachten  Arbeiten  werden 
im  Archiv  des  Polytechnikums  aufbewahrt.  Das  litterarisehe 
Eigentumsrecht  bleibt  dem  Verfasser. 

Art.  8.  Die  Preisverteilung  findet  zwei  Jahre  nach 
Stellung  der  Aufgaben  beim  öffentlichen  Schlußakte  des 
Schuljahres  statt. 
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Die  Namen   der   Preisgekrönten   werden  im   schweize- 
rischen Bundefiblatte  veröffentlicht. 

Zürich,  den  28.  Oktober  1895. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Schulrates, 
Der  Präsident: 

H.  Bleuler. 

Der  Sekretär: 

0.  Baumann» 


Der  schweizerische  Bundesrat  hat  durch  Schlußnahme 
vom  19.  November  1895  dem  vorstehenden  Regulativ  die 
Genehmigung  erteilt. 


£idg.  amtl.  SammL  Nene  Folge.  XY.  Bd.  21 
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Bundesratsbeschlnß 

betreffend 

Revision  der  dem  AusfQhrungsreglement  zum  Bundes- 
gesetze Ober  den  Handel  mit  Gold-  und  Silber- 
abfällen, vom  29.  Oktober  1886  (abgeändert  durch 
BundesratsbeschluB  vom  29.  November  1890), 
beigefügten  Tabelle. 

(Vom  19.  November  1895.) 


Der  schweizerisehe  Bundesrat, 

in  Erwägung,  daß  infolge  der  Errichtung  eines  Kontroll- 
amtes  fQr  GoJd-  und  Silberwaren  in  Delsberg  (Berner  Jura) 
es  notwendig  geworden  ist,  die  Tabelle  betreffend  die  Ein- 
teilung der  der  Aufsicht  der  KoniroUämter  über  den  Handel 
mit  Gold-  und  Silberabfällen  unterstellten  Kreise  zu  revidieren ; 

auf  den  Antrag  seines  Departements  des  Auswärtigen, 
Amt  für  Gold-  und  Silberwaren, 

beschließt: 

Art.  1.  Die  dem  Ausführungsreglement  vom  29.  Oktober 
18S6*)  beigefügte  Tabelle  erhält  folgende  Fassung: 

*)  Siehe  eidg.  Gesetzsammlung  n.  F.,  Bd.  IX,  Seite  291. 

Digitized  by  VjOOQIC 


B^glement  über  den  Handel  mit  Gold-  und  Silberabfällen.    323 


Einteilung  der  Kreise, 
welche  der  Aufsicht  der  Kontrollämter  unterstellt  sind. 


Kontrollämter. 
1.  Biel. 


2.  Chaax-de- Foods. 

3.  Deleberg. 

4.  Fleurier. 

5.  Genf. 


6.  Orenohen. 

7.  Loele. 

8.  Neuenbürg. 


und 


9.  Noinnont. 
10.  Pruntrut. 


Aufsichttkreise. 

Bezirk  Biel 

^       Nidau 

^       Neuenstadt    .     .     . 

uod  der  übrige,  nicht  zu 
den  Kreisen  IX,  X,  XI 
und  XIII  gehörende  Teil 
des  Kantons  Bern 

Bezirk  Chaux-de-Fonds 
^       Val-de-Ruz   .     . 

Bezirk  Delsberg  .     .     . 
^       Laufen      .     .     . 

Kanton  Basel .... 

Bezirk   TraVers-Thal 
Ste-Croix     .     .     . 

Kantone  Genf,  Waadt  (mit 
Ausnahme  der  Bezirke, 
welche  zum  Kreis  VIII  ge- 
hören), Tessin  und  W&Ilis 

Kanton  Solothurn 

Bezirk  Locle  .     .     . 

Bezirk  Neuenburg    . 
^        Boudry     .     . 

Kanton  Freiburg   und   fol 
gende  Bezirke  des  Kan 
tons  Waadt:  Avenches, 
Grandson  (ausgenommen 
Ste  -  Groix) ,       Moudoo, 
Orbe,Payerne  u.  Yverdon 

Bezirk  Frei  bergen 

Bezirk  Pruotrut  . 


Nr.  der  Auf- 
slchttkrelse. 


II 


ra 


IV 


V 
VI 
VII 


VIII 


IX 
X 
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Kontrollämter. 

11.  St.  Immer. 

12.  Schaffhausen. 


13.  Tramliagen. 


Aufsichtskreise. 

Bezirk  Courtelary  (ohae 
Tramlingen)     .... 

Kantone  Scha£fhau8en,  Zü- 
rich, Luzern,  üri,  Schwyz, 
Unterwaiden ,  Olarus, 
Zug,  Appenzell,  Aargau, 
Thurgau,  St.  Gallen  und 
Graubünden     .... 

Gemeinde  Tramlingen  .     .  \ 

Bezirk  Münster   .     .     .     .  / 


Nr.  der  Auf- 
slchtskrelse. 


XI 


XII 

xm 


Art.  2.  Gegenwärtiger  Beschluß  tritt  mit  dem  1.  Januar 
1896  in  Kraft  und  setzt  denjenigen  vom  29.  November  1890'^) 
außer  Kraft. 

Bern,  den  19.  November  1895. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

Zemp. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Binglen 


*)  Siehe  eidg.  Gesetzsammlung  n.  F.,  Bd.  XI,  8eit6  725. 
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IL  Nachtrag 


;Z^«y/ 


Transport-Reglement  der  schweizerischen  Eisenbahn-     p/^y  „ 
und  Dampfschiffunternehmungen  vom  I.Januar  1894.    \         /^^ 

Ottltig  vom  1.  Januar  1896  an. 

(Genehmigt  vom  Bundesrat  durch  Beschloß  vom  19.  November  189&.} 


$  9  erhält  folgende  neue  Fassung  und  Anlage  XI  wird    > 
ia  nachstehender  Weise  abgeändert,  beziehungsweise  ergänzt: 

§  9. 
Billete.    Gültigkeitsdauer. 

Das  Fahrbillet  bezeichnet  die  Stationen,  von  und  bis 
zu  welchen  die  Fahrt  verlangt  worden  ist,  die  Wagenklasse, 
welche  der  Reisende  benutzen  will,  das  Fahrgeld  und,  so- 
weit erforderlich,  die  zu  befahrende  Route. 

Der  Tag  der  Ausstellung  des  Billets  wird  durch  Ab- 
stempelung darauf  vorgemerkt. 

Die  Fahrt  kann  mit  dem  gleichen  ßillet  in  Abteilungen, 
mit  Aufenthalt  auf  dazwischenliegenden  Stationen,  zurück- 
gelegt werden. 

Fttr    die   Gültigkeitsdauer   der   Billete   gelten   folgende  |     * 
Bestimmungen : 

a.  Die  Personen  billete  für  einfache  Fahrt  haben  nur  für  . 
den  Tag  ihrer  Ausgabe  Gültigkeit;  eine  Ausnahme  j 
hiervon   machen   die   Billete   nach   Stationen,    welche  1 
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mehr   als  200  Kilometer  von  der  Ausgabestation  ent- 
\         fernt  sind ;  diese  Billete  haben  Gültigkeit  für  den  Tag 
der  Ausgabe  und  bis  Mitternacht  des  folgenden  Tages. 

b.  Neben  den  einfachen  Billeten  werden,  soweit  ein  Be- 
dürfnis dafür  vorliegt,  auch  direkte  Billete  für  Hin- 
und  Rückfahrt  (Retourbillete)  ausgegeben.  Diese 
Billete  haben  folgende  Gültigkeitsdauer: 

Für  Distanzen  von      1—100    Kilometer  3  Tage, 
^    101-200  ^  4     ^ 

^  ^  ^    201-300  ^  5     ^ 

•n  fi  n    301  und  mehr    ^  ^     r^ 

Die  Distanz  wird  nach  der  einfachen  Entfernung 
von  der  Ausgabe-  zur  Bestimmungsstation  gerechnet. 
Der  Tag  der  Ausgabe  ist  als  erster  ganzer  Tag  in  der 
Gültigkeitsdauer  inbegriffen.  Dieselbe  erlischt  also  um 
Mitternacht  des  darauf  folgenden  zweiten,  beziehungs- 
weise dritten,  vierten,  fünften  Tages. 

c.  Wenn  der  Neujahrstag  oder  der  Weihnachtstag  auf 
einen  Samstag  oder  Montag  fällt,  so  daß  einer  dieser 
Feiertage  und  ein  Sonntag  unmittelbar  aufeinander 
folgen,  so  wird  die  Gültigkeitsdauer  der  am  vorher- 
gehenden Werktage  gelösten  dreitägigen  Hin-  und 
Rückfahrtsbillete  auf  4  Tage  verlängert. 

d.  Wird  ein  einfaches  Billet  auf  einen  Nachtzug  gelöst 
oder  wird  mit  einem  Retourbillet  innerhalb  der  Gültig- 
keitsdauer die  Rückreise  mit  einem  Nachtzuge  ange- 
treten, oder  wird  innerhalb  der  Gültigkeitsdauer  des 
einfachen  oder  Retourbillets  die  Reise  mit  einem 
Nachtzuge  fortgesetzt,  ohne  daß  die  Bestimmungs- 
station vor  Mitternacht  des  letzten  Tages  erreicht 
werden  kann,  so  ist  das  Billet  zur  direkten  und  un- 
unterbrochenen Fortsetzung  der  Reise  über  Mitter- 
nacht hinaus  im  betreffenden  Nachtzuge  und  in  den 
anschließenden  Zügen  gültig,  welche  die  unmittelbare 
Fortsetzung  desselben  bilden. 
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€.  Auf  doD  Billeteu  ist  die  Zahl  der  Tage  anzugeben, 
fttr  welche  sie  gültig  sind.  Hierbei  ist  auf  die  unter 
c  und  d  bezeichneten  Ausnahmen  nicht  Rücksicht  zu 
uehmen. 

Sofern  die  Oültigkeit  eines  Billets  auf  einen  be- 
stioinnten  Zug  beschränkt  wird,  so  ist  dies  auf  dem- 
selben vorzumerken. 

Die  Abgabe  einfacher  Billete  darf  nur  nach  solchen 
Stationen  erfolgen,  welche  innert  der  Gültigkeitsdauer  er- 
reichbar sind. 

Die  Retourbillete  und  die  Rundreisebillete  sind  nur  für 
diejenigen  Personen,  welche  mit  denselben  die  Reise  an- 
getreten haben,  zur  Rückreise,  beziehungsweise  Weiterreise 
gültig.  Der  Kauf  und  der  Verkauf  von  teilweise  benutzten 
Retour-  und  Rundreisebilleten  sind  verboten.  Insbesondere 
unterliegt  der  gewerbsmäßige  Handel  mit  solchen  Billeten, 
sowie  die  Vermittlung  dieses  Handels  den  Straf  bestimmungen 
des  Bundesgesetzes  über  die  Bahnpolizei  vom  18.  Februar 
1878  (Art.  6—10),  sofern  nicht  auf  Grund  der  Strafgesetze 
Bestrafung  eintritt. 

Anlage  XI 

(im  1.  Nachtrag). 

Unter  Glarus   ist  als   neuer  Feiertag    vor  Ostermontag  ^t 
beizufügen:  Fahrtfest  (erster  Donnerstag  im  April). 

Zu  den  für  Freiburg  vorgesehenen  kantonalen  Feiertagen 
ist  die  Bemerkung  anzubringen: 

^Diese  Feiertage  haben  keine  Gültigkeit  für  die  Stationen 
Hurten,  Galmitz  und  Kerzers.^ 

Die  Angaben  für  Basel-Stadt  und  Basel-Land  sind  wie 
folgt  zu  ändern: 

Basel-Stadt:  Ostermontag  und  Pfingstmontag. 
Basel-Land:    Keine  weitern  Feiertage. 
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Erklärung 

zwischen 

der  Schweiz  und  Griechenland  betreffend  den  gegen- 
seitigen Schutz  der  Fabrik-  und  Handelsmarken. 

(Vom  3.  Dezember  1895.) 


Originaltext. 

Les  soussigD^s  Monsieur 
L.  Schneider,  consul  de  la 
Gonf6d6ration  suisse^  Äthanes, 
et  Monsieur  A.  G.  Skous6s, 
ministre  des  affaires  ^trang^res 
de  Sa  Majest^  )e  roi  des  Hel- 
l^nes,  se  basant  sur  les  articles 
1  et  2  de  la  Convention  pro- 
visoire  de  commerce  entre  la 
Suisse  et  la  Gr^ce  du  10  juin 
1887,  ont  proc6d6  d'un  com- 
mun  accord  ^  la  conclusion 
de  la  d^claration  suivante: 


Les  ressortissants  suisses 
jouiront  en  Gr^ce  et  les  res- 
sortissants hell^nes  jouiront 
en  Suisse,  en  ce  qui  conceroe 


Ühersetznng. 


Die  Unterzeichneten,  Herr 
L.  Sehn  ei  der,  Konsul  der 
schweizerischen  Eidgenossen- 
schaft in  Athen,  und  Herr 
A.  G.  Skous^s,  Minister  der 
auswärtigen  Angelegenheiten 
Seiner  Majestät  des  Königs  der 
Hellenen,  haben  auf  Grund 
der  Artikel  1  und  2  der  provi- 
sorischen HandelsUbereinkunft 
zwischen  der  Schweiz  und 
Griechenland  vom  10.  Juni 
1887*)  in  gemeinsamem  Ein- 
verständnis nachfolgende  Er- 
klärung abgeschlossen : 

Die  schweizerischen  Staats- 
angehörigen in  Griechenland 
und  die  griechischen  Staats- 
angehörigen  in    der  Schweiz 


*)  Siehe  Bnndesblatt  von  1887,  Bd.  III,  S.  633. 
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la  protection  de  leurs  marques 
de  fabrique  et  de  commerce, 
des  m^mes  avantages  que  les 
nationaux,  pourvu  qu'ils  se 
cooforment  r^ciproquemeot 
aux  dispositions  et  aux  for- 
nialit^  prescrites  par  les  lois 
et  r^glements  en  vigaeur  dans 
les  deux  Etats. 

II  est  bien  entendu  qiie  la 
pr6sente  d^claration  aura  la 
m^me  dur6e  que  la  Conven- 
tion provisoire  de  commerce 
da  10  juin  1887. 

En  foi  de  quoi  les  sous- 
sign^s,  düment  autoris^  k  cet 
efifet,  ODt  sign6  la  präsente 
d^claration  et  y  ont  appos6 
leurs  cacbets. 

Fait  en  double  &  Äthanes 
le  vingt  et  un  novembre/trois 
d^cembre  de  Tan  mil  huit 
ceot  quatre- vingt  quinze. 


CL.  8.)  (sig.)  1.  Schneider. 
(L.  8.)  (sig.)  A,  Skons^s. 


genießen  von  nun  an  in  Bezug 
auf  den  Schutz  ihrer  Fabrik- 
und  Handelsmarken  die  glei- 
chen Rechte  wie  die  Landes- 
angehörigen, sofern  sie  sich 
gegenseitig  den  in  den  beiden 
Staaten  zu  Kraft  bestehenden 
gesetzlichen  und  reglemen- 
tarischea  Vorschriften  und 
Formalitäten  unterziehen. 

Esistverstaoden,  daß  gegen- 
wärtige Erklärung  dieselbe 
Oüitigkeitsdauer  besitzt,  wie 
die  provisorische  Handelsüber- 
einkauft  vom  10.  Juni  1887. 

Zu  Urkunde  dessen  haben 
die  Unterzeichneten,  zu  diesem 
Zwecke  mit  gehöriger  Voll- 
macht ausgerüstet,  gegenwär- 
tige Erklärung  mit  ihrer  Unter- 
schrift versehen  und  besiegelt. 

So  geschehen  in  doppelter 
Ausfertigung  zu  Athen,  den 
einundzwanzigsten  November/ 
dritten  Dezember  eintausend - 
ach  thundertfünfund  neunzig. 

(L.  8.)  (Sig.)  L.  Schneider. 
(L.  8.)  (Sig.)  A.  SkOMiSs. 


—  -.»/wvwAAAAAAAr^ 
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Verordnung 

über 

die  Konzessionierung  von  Unternehmungen  für  den 
Transport  von  Personen  und  deren  Gepäclc  mit 
Fuhrwerl(en. 

(Vom  23.  Dezember  1895.) 


Der   schweizerische  Bundesrat, 

in  Ausführung  von  Art.  7  des  Bundesgesetzes  über  das 
Postregal  vom  5.  April  1894  (A.  S.  n.  F.  XIV,  385); 

in  Revision  des  Regulativs  über  Erteilung  von  Post- 
konzessionen, vom  8.  März  1878  (A.  S.  n.  F.  III,  369), 
und  in  Aufhebung  der  Verordnung  über  die  Konzessionierung 
von  Unternehmungen  für  den  Transport  von  Personen  und 
deren  Gepäck  mit  Fuhrwerken,  vom  26.  Mai  1891  (A.  8. 
n.  F.  XII,  118), 

beschließt: 

Art.  1.  Das  Postdepartement  ist  ermächtigt,  Privat- 
unternehmern für  die  regelmäßige,  periodische  Beförderung 
von  Personen  und  ihres  Gepäckes  mittelst  Fuhrwerken  unter 
nachstehenden  Bedingungen  Konzessionen  zu  erteilen. 

Art.  2.  Unternehmer,  welche  sich  um  eine  Konzession 
für  den  regelmäßigen,  periodischen  Transport  von  Reisenden 
und  deien  Gepäck  bewerben,  haben  ihr  Gesuch  wenigstens 
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vierzehn  Tage  vor  dem  beabsichtigten  Beginn  des  Dienstes 
derjenigen  Kreispostdirektion  einzureichen,  in  deren  Gebiet 
der  Ausgangspunkt  des  betreffenden  Kurses  liegt 

Die  Konzession  wird  in  der  Regel  auf  ein  Kalenderjahr 
erteilt,  im  bereits  ^begonnenen  bis  Ende  desselben. 

Art.  3.  Die  Konzession  erstreckt  sich  nur  auf  den 
regelmäßigen  Transport  von  Personen  und  deren  Gepäck, 
während  der  Transport  von  Karten  mit  schriftlichen  Mit- 
teilungen (Postkarten),  Zeitungen,  verschlossenen  Briefen  und 
andern  verschlossenen  Sendungen  aller  Art  bis  zum  Gewichte 
von  5  kg.  ausschließlich  der  Post  vorbehalten  bleibt. 

Als  ^verschlossen^  im  Sinne  des  Postregalgesetzes  sind 
alle  Gegenstände  anzusehen,  welche  so  versiegelt,  verschnürt, 
vernagelt,  zugeklebt,  zugenäht,  mit  Schloß  versehen  oder 
sonst  in  ihrem  Umschlag  verwahrt  sind,  daß  deren  Inhalt 
nicht  ohne  Aufbrechen,  Aufschneiden  oder  Anwendung  von 
Schlüsseln  oder  ondern  Instrumenten  herausgenommen  werden 
kann  (Postregalgesetz,  Art.  2). 

Art.  4.  Für  jeden  Platz  des  Fuhrwerkes  und  für  jeden 
Kurs  (eine  Hinfahrt  und  eine  Rückfahrt  zusammen)  ist  eine 
Konzessionsgebuhr  von  V2  Rappen  per  Kilometer  Entfernung 
zu  entrichten.  Taxbruchteile  werden  auf  volle  fünf  Rappen 
abgerundet. 

Die  Konzessionsgebohr  muß  vierteljährlich  zum  voraus 
an  die  betrefifende  Kreispostkasse  bezahlt  werden.  Der  Kon- 
zessionär hat  in  keinem  Falle  Anspruch  auf  Rückvergütung 
der  bezahlten  Gebühr,  auch  dann  nicht,  wenn  er  seine  Kurse 
vor  Ablauf  der  Konzessionsdauer  einsteilt. 

Art.  5.  Die  Unternehmer  von  regelmäßigen,  periodischen 
Personenfahrten  nach  und  von  dem  Ausland  haben  für  die 
zu  befahrende  Strecke  auf  Schweizergebiet,  insofern  dieselbe 
die  Entfernung  von  drei  Kilometern  übersteigt,  eine  Kon- 
zessionsgebühr von  höchstens  10  Rappen  für  jeden  Platz 
und  jede  Fahrt  zu  entrichten. 
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Art.  6.  Für  regelmäßige,  periodische  Fahrten  auf  Ent- 
fernungen von  drei  Kilometern  und  darunter  ist  die  Ver- 
abfolgung einer  Konzession  nicht  erforderlich.  Ebenso  ist 
eine  Konzession  für  regelmäßige,  periodische  Fahrten,  welche 
mit  alleiniger  Rücksicht  auf  Gasthof  betrieb  Husgeführt  werden, 
nicht  erforderlich,  insofern  die  Entfernung  10  Kilometer  nicht 
übersteigt  und  der  Unternehmer  sich  ausschließlich  mit  dem 
Reisenden-  und  Oepäcktransport  für  ein  bestimmtes  Gasthaus 
befaßt.  Die  Fuhrwerke  müssen  in  diesem  Falle  mit  der 
Aufschrift  des  betreffenden  Gasthauses  versehen  sein. 

Art.  7.  Wo  die  Posteinrichtungen  den  Bedürfnissen  des 
Verkehrs  genügen,  können  nicht  nur  die  Gebühren  erhöht 
und  die  Abfahrtsstunden  mit  Rücksicht  auf  die  bestehenden 
Postkurse  vorgeschrieben ,  sondern  es  kann  auch  die  Kon- 
zession aus  diesem  Grunde  ganz  verweigert  werden.  Wenn 
hingegen  die  vorhandenen  Postverbindungen  dem  Bedürfnisse 
des  Verkehrs  nicht  genügen,  so  kann  die  Konzessionsgebühr 
ermäßigt  oder  ganz  erlassen  werden. 

Art.  8.  Konzessionen  betreffend  Ausführung  von  Per- 
sonenfahrten mittelst  Pferdewechsels  werden  in  der  Regel 
nur  an  die  Postpferd halter,  auf  Grund  der  einschlägigea 
Vorschriften,  erteilt. 

Art.  9.  Der  Inhaber  eines  konzessionierten  Dienstes  unter- 
liegt den  Bestimmungen  des  Buudesgesetzes  vom  26.  April 
1887  (A.  S.  n.  F.  X,  165)  betreffend  die  Ausdehnung  der 
Haftpflicht  und  die  Ergänzung  des  Bundesgesetzes  vom 
25.  Juni  1881. 

Art.  10.  Die  Bestimmungen  der  gegenwärtigen  Ver- 
ordnung, sowie  die  speciellen  Bedingungen,  von  denen  die 
Konzession  abhängig  gemacht  wird,  sind  in  den  Konzessions- 
akt aufzunehmen. 

Art.  11.  Die  Übertretung  der  Bedingungen  der  Kon- 
zession wird  mit  den  für  die  Verletzung  des  Postregals  vor- 
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gesehenen  Bußen  bestraft.  Dieselben  betragen  Fr.  1  bis 
Fr.  500  und  können  im  Wiederholungsfall  bis  auf  Fr.  2000 
erhöht  werden.  Außerdem  kann  auch ,  wenn  der  Inhaber 
der  Konzession  die  Bedingungen,  unter  welchen  ihm  die- 
selbe erteilt  worden  ist,  nicht  erfüllt  oder  sich  sonst  eine 
Gefährde  zu  schulden  kommen  läßt,  die  Eonzession  augen- 
blicklich zurückgezogen  werden. 

Art.  12.   Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  1.  Januar  1896      s>  .         ^ 
in  Kraft  und  ersetzt  diejenige  vom  26.  Mai  1891.  ^^    ^^ ^ 

Bern,  den  23.  Dezember  1895. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

Zemp. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Bingler.    . 
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Bundesbeschluß 

betreffend 

Erweiterung  der  Anlagen  der  Furkaverteidigung  in 
Hinsiclit  auf  die  neue  GrimselstraBe, 

(Vom  5.  Dezember  1895.) 


Die  Bundesversammlung 
der  schweizerischen  Eidgenossenschaft, 

nach  Einsicht  einer  Botschaft  des  Bundesrates  vom 
30.  März  1895, 

beschließt: 

Art.  1.  Für  die  Erstellung  von  Fahr-  und  Fußw^n 
auf  der  Furka,  von  telephonischen  Verbindungen  der  Furka- 
werke  mit  dem  Vorterrain  und  mit  den  Forts  in  Andermatt, 
für  Freilegung  des  Schußfeldes  des  Oalenhttttenwerkes, 
für  die  Wasserversorgung  des  Reduit  am  Furkahorn  und 
für  die  Erstellung  eines  Unterkunftslokales  für  die  Wache 
beim  Galenhüttenwerk  wird  ein  Kredit  von  Fr.  128,000 
bewilligt. 

Art.  2.  Der  Bundesrat  wird  mit  der  Vollziehung  dieses 
Beschlusses  beauftragt. 

Also  beschlossen  vom  Nationalrate, 

Bern,  den  3.  Dezember  1895. 

Der  Präsident:    Dr.  Bachmann. 
Der  Protokollführer :  Bingier. 


Digitized  by  VjOOQIC 


Erweiterang  der  Anlagen  der  Farkaverteidignng.         335 

Also  beschlossen  vom  Ständerate, 

Bern,  den  5.  Dezember  1895. 

Der  Präsident:  Jordan-Martin. 
Der  Protokollführer:  Schatzmanu. 


Der  schweizerische  Bundesrat  beschließt: 
Vollziehung  des  vorstehenden  Bundesbeschlusses. 

Bern,  den  16.  Dezember  1895. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

jZemp. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Bingler. 


".'CTO^'c^ 
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Bnndesbeschluß 

betreffend 

Zusicherung  einer  Nachsubvention  an  den  Kanton 
Glarus  für  die  Vollendung  der  Verbauung  des 
Dorfbaches  von  Bilten. 

(Vom  7.  Dezember  1895.) 


Die  Bundesver Sammlung 
der   schweizerischen  Eidgenossenschaft, 

nach  Einsicht 

eines  Schreibens  der  Regierung  des  Kantons  Glarua 
vom  28.  März  1895; 

des  Bundesbeschlusses  vom  6.  Juni  1889,  betreffend 
Zusicherung  eines  Bundesbeitrages  für  die  Verbauung  des 
Dorfbaches  von  Bilten; 

einer  Botschaft  des  Bundesrates  vom  26.  August  1895; 

auf  Grund  des  Bundesgesetzes  betreffend  die  Wasser- 
baupolizei im  Hochgebirge,  vom  22.  Juni  1877, 

beschließt: 

Art.  1.  Dem  Kanton  Olarus  wird  für  die  Vollendung 
der  Verbauung  des  Dorfbaches  von  Bilten  eine  Nachsub- 
vention zugesichert. 

Dieselbe  beträgt  50  %  der  wirklichen  Kosten,  bis  zu 
dem  der  Voranschlagssumme  von  Fr.  90,000  entsprechenden 
Maximum  von  Fr.  45,000, 

Art.  2.  Der  Kanton  Olarus  übernimmt  gegen  Bewilli- 
gung dieses  Beitrages  die  gänzliche  Vollendung  der  Ver- 
bauung des  Biltner  Dorfbaches.  Diese  Arbeiten  sollen  im 
Jahre  1905  vollendet  sein. 
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Art.  3.  Die  Ausbezahlung  dieser  Nachsubvention  findet 
In  Raten  von  höohBtens  Fr.  1 0,000  statt,  und  zwar  erstmals 
im  Jahr  1896. 

Art.  4.  Im  übrigen  gelten  die  Bestimmungen  des  Bundes- 
beschlttsses  vom  6.  Juni  1889*^),  dies  namentlich  auch  bezüg- 
lieh  der  Verpflichtungen  zur  Ausführung  der  nötigen  forst- 
lichen Arbeiten  (Art.  8)  und  zum  künftigen  Unterhalt  (Art.  7). 

Art.  5.  Dieser  Beschluß  tritt,  als  nicht  allgemein  ver- 
bindlicher Natur,  sofort  in  Kraft 

Art.  6.  Der  Bundesrat  ist  mit  der  Vollziehung  des- 
selben beauftragt. 

Also  beschlossen  vom  Stftnderate, 
Bern,  den  2.  Dezember  1895. 

Der  Präsident:  Jordan-Martin. 

Der  Protokollführer:   Schatzmann. 

Also  beschlossen  vom  Nationalrate, 
Bern,  den  7.  Dezember  1895. 

Der  Präsident:   Dr.  Bachmaun. 
Der  Protokollführer:  Bingler. 

Der  schweizerische  Bundesrat  beschließt: 
Vollziehung  des  vorstehenden  Bundesbeschlusses. 
Bern,  den  12.  Dezember  1895. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

Zemp. 

Der  Kanzler  der  Bidgenossenschafl : 

Blngier. 


*)  Siehe  eidg.  Gesetzsammlnng  n.  F.,  Bd.  XI,  S.  156. 


-^'-oxfiMAOc^^'^ 
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Bnndesbeschliiß 

betreffend 

die  Anstellung  eines  vierten  Sekretärs  beim 
Bundesgericht 

(Vom  11.  Dezember  1895.) 


Die  BundesYersammlung 
der   schweizerischen  Eidgenossenschaft, 

nach  Einsicht  eines  Schreibens  des  schweizerischen 
Bundesgeriehtes  vom  20.  November  1895,  worin  diese  Be- 
hörde um  die  Ermächtigung  nachsucht,  einen  vierten  Sekret&r 
anzustellen,  von  dem  namentlich  ein  Teil  der  redaktionellen 
Kanzleiarbeiten  bei  der  Schuldbetreibungs-  und  Eonkurs- 
kammer besorgt  werden  soll; 

in    Betracht,   datt   das    Bedürfnis   der  Anstellung   eines 
solchen  Beamten  nachgewiesen  ist; 
^A  0  im  Hinblick   auf  Art.  3   des  Bundesgesetzes   betreffend 

<J  die  Übertragung  der  Oberaufsicht  ttber  das  Schuldbetreibungs- 

und  Konkurswesen   an   das    Bundesgericht,    vom   28.   Juni 
1895,  und 

unter  Hinweisung  auf  Art.  15  des  nämlichen  Gesetzes, 
gemäß  welchem  das  der  Schuldbetreibungs-  und  Konkurs- 
kammer beizugebende  Kanzleipersonal  vom  Bundesgerichte 
vorerst  provisorisch  zu  wühlen  ist; 
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auf  den  Antrag  des  Bundesrates, 
beschließt: 

1 .  Die  proYisorisohe  Anstellang  eines  vierten  Sekret&rs 
des  schweizerischen  Bundesgerichtes,  vom  1.  Januar  1896 
an,   'wird  genehmigt. 

2.  Der  Bundesrat  ist  beauftragt,  dem  Bundesgerichte 
von  diesem  Beschlüsse  Kenntnis  zu  geben. 

Also  beschlossen  vom  Ständerate, 

Bern,  den  5.  Dezember  1895. 

Der  Präsident:  Jordan-Martin. 
Der  Protokollführer:   Schatzmann. 

Also  beschlossen  vom  Nationalrate, 

Bern,  den  11.  Dezember  1895. 

Der  Präsident:   Dr.  Bachmann. 
Der  Protokollführer:   Rlngier. 


Der  schweizerische  Bundesrat  beschließt: 
Vollziehung  des  Yorstehenden  Bundesbeschlusses. 

Bern,  den  14,  Dezember  1895. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

Zemp. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Blngier. 
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Bnndesbeschlnß 

betreffend 

Vermehrung  des  Personals  der  eidgenössischen 
Muniiionskontrolle  in  Thun. 

(Vom  19.  Dezember  1895.) 


Die  Bundesversammlung 
der  schweizerischen  Eidgenossenschaft, 

nach  Einsichtnahme  einer  Botschaft  des  Bundesrates  vom 
29.  Oktober  1895, 

beschließt: 

Art  1.  Das  Personal  der  eidgenössischen  MunitioQS- 
kontrolle  in  Thun  wird  um  einen  Controleur  und  einen 
Kontrollgehttlfen  vermehrt.  Der  Bundesrat  ist  ermftchtigU 
einen  der  Gontroleure  zum  Adjunkten  zu  ernennen. 

Art  2.  Die  Besoldung  dieser  Beamten  wird  festgesetzt 
innert  dem  Rahmen  der  im  Bundesgesetz  betreffend  die  Be- 
soldungen der  Beamten  des  Militärdepartements  vom  20.  De- 
zember 1894  hierftLr  vorgesehenen  Ansätze. 

Art  3.  Dieser  Beschluß  tritt,  weil  nicht  allgemein  ver- 
bindlicher Natur,  sofort  in  Kraft. 

Also  beschlossen  vom  Ständerate, 

Bern,  den  13.  Dezember  1895. 

Der  Präsident:   Jordan-Martlll. 
Der  Protokollführer:   SchatElliaiUI« 
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Also  beschlossen  yom  Nationalrate, 

Bern,  den  19.  Dezember  1895. 

Der  Prttsident:   Dr.  Bachmaiin. 
Der  Protokollführer:   Bingier« 


Der  schweizerische  Bundesrat  beschließt: 
Vollziehung  des  vorstebenden  Bundesbeschlusses. 

Bern,  den  26.  Dezember  1895. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

Zemp. 

•Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Blngier. 
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Bnndesbeschluß 

betreffend 

Erstellung  von  Militärtelegraphenlinien  am  Gotthard. 

(Vom  20.  Dezember  1895.) 


Die  BundesversammluDg 
der  schweizerischen  Eidgenossensohaft, 

nach  Einsicht  einer  Botschaft  des  Bundesrates  vom 
30.  August  1895, 

besehließt: 

Art.  1.  Für  die  Erstellung  von  Militärtelegraphenlinien 
am  Ootthard  wird  ein  Kredit  von  Fr.  56,000  bewilligt,  wovon 
Fr.  50,600  zu  Lasten  des  Militärdepartements  und  Fr.  5400 
zu  Lasten  des  Post-  und  Eisenbahndepartements. 

Art.  2.  Der  Bundesrat  wird  mit  der  Vollziehung  dieses 
Beschlusses  beauftragt. 

Also  beschlossen  vom  Nationalrate, 

Bern,  den  18«  Dezember  1895. 

Der  Präsident:   Dr.  BachmaniL 
Der  Protokollführer :  Blllgier. 

Also  beschlossen  vom  Ständerate, 

Bern,  den  20.  Dezember  1895. 

Der  Präsident:  Jordan-Martiii. 
Der  Protokollführer:  ScluitniUlllll* 
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Der  schweizerische  Buadesrat  beschließt: 
Vollziehung  des  vorstehenden  Bundesbeschlusses. 

Bern,  den  26.  Dezember  1895. 

Im  Namen  des  sohweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespr&sident: 

Zemp. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Bingler. 
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Bundesbeschlnß 

betreffend 

eine  am  21.  September  1895  zwischen  der  Schnveiz 
und  dem  Deutsclien  Reiclie  abgeschlossmie 
Obereinicunft  betreffend  die  badisohe  Gemeinde 
BQsingen. 

(Vom  20,  Dezember  1895.) 


Die  Bundesyersammlung 
der  schweizerieohen  Eidgenossenschaft, 

nach  Einsicht 

1.  einer  am  21.  September  1895  mit  dem  Deutsehen 
Reiche  abgeschlossenen  Übereinkunft  betreffend  die 
badische  Gemeinde  Bttsingen; 

2,  einer  Botschaft  des  Bundesrates  vom  15.  Noyember 
1895, 

besehließt: 

Art  1,     Der   genannten   Obereinkunft   wird    die    tcm-- 
behaltene  Genehmigung  erteilt. 

Art.  2.    Der  Bundesrat  wird  mit  der  Vollziehung  dieses 
Beschlusses  beauftragt. 

Also  beschlossen  vom  Nationalrate, 
Bern,  den  18.  Dezember  1895. 

Der  Präffldent:   Dr.  Baehmann. 

Der  ProtokoUftlhrer:  Bingler. 

Also  beschlossen  vom  Ständerate, 
Bern,  den  20.  Dezember  1895. 

Der  Präsident:  Jordan-Marttll. 

Der  ProtokolUtahrer:  SehatenaillL 


^fe^^cH- 
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Übereinkunft 

zwischoi 

der  Schweiz  und  dem  Deutschen  Reiche  betreffend 
die  Indische  Gemeinde  BQsingen. 

Abgeschlossen  am  21.  September  1896. 
In  Kraft  seit  1.  Januar  1896. 


Der  Bundesrat 

der 

8e]iwelz.Eidgenosseii8€haft, 

nach  Einsicht  der  am 
21.  September  1895  in  Bern 
zwischen  den  Bevollmäch- 
tigten des  schweizerischen 
Bundesrates  und  Seiner  Ma- 
jestät des  Deutschen  Kaisers, 
Königs  von  Preußen,  abge- 
schlossenen, am  18./20.  De- 
zember 1895  von  beiden 
gesetzgebenden  Räten  der 
schweizerischen  Eidgenossen- 
ischaft  genehmigten  Überein- 
kunft betreffend  die  der  ba- 
dischen Gemeinde  Büsingen 
zii  gewährenden  Zollerleichte- 
rungen, welche  wörtlich  also 
lautet: 


von  Gottes  Gnaden 

Deutscher  Kaiser^ 

Kttnig  von  Preussen, 

etc,  etc.  etc., 

Urkunden  und  bekennen 
<  hiermit: 

Nachdem  Wir  von  der 
zwischen  Unserem  Bevoll- 
mächtigten und  dem  Bevoll« 
mächtigten  des  Bundesrates 
der  Schweizerischen  Eidge- 
nossenschaft unter  dem  21. 
September  1895  in  Bern  ab- 
geschlossenen, die  Großher- 
zoglich Badische  Gemeinde 
Bttsingen  betreffenden  Über- 
einkunft, welche  wörtlich  also 
lautet: 
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Der  Bundesrat  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft 

einerseits,  und 
Seine  Majestät  der  Deutsche  Kaiser,  KVnig  von  Preussen, 

im  Namen  des  Deutschen  Reiches 
anderseits, 

von  dem  Wunsche  geleitet,  der  badischen  Gemeinde 
Bttsingen  gewisse  Erleichterungen  im  grenznachbarlichen 
Verkehr  zu  gewähren  und  die  Handhabung  der  Strafrechts- 
pflege innerhalb  dieser  Gemeinde  zu  sichern, 

haben  zu  diesem  Zwecke  Unterhandlungen  eröffnen 
lassen  und  zu  ihren  Bevollmächtigten  ernannt: 

Der  Bundesrat  der  schwetaerischen  Eidgenossenschaft: 

Herrn  A.  Lachenal,  Vizepräsidenten  des  Bundesrates, 
Vorsteher  des  Departements  des  Auswärtigen, 

Seine  Majestät  der  Detäsche  Kaiser,  König  von  Breussen: 

Allerhöchstihren  außerordentlichen  Gesandten  und  be- 
vollmächtigten Minister  bei  der  schweizerischen  Eidgenossen- 
schaft, Wirklichen  Geheimen  Rat,  Herrn  Dr.  Clemens 
August  Busch, 

welche,  unter  dem  Vorbehalte  beiderseitiger  RatifikatioD, 
folgende  Übereinkunft  abgeschlossen  haben: 

Art.   1. 

Der  aus  dem  deutschen  Zol^ebiete  au^eschlossenen 
badischen  Gemeinde  BUsingen  werden,  außer  den  in  der 
Anlage  C  zum  Handels-  und  Zollvertrag  vom  10.  Dezember 
1891  zwischen  der  Schweiz  und  dem  Deutschen  Reiche 
allgemein  zugestandenen  Befreiungen  im  grenznachbarlichen 
Verkehr,  noch  folgende  Erleichterungen  eingeräumt: 
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1.  Für  nachgenannte  Erzeugnisse  der  Gemeinde  Bü- 
singen  werden  bei  ihrem  Eingang  in  die  Schweiz,  sofern 
derselbe  über  die  Grenzzollstellen  in  Schaifhausen  oder 
Dießenhofen  erfolgt,  die  beigesetzten  ermäßigten  Zölle  er- 
hoben : 

Nr.  dM  Zölle. 

telMMll.  Fr. 

TarifM.  p.  leo  kg. 

aus  60    Brennliolz,  Eichenrinde frei 

224     Butter,  frisch 3.  — 

235     Fleisch,  frisch  geschlachtetes 2.  — 

242     Weintrauben  bis  5  kg frei 

p.  Stack. 

422  Kühe  und  Rinder,  geschaufelt      ....  5.  — 

423  Jungvieh,  ungeschaufelt 2.  — 

425  Kälber  bis  und  mit  60  kg.  Gewicht     .     .  2.  — 

aus  426  Schweine  mit  und  über  60  kg 2.  — 

aus  426  Schweine  unter  60  kg 1.  — 

2.  Die  vorstehend  aufgefohrten  Erzeugnisse  sollen, 
wenn  dies  von  der  eidgen()s8ischen  Zollverwaltung  verlangt 
wird,  von  Ursprungszeugnissen  begleitet  sein,  die  vom 
Bürgermeisteramt  Büsingen  auszustellen  sind. 

3.  Der  Transport  der  vorstehend  genannten,  sowie 
sonstiger  Gegenstände  auf  den  Straßen,  die  von  Büsingen 
über  Randegg  oder  über  Gailingen  in  das  deutsche  Zoll- 
gebiet fahren,  soll  unbeanstandet  unter  den  von  der  eidge- 
nössischen Zollbehörde  anzuordnenden  Kontrollmaßregeln 
stattfinden,  jedoch  unbeschadet  der  wegen  Ausbruchs  von 
Viehseuchen  ei^ehenden  Verbote.  Indessen  soll  in  dieser 
Beziehung  die  Gemeinde  Büsingen  nicht  ungünstiger  be- 
handelt werden,  als  die  umliegenden  schweizeiischen  Ort- 
schaften. 
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Sofern  Gesundheitszeugnisse  für  Vieh  aus  Büsingen 
verlangt  werden,  so  sollen  die  von  den  Tierärzten  in  Schaff- 
hausen und  Dießenhofen  ausgestellten  Atteste  als  genügend 
anerkannt  werden. 

Art.  2. 

Personen,  die  wegen  einer  nach  den  Gesetzen  des 
Deutschen  Reiches  oder  des  Großherzogtums  Baden  mit 
Strafe  bedrohten  Handlung  oder  auf  Grund  eines  von  einem 
deutschen  Gerichte  erlassenen  Strafurteils  oder  Haftbefehls 
in  der  Gemeinde  Büsingen  verhaftet  worden  sind,  dürfen, 
wenn  sie  nicht  etwa  die  schweizerische  Staatsangehörigkeit 
besitzen,  unbeanstandet  durch  das  schweizerische  Gebiet 
auf  den  von  Büsingen  nach  Randegg  führenden  Straßen 
von  deutschen  Beamten  durchgeführt  werden. 

Besitzt  eine  solche  Person  die  schweizerische  Staats- 
angehörigkeit, .so  .finden  auf  dieselbe,  wenn  sie  auf  schwei- 
zerisches Gebiet  übergeführt  wird,  die  Bestimmungen  ent- 
sprechende Anwendung,  welche  der  zwischen  dei-  Schweiz 
und  dem  Deutschen  Reiche  bestehende  Auslieferungsvertrag 
und,  subsidiär,  die  schweizerische  Gesetzgebung  für  den  Fall 
aufstellen,  daß  ein  in  der  Schweiz  befindlicher  Schweizer- 
bürger von  den  Behörden  des  Deutschen  Reiches  w^n 
einer  strafbaren  Handlung  verfolgt  wird. 

Der  Verhaftete  ist  daher  in  diesem  Falle  der  Polizei- 
direktion des  Kantons  Schafifhausen  zuzuführen,  die  ihn  einst- 
weilen verwahrt  und  sofort  dem  schweizerischen  Bundesrate 
über  den  Thatbestand,  sowie  über  den  bisherigen  Wohnsitz 
und  das  Heimatrecht  des  Verhafteten  Bericht  erstattet.  Der 
Bundesrat  trifft  hierauf  die  nach  obigen  Festsetzungen  er- 
forderlichen \veiteren  Verfügungen. 
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Art.  3. 

Die  heutige  Übereinkunft  soll  ratifiziert,  und  es  sollen 
die  Ratifikationsurkunden  sobald  als  möglich  in  Bern  aus- 
gewechselt werden»  Dieselbe  tritt  unmittelbar  nach  der 
Auswechslung  der  Ratifikationsurkunden  in  Kraft. 

Jeder  der  beiden  vertragschlief^nden  Teile  behält  sich 
das  Recht  vor,  diese  Übereinkunft  zu  jeder  Zeit  wieder 
außer  Wirksamkeit  treten  zu  lassen  und  sie  zu  diesem  Zwecke 
zwölf  Monate  vorher  zu  kündigen. 

Geschehen  in  Bern,  in  doppelter  Ausfertigung,  am 
einundzwanzigsten  September  1895. 

(L.  S.)    gez.  A.  Lachenal. 
(L.  S.)    gez.  Busch. 


erklärt  die  vorstehende 
Übereinkunft  ihrem  ganzen 
Inhalte  nach  als  angenommen 
und  in  Kraft  erwachsen  und 
verspricht  im  Namen  der 
schweizerischen  Eidgenossen- 
schaft, dieselbe,  soweit  es  von 
ihr  abhängt,  jederzeit  gewissen- 
haft zu  beobachten. 

ZuUrkund  dessen  ist 
die  gegenwärtige  Ratifikation 
vom  Bundespräsidenten  und 
vom  Kanzler  der  Eidgenossen- 
schaft unterschrieben  und  mit 
dem  eidgenössischen  Staats- 
siegel versehen  worden. 


Kenntnis  genommen  und 
dieselbe  in  allen  Punkten 
Unserem  Willen  gemäß  be- 
funden haben,  so  genehmigen 
und  ratifizieren  Wir  die  ge- 
dachte Übereinkunft  hierdurch 
mit  dem  Versprechen,  sie  zu 
erfüllen  und  ausftthren  zu 
lassen. 

Zu  Urkund  dessen 
haben  Wir  die  gegenwärtige 
Ratifikationsurkunde  Eigen- 
händig vollzogen  und  mit 
Unserem  Kaiserlichen  Insiegel 
versehen  lassen. 
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So  geschehen  in  Bern  den 
achtundzwanzigsten  Dezember 
eintausendachthundertfünfund- 
neunzig  (28.  Dezember  1895). 

Im  Namen  des  Schweiz. 
Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

Zemp. 

(L.  8.) 

Der  Kanzler 
der  Eidgenossenschaft: 

Bingier. 


Gegeben  Neues  Palais, 
den  27.  Dezember  1895. 


TVimelm 

I.  R. 
(L.  S.) 

Freiherr  TOn  Marschall. 


Note.  Die  Ratifikationsurkunden  vorstehender  Übereinkunft 
sind  am  1.  Januar  1896  ausgewechselt  worden;  die  Übereinkunft 
ist  unmittelbar  darauf  in  Kraft  getreten. 
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Tereinbarnng 

iwischen 

der  Schweiz  und  Brasilien  betreffend  die  Beliandlung 
der  Verlassenschaften  von  ScIiweizerbQrgern  in 
Brasilien  und  von  brasilianisdien  Staatsange- 
liSrigen  in  der  Scliweiz. 

(Vom  28.  Dezember  1895.) 
Gültig  seit  1.  Januar  1896. 


Der  schweizerische  Bundesrat  und  die  brasilianische 
Regierung  haben  Erklärungen  ausgetauscht,  wonach  vom 
1.  Januar  1896  hinweg  die  Verlassenschaften  von  in  Brasilien 
verstorbenen  Schweizern  und  von  in  der  Schweiz  verstorbenen 
Brasilianern  im  Sinne  des  (hiernach  abgedruckten)  von  der 
brasilianischen  Regierung  den  8.  November  1851  erlassenen 
Dekretes,  beziehungsweise  des  diesem  angehängten  Regle- 
mentes,  zu  behandeln  sind.  Die  durch  jenen  Austausch  in 
Aussicht  genommenen  Vergünstigungen  sollen,  nach  Mitgabe 
eines  Dekretes  des  Präsidenten  der  Vereinigten  Staaten  Bra- 
siliens vom  21.  November  abbin,  der  Schweiz  als  einem 
derjenigen  Staaten  zu  gute  kommen,  welche  Brasilien  die 
Reciprocität  zugesichert  haben ,  was  schweizerischerseits 
durch  eine  auf  den  Bundesbeschluß  vom  17.  Juli  1852 
(A.  S.  ni,  146)  gestützte  Erklärung  des  Bundesrates  ge- 
schehen ist. 
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Dekret  Nr.  2169  vom  21.  November  1895, 

betreffend 

die  in  Art.  24  des  Dekrets  Nr.  855  vom  8.  November 
1851  vorgesehene  Anwendung  der  Bestimmungen 
dieses  Dekrets  auf  die  Yerlassensoliaften  von  sohwei* 
zerisolidn  Staatsangehörigen. 


Der  Präsident  der  Republik  der  Vereinigten  Staaten  von 
Brasilien, 

in   Genehmigung;    des   Vorschlages   der   Regierung  der 

schweizerischen  Eidgenossenschaft   und  unter  Vorbehalt  der 

Gegenseitigkeit, 

beschließt: 

Art.  1.  Die  von  in  Brasilien  verstorbenen  schweize- 
rischen Staatsangehörigen  stammenden  Verlassenscbaflen, 
die  vom  1.  Januar  1896  hinweg  zur  Eröffnung  gelangeD, 
stehen  unter  der  Herrschaft  der  Bestimmungen,  auf  welche 
Art.  24  des  Dekrets  Nr,  855  vom  8.  November  1851  Be- 
zug hat. 

Art.  2.  Vom  Augenblicke  an,  wo  die  gegenwärtigem 
Dekret  zu  Grunde  liegende  Vereinbarung  wieder  aufgehobeo 
werden  sollte,  soll  fOr  die  dannzumal  in  Liquidation  befind- 
liehen  Verlassenschaften  das  Dekret  Nr.  2433  vom  15.  Juni 
1859  oder  dasjenige  gelten,  welches  zu  jenem  Zeitpunkt  io 
Kraft  stehen  wird. 

Hauptstadt  der  Republik  (Rio  de  Janeiro),  den  21.  No- 
vember 1895,  siebentes  Jahr  der  Republik. 

Prudente  J.  de  Moraes  Barros. 
Carlos  Augustos  de  Carvalbo. 
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Beilage  2. 

Auszug 

ans 

dem  Aasfahrangsreglement  zum  Dekret  Nr.  855  der 
brasilianisohen  Begierniig  vom  8.  November  1851. 


Art.  2.  Weno  beim  Tode  eioes  in  Brasilieo  nieder- 
gelassenen  Ausländers,  der  im  Lande  keine  Ehefrau  und 
keine  anerkannten  Erben  hinterlaßt,  welche  von  Rechts 
wegen  befugt  wäien,  von  der  Verldssenschaft  Besitz  zu  er- 
greifen, oder  als  Überlebender  Ehegatte  zur  Inventarisation 
zu  schreiten  und  die  Teilung  vorzunehmen,  eine  letzte 
WillensverfQgung  nicht  vorliegt,  oder  wenn  eine  solche 
vorhanden  ist,  die  Erben  oder  Testamentsvollstrecker  aber 
landesabwesende  Ausländer  sind ,  so  hat  der  für  die  Ver- 
storbenen und  die  Landesabwesenden  besteilte  Richter  ge- 
meinsam mit  dem  betreffenden  Konsularagenten  von  der 
Verlassenschaft  Besitz  zu  nehmen,  deren  Verwahrung  dann 
dem  Konsularagenten  übertragen  ist;  der  Richter  hat  hierauf 
von  Amtes  wegen  zur  Inventarisation  zu  schreiten  und  die- 
selbe in  Gegenwart  des  KonsuUragenten  durchzufahren. 

Diese  Beiziehung  der  Konsularagenten  findet  nicht  statt, 
falls  einer  der  anerkannten  Erben,  mag  dieser  auch  landes- 
abwesend sein,  brasilianischer  Staatsangehöriger  ist. 

Art.  3.  Nach  Abschluß  des  Inventars  werden  die  Ver- 
lassenschaftsgüter dem  Konsularas^enten  zur  Verwaltung  und 
Liquidation  Obergeben;  dieser  darf  indessen  Ober  die  Güter 
ood  deren  Nutzen  weder  verfügen  noch  sie  den  gesetzlichen 

Eidg.  amtl.  Samml.  Neue  Folge.  XV.  Bd.  23 
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Erben  aushändigen,  bevor  durch  Zeitungsanzeigen,  die  un- 
mittelbar nach  der  Besitznahme  zu  erlassen  sind,  konstatiert 
ist,  daß  innert  Jahresfrist  kein  Gläubiger  an  die  Verlassen- 
schaft Ansprüche  erhoben  hat,  und  bevor  etwaige  über  der 
Verlassenschaft  hängige  Rechtsfragen  gelöst  und  die  Ge- 
bühren entrichtet  sind,  denen  diese  nach  den  Gesetzen  des 
Kaiserreichs  unterworfen  ist.  Um  festzustellen,  ob  solche 
Gebühren  zu  entrichten  sind  oder  nicht,  hat  der  Konsular- 
agent durch  genügende  und  gehörig  legalisierte  Dokumente 
nachzuweisen,  welcher  Verwandtschaftsgrad  zwischem  dem 
Verstorbenen  und  seinem  oder  seinen  Erben  besteht. 

Art.  4.  Wenn  nach  Ablauf  der  im  vorbeigehenden 
Artikel  festgesetzten  Jahresfrist  über  der  Erbschaft  keine 
Rechtsfragen  mehr  schweben,  und  die  Gebühren  des  Staates 
entrichtet  sind,  oder  konstatiert  ist,  daß  solche  nicht  zu 
entrichten  waren,  so  kann  der  Konsularagent  über  die  Ver- 
lassenschaft verfügen  und  deren  Ergebnis  nach  der  ihm  ge- 
wordenen Instruktion  wem  Rechtens  zustellen.  Er  wird  als- 
dann von  den  Landesgerichten  als  Vertreter  des  oder  der 
Erben  angesehen,  denen  gegenüber  er  allein  verantwort- 
lich ist. 

Art.  5.  Haften  Schulden  auf  der  Verlassenschaft  oder 
entstehen  Anstände  in  Bezug  auf  einen  Teil  derselben,  so 
kann  der  Konsularagent,  nach  Verfluß  einer  Jahresfrist  und 
nach  Erfüllung  der  in  Art.  3  vorgeschriebenen  Formalitäten, 
in  Bezug  auf  den  liquiden  und  schuldenfreien  Teil  der  Ver- 
lassenschaft gemäß  den  Bestimmungen  des  Art  4  verfahren, 
dies  zwar  entweder  nach  vorgängiger  Hinterlegung  einer 
Summe,  die  der  Höhe  der  Schuld  oder  dem  Werte  des 
Streitgegenstandes  entspricht,  oder  aber  unter  Vorbehalt  des 
Gegenstandes  der  streitigen  Frage  selbst. 

Art.  6.  Stirbt  ein  in  Brasilien  niedergelassener  Aus- 
länder   unter   den   in  Art.  2   dieses   Reglements  erwähnten 
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Umständen  an  einem  Orte,  wo  kein  Konsularagent  seiner 
Nation  besteht,  so  nimmt  der  Richter  (ür  die  Verstorbenen 
und  Landesabwesenden  die  Besitzergreifung  und  die  Inven- 
tarisation  der  Yerlassensohaft  im  Beisein  zweier  ehrenhaften 
Zeugen  von  der  Nationalität  des  Verstorbenen  und,  falls 
solche  Zeugen  nicht  zur  Verfügung  wären,  im  Beisein  von 
zwei  vertrauenswürdigen  Kaufleuten  oder  Grundbesitzern  vor, 
welchen  Pei*8onen  dann  die  Verwaltung  und  Liquidation  der 
Verlassenschaft  bis  zu  dem  Augenblicke  zuflillt,  wo  über 
die  Bestimmung  des  reinen  und  unbestrittenen  Verlassen- 
schaftsertrages entschieden  sein  wird. 

Art  7.  Bei  Fällen  des  vorhergehenden  Artikels  hat 
der  Richter  innert  15  Tagen  von  dem  Augenblicke  an,  wo 
er  Kenntnis  von  dem  in  seinem  Kreise  unter  den  in  Art  3 
berührten  (umständen  erfolgten  Tode  eines  Ausländers  er- 
halten hat,  dem  Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten 
einen  Totenschein  nebst  Angabe  des  Alters,  des  Wohn-  und 
des  Geburtsortes,  des  Berufes,  sowie  des  Vermögens  und 
der  Verwandten  des  Verstorbenen,  soweit  ihm  hiervon  be- 
kannt ist,  zu  übermitteln,  damit  der  Minister  mit  der  be- 
treffenden Gesandtschaft  oder  dem  betreffenden  Konsular- 
agenten über  die  dem  Reinergebnis  der  Verlassenschaft  zu 
erteilende  Bestimmung  ins  Einvernehmen  treten  kann. 

Art.  8.  Weder  der  Konsularagent,  noch  im  Falle  des 
Art.  6  die  Verwalter  sind  befugt,  irgend  eine  Schuld  des 
Verstorbenen  zu  bezahlen,  ohne  daß  der  Richter  hierzu  seine 
Ermächtigung  erteilt  hätte;  der  Richter  seinerseits  kann 
keine  Zahlung  anordnen  ohne  vorherige  Anhörung  des  Kon- 
sularagenten oder  der  Verwalter. 

Hiervon  ausgenommen  sind  die  Begräbniskosten,  welche, 
wenn  möglich,  ohne  weiteres  durch  den  Richter  oder,  je 
nach  der  Bedeutung  der  Verlassenschaft,  durch  die  Polizei- 
behörde des  Kreises  geregelt  werden. 
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Art.  11.  Beim  Tode  eines  auswärtigen  Konsularagenten 
wird  die  Liquidation  von  dessen  Verlassenschaft  nach  dem 
gleichen  Verfahren  vorgenommen,  welches  für  die  Verlassen- 
schaft von  Mitgliedern  des  diplomatischen  Corps  zu  Kraft 
besteht,  ausgenommen^  wenn  der  Verstorbene  ein  Gesch&ft 
im  Lande  betrieb,  in  weichem  Falle  nach  der  allgemeinen 
Regel  vorzugehen  ist. 

Art.  24.  Die  Artikel  2,  3,  4,  5,  6,  7,  8  und  11  finden 
nur  dann  auf  die  Konsularagenten  und  Staatsangehörigen 
einer  Nation  Anwendung,  wenn  auf  dem  Wege  des  Noten- 
austausches die  Gegenseitigkeit  vereinbart  worden  ist  und 
durch  ein  entsprechendes  Regierungsdekret  diese  Bestim- 
mungen gegenüber  jener  Nation  in  Kraft  gesetzt  worden  sind. 
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Keitritt 

des 

britischen  Schutzgebietes  von  Zanzibar   und  Ost- 
afrika zum  Weltpostvertrag. 

(Vom  2.  Dezember  1895.) 


Mit  Note  vom  22.  November  abbin  hat  die  Gesandt- 
Schaft  des  Vereinigten  Königreichs  Großbritannien  und  L> 
land  in  Bern  dem  Bundesrate  zur  Kenntnis  gebracht,  daß 
die  britischen  Schutzgebiete  Zanzibar  und  Ostafrika  vom 
1.  Dezember  1895  ab  dem  Weitpost  verein  (Hauptvertrag*), 
mit  Ausschluß  der  übrigen  am  Wiener  Kongreß  abge- 
schlossenen Abkommen,  beitreten. 

Bern,  den  2.  Dezember  1895. 

Sehweiz.  Bnndeskanzlei. 


*)  Siehe  eidg.  Gesetzsammliuig  n.  F.,  Bd.  XII,  Seite 
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Beitritt  Serbiens 


znr 


Obereinkunft  betreffend  die  postalische  Besorgung 
von  Abonnementen  auf  Zeitungen  und  andere 
periodisclie  Veröffentlichungen. 

(Vom  23.^  Dezember  1895.) 


Mit  Note  vom  18.  November  abbin  hat  das  Hinisterium 
der  auswärtigen  Angelegenheiten  des  Königreichs  Serbien 
dem  Bundesrate  zur  Kenntnis  gebracht,  daß  dieser  Staat  auf 
den  1.  Januar  1896  der  am  4.  Juli  1891  in  Wien  abge- 
schlossenen Übereinkunft  betreffend  die  postalische  Besorgung 
von  Abonnementen  auf  Zeitungen  und  andere  periodische 
Veröffentlichungen  *)  beitrete. 

Bern,  den  23.  Dezember  1895. 

Schweiz.  BandeskanileL 


*)  Siehe  eidg.  GesetzsammlnDg  n.  F.,  Bd.  XII,  Seite  866. 


I  ■  bMbi 
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Bnndesratsbeschlnß 

betreffend 

Abänderung  von  Art.  31  der  Transportordnung  fDr 
die  schweizerischen  Posten. 

(Vom  6.  Januar  1896.) 


Der  schweizerische  Bundesrat, 

auf  den  Antrag  seines  Post-  und  Eisenbahndepartements, 

beschließt: 

Ziffer  6  von  Art.  31  der  Transportordnung  fQr  die 
schweizerischen  Posten,  vom  3.  Dezember  1894  (A.  S.  n.  F. 
XIV,  593),  erhält  folgende  Fassung: 

^6.  In  Ausführung  von  Art.  5,  litt,  b,  des  Posttaxen- 
gesetzes ist  es  gestattet,  Ad reßk arten  und  einzelne  Druck- 
sachen aller  Art,  soweit  sie  sich  zu  dieser  Versendung 
eignen,  offen  oder  gefaltet,  ohne  Umschlag,  Band  oder 
Schnur  der  Post  aufzugeben.^ 

Bern,  den  6.  Januar  1896. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates. 

Der  Bundespräsident: 

A.  LachenaL 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Rlngier. 
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Zasatzyereinbarung 

zum 

internationalen  Obereinkommen  vom   14.  Oictober   1890X^^^6 
Ober  den  Eisenbahn-Frachtvericehr,  y- 

betreffend  /l//.^^ 

die  Beifügung  zusätzlicher  Vorschriften  zu  8  1   der  Aus-  //  X  r 

fohrungsbestimmungen  und  die  Änderung  der  Anlage  1 
zu  diesen  Bestimmungen. 

Abgeschlossen  am  16.  Juli  1895. 

Gültig  vom  1.  Januar  18%  an  für  den  Verkehr  zwischen   der  Schweiz, 
Belgien,  Deutschland,  Frankreich,  Italien,  Lnxembnrg  und  Rußland.*) 


Der  Bundesrat  der  Schweiz.  Eidgenossenschaft^ 

Dach  Einsicht  und  Prüfung  der  zwischen  den  Bevollmächtigten 
des  schweizerifichen  Bundesrates,  Belgiens,  des  Deutschen  Reichs. 
Frankreichs,  Italiens,  Luxemburgs,  der  Niederlande,  Österreich- 
Ungarns  und  Rußlands  am  16.  Juli  1895  abgeschlossenen  Zusatz- 
vereinbarung  zum  internationalen  Übereinkommen  vom  14.  Oktober 
1890  über  den  Eisenbahn-Frachtverkehr,  betreffend  die  Beifügung 
zusätzlicher  Vorschriften  zu  §  1  der  Ausfuhrungsbestimmungen  und 
die  Änderung  der  Anlage  1  zu  diesen  Bestimmungen,  welche  also 
lautet: 


*)  Siehe  Seite  399  hiernach. 
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Die  Regierungen  der  Schweiz,  Belgiens,  Deutachlands,  Frank- 
reichs, Italiens,  Luxemburgs,  der  Niederlande,  Österreichs  und 
Ungarns  und  Rußlands  haben  fllr  nützlich  erachtet,  im  gemeinsamen 
Einverständnis  leichtere  Bestimmungen  zu  vereinbaren,  als  die  filr 
die  Beförderung  der  im  §  1  der  AusfQhrungsbestimmungen  zum  inter- 
nationalen Übereinkommen  vom  14.  Oktober  1890  über  den  Bisen- 
bahn-Frachtverkehr und  in  der  Anlage  1  zu  den  genannten  Be- 
stimmungen erwähnten. 

Demzufolge  haben  die  gehörig  bevollmächtigten  Unterzeichneten 
nachstehendes  vereinbart: 

Art.  1. 

Der  §  i  der  Ausführungsbestimmungen  zum  internationaleo 
Übereinkommen  vom  14.  Oktober  1890  wird  durch  die  folgenden, 
zwischen  Nummer  3  und  4  des  erwähnten  Paragraphen  einzu- 
schiebenden Vorschriften  ergänzt: 

Indes  werden  Gold-  und  Silberbarren,  Piatina,  Geld,  geldwerte 
Münzen  und  Papiere,  Dokumente,  Edelsteine,  echte  Perlen,  Pre- 
tiosen und  andere  Kostbarkeiten,  femer  Kunstgegenstände,  wie 
Gemälde,  Gegenstände  aus  Erzguß,  Antiquitäten,  im  internationalen 
Verkehr  auf  Grund  des  im  Berner  Übereinkommen  vorgesehenen 
internationalen  Prachtbriefes,  und  «war  entweder  nach  Maßc^abe 
von  Vereinbarungen  zwischen  den  Regierungen  der  beteiligten 
Staaten,  oder  von  Tarifbestimmungen,  welche  von  den  dazu  er- 
mächtigten Bahn  Verwaltungen  aufgestellt  und  von  allen  zuständigen 
Aufsichtsbehörden  genehmigt  sind,  zugelassen. 

Zu  den  Kostbarkeiten  sind  beispielsweise  auch  besonders  wert- 
volle Spitzen  und  besonders  wertvolle  Stickereien  zu  rechnen. 

Ebenso  werden  Leichentransporte  zum  internationalen  Transport 
mit  dem  internationalen  Frachtbriefe  unter  folgenden  Bedingungen 
zugelassen : 

a.  Die  Beförderung  erfolgt  als  Eilgut. 

b.  Die  Transportgebühren  sind  bei  der  Aufgabe  zu  entrichten. 

c.  Die  Leiche   muß    während    der  Beförderung   von   einer  dazu 
beauftragten  Person  begleitet  sein. 
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d.  Die  Beförderung  uoterliegt  im  Gebiet  jedes  eiazeloea  Staates 
den  daselbst  in  polizeilichei*  Beziehung  geltenden  Gesetzen 
und  Verordnungen,  soweit  nicht  unter  den  beteiligten  Staaten 
besondere  Abmachungen  getrofifen  sind. 

Art.  2. 
Die  Anlage   1    der  Ausführungsbestimmungen   erhält  folgende 


Anlage  I. 

Vorschriften  über  bedingungsweise  zur  Beförderung 
zugelassene  Oegenstände. 


Petarden  für  KnaU-HaUesignale  auf  den  Eisenbahnen  müssen 
fest  in  Papierschnitzel,  Sägemehl  oder  Gips  verpackt  oder  auf  andere 
Weise  so  fest  und  getrennt  gelegt  sein,  daß  die  Blechkapseln  sich 
weder  selbst  untereinander,  noch  einen  andern  Körper  berühren 
können.  Die  Kisten,  in  denen  die  Verpackung  geschieht,  müssen 
von  mindestens  26  Millimeter  starken,  gespundeten  Brettern  ange- 
fertigt, durch  Holzschrauben  zusammengehalten,  vollständig  dicht 
gemacht  und  mit  einer  zweiten  dichten  Kiste  umgeben  sein,  dabei 
darf  die  äußeie  Kiste  keinen  größern  Raum  als  0,06  Kubikmeter 
haben. 

Die  Annahme  zur  Beförderung  erfolgt  nur  dann,  wenn  die 
Frachtbriefe  mit  einer  amtlichen  Bescheinigung  über  die  vorschrifts- 
mäßig ausgeführte  Verpackung  versehen  sind. 

II. 

Zündhütchen  für  Schußwaffen  und  für  Geschosse,  Zündspiegel, 
nicht  sprenghräfUge  Zündungen  und  Patronenhülsen  mit  Zünd- 
vorrichtungen müssen  sorgfältig .  in  feste  Kisten  oder  Fässer  ver- 
packt und  jedes  Kollo  muß  mit  einem  besonderen,  je  nach  dem 
Inhalte  die  Bezeichnung  ^Zündhütchen^  oder  ^Zündspiegel^  etc. 
tragenden  Zettel  beklebt  sein. 
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m. 

Streichhöker  und  andere  Reib-  und  Streichaünder  (als  Züad- 
lichtchen,  Züodschwämme  etc.)  müsseo  io  Behältnisse  aus  starkem 
Eisenblech  oder  aus  festgefügtem  Holz  von  nicht  Ober  1,2  Kubik 
meter  Größe  sorgfältig  und  dergestalt  fest  verpackt  sein,  daß  der 
Raum  der  Behältnisse  völlig  ausgefüllt  ist.  Die  hölzeroen  Behält- 
nisse sind  äußerlich  deutlich   mit  dem  Inhalte  zu  bezeichnen. 

Bei  Streichhölzern,  deren  Zündköpfe  ein  Gemisch  von  gelbem 
Phosphor  und  chlorsaurem  Kali  enthalten^  darf  der  Gehali  der 
chemisch  trockenen  Zündmusse  an  Phosphor  10  Prozent,  derjeoige 
an  chlorsaurem  Kali  40  Prozent  nicht  übersteigen.  Jeder  derartigen 
Sendung  muß  eine  vom  Fabrikanten  ausgestellte  Bescheinigung, 
daß  diese  Grenzen  eingehalten  sind,  beigefügt  werden. 

IV. 

Sicherheiiszündery  d.  h.  solche  ZOndschüre,  welche  aus  einem 
dünnen,  dichten  Schlauche  bestehen,  in  dessen  Innerem  eine  ver- 
hältnismäßig geringe  Menge  Schießpulver  enthalten  ist,  unterliegen 
den  unter  Nr.  III  (Absatz  1)  gegebenen  Vorschriften. 

V. 
Buchersche  Feuerlöschdosen  in  blechernen  Hülsen  wer^len  nur 
in  höchstens  10  Kilogramm  enthaltenden  Kistchen,  welche  inwendig 
mit    Papier    verklebt    und    außerdem    in    gleichfalls    ausgeklebten, 
größeren  Kisten  eingeschlossen  sind,  zum  Transporte  zugelassen. 

VI. 

Gewöhnlicher  (weißer  oder  gelber)  Phosphor  muß  mit  Vffusser 
umgeben,  in  Blechbüchsen,  welche  höchstens  30  Kilogramm  hisea 
und  verlötet  sind,  in  starke  Ki»teu  fest  verpackt  sein.  Die  Kisten 
müssen  außerdem  zwei  starke  Handhaben  besitzen,  dürfen  nicht 
mehr  als  100  Kilogramm  wiegen  und  müssen  äußerlich  als  ,vge- 
wöhnlichen  gelben  (weißen)  Phosphor  enthaltend^  und  mit  ^Oben"^ 
bezeichnet  sein. 

Amorpher  (roter)  Phosphor  ist  in  gut  verlötete  Blechbüchsen, 
welche  in  starke  Kisten  mit  Sägespänen  eingesetzt  sind,  zu  verpacken. 


I 
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Diese   Kisten   dürfen    nicht   mehr   als   90   Kilogramm   wiegen    und 
mttsaen  äul^erlich  als  ^roten  Phosphor  enthaltend^  bezeichnet  sein. 

VII. 

RoheSf  unkryBiallit,iertes  Schwefelnairium  wird  nur  in  dichten 
BJechbehältern,  raffiniertes,  krystallisiertes  Schwefelnatrium  nur 
in  wasserdichte  Fässer  oder  andere  wasserdichte  Behälter  verpackt 
sur  Beförderung  übernommen. 

Gebrauchte  eisten-  oder  manganhaVige  Gasreinigungsmasse 
wird  —  sofern  sie  nicht  in  dichte  Blech behälter  verpackt  zur  Auf- 
gabe gelangt  —  nur  in  eisernen  Wagen  zur  Beförderung  übernom- 
men. FhIIs  diese  Wagen  nicht  mit  festschließenden  eisernen  Decken 
versehen  sind,  ist  die  Ladung  mit  Wagendecken,  welche  so  prä- 
pariert sind,  daß  sie  durch  direkte  Berührung  mit  Flammen  nicht 
entzündet  werden,  vollständig  einzudecken.  Der  Absender  und  der 
Empfänger  hat  das  Auf-,  beziehungsweise  Abladen  selbst  zu  be- 
sorgen. Auch  hat  der  Absender  auf  Verlangen  der  Bahn  Verwaltung 
die  Wagen'lecken  selbst  zu  beschaffen. 

Unter  gleichen  Bedingunifen ,  wie  rohes  unkrystallisiertes 
Schwefel  na  tri  um,  werden  Natroncoaks  (ein  bei  der  Bereitung  der 
Teeröie  erhaltenes  Nebenprodukt)  zur  Beförderung  übernommen. 

VIII. 

Celloidin,  ein  durch  unvollständiges  Verdunsten  des  im  Kollo- 
dium enthaltenen  Alkohols  hergestelltes,  seifenartig  aussehendes,  im 
wesentlichen  aus  Kollodiumwolle  bestehendes  Präparat,  wird  nur 
zur  Beförderung  angenommen,  wenn  die  einzelnen  Celloidinplatten 
so  verpackt  sind,  daß  das  Vertrocknen  derselben  vollständig  ver^ 
hindert  wird. 

VIII  a. 

Scliwefeldther  wird  nur  befördert  entweder 
1.  in   dichten  Gefäßen   aus   starkem,    gehörig   vernietetem   oder 
gest'h^veißtem  Eisenblech   mit   höchstens   500  Kilogramm  In- 
halt oder 
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2.  iu  vollkommen  dicht  vei-schlossenen  Gefäßen  aus  Metall  oder 
Glas  von  höchstens  60  Kilogramm  Bruttogewicht,  deren  Ver- 
packung nachstehenden  Vorschriften  entspricht: 

a.  Werden  mehrere  Geföße  in  einem  Frachtstück  vereinigt, 
so  müssen  sie  in  starke  Holzkisten  mit  Stroh,  Heu,  Kleie, 
Sägemehl,  Infusorienerde  oder  anderen  lockeren  Substanzen 
fest  verpackt  sein; 

b,  bei  Einzelverpackung  ist  die  Versendung  der  Gefäße  in 
soliden,  mit  einer  gut  befestigten  Schutzdecke,  sowie  mit 
Handhaben  versehenen  und  mit  hinreichendem  Verpackungs- 
material eingefütterten  Körben  oder  Kübeln  zulässig;  die 
Schutzdecke  muß,  falls  sie  aus  Stroh,  Rohr,  Schilf  oder 
ähnlichem  Material  besteht,  mit  Lehm-  oder  Kalkmilch 
oder  ähnlichem  Stoffe  unter  Zusatz  von  Wasserglas  ge- 
tränkt sein. 

Bei  Blech-  und  Metallgefäßen  beträgt  die  höchste  zulässige 
Füllung  1  Kilogramm  Flüssigkeit  für  je  1,55  Liter  Fsssungsraum 
des  Behälters.  Beispielsweise  darf  also  ein  Metall behälter,  der 
15,50  Liter  Wasser  faßt,  nicht  mehr  als  10  Kilogramm  Schwefel- 
äther enthalten. 

Wegen  der  Zusammenpackung  mit  andern  Gegenständen  ver- 
gleiche Nr.  XXXV. 

IX. 

Flüssigkeiterif  welche  Schwefeläther  in  größeren  Quantitäten 
enthalten  (,tiofma,iinstvopfen  und  Kollodium),  dürfen  nur  in  vollkommen 
dicht  verschlossenen  Gef&ßen  aus  Metall  oder  Glas  versendet  werden, 
deren  Verpackung  nachstehende  Beschafifenheit  haben  muß: 

1.  Werden  mehrere  Gefäße  mit  diesen  Präparaten  in  einem 
Frachtstück  vereinigt,  so  müssen  dieselben  [in  starke  Hols- 
kisten  mit  Stroh,  Heu,  Kleie,  Sägemehl,  Infusorienerde  oder 
anderen  lockeren  Substanzen  fest  verpackt  sein. 
2..  Bei  Einzelverpackung  ist  die  Versendung  der  Gefäße  in  soliden, 
mit  einer  gutbefestigten  Schutzdecke,  sowie  mit  Handhaben 
versehenen  und  mit  hinreichendem  Verpackungsmaterial  ein- 
gefutterten   Körben   oder   Kübeln   zulässig;    die  Schutzdecke 
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maß,  falls  sie  aus  Stroh,  Rohr,  Schilf  oder  ähnlichem  Material 
besteht,  mit  Lehm-  oder  Kalkmilch  oder  einem  gleichartigen 
Stofife  unter  Zusatz  von  Wasserglas  getränkt  sein.  Das  Brutto- 
gewicht des  einzelnen  Kollo  darf  60  Kilogramm  nicht  über- 
steigen. 
Wegen  der  Zusammenpackung  mit  andern  Oegenständen  ver- 
gleiche Nr.  XXXV. 

X. 

Schwefelkohlerutoff  (Schwefelalkohol)   wird    ausschließlich   auf 
offenen  Wagen  ohne  Decken  befördert  und  nur 
entweder 

1.  in  dichten  Gefäßen  aus  starkem,  gehörig  vernietetem  Eisen- 
blech bis  zu  500  Kilogramm  Inhalt, 

oder 

2.  in  BlechgefUßen  von  höchstens  75  Kilogramm  brutto,  welche 
oben  und  unten  durch  eiserne  Bänder  verstärkt  sind.  Der- 
artige Gefäße  müssen  entweder  von  geflochtenen  Körben  oder 
Kübela  umschlossen  oder  in  Kisten  mit  Stroh,  Heu,  Kleie, 
Sägemehl,  Infusorienerde  oder  anderen  lockeren  Stoffen  ver- 
packt sein, 

oder 

3.  in  Glasgefäßen,  die  in  starke  Holzkisten  mit  Stroh,  Heu, 
Kleie,  Sägemehl,  Infusorienerde  oder  anderen  lockeren  Stoffen 
eingefüttert  sind. 

Bei  Blechgefäßen  beträgt  die  höchste  zulässige  Fassung  1  Kilo- 
gramm Flüssigkeit  für  je  0,825  Liter  Fassungsraum  des  Behälters. 

Schwefelkohlenstoff  im  Gewichte  von  höchstens  2  Kilogramm 
darf  mit  anderen  bedingungslos  zur  Eisenbahn beförderung  zuge- 
lassenen Gegenständen  zu  einem  Frachtstück  vereinigt  werden, 
wenn  der  Schwefelkohlenstoff  sich  in  dicht  verschlossenen  Blech- 
fiaschen  befindet  und  mit  dem  übrigen  Inhalte  des  Frachtstücks  in 
eine  starke  Kiste  mit  Stroh,  Heu,  Kleie,  Sägemehl  oder  anderen 
lockeren  Stoffen  fest  eingebettet  ist.  Das  Frachtstück  darf  nur  in 
offenen  Wagen  ohne  Decken  befördert  werden,  und  auf  dem  Fracht- 
briefe muß  besonders  bemerkt  sein,  daß  das  Frachtstück  Schwefel- 
kohlenstoff enthält. 
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XL 

Ilolzgeist  in  rohem  und  rektiflziertem  Zustande  und  Aceton 
werden  —  sofern  sie  nicht  in  besonders  dazu  konstruierten  Wagen 
(Bassinwagen)  oder  in  Fässern  zur  Aufgabe  gelangen  —  nur  in 
Metall-  oder  Olasgefäßen  zur  Beförderung  zugelassen.  Diese  Gefäße 
müssen  in  der  unter  I^r.  IX  vorgeschriebenen  Weise  verpackt  sein. 

Wegen  der  Zusammenpackung  mit  andern  Gegenständen  ver- 
gleiche Nr.  XXXV, 

XII. 
Grünkalk  wir  nur  auf  offenen  Wagen  befördert. 

Xlll. 
Chlorsaures  Kali  und  andere   chlorsaure  Sake   roassen   sorg- 
fältig in   dichte,   mit  Papier   ausgeklebte  Fässer   oder  Ejsten    ver- 
packt sein. 

XIV. 

Pikrinsäure  wird  nur  gegen  eine  von  einem  der  Bahn  be- 
kannten Chemiker  auf  dem  Frachtbriefe  auszustellende  Bescheinigung 
über  die  Ungefährlichkeit  der   aufgegebenen  Pikrinsäure    befördert. 

Blei  darf  zur  Verpackung  von  Pikrinsäure  nicht  verwendet 
und  nicht  mit  Pikrinsäure  zusammen  in  demselben  Wagen  verladen 
werden.  Mit  Blei  ausgekleidete  oder  mit  Blei  gedeckte  Wagen 
dürfen  zur  Beförderung  nicht  verwendet  werden. 

XV. 

Flüssige  Mineralsäuren  aller  Art  (insbesondere  Schwefelsäure, 
Vitriolöl ,  Salzsäure ,  Salpetersäure ,  Soheidewasser) ,  sowie  Chlor- 
Schwefel  unterliegen  nachstehenden  Vorschriften: 

1.  Falls  diese  Produkte  in  Ballons,  Flaschen  oder  Kruken  ver- 
schickt werden,  so  müssen  die  Behälter  dicht  verschlossen, 
wohl  verpackt  und  in  besondere,  mit  starken  Vorrichtungen 
zum  bequemen  Handhaben  versehene  Gefäße  oder  geflochtene 
Körbe  eingeschlossen  sein. 

Falls  dieselben  in  Metall-,  Holz-  oder  Gummibehältern 
versendet  werden,  so  müssen  die  Behälter  vollkommen  dicht 
and  mit  guten  Verschlüssen  versehen  sein. 
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2.  Vorbehaltlich  der  BestimmuDgea  unter  Nr.  XXXV  mQssen 
diese  Stoffe  stets  getrennt  verladen  und  dOrfen  namentlioh 
mit  anderen  Chemikalien  nicht  in  einen  und  denselben  Wagen 
gebracht  werden. 

3.  Die  Vorschriften  unter  Ziffer  1  und  2  gelten  auch  fttr  die 
Gefäße,  in  welchen  die  genannten  Gegenstände  transportiert 
worden  sind.  Derartige  Gefäße  sind  stets  als  solche  zu 
deklarieren. 

XVI. 

Ätzlauge  (Ätznatronlauge,  Sodalauge,  Ätzkalilauge,  Pottaschen- 
lauge), ferner  ökais  (RQckstftnde  von  der  Ölraffinerie)  und  Brom 
unterliegen  den  Vorschriften  unter  Nr.  XV,  1  und  3  (mit  Ausnahme 
der  bei  3  angezogenen  Bestimmung  unter  2). 

W^en  der  Zusammenpackung  mit  andern  Gegenständen  ver- 
gleiche Nr.  XXXV. 

XVII. 

Auf  den  Transport  von  roter,  rauchender  Salpetersäure  finden 
die  unter  Nr.  XV  gegebenen  Vorschriften  mit  der  Maßgabe  An- 
wendung, daß  die  Ballons  und  Flaschen  in  den  Gefäßen  mit  einem 
mindestens  ihrem  Inhalte  gleichkommenden  Volumen  getrockneter 
Infusorienerde  oder  anderer  geeigneter  trookenerdiger  Stoffe  um- 
geben sein  müssen. 

XVIII. 

Wasserfreie  Schwefelsäure i  Anhydrit^  sogenanntes  festes  Oleum) 
darf  nur  befördert  werden: 
entweder 

1.  in  gut  verlöteten,  starken,  verzinnten  Eisenbledibüchsen, 

oder 

2.  in  starken  Eisen-  oder  Kupferflaschen,  deren  Güsse  luftdicht 
verschlossen,  verkittet  und  überdies  mit  einer  Hülle  von  Thon 
versehen  sind. 

Die  Büchsen  und  Flaschen  müssen  von  einem  fein  zerteilten 
anorganischen  Stoffe,  wie  Schlackenwolle,  Infusorienerde,  Asche 
oder  dergleichen,  umgeben  und  in  starke  Holzkisten  fest  ver- 
packt sein. 

Eidg.  amtl.  Samml.  Nene  Folge.  XV.  Bd.  M  . 
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Im  Übrigen  finden  die  Bestimmungen  unter  Nr.  XV,  2  und  3, 
Anwendung. 

XE. 

Für  Firnisse  und  mit  Firnis  versetßte  Farben^  femer  ätherische 
und  fette  öle,  sowie  für  sämtliche  Aetherarten  mit  Ausnahme  von 
Schwefel&ther  (vergleiche  Nr.  VIII  ä)  und  von  Petroleumftther  (ver- 
gleiche Nr.  XXII),  fOr  absoluten  Alkohol,  Weingeist  (Spiritus), 
Sprit  und  andere  unter  Nr.  XI  nicht  genannte  Spirituosen  sind,' 
sofern  sie  in  Ballons,  Flaschen  oder  Kruken  zur  Beförderung  ge- 
langen, die  Vorschriften  unter  Nr.  XV,  Absatz  1,  maßgebend. 

Wegen  der  Zusammenpackung  mit  andern  Gegenständen  ver- 
gleiche Nr.  XXXV. 

XX. 

Petroleum,  rohes  und  gereinigtes,  sofern  es  bei  17,5^  Celsius 
ein  specifisches  Gewicht  von  mindestens  0,780  hat,  oder  bei  einem 
Barometerstande  von  760  Millimeter  (auf  die  Meereshöhe  reduziert) 
im  Abelschen  Apparat  nicht  unter  21 «  Celsius  entzündliche  Dämpfe 
giebt  (Testpetroleum); 

die  aus  Braunkohlenteer  bereiteten  öle,  sofern  dieselben 
mindestens  das  vorgenannte  speoifische  Gewicht  haben  (Solaröi^ 
Photogen  etc.); 

ferner  Steinkohlenteeröle  (Benzol,  Toluol,  Xylol,  Cnmol  etc.)^ 
sowie  Mirbanöl  (Nitrobenzol) ; 

unterliegen  nachstehenden  Bestimmungen: 
1.  Diese  Gegenstände  dürfen,  sofern  nicht  besonders  dazu  kon- 
struierte  Wagen    (Bassinwagen)   zur   Verwendung   kommen, 
nur  befördert  werden : 
entweder 

a.  in  besonders  guten,  dauerhaften  Fässern, 

oder 

b.  in  dichten  und  widerstandsfähigen  Metallgef&ßen, 

oder 

c.  in   Gefäßen    aus   Glas   oder  Steinzeug;    in    diesem   Falle 
jedoch  unter  Beachtung  folgender  Vorschriften : 
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aa.  Werden  mehrere  Oeftße  in  eiDem  Frachtstück  rer- 
eioigt,  80  massen  dieaelbea  in  starke  Holzkisten  mit 
Stroh,  Heu,  Kleie,  Sftgemehl,  Infusorienerde  oder 
anderen  lockeren  Stoffen  fest  verpackt  sein. 

hb.  Bei  Einzeiverpaokung  ist  die  Versendung  der  GefiUie 
in  soliden,  mit  einer  gut  befestigten  Schutzdeoke,  sowie 
mit  Handhaben  versehenen  und  mit  hinreichendem 
Verpackungsmaterial  eingefOtterten  Körben  oder  Kübeln 
zulässig;  die  Schutzdecke  mufi,  falls  sie  aus  Stroh, 
Rohr,  Schilf  oder  ähnlichem  Material  besteht,  mit 
Lehm-  oder  Kalkmilch  oder  einem  gleichartigen  Stoffe 
unter  Zusatz  von  Wasserglas  getr&nkt  sein.  Das 
Bruttogewicht  des  einzelnen  Kollo  darf  bei  Verwendung 
von  Glasgefäßen  60  Kilogramm  und  bei  Verwendung 
von  Gefäßen  aus  Steinzeug  75  Kilogramm  nicht  über- 
steigen. 

2.  W&hrend  des  Transports  etwa  schadhaft  gewordene  Gefäße 
werden  sofort  ausgeladen  und  mit  dem  noch  vorhandenen 
Inhalte  fllr  Rechnung  des  Absenders    bestmöglich    verkauft. 

3.  Die  Beförderung  geschieht  nur  auf  offenen  Wagen.  Auf  eine 
Abfertigung  im  Zoliansageverfahren ,  welche  eine  feste  Be- 
deckung und  Plombierung  der  Wagendecke  erforderlich  machen 
würde,  wird  die  Beförderung  nicht  übernommen. 

4.  Die  Bestimmungen  der  vorstehenden  Ziffer  3  gelten  auch  für 
die  Fässer  und  sonstigen  Gefäße,  in  welchen  diese  Stoffe  be- 
fördert worden  sind.  Derartige  Gefäße  sind  stets  als  solche 
zu  deklarieren. 

5.  Wegen  der  Zusammenpackung  mit  andern  Gegenständen  ver- 
gleiche Nr.  XXXV. 

6.  Aus  dem  Frachtbriefe  muß  zu  ersehen  sein,  daß  die  im  Ab- 
satz 1  und  2  dieser  Nummer  aufgeführten  Gegenstände  ein 
speciösches  Gewicht  von  mindestens  0,780  haben,  oder  daß 
das  Petroleum  der  im  Eingang  angeführten  Bestimmung  be- 
treffend den  Entflammungspunkt  entspricht.  Fehlt  im  Fracht- 
brief eine  solche  Angabe,  so  finden  die  Beförderungsbedingungen 
unter  Nr.  XXH  (betreffend  Petroleumäther  etc.)  Anwendung. 
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XXI. 

Pdr oleum,  rohes  und  gereinigtes,  PetroleumnapJUha  und 
Destillate  aus  Petroleum  und  PetroleumnapJUha,  sofern  diese 
Stoffe  bei  17,5^  Celsius  ein  speoiBsohes  Gewicht  von  weniger  als 
0,780  und  mehr  als  0,680  haben  (Benzin,  Ligroin  und  Putzöl), 

unterliegen  nachstehenden  Bestimmungen: 

1.  Diese  Oegenstände  dürfen,  sofern  nicht  besonders  dazu  kon- 
struierte Wagen  (Bassinwagen)  zur  Verwendung  kommen, 
nur  befördert  werden: 

entweder 

a.  in  besonders  guten,  dauerhaften  Fässern, 

oder 

b.  in  dichten  widerstandsfähigen  Metallgefäßen, 
oder 

c.  in  Gefäßen  aus  Glas  oder  Steinzeug  ^   in  diesem  Falle  je- 
doch unter  Beachtung  folgender  Vorschriften: 

aa.  Werden  mehrere  Gefäße  in  einem  Frachtstück  ver- 
einigt, so  müssen  dieselben  in  starke  Holzkisten  mit 
Stroh,  Heu,  Kleie,  Sägemehl,  Infusorienerde  oder  anderen 
lockeren  Stoffen  fest  verpackt  sein^ 

bb.  bei  Einzelverpackung  ist  die  Versendung  der  Gefäße 
in  soliden,  mit  einer  gut  befestigten  Schutzdecke,  sowie 
mit  Handhaben  versehenen  und  mit  hinreichendem 
Verpackungsmaterial  eingefQtterten  Körben  oder  Kübeln 
zulässig;  die  Schutzdecke  muß,  falls  sie  aus  Stroh, 
Rohr,  Schilf  oder  ähnlichem  Material  besteht,  mit  Lehm- 
oder Kalkmilch  oder  einem  gleichartigen  Stoffe  unter 
Zusatz  von  Wasserglas  getränkt  sein.  Das  Brutto- 
gewicht des  einzelnen  Kollo  darf  40  Kilogramm  nicht 
übersteigen. 

2.  Während  des  Transports  etwa  schadhaft  gewordene  Gefäße 
werden  sofort  ausgeladen  und  mit  dem  noch  vorhandenen 
Inhalte  für  Rechnung  des  Absendeis  bestmöglich  verkauft. 

3.  Die  Beförderung  geschieht  nur  auf  offenen  Wagen.  Auf  eine 
Abfertigung  im   Zollansageverfahren,   welche  eine  feste  Be- 
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deckang  und  Plombierung  der  Wageodecke  erforderlich  machen 
würde,  wird  die  Beförderung  nicht  übemommen. 

4.  Die  Bestimmungen  der  vorstehenden  ZifiTer  3  gelten  auch  ftlr 
die  Fässer  und  sonstigen  Gefäße,  in  welchen  diese  Stoffe  be- 
fördert worden  sind.  Derartige  Oefäße  sind  stets  als  solche 
zu  deklarieren. 

5.  Wegen  der  Zusammenpaokung  mit  andern  Gegenständen  yer- 
gleiche  Nr.  XXXV. 

6.  Bei  der  Verladung  und  Entladung  dürfen  die  Körbe  oder 
Kabel  mit  Giasbalions  nicht  auf  Karren  gefahren,  noch  auf 
der  Schulter  oder  dem  Rücken,  sondern  nur  an  den  an  den 
genannten  Behältern  angebrachten  Handhaben  getragen  werden. 

7.  Die  Körbe  und  die  Kübel  sind  im  Eisenbahnwagen  sicher  zu 
lagern  und  entsprechend  zu  befestigen.  Die  Verladung  darf 
nicht  übereinander,  sondern  nur  in  einer  einfachen  Schicht 
nebeneinander  erfolgen. 

8.  Jedes  einzelne  Kollo  ist  mit  einer  deutlichen,  auf  rotem  Grund 
gedruckten  Aufschrift  ^Feuergefährlich^  zu  versehen.  Körbe 
und  Kübel  mit  Gefäßen  aus  Glas  oder  Steinzeug  haben 
außerdem  noch  die  Aufschrift  ^Mit  der  Hand  zu  tragen^  zu 
erhalten.  An  den  Wagen  ist  ein  roter  Zettel  mit  der  Auf- 
schrift ^Vorsichtig  rangieren^  anzubringen. 

9.  Aus  dem  Frachtriefe  muß  zu  ersehen  sein,  daß  die  im  Ab- 
satz 1  dieser  Nummer  aufgeführten  Gegenstände  bei  17,5® 
Celsius  ein  specifisches  Gewicht  von  weniger  als  0,780  und 
mehr  als  0,680  haben.  Fehlt  im  Frachtbrief  eine  solche 
Angabe,  so  finden  die  Beförderungsbedingungen  unter  Nr.  XXÜ 
(betreffend  Petroleumäther  etc.)  Anwendung. 

XXII. 

Petroleumäther  (Gasolin,  Neolin  etc.)  und  ähnliche,  aus 
Peiroleumnaphtha  oder  Braunkohlenteer  bereitete,  leicht  enieund- 
liche  Produkte,  sofern  diese  Stoffe  bei  17,5®  Celsius  ein  specifisches 
Gewicht  von  0,680  oder  weniger  haben,  unterliegen  nachstehenden 
Bestimmungen : 
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1.  Diese  Gegenstände  dürfen  nur  befördert  werden: 

entweder 

a.  in  dichten  und  widerstandsfilhigen  Metallgef&ßen, 

oder 

b.  in  Gefäßen  aus  Glas  oder  Steinzeug,  in  diesem  Falle  je- 
doch unter  Beachtung  folgender  Vorschriften: 

aa.  Werden  mehrere  Gefllße  in  einem  FrachtstQck  ver- 
einigt, so  müssen  dieselben  in  starke  Holzkisten  mit 
Stroh,  Heu,  Eleie,  Sägemehl,  Infusorienerde  oder  anderen 
lockeren  Substanzen  fest  verpackt  sein; 

bb.  bei  Einzelverpackung  ist  die  Versendung  der  Geftße 
in  soliden,  mit  einer  gut  befestigten  Schutzdecke,  sowie 
mit  Handhaben  versehenen  und  mit  hinreichendem 
Verpackungsmaterial  eingefotterten  Körben  oder  Kübeln 
zulässig;  die  Schutzdecke  muß,  falls  sie  aus  Stroh, 
Rohr,  Schilf  oder  ähnlichem  Material  besteht,  mit  Lehm- 
oder Kalkmilch  oder  einem  gleichartigen  StofiTe  unter 
Zusatz  von  Wasserglas  getränkt  sein.  Das  Brutto- 
gewicht des  einzelnen  Kollo  darf  40  Kilogramm  nicht 
übersteigen ; 

c.  in  luftdicht  verschlossenen  Kessel-  (Bassin-)  Wagen. 

2.  Während  des  Transports  etwa  schadhaft  gewordene  Ge&ße 
werden  sofort  ausgeladen  und  mit  dem  noch  vorhandenen 
Inhalte  für  Rechnung  des  Absenders  bestmöglich  verkauft. 

3.  Die  Beförderung  geschieht  nur  auf  offenen  Wagen.  Auf  eine 
Abfertigung  im  Zollansageverfabren,  welche  eine  feste  Be- 
deckung und  Plombierung  der  Wagendecke  erforderlich  machen 
würde,  wird  die  Beförderung  nicht  übernommen. 

4.  Die  Bestimmungen  der  vorstehenden  Ziffer  3  gelten  auch  ftkr 
die  Gefäße,  in  welchen  diese  Stoffe  befördert  worden  sind. 
Derartige  Gei&ße  sind  stets  als  solche  zu  deklarieren. 

5.  Wegen  der  Zusammenpackung  mit  andern  Gegenständen  ver- 
gleiche Nr.  XXXV. 

6.  Bei  der  Verladung  und  Entladung  dürfen  die  Körbe  oder 
Kübel   mit  Glasballons   nicht  auf  Karren  gefahren,   noch  auf 
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der  Schulter  oder  dem  Racken,  sondern  nur  an  den  an  den 
genannten  Behältern  angebrachten  Handhaben  getragen  werden. 

7.  Die  Körbe  und  die  Kübel  sind  im  Eisenbahnwagen  sicher  zu 
lagern  und  entsprechend  zu  befestigen.  Die  Verladung  darf 
nicht  übereinander,  sondern  nur  in  einer  einfachen  Schicht 
nebeneinander  erfolgen. 

8.  Jedes  einzelne  Kollo  ist  mit  einer  deutlichen,  auf  rotem  Grund 
gedruckten  Aufschrift  ^Feuergefährlich^  zu  versehen;  Körbe 
und  Kübel  mit  Oef&ßen  aus  Olas  oder  Steinzeug  haben  außer- 
dem noch  die  Aufschrift  ^Mit  der  Hand  zu  tragen^  zu  er- 
halten. An  den  Wagen  ist  ein  roter  Zettel  mit  der  Aufschrift 
^Vorsichtig  rangieren^  anzubringen. 

XXffl. 

Die  Beförderung  von  Terpentinöl  und  sonstigen  übelriechen- 
den ölen,  desgleichen  von  Salmiakgeist,  findet  nur  in  offenen 
Wagen  statt. 

Diese  Bestimmung  gilt  auch  für  die  Fässer  und  sonstigen  6e- 
f&ße,  in  welchen  diese  Stoffe  befördert  worden  sind.  Derartige 
Oeftße  sind  stets  als  solche  zu  deklarieren. 

Wegen  der  Zusammenpackung  mit  andern  Gegenständen  ver* 
gleiche  Nr.  XXXV. 

XXIV. 

nicht  flüssige  Arsenihalien,  namentlich  arsenige  Säure  (Hütten- 
rauch), gelbes  Arsenik  (Rauschgelb,  Auripigment),  rotes  Arsenik 
(Realgar),  Scherbenkobalt  (Fiiegenstein)  etc.,  werden  nur  dann  zum 
Transport  angenommen,  wenn: 

1.  auf  jedem  Versandstücke  in  leserlichen  Buchstaben  mit 
schwarzer  Ölfarbe  die  Worte:  ^Arsenik  (Gift)^  angebracht 
sind,  und 

2.  die  Verpackung  in  nachstehender  Weise  bewirkt  worden  ist: 

entweder 
a.  in   doppelten  Fässern   oder  Kisten,   wobei   die  Böden  der 
Fässer  mit  Einlagereifen,  die  Deckel  der  Kisten  mit  Reifen 
oder   eisernen  Bändern   gesichert  sein,   die  inneren  Fässer 
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oder  Kisten  von   starkem,   trookenem  Holze  gefertigt  and 
inwendig  mit   dichter  Leinwand   oder   ähnlichen  dichten 
Oeweben  verklebt  sein  müssen, 
oder 

b.  in  Säcken  von  geteerter  Leinwand,  welche  in  einfache 
Fässer  von  starkem,  trockenem  Holze  verpackt  sind, 

oder 

c.  in  verlöteten  Blechcjlindern,  welche  mit  festen  Holzmäotelo 
(Überfässern)  bekleidet  sind,  deren  Böden  mit  Einlagereifeo 
gesichert  sind. 

XXV. 

Flüssige  Arsenikälien ,  insbesondere  Arsensäurey  unterliegen 
den  Bestimmungen  unter  XXIV,  1,  und  unter  XV,  1  und  3  (mit 
Aasnahme  der  bei  3  angezogenen  Bestimmungen  unter  2). 

XXVI. 

Ändere  giftige  MetaUpräparaie  (giftige  Metallfarben,  Metall- 
salze  etc.),  wohin  insbesondere  Quecksilberpräparaie,  als  Sublimat^ 
Kalomel,  weißes  und  rotes  Präcipitat,  Zinnober,  ferner  Kupfer- 
salze  und  Kupferfarben,  als  Kupfervitriol,  Orfinspan,  grüne  und 
blaue  Kupferpigmente,  desgleichen  Bleipräparaie,  als  Bleigifttte 
(Massikot),  Mennige,  Bleizucker  und  andere  Bieisalze,  Bleiweiß  und 
andere  Bleifarben,  auch  Zinksiaub,  sowie  Zink-  und  Aniimonaschef 
gehören,  dürfen  nur  in  dichten,  von  festem,  trockenem  Holze  ge- 
fertigten, mit  Einlagereifen,  beziehungsweise  Umfassungsbändern 
versehenen  Fässern  oder  Kisten  zum  Transporte  aufgegeben  werden. 
Die  Umschließungen  müssen  so  beschaffen  sein,  daß  durch  die  beim 
Transporte  unvermeidlichen  Erschütterungen,  Stöße  etc.  ein  Ver- 
stauben der  Stoffe  durch  die  Fugen  nicht  eintritt. 

XXVII. 
Hefe,  sowohl  flüssige  als  feste,  ist  in  Gefäßen,  welche  nicht 
luftdicht  geschlossen  sind,  zur  Beförderung  aufzugeben.  Falls  die 
Eisenbahnverwaitnng  die  Aufgabe  in  anderen  Gefäßen  gestattet, 
ist  dieselbe  berechtigt,  von  dem  Absender  zu  verlangen,  daß  er 
sich  verpflichtet: 
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1.  keinerlei  AneprOohe  zu  erheben,  falls  derartige  Sendungen 
voD  den  Ansehlußbahnen  zurückgewiesen  werden; 

2.  far  allen  Schaden  aufzukommen,  der  anderen  OQtern  oder 
dem  Material  infolge  dieser  Transportart  erwächst,  und  zwar 
gegen  Vorlage  einer  einfachen  Kostenrechnung,  deren  Rich- 
tigkeit in  jeder  Beziehung  ein  für  allemal  zum  voraus  aner- 
kannt wird; 

3.  keinerlei  Ansprache  wegen  der  infolge  der  fraglichen  Trans* 
portart  an  den  Oef&ßen  oder  an  deren  Inhalt  entstehenden 
Beschädigungen  oder  Abgänge  zu  erheben. 

Auf  Preßhefe  finden  obige  Transportbeschränkungen  keine 
Anwendung. 

XXVIII. 

Kienruß  und  andere  jpulverförmige  Arien  von  Ruß  werden 
nur  in  dichten,  gegen  Durchstäuben  Sicherheit  gewährenden  Um- 
hflUungen  (Säcken,  Fässern,  Kisten  und  dergleichen)  verpackt  zur 
Beförderung  zugelassen. 

Befindet  sich  der  Ruß  in  frisch  geglühtem  Zustande,  so  sind 
zur  Verpackung  kleine,  in  dauerhafte  Körbe  verpackte  Tönncnen 
oder  Oe&ße  zu  verwenden,  welche  im  Innern  mit  Papier,  Leinwand 
oder  ähnlichen  Stoffen  dicht  verklebt  sind. 

Aus  dem  Frachtbriefe  muß  ersichtlich  sein,  ob  der  Ruß  sich 
in  frisch  geglühtem  Zustande  befindet  oder  nicht,  andernfalls  wird 
er  als  frisch  geglüht  behandelt. 

XXIX. 

Gemahlene  oder  kömige  HoUkohle  wird  nur  verpackt  zur 
Beförderung  zugelassen. 

Befindet  sie   sich   in   frisch   geglühtem  Zustande,   so  sind  zur 
Verpackung  zu  verwenden: 
entweder 
a.  luftdicht  verschlossene  Behälter  aus  starkem  Eisenblech, 

.oder 
6.  luftdichte,  aus   mehrfachen  Lagen   sehr  starken  und  steifen, 
gefirnißten  Pappdeckels  gefertigte  Fässer  (sogenannte  ameri- 
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kauiscbe   Fässer),   deren   beide   Enden    mit  eisernen   Reifen 
versehen,  deren  Bodenstacke  aus  starkem,  abgedrehtem  Holze 
mittelst  eiserner  Holzschrauben  an  die  eisernen  Reife  geschraubt 
und  deren  Fugen  mit  Papier-  oder  Leinwandstreifen  sorgfältig 
verklebt  sind. 
Wird   gemahlene  oder  kömige  Holzkohle  zum  Transport  auf- 
gegeben, so  muß  aus  dem  Frachtbriefe  zu  ersehen  sein,  ob  sie  sich 
in  frisch  gelobtem  Zustande  befindet  oder  nicht.   Fehlt  im  Fracht- 
briefe eine  solche  Angabe,   so  wird  ersteres  angenommen  und  die 
Beförderung  nur  in  der  vorgeschriebenen  Verpackung  zugelassen. 

XXX. 

Die  hochbeschwerten  Cordonnet-,  Souple-,  Boxirre  de^soie- 
und  Chappe-Seiden  in  Strängen  werden  nur  in  Kisten  zum  Trans- 
port zugelassen.  Bei  Eisten  von  mehr  als  12  Centimeter  innerer 
Höhe  müssen  die  darin  befindlichen  einzelnen  Lagen  Seide  durch 
2  Centimeter  hohe  Hohlräume  voneinander  getrennt  werden.  Diese 
Hohlräume  werden  gebildet  durch  Holzroste,  welche  aus  quad- 
ratischen Latten  von  2  Centimeter  Seite  im  Abstand  von  2  Centi- 
meter bestehen  und  durch  zwei  dünne  Querleisten  an  den  Enden 
verbunden  sind.  In  den  Seitenwänden  der  Kisten  sind  mindestens 
1  Centimeter  breite  Löcher  anzubringen,  welche  auf  die  Hohlräume 
zwischen  den  Latten  gehen,  so  daß  man  mit  einer  Stange  durch 
die  Kiste  hindurchfahren  kann.  Damit  die  Kistenlöcher  nicht  zu- 
gedeckt und  dadurch  unwirksam  werden  können,  sind  außen  an 
den  Rand  jeder  Seite  zwei  Leisten  anzunageln. 

Wird  Seide  zum  Transport  aufgegeben,  so  muß  aus  dem 
Frachtbriefe  zu  ersehen  sein,  ob  sie  zu  den  vorbezeichneten  Arten 
gehört  oder  nicht.  Fehlt  im  Frachtbriefe  eine  solche  Angabe,  so 
wird  ersteres  angenommen  und  die  Beförderung  nur  in  der  voi^- 
schriebenen  Verpackung  zugelassen. 

XXXL 

Wotte,  Haare,  Kunstwolle,  BaumwoUe,  Seide,  Flachs,  Hanf, 
Jute,  im  rohen  Zustande,  in  Form  von  Abfällen  vom  Verspinnen 
und  Verweben,  als  Lumpen  oder  Putzlappen;   ferner  Seilerwaren, 
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Treibriemen  aus  Baumwolle  und  Hanf,  Weber-,  Harnisch-  und 
GeschirrliUen  (wegen  gebraachter  Putzwolle  vgl.  Absatz  3)  werden, 
wenn  sie  gefettet  oder  gefirnißt  sind,  nur  in  bedeckt  gebauten  oder 
in  offenen  Wagen  unter  Deckenverschluß  befördert. 

Die  genannten  Gegenstände  werden  stets  als  gefettet  oder  ge- 
firnißt behandelt,  wenn  nicht  das  Gegenteil  aus  dem  Frachtbriefe 
hervorgeht. 

Gebrauchte  Put/swotte  wird  nur  in  festen,  diohtversohlossenen 
Fftssem,  Kisten  oder  sonstigen  Gefäßen  zum  Transporte  zugelassen. 

XXXU. 

Fäulnisfdhige  tierische  Abfälle,  wie  ungesalsene  frische  Häute, 
Feite,  Flechsen,  Knochen,  Homer,  Klauen,  nicht  gekalktes  frisches 
Leimleder,  sowie  andere  in  besonderem  Grade  ttbelriechende  und 
ekelerregende  Gegenstände,  jedoch  mit  Ausschluß  der  unter  Nr.  LII 
und  LIII  aufgeführten,  werden  nur  unter  nachstehenden  Bedingungen 
angenommen  und  befördert: 

1.  Genügend  gereinigte  und  trockene  Knochen,  abgepreßter 
Talg,  Hörner  ohne  Schlauch,  das  heißt  ohne  den  Hornfortsatz  des 
Stirnbeines,  in  trockenem  Zustande,  Klauen,  das  heißt  die  Hom- 
schuhe  der  Wiederkäuer  und  Schweine  ohne  Knochen  und  Weich- 
teiie,  werden  in  Einzelsendungen,  in  gute  Säcke  verpackt,  zuge- 
lassen. 

2.  Einzelsendungen  der  vorstehend  unter  Ziffer  1  nicht  ge- 
nannten Gegenstände  dieser  Kategorie  werden  nur  in  feste,  dicht 
verschlossene  Fässer,  Kübel  oder  Kisten  verpackt  zugelassen.  Die 
Frachtbriefe  müssen  die  genaue  Bezeichnung  der  in  den  Fässern, 
Kübeln  oder  Kisten  verpackten  Gegenstände  enthalten.  Die  Be- 
förderung hat  nur  in  offenen  Wagen  zu  erfolgen. 

3.  Frische  Flechsen,  nicht  gekalktes,  frisches  Leimleder,  sowie 
die  AbAlie  von  beiden,  desgleichen  ungesalzene,  frische  Häute,  sowie 
ungereinigte,  mit  Haut-  und  Fleischfaaern  behaftete  Knochen  unter- 
liegen bei  der  Aufgabe  in  Wagenladungen  folgenden  Bestimmungen : 

a.  In  der  Zeit  vom  1.  März  bis  zum  31.  Oktober  müssen  diese 
Gegenstände  in  starke,  nicht  schadhafte  Säcke  verpackt  sein, 
die  derart  mit  verdünnter  Karbolsäure  angefeuchtet  sind,  daß 
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der  faulige  Oeruch  des  Inhaltes  nicht  wahrnehmbar  ist.  Jede 
Sendung  muß  mit  einer  Decke  aus  starkem  Oewebe  (soge- 
nanntem Hopfentuche),  die  mit  verdünnter  Karbolsäure  ge- 
tränkt ist,  und  diese  wieder  mit  einer  großen,  wasserdichten, 
nicht  geteerten  Wagenplane  vollständig  bedeckt  sein.  Die 
Bedeckung  hat  der  Absender  zu  stellen. 

b.  In  den  Monaten  November,  Dezember,  Januar  und  Februar 
ist  eine  Verpackung  in  Säcke  nicht  erforderlich.  Die  Sendung 
muß  jedoch  ebenfalls  mit  einer  Decke  aus  starkem  Gewebe 
(Hopfentuch)  und  diese  wieder  mit  einer  großen,  wasserdichten, 
nicht  geteerten  Wagenplane  vollständig  bedeckt  sein.  Die 
untere  Decke  ist  nötigen  Falls  derart  mit  verdünnter  Karbol- 
säure anzufeuchten,  daß  ein  fauliger  Oeruch  nicht  wahr- 
nehmbar ist     Die  Bedeckung  hat  der  Absender  zu   stellen. 

c.  Solche  Sendungen,  bei  denen  der  faulige  Oeruch  durch  An- 
wendung von  Karbolsäure  nicht  beseitigt  werden  kann,  müssen 
in  feste,  dicht  verschlossene  Fässer  oder  Kübel  derart  ver- 
packt werden,  daß  sich  der  Inhalt  des  OeflSües  nicht  durch 
Oeruch  bemerklich  macht. 

4.  Die  Beförderung  der  vorstehend  unter  Ziffer  3  nicht  ge- 
nannten Gegenstände  dieser  Art  in  Wagenladungen  findet  in  offenen 
Wagen  unter  Decken  Verschluß  statt.  Die  Bedeckung  hat  der  Ab- 
sender zu  stellen. 

5.  Die  Eisenbahn  kann  Vorausbezahlung  der  Fracht  verlangen. 

6.  Die  Säcke,  Gefäße  und  Decken,  in  und  unter  denen  O^en- 
stände  dieser  Art  befördert  worden  sind,  werden  nur  dann  zum 
Transporte  zugelassen,  wenn  sie  durch  entsprechende  Behandlung 
mit  Karbolsäure  den  fauligen  Geruch  verloren  haben. 

7.  Die  Kosten  etwa  nötiger  Desinfektion  fallen  dem  Absender, 
beziehungsweise  dem  Empf&nger  zur  Last. 

xxxm. 

Schwefel  wird  nur  in  bedeckt  gebauten  oder  in  oSenen  Wagen 
unter  Deckenverschluß  befördert. 
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XXXIV. 

Gegenstände,  welche  durch  Funken  der  Lokomotive  leicht 
entzündet  werden  können,  wie  Heu,  Stroh  (auch  Mais-,  Reis-  und 
Plachdstroh),  Rohr  (ausschließlich  spanisches  Rohr),  Borke,  Torf 
(mit  Ausnahme  von  sogenanntem  Maschinen-  oder  Preßtorf),  ganze 
(unzerkleinerte)  Holzkohlen  (vergleiche  Nr.  XXIX),  vegetabilische 
Spinnstoffe  und  deren  Abfälle,  Papierspäne,  Holzmehl,  Holzzeug- 
masse, Holzspäne  etc.,  sowie  durch  Vermischung  von  Petroleum- 
rückständen, Harzen  und  dergleichen  Stoffen  mit  lockeren,  brenn- 
baren Körpern  hergestellte  Waren,  desgleichen  Gips,  Kälkäscher 
und  Traß,  werden  in  unverpacktem  Zustande  nur  vollständig  be- 
deckt und  unter  der  weitern  Bedingung  zum  Transport  zugelassen, 
daß  der  Absender  und  der  Empfänger  das  Auf-  und  Abladen  selbst 
besorgen.  Auch  hat  der  Absender  auf  Verlangen  der  Verwaltung 
die  Bedeckung  dieser  Gegenstände  selbst  zu  beschaffen. 

XXXV. 

Falls  die  unter  VIII\  IX,  XI,  XV,  XVI,  XIX  bis  XXIII  ein- 
schließlich, sowie  unter  L  aufgeführten  Chemikalien  in  Mengen  von 
nicht  mehr  als  10  Kilogramm  zum  Versand  kommen,  ist  es  ge- 
stattet, die  unter  Vin%  IX,  XI,  XVI  (mit  Ausnahme  von  Brom), 
XIX  bis  XXIII  einschließlich,  sowie  unter  L  aufgeführten  Körper 
einerseits,  und  die  unter  XV  (mit  Einschluß  von  Brom  bis  zum 
Gewicht  von  100  Gramm)  anderseits  sowohl  miteinander  als  mit 
andern  bedingungslos  zum  Eisenbahntransport  zugelassenen  Gegen- 
stände in  ein  Frachtstück  zu  vereinigen.  Jene  Körper  müssen  in 
dicht  verschlossenen  Glas-  oder  Blechflaschen  mit  Stroh,  Heu,  Kleie, 
Sägemehl,  Infusorienerde  oder  andern  lockern  Stoffen  in  starke  Kisten 
fest  eingebettet  und  im  Frachtbriefe  namentlich  aufgeführt  sein. 

XXXVI. 

Fertige  P<Uronen  für  Handfeuerwaffen,  welche  entweder 
Schwarzpulver  oder  andere  Schießmittel  enthalten,  sofern  letztere 
in  den  am  Eisenbahntransporte  beteiligten  Staaten  zugelassen  werden, 
und  zwar: 
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1.  Metallpatronen  mit  ausschließlich  aus  Metall  bestehenden 
Hülsen^ 

und 

2.  Patronen^  deren  Hülsen  nur  zum  Teil  aus  Metall  bestehen^ 
werden  unter  folgenden  Bedingungen  befördert: 

a.  Bei  den  Metallpatronen  mQssen  die  Oeschosse  mit  den  Metail- 
hülsen  80  fest  verbunden  sein,  daß  ein  Ablösen  der  Oeschosse 
und  ein  Ausstreuen  der  Schießmittel  nicht  stattfinden  kann. 
Patronen,  deren  Hülsen  aus  Pappe  und  einem  metallenen 
äußeren  oder  inneren  Mantel  hergestellt  sind,  mflssen  derart 
beschaffen  sein,  daß  die  ganze  Menge  des  Schießmittels  sich 
in  dem  metallenen  Patronenunterteii  befindet  und  durch  einen 
Pfropfen  oder  Spi^el  abgeschlossen  ist.  Die  Pappe  der  Patrone 
muß  von  solcher  Beschaffenheit  sein,  daß  ein  Brechen  beim 
Transporte  ausgeschlossen  ist.. 

6.  Die  Patronen  sind  zunächst  in  Blechbehälter,  Holzkistchen 
oder  steife  Kartons  derart  fest  zu  verpacken,  daß  sie  sich 
darin  nicht  verschieben  können.  Die  einzelnen  Behälter  u.  s.  w. 
sind  sodann  dicht  neben-  und  übereinander  in  gut  gearbeitete, 
feste  Holzkisten  von  16  Millimeter  Wandstärke  zu  verpacken 
und  etwa  leer  bleibende  Räume  mit  Pappe,  Papierabfällen, 
Werg  oder  Holzwolle  —  alles  völlig  trocken  —  derart  fest 
auszufüllen,  daß  ein  Schlottern  in  der  Kiste  während  des 
Transportes  ausgeschlossen  ist.  Bei  Kisten  mit  Blecheinsatz 
darf  die  Wandstärke  der  Holzkiste  10  Millimeter   betragen. 

0.  Das  Gewicht  einer  mit  Patronen  gefällten  Kiste  darf  100  Kilo- 
gramm nicht  übersteigen.  Kisten,  deren  Gewicht  10  Kilo- 
gramm übersteigt,  müssen  mit  Handhaben  oder  Leisten  zur 
leichtern  Handhabung  versehen  sein. 

d.  Der  Verschluß  der  Kisten  darf  nicht  mittelst  eiserner  Nägel 
erfolgen.  Die  Kisten  sind  mit  einer  den  Inhalt  deutlich  kenn- 
zeichnenden Aufschrift  zu  versehen.  Außerdem  sind  sie  mit 
einem  Plomben  verschlusse  oder  mit  einem  auf  zwei  Schrauben- 
köpfen des  Deckels  angebrachten  Siegel  (Abdruck  oder  Marke) 
oder  mit  einem  über  Deckel  und  Seitenwände  der  Kiste  ge- 
klebten, die  Schutzmarke  enthaltenden  Zeichen  zu  versehen. 
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e.  Der  Absender  hat  im  Fraclitbriefe  eine  von  ihm  unterzeichnete 
Erklärung  abzugeben,  worin  auch  das  Zeichen  der  Plombe, 
des  Siegels,  der  Siegelmarke  oder  der  Schutzmarke  angegeben 
ist.     Die  Erklärung  hat  zu  lauten: 

^Der  Unterzeichnete  erklärt,  daß  die  in  diesem  Fracht- 
briefe angegebene,  mit  dem  Zeichen verschlossene  Sen- 
dung in  Bezug  auf  Beschaffenheit  und  Verpackung  den  Be- 
stimmungen der  Anlage  1  des  internationalen  Übereinkommens 
Ober  den  Eisenbahnfrachtverkehr  unter  Nr.  XXXVI  entspricht.^ 

xxxvn. 

Kugelaündhütchen  und  Schroizündhüichen  (Flobertmunition). 

1.  Eugelzündhütchen  sind  in  Pappschachteln,  Blechsohacbteln, 
Holzkästchen  oder  starken  Leinensäckchen  zu  verpacken. 

2.  SchrotzOndhütchen  sind  in  Blechbehälter,  Holzkistchen  oder 
steife  Kartons  derart  fest  zu  verpacken,  daß  sie  sich  darin  nicht 
verschieben  können. 

Die  einzelnen  Behälter  für  Eugelzündhütchen  und  fllr  Schrot- 
Zündhütchen  müssen  sorgßlUig  in  feste  Kisten  oder  Fässer  verpackt 
und  jedes  Kollo  muß  mit  einem  besonderen,  je  nach  dem  Inhalte 
die  Bezeichnung  ^Kugelzündhütchen^  oder  ^Schrotzündhütchen^ 
tragenden  Zettel  beklebt  sein.  Das  Gewicht  einer  Kiste  oder  eines 
Fasses  darf  100  Kilogramm  nicht  übersteigen. 

Für  Flobertzündhütchen  ohne  Kugel  und  Schrot  gelten  dieselben 
Verpackungsbedingungen  wie  für  Schrotzündhütchen. 

XXXVIII. 

Feuerwerkskörper,  welche  aus  gepreßtem  Mehlpülver  und 
ähnlichen  Gemischen  bestehen,  werden  unter  folgenden  Bedingungen 
befördert: 

1.  Dieselben  dürfen  keine  Mischungen  von  Chlorsäuren  Salzen 
mit  Schwefel  und  salpetersauren  Salzen,  femer  von  chlor- 
saurem Kali  und  Blutlaugensalz,  sowie  kein  Quecksilbersubli- 
mat, keine  Ammonsalze  jeder  Art,  keinen  Zinkstaub  und  kein 
Magnesiumpulver,   überhaupt   keine  Stoffe   enthalten,   welche 
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durch  Reibung,  Druck  oder  Sehlag  leicht  zur  EntzüDduQg 
gebracht  werden  können  oder  gar  der  Selbstentzündung  unter- 
liegen. Sie  eollen  vielmehr  nur  aus  gepreßtem  Hehlpulver 
oder  aus  ähnlichen,  wesentlich  aus  Salpeter,  Schwefel  und 
Kohle  bestehenden  Mischungen,  ebenfalls  in  gepreßtem  Zu- 
stande, hergestellt  sein.  Gekörntes  Pulver  darf  der  einzelne 
Feuerwerkskörper  nur  höchstens  30  Gramm  enthalten. 

2.  Das  Gesamtgewicht  des  Satzgemenges  der  Feuerwerkskörper, 
welche  zu  einem  Frachtstück  verpackt  sind,  darf  20  Kilo- 
gramm, das  gekörnte  Pulver,  welches  sie  enthalten,  2,5  Kilo- 
gramm nicht  übersteigen. 

3.  Die  einzelnen  Feuerwerkskörper  müssen^  jeder  für  sich,  in 
mit  festem  Papier  umhüllte  Kartons,  oder  in  Pappe  oder 
starkes  Packpapier  verpackt  und  die  ZUndstelien  jedes  ein- 
zelnen Körpers  mit  Papier  oder  Kattun  überklebt  sein,  und 
zwar  derart,  daß  jedes  Stauben  der  Feuerwerksätze  ausge- 
schlossen erscheint.  Die  zur  Verpackung  dienenden  Kisten 
müssen  vollständig  ausgefüllt  und  etwaige  Lücken  mit  Stroh, 
Heu,  Werg,  Papierspänen  oder  dergleichen  so  ausgestopft  sein, 
daß  eine  Bewegung  der  Pakete  auch  bei  Erschütterungen  aus- 
geschlossen ist.  Diese  Ausfüll materialien  müssen  vollkommen 
rein  uud  trocken  sein,  es  darf  daher  z.  B.  frisches  Heu  oder 
fettes  Werg  zur  Festlagerung  der  Feuerwerkskörper  nicht 
verwendet  werden.  In  Kisten,  welche  Feuerwerkskörpor  ent- 
halten, dürfen  andere  Gegenstände  nicht  verpackt  werden. 

4.  Die  Kisten  müssen  aus  mindestens  22  Millimeter  starken 
Brettern  gefertigt,  die  Seitenwände  durch  Zinken  miteinander 
verbunden,  Boden  und  Deckel  aber  durch  genügend  lange 
Schrauben  befestigt  sein ;  im  Innern  sind  die  Kisten  mit  zähem, 
festem  Papier  vollständig  auszukleben.  Die  Außenwände  der 
Kisten  müssen  vollständig  frei  von  anhaftenden  Sätzen  oder 
Satzkrusten  der  Feuerwerkskörper  sein.  Der  Fassungsraum 
einer  Kiste  darf  1,2  Kubikmeter,  dos  Bruttogewicht  75  Kilo- 
gramm nicht  übersteigen.  Äußerlich  sind  die  Kisten  mit  der 
deutlichen  Aufschrift  ^Feuerwerkskörpor  aus  Mehlpulver^  und 
dem  Namen  des  Absenders  zu  versehen.    Auch  sind  die  Sen- 
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duugen  mit  der  Deklaration  der  einzelnen  Arten  von  Feuer- 
werkskörpern zu  versehen,  wie  Raketen,  Feuerräder,  Salon- 
feuerwerk u.  s.  w. 
5.  Jeder  Sendung  muß  eine  vom  Absender  ausgestellte,  amtlich 
beglaubigte  Bescheinigung  aber  die  Beachtung  der  oben  unter 
1   bis  4  getroffenen  Vorschriften  beigegeben  werden. 

XXXIX. 

Gepreßte  Sehießbaumwolle  mit  mindestens  i5  Prozent  Wasser- 
gehalt wird  unter  folgenden  Bedingungen  befördert: 

1.  Dieselbe  ist  in  wasserdichte,  haltbare,  starkwandige  Behälter 
fest  zu  verpacken.  Diese  Behälter  mOssen  mit  der  deutlichen 
Aufschrift  ^Nasse,  gepreßte  Schießbaumwolle^  versehen  sein. 
Das  Bruttogewicht  eines  Kollo  darf  90  Kilogramm  nicht  über- 
schreiten. 

2.  Die  Aufgabe  und  Beförderung  als  Eilgut  ist  ausgeschlossen. 
Die  Beförderung  darf  niemals  mit  Personenzügen,  mit  ge- 
mischten Zügen  aber  nur  auf  solchen  Strecken  erfolgen,  auf 
welchen  keine  Güterzüge  verkehren. 

3.  Auf  dem  Frachtbriefe  muß  vom  Absender  unter  amtlicher 
Beglaubigung  der  Unterschrift  bescheinigt  sein,  daß  die  Be- 
schaffenheit und  die  Verpackung  der  zu  versendenden  Schieß- 
baumwolle den  oben  getroffenen  Bestimmungen  entspricht. 

4.  Die  Schießbaumwolle  darf  nur  mit  solchen  Gütern  in  demselben 
Wagen  verladen  werden,  welche  nicht  leicht  entzündlich  sind. 

5.  Eine  Unterbringung  von  Patronen  für  Handfeuerwafien,  Feuer- 
werkskörpern, Zündschnüren  oder  Zündungen  mit  Schießbaum- 
wolle in  demselben  Wagen  ist  untersagt. 

6.  Zur  Beförderung  von  Schießbaumwolle  verwendete  offene 
Wagen  sind  mit  Decken  zu  versehen. 

XL. 
Schießbaumwoüe  in  Flochenform  und  KoUodiumwoüe  werden, 
sofern  sie  mit  mindestens  35  Prozent  Wasser  angefeuchtet  sind,  in 
luftdichten  Gefäßen,  die  in  dauerhafte  Holzkisten  fest  verpackt  sind, 
zur  Beförderung  angenommen. 

Eidg.  amtl.  Samml.  Neue  Folge.  XV.  Bd.  DigtizedbyQpOglc 
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Auf  dem  Frachtbriefe  muß  vom  Absender  und  von  einem  der 
Bahn  bekannten  Chemiker  unter  amtlicher  Beglaubigung  der  Unter- 
schriften bescheinigt  sein,  daß  die  Beschaffenheit  der  Ware  und  die 
Verpackung  obigen  Vorschriften  entspricht. 

XLI. 

Knaübonhons  werden  zum  Transporte  zugelassen,  wenn  die- 
selben zu  6  bis  12  Stück  in  Kartons  liegen,  welche  dann  in  Holz- 
kisten zusammengepackt  sind. 

XLn. 

Bengalische  Schdlackpräparate  ohne  Zünder  (I^mmenbücheTf 
ScUonkerBen,  Fachdn,  Belustigungshölzchen,  Leuchtstangen,  hen- 
gäUsche  Streichhöher  und  dergleichen)  mQssen  in  Behälter  aus 
starkem  Eisenblech  oder  aus  festgefügtem  Holze  von  nicht  über 
1,2  Kubikmeter  Größe  sorgfältig  und  dergestalt  fest  verpackt  sein, 
daß  der  Raum  der  Behälter  völlig  ausgefüllt  ist.  Die  Behälter  sind 
äußerlich  mit  dem  Inhalte  zu  bezeichnen. 

XLUI. 
Knallerbsen  werden  unter  folgenden  Bedingungen  befördert: 

1.  Dieselben  sind  höchstens  zu  je  1000  Stück,  welche  im  gaozeu 
nicht  mehr  als  0,5  Gramm  Knallsilber  enthalten  dürfen,  in 
mit  Papier  umhüllte  Pappschachteln  zwischen  Sägemehl  za 
verpacken. 

2.  Die  Schachteln  sind  in  Behälter  von  starkem  Eisenblech  oder 
in  feste  hölzerne  Kisten,  beide  von  nicht  über  0,5  Kubikmeter 
Inhalt,  ohne  Beilegung  anderer  Gegenstände  dergestalt  zu  ver> 
packen^  daß  zwischen  den  Wänden  des  Behälters  und  seinem 
Inhalte  ein  Raum  von  mindestens  30  Millimeter  mit  Sägemehl, 
Stroh,  Werg  oder  ähnlichem  Material  ausgefüllt  und  eine  Be- 
wegung oder  Verschiebung  der  Schachteln  bei  Erschütterungen 
ausgeschlossen  ist. 

3.  Die  Behälter  müssen  neben  der  Angabe  des  Inhalts  die  deut- 
liche Bezeichnung  des  Absenders  und  der  Fabrik  tragen. 
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4.  Jeder  Sendung  muß  eine  vom  Fabrikanten  und  einem  der 
Bahn  bekannten  Chemiker  ausgestellte  Bescheinigung  Qber 
die  Beachtung  der  vorstehend  unter  1  bis  3  getroffenen  Vor- 
schriften beigegeben  werden. 

XLIV. 

Verflüssige  Gase  —  Kohlensäure,  Stickoxydul,  Ammoniak, 
Chlor,  wasserfreie  schweflige  Säure  und  Chlorkohlenoxyd  fPhosgenJ 
—  unterliegen  nachstehenden  Bestimmungen : 

1.  Diese  Stoffe  dürfen  nur  in  Behältern  aus  Schweißeisen,  Fluß- 
eisen oder  Gußstahl,  Chlorkohlenoxyd  (Phosgen)  außerdem 
auch  in  kupfernen  Behältern  zur  Beförderung  aufgeliefert 
werden.     Die  Behälter  müssen: 

a.  bei  amtlicher,  für  Kohlensäure,  Stickoxydul  und  Ammoniak 
alle   drei   Jahre,   für  Chlor,   schweflige  Säure    und  Chlor- 
kohlenoxyd jedes  Jahr  zu   wiederholender  Prüfung  einen 
inneren  Druck,  dessen  Höhe  unter  2  näher  angegeben  ist, 
ohne    bleibende  Veränderung   ihrer  Form   und    ohne   Un- 
dichtigkeit zu  zeigen,  ausgehalten  haben; 
h.  einen  amtlichen,  in  dauerhafter  Weise  an  leicht  sichtbarer 
Stelle  angebrachten  Vermerk  tragen,  welcher  das  Gewicht 
des  leeren  Behälters,  einschließlich  des  Ventils  nebst  Schutz- 
kappe oder   des  Stopfens,   sowie  die  zulässige  Füllung  in 
Kilogramm  nach  Maßgabe  der  Bestimmungen  unter  2  und 
den  Tag  der  letzten  Druckprobe  angiebt; 
c.  aus   dem   gleichen  Stoffe,   wie  die  Behälter  selbst,   herge- 
stellte   und   fest   aufgeschraubte  Kappen  zum  Schutze  der 
Ventile  tragen. 
Bei  den  kupfernen  Versandgefäßea  für  Chlorkohlenoxyd 
(Phosgen)  können  jedoch  auch  schmiedeiserne  Sehutzkappen 
verwendet  werden. 

Die   Behälter    müssen    mit    einer   Vorrichtung    versehen 
sein,  welche  das  Rollen  derselben  verhindert. 

Femer  dürfen  die  Behälter  für  Chlorkohlenoxyd  (Phosgen) 
anstatt   mit  Ventilen  auch  mit  eingeschraubten  Stopfen  ohne 

Digitized  by  VjOOQIC 


388  ZasatzyereinbarQDg 

Schutzkappe  verschlossen  werden.  Diese  Stopfen  musseo  so 
dicht  schließen,  daß  sich  der  Inhalt  des  Gefäßes  nicht  durch 
Geruch  bemerklich  macht. 

Sofern  die  Behälter  fest  in  Kisten  verpackt  sind,  ist  das 
Anbringen  von  Kappen  zum  Schutze  der  Ventile,  sowie  von 
Rollkr&nzen  nicht  erforderlich. 

2.  Der  bei  jeder  Prüfung  der  Behälter  anzuwendende  innere 
Druck  und  die  höchste  zulässige  Füllung  betragen: 

a.  für  Kohlensäure  und  Stickoxydul:  250  Atmosphären  und 
1  Kilogramm  Flüssigkeit  für  je  1,34  Liter  Fassungsraum 
des  Behälters.  Beispielsweise  darf  also  ein  Behälter, 
welcher  13,40  Liter  faßt,  nicht  mehr  als  10  Kilogramm 
flüssiger  Kohlensäure  oder  Stickoxydul  enthalten; 

b.  für  Ammoniak:  100  Atmosphären  und  1  Kilogramm 
Flüssigkeit  für  je  1,86  Liter  Fassungsraum  des  Behälters; 

c.  für  Chlor:  50  Atmosphären  und  1  Kilogramm  Flüssigkeit 
für  je  0,9  Liter  Fassungsraum ; 

d.  für  schweflige  Säure  und  Ghlorkohlenoxyd  (Pho^n): 
30  Atmosphären  und  1  Kilogramm  Flüssigkeit  für  je 
0,8  Liter  Fassungsraum. 

3.  Die  mit  verflüssigten  Gasen  gefüllten  Behälter  dürfen  nicht 
geworfen  werden  und  sind  weder  der  Einwirkung  der  Sonnen- 
strahlen noch  der  Ofenwärme  auszusetzen. 

4.  Zur  Beförderung  sind  nur  bedeckt  gebaute  Wagen  oder  be- 
sonders dazu  eingerichtete  Kesselwagen,  welche  mit  einem 
hölzernen  Überkasten  versehen  sein  müssen,  zu  verwenden. 

XLV. 

Verdichteter  Sauerstoff,  verdichteter  Wasserstoff  und  ver- 
dichtetes Leuchtgas  werden  unter  folgenden  Bedingungen  befSrdert: 
1.  Diese  Stoffe  dürfen  höchstens  auf  200  Atmosphären  verdichtet 
sein  und  müssen  in  nahtlosen  Cylindem  aus  Stahl  oder  Schmied- 
eisen von  höchstens  2  Meter  Länge  und  21  Gentimeter  innerem 
Durohmesser  zur  Beförderung  aufgeliefert  werden.  Die  Behälter 
müssen : 
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a.  bei  amtlicher,  alle  3  Jahre  zu  wiederholender  Prüfung,  ohne 
bleibende  Änderung  der  Form  und  ohne  Undichtigkeit  zu 
zeigen,  das  Doppelte  des  Druckes  au8gehalten  haben,  unter 
dem  die  Gase  bei  der  Auflieferung  zur  Beförderung  stehen ; 

b.  einen  amtlichen,  an  leicht  sichtbarer  Stelle  dauerhaft  an- 
gebrachten Vermerk  tragen,  der  die  Höhe  des  zulässigen 
Druckes  und  den  Tag  der  letzten  Druckprobe  angiebt; 

c.  mit  Ventilen  versehen  sein,  die,  wenn  sie  im  Innern  des 
Flaschenhalses  angebracht  sind,  durch  einen  aufgeschraubten, 
nicht  über  den  Rand  des  Flaschenhalses  seitlich  hervor- 
ragenden Metallstöpsel  von  mindestens  25  Millimeter  Höhe, 
oder,  wenn  sie  sich  außerhalb  des  Flaschenhalses  befinden, 
und  wenn  die  Behälter  unverpackt  aufgeliefert  werden, 
durch  fest  aufgeschraubte,  aus  Stahl,  Sohmiedeisen  oder 
schmiedbarem  Gusse  hergestellte  Kappen  zu  schützen  sind; 

d.  falls  sie  in  Wagenladungen  unverpackt  aufgeliefert  werden, 
so  verladen  sein,  daß  ein  Rollen  unmöglich  ist.  Nicht  in 
Wagenladungen  aufgegebene  Behälter  müssen  mit  einer 
das  Rollen  wirksam  verhindernden  Vorrichtung  versehen 
sein. 

Erfolgt  die  Auflieferung  in  Kisten,  so  müssen  diese  die 
deutliche  Aufschrift  ^Verdichteter  Sauerstoff^,  ^Verdichteter 
Wasserstoff^  oder  ^Verdichtetes  Leuchtgas^  tragen. 

2.  Jede  Sendung  muß  durch  eine  mit  einem  richtig  zeigenden 
Manometer  ausgerüstete  und  mit  dessen  Handhabung  ver- 
traute Person  aufgeliefert  werden.  Diese  Person  hat  auf 
Verlangen  das  Manometer  an  jedem  aufgelieferten  Behälter 
anzubringen,  so  daß  der  annehmende  Beamte  durch  Ablesen 
an  dem  Manometer  sich  davon  überzeugen  kann,  daß  der 
vorgeschriebene  höchste  Druck  nicht  überschritten  ist.  Ober 
die  vorgenommene  Probe  ist  von  dem  Abfertigungsbeamten 
•ein  kurzer  Vermerk  in  dem  Frachtbriefe  zu  machen. 

3.  Die  mit  verdichteten  Gasen  gefüllten  Behälter  dürfen  nicht 
geworfen,  auch  der  Einwirkung  der  Sonnenstrahlen  oder  der 
Ofenwärme  nicht  ausgesetzt  werden. 
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4.  Zur  Beförderung  sind  bedeckt  gebaute  Wagen  zu  verwenden ; 
die  Verladung  in  offene  Wagen  ist  nur  dann  zulässig,  wenn 
die  Auflieferung  in  zur  Beförderung  auf  Landwegen  besonders 
eingerichteten,  mit  Planen  bedeckten  Fahrzeugen  erfolgt. 

XLVI. 
Chlormethyl  wird  nur  in  luftdicht  verschlossenen,  amtlich  auf 
12  Atmosphären  geeichten  MetallgefäÜen  und  auf  offenen  Wagen 
befördert.  In  den  Monaten  April  bis  Oktober  einschließlich  sind 
derartige  Sendungen  von  dem  Absender  mit  Decken  zu  versehen, 
falls  nicht  die  Gefäße  in  Holzkisten  verpackt  sind. 

XLVII/ 

Phosphortrichlorid ,     Phosphor oxycMorid    und    Äceiylchlorid 
dürfen  nur  befördert  werden: 
entweder 

1.  in  Gefäßen  aus  Blei  oder  Kupfer,  welche  vollkommen  dicht 
und  mit  guten  Verschlossen  versehen  sind; 

oder 

2.  in  Gefäßen  aus  Glas;  in  diesem  Falle  jedoch  unter  Beob- 
achtung folgender  Vorschriften: 

a.  Zur  Beförderung  dürfen  nur  starkwandige  Glasflaschen 
verwendet  werden,  welche  mit  gut  eingeschliffenen  Glas- 
stöpseln verschlossen  sind.  Die  Glasstöpsel  sind  mit  Pa- 
raffin zu  umgießen ;  auch  ist  zum  Schutze  dieser  Verkittung 
ein  Hut  von  Pergamentpapier  über  den  Flaschenhals  zu 
binden. 

b.  Die  Giasflaschen  sind,  falls  sie  mehr  als  2  Kilogramm 
Inhalt  haben,  in  metallene,  mit  Handhaben  versehene  Be- 
hälter zu  verpacken  und  darin  so  einzusetzen,  daß  sie 
30  Millimeter  von  den  Wänden  abstehen;  die  Zwischen- 
räume sind  mit  getrockneter  Infusorienerde  dergestalt  voll- 
ständig auszustopfen,  daß  jede  Bewegung  der  Flächen 
ausgeschlossen  ist. 

0.  Glasflaschen  bis  zu  2  Kilogramm  Inhalt  werden  auch  in 
starken,  mit  Handhaben  versehenen  Holzkisten  zur  Be- 
förderung zugelassen,  welche  durch  Zwischenwände  in  so 
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viele  Abteilungen  geteilt  sind,  als  Flaschen  versandt  werden. 
Nicht  mehr  als  vier  Flaschen  dQrfen  in  eine  Kiste  verpackt 
werden.  Die  Flaschen  sind  so  einzusetzen,  daß  sie  30  Milli- 
meter von  den  Wänden  abstehen ;  die  Zwischenräume  sind 
mit  getrockneter  Infusorienerde  dergestalt  vollständig  auszu- 
stopfen, daß  jede  Bewegung  der  Flaschen  ausgeschlossen  ist. 
d.  Auf  dem  Deckel  der  anter  b  und  c  erwähnten  Behälter 
ist  neben  der  Angabe  des  Inhalts  das  Glaszeichen  anzu- 
bringen. 

XLVm. 

Phosphorpentachlorid  (PhosphonupercKlorid)  unterliegt  den 
vorstehend  unter  Nr.  XLYII  gegebenen  Vorschriften  mit  der  Maß- 
gabe ,  <iaß  die  unter  2  b  angeordnete  Verpackung  erst  bei  Olas- 
flaschen  von  mehr  als  5  Kilogramm  Inhalt  erforderlich  ist.  Bei 
Flaschen  bis  zu  5  Kilogramm  Inhalt  genügt  die  Verpackung  nach  2  c. 

XLIX. 

Wasserstoffsuperoxyd  ist  in  Gefäßen,  welche  nicht  luftdicht 
verschlossen  sind,  aufzugeben  und  wird  nur  in  gedeckt  gebauten 
oder  in  offenen  Wagen  mit  Deokenverschluß  befördert. 

Falls  dieser  Stoff  in  Ballons,  Flaschen  oder  Kruken  verschickt 
wird,  so  müssen  die  Behälter  wohl  verpackt  und  in  besondere,  mit 
Handhaben  versehene  starke  Kisten  oder  Körbe  eingeschlossen  sein. 

L. 
Präparate  f   welche   aus  Terpentinöl  oder  Spiritus   einerseits 
und  Harz  anderseits  bereitet  sind,  wie  SpiritusJacke  und  SiccaHve^ 
unterliegen  den  nachstehenden  Vorschriften: 

1.  Wenn  diese  Präparate  in  Ballons,  Flaschen  oder  Kruken  ver- 
schickt werden,  so  müssen  die  Behälter  dicht  verschlossen, 
wohlverpackt  und  in  besondere,  mit  starken  Vorrichtungen 
zum  bequemen  Handhaben  versehene  Gefäße  oder  geflochtene 
Körbe  eingeschlossen  sein. 

Wenn  die  Versendung  in  Metall-,  Holz-  oder  Gummi- 
behältem  erfolgt,  so  müssen  die  Behälter  vollkommen  dicht 
und  mit  guten  Verschlüssen  versehen  sein. 
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2.  Die  aus  Terpentinöl  und  Harz  bereiteten  übelrieohendeu  Prä- 
parate dürfen  nur  in  offenen  Wagen  befördert  werden. 

3.  Wegen  der  Zuaammenpackung  mit  anderen  Oegenständen 
vergleiche  Nr.  XXXV. 

LI. 

Mit  Fett  oder  Öl  getränkies  Papier,  sowie  Hüken  avs  solchem 
werden  nur  in  bedeckt  gebauten  oder  in  offenen  Wagen  unter 
Deckenversehluß  befördert. 

LIL 

Stalldünger,  sowie  andere  Fäkalien  und  Latrinenstoffe  werdeo 
nur  in  Wagenladungen  und  unter  nachstehenden  weiteren  Be- 
dingungen zur  Beförderung  angenommen: 

1.  Die  Beladung  und  Entladung  haben  Absender  und  Empfänger 
zu  bewirken,  welchen  auch  die  jedesmalige  Reinigung  der 
Ladestellen  nach  Maßgabe  der  von  der  Verwaltung  getroffenen 
Anordnung  obliegt 

2.  Trockener  Stalldünger  in  losem  Zustande  wird  in  offenen 
Wagen  mit  Deckenverschluß  befördert,  welchen  der  Absender 
zu  beschaffen  hat. 

3.  Andere  Fäkalien  und  Latrinenstoffe  dürfen,  sofern  nicht  be- 
sondere Einrichtungen  für  deren  Transport  bestehen,  nur  in 
ganz  festen,  dicht  verschlossenen  Oefäßen  und  auf  offenen 
Wagen,  sowie  in  Kesselwagen  befördert  werden.  In  jedem 
Falle  sind  Vorkehrungen  zu  treffen,  welche  das  Herausdringen 
der  Masse  und  der  Flüssigkeit  verhindern  und  die  Verbreitung 
des  Geruches  thunlichst  verhüten.  Auf  letzteres  ist  auch  für 
die  Art  der  Beladung  und  Entladung  Bedacht  zu  nehmen. 

4.  Das  Zusammenladen  mit  andern  Gütern  ist  unstatthaft. 

5.  Die  Eisenbahn  kann  die  Vorausbezahlung  der  Fracht  bei  der 
Aufgabe  verlangen. 

6.  Die  Kosten  etwa  nötiger  Desinfektion  fallen  dem  Absender, 
beziehungsweise  dem  Empfänger  zur  Last. 

7.  Diese  Transporte  unterliegen  im  übrigen  den  in  jedem  Staate 
geltenden  polizeilichen  Vorschriften. 


Digitized  by  VjOOQIC 


zum  internationalen  Vertrag  über  fiisenbabnfrachtverkehr.         393 

LUI. 

Frische  Kälbermagen  werden  nur  in  wasserdichte  Behälter 
verpackt  und  unter  folgenden  Bedingungen  zur  Beförderung  ange- 
nommen : 

1.  Sie  müssen  von  allen  Speiseresten  gereinigt  und  derart  ge- 
salzen sein,  daß  auf  jeden  Magen  15  bis  20  Oramm  Koch- 
salz Tcrwendet  ist. 

2.  Bei  der  Verpackung  ist  auf  dem  Boden  des  Oefäßes,  sowie 
auf  die  oberste  Magenschicht  je  eine  etwa  1  Centimeter  hohe 
Schicht  Salz  zu  streueu. 

3.  Im  Frachtbriefe  ist  von  dem  Absender  zu  bescheinigen,  daß 
die  Vorschriften  unter  1  und  2  beobachtet  sind. 

4.  Die  Eisenbahn  kann  die  Vorausbezahlung  der  Fracht  bei  der 
Aufgabe  verlangen. 

5.  Kosten  etwa  nötiger  Desinfektion  fallen  dem  Absender,  be- 
ziehungsweise dem  Empfänger  zur  Last. 

SohlUBflbestinunimg. 

In  Anwendung  des  §  1,  letzter  Absatz,  der  Ausführungs- 
bestimmungen  kann  die  bedingungsweise  Beförderung  von  Gütern^ 
welche  nach  Ziffer  4  des  gedachten  Paragraphen  vom  Transporte 
ausgeschlossen  sind,  oder  die  Bewilligung  leichterer  Bedingungen, 
als  der  in  Anlage  1  vorgeschriebenen,  fUr  den  Verkehr  zweier  oder 
mehrerer  Vertragsstaaten  festgesetzt  werden,  entweder: 

1.  durch  Vereinbarung  der  Regierungen  der  beteiligten  Staaten 
oder 

2.  durch  Tarif bestimmungen  der  beteiligten  Eisenbahnen,  vor- 
ausgesetzt, daß 

a.  die  Beförderung  der  betreffenden  Gegenstände  oder  die 
hierfür  in  Aussicht  genommenen  Bedingungen  nach  den 
internen  Reglementen  zulässig  sind,  und 

b.  die  von  den  dazu  ermächtigten  Bahnen  aufzustellenden 
Tarif  bestimmungen  von  allen  zuständigen  Aufsichtsbehörden 
genehmigt  werden.    • 
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Art.  3. 

i)ie  gegenwärtige  Vereiobarung  wird  als  iutegrierender  BestaDd- 
teil  des  internationalen  Übereinkommens  vom  14.  Oktober  1890 
betrachtet  und  hat  dieselbe  Dauer  wie  dieses.  Die  RatifikatioD 
bleibt  vorbehalten;  die  Urkunden  darQber  sollen  zu  Bern  in  der 
für  das  Übereinkommen  befolgten  Form  spätestens  am  15.  Dezember 
1895  ausgetauscht  werden;  ihre  Wirksamkeit  beginnt  einen  Monat 
nach  der  Hinterlegung  der  Ratifikationsurkunden. 

Zu  Urkund  dessen  haben  die  Unterzeichneten  die  gegenwärtige 
Vereinbarung  aufgesetzt  und  ihre  Siegel  beigedrackt. 

So  geschehen  zu  Bern^  am  sechzehnten  Juli  1895  in  9  Exem- 
plaren. 


Für  die  Schweiß: 
A.  Lachenal. 

(L.  S.) 

Für  Deutschland: 
Busch. 

(L.S.) 

Für  Österreich' Ungarn: 

Forst  Raoul  Wrede. 

(L.S.) 


Für  Belgien: 
Garnier-Heldewier. 


(LS.) 


Für  Frankreich: 
Camille  Barrire. 


(L.  S.) 


Für  Halien: 
A.  Peiroleri. 


(L.S.) 


Für  Luxemburg: 
l.  Frank. 
(L.S.) 

Für  die  Niederlande: 

Geyers. 

(L.S.) 


Für  Rußland: 

A.  Hamburger. 


(L.  S.) 


Digitized  by  VjOOQIC 


tum  internationalen  Vertrag  über  Eisenbahnfrachtverkehr.         395 


Protokoll. 


Nach  Abschluß  der  Zuaatzvereinbarung  vom  heutigen  Tage, 
betreffend  die  Ausführungsbestimmungen  zum  internationalen  Ober- 
einkomoien  vom  14.  Oktober  1890,  haben  die  dazu  gehörig  bevoll- 
mächtigten Unterzeichneten  erklärt,  daß  sie,  im  Hinblick  auf  die 
Dringlichkeit  und  die  wichtigen  auf  dem  Spiele  stehenden  Interessen, 
darüber  einverstanden  sind,  daß,  wenn  nur  einige  der  Vertrags- 
staaten am  15.  Dezember  1895  ihre  Ratifikationen  hioterlegt  haben^ 
die  in  Rede  stehende  Vereinbarung  gleichwohl  unter  diesen  Staaten 
vom  1.  Januar  1896  ab  als  Sonderabkommen  (§  1,  letzter  Absatz, 
der  AusftlhrungsbestimmuQgen)  in  Kraft  treten  soll. 

Der  schweizerische  Bundesrat  wird  den  Vertragsstaaten  vor 
dem  20.  Dezember  1895  eine  übereinstimmende  Abschrift  des  Pro- 
tokolls über  die  erfolgte  Hinterlegung  von  Seiten  derjenigen  Mächte, 
welche  diese  Formalität  erfüllt  haben,  zufertigeu.  Er  bleibt  in- 
gleichen beauftragt,  den  am  Übereinkommen  vom  14.  Oktober  1890 
beteiligten  Staaten  den  weiteren  Eingang  der  erwähnten  Ratifika- 
lionen  von  Seiten  derjenigen  Staaten,  welche  deren  Hinterlegung 
nach  dem  15.  Dezember  1895  bewirkt  haben,  bekannt  zu  geben. 
Die  Bestimmungen  des  heutigen  Abkommens  finden  auf  jeden  dieser 
letzteren  Staaten  einen  Monat  nach  dem  Datum  des  von  der  schwei- 
zerischen Regierung  erlassenen  Benachrichtigungsschreibens  An- 
wendung. 

Im  übrigen  ist  verstanden,  daß  von  dem  Tage  an,  wo  alle  bei 
dem  Obereinkommen  vom  14.  Oktober  1890  beteiligten  Staaten  die 
Vereinbarung  ratifiziert  haben  werden,  die  gegenwärtige  Anlage  1 
der  Ausführungdbestimmungen  zu  dem  bezeichneten  Übereinkommen 
endgültig  außer  Kraft  treten  und  durch  die  im  Artikel  2  der  den 
O^enstand  des  gegenwärtigen  Protokolls  bildenden  Vereinbarung 
enthaltenen  Bestimmungen  ausschließlich  ersetzt  sein  soll. 
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So  geschehen  zu  Ber7i,  am  sechzehnten  Juli  1895  in  9  Exem- 
plaren. 


Für  die  Schweiz: 
A.  Lachenal. 

Für  Deutschland: 
Busch. 

Für  Österreich'  Ungarn : 
Fürst  Raoul  Wrede. 

Für  Belgien: 
Garnier-Heldewier. 

Für  Frankreich: 
Camille  Barrere. 


Für  Italien: 
A.  Peiroleri. 

Für  Luxemburg: 
J.  Frank. 

Für  die  Niederlande: 
Geyers. 

Für  Rußland: 
A.  Hamburger. 


Vollziehungsprotokoll. 


Die  unterzeichneten,  mit  gehörigen  Vollmachten  versehenen 
Vertreter  der  an  dem  internationalen  Übereinkommen  vom  14.  Ok- 
tober 1890  beteiligten  Staaten  sind  heute,  am  16.  Juli  1895,  um 
3  Uhr,  zum  Zwecke  der  Unterzeichnung  der  Zusatzvereinbarung 
betreffend  die  Beifügung  ergänzender  Bestimmungen  zum  §  1  der 
AusführuDgsbestimmungen  zu  dem  vorgenannten  Übereinkommen 
und  die  Revision  der  Anlage  1  zu  diesen  Ausführungsbestimmungen, 
im  Bundesrathause  zusammengetreten. 

Sie  haben,  nach  Vergleichung  der  in  ebensovielen  Exemplaren, 
als  Vertragsstaaten  sind,  vorbereiteten  diplomatischen  Instrumente 
der  Vereinbarung  und  des  diesen  angefügten  Protokolls,  und  nach- 
dem diese  Akten  in  guter  und  richtiger  Form  befunden  worden 
sind,  denselben  ihre  Unterschriften  und  Siegel  beigefügt. 
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Die  Zusatzvereiobarang  ist,  dem  diplomatischen  Gebrauche 
entsprechend,  in  französischer  Sprache  abgeschlossen  und  gezeichnet. 
Dem  gegenwärtigen  Protokoll  ist  ein  deutscher  Text  beigefügt. 
Man  ist  darüber  einverstanden,  daß  dieser  Text  den  gleichen  Wert 
haben  soll,  wie  der  französische  Text,  sofern  es  sich  um  den  Eisen- 
bahnverkehr handelt,  bei  welchem  ein  Staat,  wo  das  Deutsche 
ausschließlich  oder  neben  andern  Sprachen  als  Oeschäftssprache 
gilt,  beteiligt  ist. 

Ebenso  ist  man  einverstanden,  daß  die  vorstehende  Bestimmung 
sich  auf  das  ganze  internationale  Übereinkommen  vom  14.  Oktober 
1890,  wie  auch  auf  alle  Erklärungen  und  Nachträge  zu  diesem 
Übereinkommen  erstrecken  soll. 

S.  Exe.  Herr  A.  des  Barons  Peiroleri,  Minister  von  Italien,  hat 
hierbei,  im  Namen  seiner  Regierung,  den  folgenden  Wünschen  Aus- 
druck gegeben: 
^1.  Daß  die  gemeinsamen  Vorschriften,  betreffend  den  Transport 
^von  Kostbarkeiten  und  Eunstgegenständen,  sobald  als  mög- 
^lich  vollständig  festgestellt  werden,  unter  Mitberücksichügung 
^der  Bedingungen,  welche  bezüglich  der  Verpackung  von  den 
^Absendern   beachtet  werden  sollen,   und  der  Umschreibung 
^der  Verantwortlichkeit,  die  bei  Annahme  solcher  Sendungen 
^zum  Transporte  die  Eisenbahnen  zu  übernehmen  haben. 
^2.  Daß  hinsichtlich  der  Beförderung  der  Leichentransporte  ahn- 
gliche  gemeinsame  Bestimmungen   zum  Zwecke   der  Verein- 
^heitlichung  der  in  den  vertragschließenden  Staaten  in  Kraft 
^stehenden  bezüglichen  Gesetze  und  Polizei  Verordnungen  ver- 
^einbart  werden  möchten. 
^3.  Daß,  um  die  Anwendung  der  Vofschriften  betreffend  die  be- 
^dingungsweise  zum  Transport   zugelassenen  Gegenstände  zu 
^erleichtern,  eine  permanente  fachmännische  Kommission  ein- 
^gesetzt  werde,   wie   dies  in   dem    am   19.  April  1893   vom 
^Gentralamt  an  den  Bundesrat  erstatteten  Bericht  in  Anregung 
^gebracht  wurde.     Diese  Kommission  hätte  zur  Aufgabe: 
^a.  der  Anlage  1   eine  neue  Form  zu  geben,  in  dem  Sinne, 
^daß  alle  Gegenstände  gleichen  oder  ähnlichen  Charakters 
^nach   den  Schwierigkeiten  oder  den  Gefahren,   welche 
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^sie  bei  dem  Transporte  bieten  können,  in  Gruppen  wex- 
^einigt  und  für  jede  dieser  Gruppen  übereinstimmende 
^Vorschriften  betreffend  die  Verpackung  u.  dgl.  festgestellt 
^würden; 
^b.  die  nocli  nicht  genannten  Gegenstände  bei  eintretendem 
^Bedürfnisse  in  diejenigen  Gruppen  einzuordnen,  deren 
^Transportbedingungen  auf  sie  angewendet  werden 
^können.  ^ 

Auf  den  Antrag  des  Herrn  Direktors  des  Centralamtes,  welcher 
der  Sitzung  beiwohnt,  haben  die  Unterzeichneten  von  dieser  Er- 
klärung des  Herrn  Peiroleri  Kenntnis  genommen  und  beschlossen, 
sie,  gemäß  dem  Art.  57,  Ziffer  4,  des  Übereinkommens  vom 
14.  Oktober  1890  und  zum  Zwecke  einer  sachentsprechenden  Er- 
ledigung, dem  Ceotralamte  zur  Prüfung  zu  überweisen. 

So  geschehen  zu  Berrif  am  sechzehnten  Juli  1895  in  9  Exem- 
plaren. 


Für  die  Schweiz: 
A.  Lachenal. 

Für  Deuttchland: 
Busch. 

Für  Öbterreich-Ungam: 
Fürst  Raoul  Wrede. 

Für  Belgien: 
Garnier-Heidewier. 

Für  Frankreich: 
Camille  Barrire. 


Für  Italien: 
A.  Peiroleri. 

Für  Luxemburg: 
J.  Frank. 

Für  die  Niederkmde: 
Geyers. 

Für  Rußland: 
A.  Hamburger. 
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erklärt  die  vorstehende  Zusatzvereinbarung  samt  den  zwei 
AnhäDgen  ihrem  ganzen  Inhalte  nach  als  angenommen  und  in  Kraft 
getreten  und  verspricht  im  Namen  der  schweizerischen  EidgenoBsen- 
ächaft,  dieselbe,  soweit  es  von  dieser  abhängt,  jederzeit  gewissen- 
haft zu  beobachten. 

Zu  Urkunde  dessen  ist  die  gegenwärtige  Ratifikation  vom 
Bundespräsidenten  und  vom  Kanzler  der  Eidgenossenschaft  unter- 
schrieben und  mit  dem  eidgenössischen  Staatssiegel  versehen  worden. 

So  geschehen  in  Bern,  den  vierzehnten  Dezember  eintausend 
achthundert  fünfundneunzig  (14.  Dezember  1895). 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 
Der  Bundespräsident: 
(L.  S.)  Zemp. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 
Ringfer. 


Die  Ratifikationen  der  vorstehenden  Zusatz  Vereinbarung  sind, 
im  Sinne  des  ersten  Absatzes  des  Protokolls  vom  16.  Juli  1895 
(s,  Seite  395),  von  der  Schweiz*),  Belgien,  Deutsehland,  Frankreich, 
Italien,  Luxemburg  und  Rußland  bei  dem  schweizerischen  Bundes- 
rate bis  zum  20.  dieses  Monats  hinterlegt  worden. 

Die  Zusatavereinharung  wird  daher  unter  diesen  Staaten 
vom  1  Januar  i896  ab  als  Sonderabkommen  (§  1,  letzter  Absatz, 
der  Ausftahrungsbestimmungen  zum  internationalen  Übereinkommen 
vom  14.  Oktober  1890)  in  Kraft  treten. 


*)  Fär  die  Ratifikation  der  Schweiz  siehe  Art.  1  des  Bnodesbeschlusses 
vom  17.  April  1891  (A.  8.  n.  F.  XIII,  59). 


sr^ 
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Für  deo  gegenseitigen  Eisenbahnverkehr  zwischen  den  vor- 
genannten Staaten  und  den  Niederlanden  und  Österreich-Ungarn 
und  diesen  Staaten  unter  sich  behalten  die  Vorschriften  im  ursprüng- 
lichen §  1  der  AusfÜhrungsbestimmuDgen  und  der  Anlage  1  zu 
demselben  —  soweit  sie  durch  Specialabereinkunft  nicht  bereits 
modifiziert  sind  —  so  lange  ihre  Geltung^  bis  die  von  den  letzt- 
genannten Staaten  noch  ausstehenden  Ratifikationen  der  Zusatz- 
vereinbarung eingelangt  und  notifiziert  sein  werden. 
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Verordnung  -J^^^^  ^^ 


über 


die  Amtskautionen  der  Beamten,  Angestellten  und 
Bediensteten  des  Bundes. 

(Vom  21.  Januar  1896.) 


Der  sohweizerisohe  Bundesrat^ 
auf  Antrag  seineR  Finanzdepartements, 
benohließt: 

Art.  1.  Beamte,  Angestellte  oder  Bedienstete,  welchen 
Wertgegenst&nde  oder  Gelder  anvertraut  werden,  haben  dem 
Bunde  Amtskaution  zu  leisten. 

Diese  Pflicht  kann  der  Bundesrat  auf  den  Antrag  des 
betreffenden  Departements  auch  auf  Beamte,  Angestellte 
oder  Bedienstete  ausdehnen,  von  welchen  noch  aus  anderen 
OrOnden  als  den  im  Absatz  1  erwähnten  eine  Amtskaution 
zu  stellen  ist. 

Art.  2.  Die  Höhe  der  Amtskaution  wird,  soweit  nicht 
andere  gesetzliche  Bestimmungen  bereits  hierüber  bestehen, 
nach  Maßgabe  der  verschiedenen  Dienststellungen  derKautions- 
pflichtigen  vom  Bundesi^t  festgesetzt  auf  den  Vorschlag  des- 
jenigen Departements,  welchem  die  betreffenden  Beamten 
unterstellt  sind. 

Art.  3.     Als  Amtskautionen  werden  zugelassen: 
a.  Wertpapiere,  inklusive  Sparkassenbücher; 
fr.  Personalbürgschaft; 
c  die  Garantie  des  eidgenössischen  AmtsbOrgschaftsvereius. 

fiidg.  amtl.  SammL  Neue  Folge.  XV.  Bd.  26 
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Art.  4.     Bei  neueD  Anstellungen   hat  die  Deponierung 
der  Kaution  vor  dem  Amtsantritt  zu  erfolgen. 

Art.  5.     Über   die    Annahme   der   Amtskautionen   ent* 
scheidet : 

a.  bei  der  Bundeskanzlei:  der  Bundesknnzler; 

b.  beim  Bundesgericht:  der  Bundesgerichtspräsident; 

c.  bei  den  Departementen  —  Politisches,  Inneres,  Justiz 
und  Polizei,  Militär,  Finanzen,  Handel,  Industrie  und 
Landwirtschaft  und  Post  und  Eisenbahn  (Abteilung 
Eisenbahn-  und  Bauwesen)  — :  die  betreffenden  Depai*- 
tementsvorsteher ; 

d.  bei  der  Zollverwaltung: 

1.  für  den  Oberzolldirektor:  der  Vorsteher  des  Zoll- 
departements; 

2.  ftar  die  Beamten  der  Oberzolldirektion,  die  Zoll- 
gebietsdirektoren, die  Sekretäre,  Kassiere  und  Revi- 
soren der  ZoHgebietsdirektionen :  der  Oberzoll- 
direktor; 

3.  ftkr  alle  übrigen  Zollbeamten  und  -angestellten :  die 
Zollgebietsdirektoren ; 

e.  bei  der  Post-  und  Telegraphen  Verwaltung: 

1.  far  den  Oberpostdirektor  und  den  Telegraphen- 
direktor: der  Vorsteher  des  Post-  und  Eisenbahn- 
departements ; 

2.  for  die  übrigen  Beamten  der  Gentralverwaltungen, 
sowie  die  Kreispostdirektoren,  Kreispostkassiere  und 
Telegrapheninspektoren:  der  Oberpostdirektor,  be- 
ziehungsweise der  Telegraphendirektor; 

3.  fOr  die  unter  1  und  2  nicht  erwähnten  Beamten 
und  Angestellten  (Bediensteten)  der  Post-  qnd  Tele- 
graphenkreise :  die  Kreispostdirektoren,  beziehungs- 
weise die  Telegrapheninspektoren. 
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Art.  6.  Die  Aufbewahrung  und  KontroUierung  der 
Amtskautionen  mit  Bezug  auf  Solvabilität  für  die  Beaaiten 
der  Bundeskaozlei,  des  Bandesgerichts,  der  Departemente  — 
Politisches,  Inneres,  Justiz  und  Polizei,  MilitAr,  Finanzen, 
Handel,  Industrie  und  Landwirtschaft,  Post  uud  Eisenbahn 
(Abteilung  Eisenbahn-  und  Bauwesen)  —  und  für  den  Ober- 
soUdirektoT,  den  Oberpostdirektor  und  den  Telegraphen- 
direktor geschieht  durch  die  Wertschriften Verwaltung  des 
Finansd  epartements. 

Zn  diesem  Zwecke  haben  die  Vorsteher  der  deponieren- 
den Amtsstellen  dem  Finanzdepartement  zu  Händen  der 
Wertschriftenverwaltung  und  der  Finanzkontrolle  (Art.  10) 
jeweilen  mit  Beginn  der  dreijährigen  Amtsperiode  ein'  Ver- 
zeichnis der  zu  bestellenden  Amtskautionen  einzuhändigen 
and  dasselbe  von  den  im  Verlaufe  der  Amtsperiode  ein- 
tretenden Mutationen  in  Kenntnis  zu  setzen. 

OegenOber  dem  Kautionspflichtigen  übernimmt  die  Wert- 
scbriftenverwaltung  mit  Bezug  auf  Solvabilit&t,  Auslosung 
und  Kündigung  der  deponierten  Titel  keine  Verantwortlich- 
keit; der  Pflichtige  hat  seine  diesbezQglichen  Interessen  selber 
zu  wahren. 

Art.  7.  For  die  sichere  Aufbewahrung  der'Amtskautionen 
und  ftr  die  gehörige  Kontrollierung  derselben  haben  bei  der 
Zollverwaltung  und  bei  der  Post-  und  Telegraphen  Verwaltung 
die  nämlichen  Beamten  zu  sorgen,  die  gemäß  Art.  5  Ober 
die  Annahme  der  Bürgschaften  entscheiden. 

Die  anter  Aufsicht  der  unmittelbaren  Vorgesetzten  an- 
zul^enden  Kautionenverzeichnisse  sollen  enthalten: 

a.  Bezeichnung  der  Beamtung  oder  Anstellung  des  Kau- 

tionspflichtigen ; 
6.  Name  des  Kautionsstellers ; 
e.  Zeit  des  Amtsantrittes  des  Kautionsstellers^ 
d.  Höhe  der  Kaution; 
6.  Art  der  geleisteten  Kaution; 
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f.  Aufbewahrungsstelle; 

g,  Zeit  des  Rücktritts  des  Kautionspflichtigen  vom  Amte; 
h.  Zeit  der  Eautionsaushingabe.  •' 

Art.  8.  Die  Amtskaution  haftet  ftlr  alle  vom  Kaatioos- 
Pflichtigen  aus  seiner  Amtsführung  entstandenen  Sch&den. 

Art,  9.  Die  Aushingabe  der  Amtskaution  erfolgt  ohne 
besonderes  Verlangen  5  Jahre  nach  dem  Tode  oder  nach 
dem  Rücktritte  des  Kautionspflichtigen,  insofern  keioe  un- 
erledigte Klage  vorliegt;  sie  geschieht  durch  diejenige  Amts* 
stelle,  welcher  der  Entscheid  über  die  Annahme  der  Kaution 
zusteht. 

Art.  10.  Eine  Oberaufsicht  über  die  Amtskautionen 
steht  der  Finanzkontrolle  in  dem  Sinne  zu,  daß  sie  die  bei 
der  Wertschriften  Verwaltung  nach  Art.  6  deponierten  Kao- 
tionen  mit  Bezug  auf  deren  Vorhandensein  alljährlich  zu 
kontrollieren  hat  und  daß  sie  berechtigt  ist,  die  gleiche 
Verifikation  bei  denjenigen  Amtsstellen  periodisch  vorsu- 
nehmen,  bei  welchen  nach  Art.  5,  litt,  d  und  e,  KautloneD 
von  Beamteten  und  Angestellten  der  Zoll-,  Post-  und  Tele* 
graphenverwaltung  in  Verwahrung  liegen. 

Art.  11.  Die  gegenwärtige  Verordnung  tritt  sofort  in 
Kraft,  und  es  werden  dadurch  alle  mit  ihr  im  Widerspruch 
stehenden  Bestimmungen  aufgehoben. 

Bern,  den  21«  Januar  1896. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

A.  Laehenal. 

Der  Kanzler  der  Eidgeaossenscfa^* 

Btngier. 
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Verordnung 

betreffeud 

den  Bau  und  Betrieb  von  Dampfschiffen  und  andern 
mit  Motoren  versehenen  Schiffen  auf  den  schwei- 
zerischen Gewässern. 

(Vom  18.  Februar  1896.) 


Der  schweizerische  Bundesrat, 

in  Anwendung  von  Art.  7  und  8  des  Bundesgesetzes 
über  das  Postregal,  vom  5.  April  1894, 

beschließt: 

L  Abschnitt  (Art.  1—41). 

Torsehriften  f&r  sämtliche  der  Kontrolle  des  Bundes 
unterliegenden  Sehiffe. 

Art,  1. 

1.  Sämtliche  auf  schweizerischen  Gewässern  in  Betrieb    Allgemeines, 
befindlichen,  mit  Dampf-  oder  andern  Motoren  ver- 
sehenen Schiffe,  welche  dem  gewerbsmäßigen  Personen- 
oder Gütertransport  dienen  (unten  folgend  kurzweg  Dampf- 
schiffe genannt),  unterli^en  der  Kontrolle  des  Bundes. 

2.  Ausgenommen  sind  diejenigen  Fahrzeuge,  welche 
unter  der  Aufsicht  eines  benachbarten  Staates  stehen  und 
hierüber  amtlichen  Ausweis  besitzen. 
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Verordnung 


Betriebs- 
bewUligang. 


Art.  2. 

1.  Für  die  Dampfschifie  hat  der  Eigentümer  beim  sehwei« 
zerischen  Post-  und  Eisenbahndepartemente  (Eisenbahnabtei- 
lung) eine  Betriebsbewilligung  einzuholen. 

2.  Wenn  der  Eigentümer  eines  Dampfschiffes  beim  Erlasse 
der  gegenwärtigen  Verordnung  im  Besitze  einer  kantonalen 
Betriebsbewilligung  ist,  so  bleibt  diese  in  Kraft  bis  1.  Juni 
1898,  oder,  falls  die  kantonale  Betriebsbewilligung  für  eine 
kürzere  Frist  erteilt  worden  ist,  bis  zu  deren  Ablauf.  In 
diesem  Falle  ist  der  Eigentümer  gehalten,  vor  Ablauf  der 
verlängerten  Frist,  gestützt  auf  die  vorzunehmende  Unter- 
suchung und  die  beizubringenden  Belege,  die  Betriebsbewilli- 
gung nach  Maßgabe  der  gegenwärtigen  Vorschriften  einzu- 
holen.   (Art.  41  hiernach.^ 


Gesuch  um 
Betriebs- 
bewilligung. 


Art.  3. 
Das  Gesuch  soll  folgende  Angaben  enthalten: 

a.  Name  des  Schiffes. 

b.  Bezeichnung  des  zu  befahrenden  Gewässers. 

c.  Angabe  des  Zweckes,  dem  das  Schiff  dienen  soll. 

d.  Name  des  Erstellers,  beziehungsweise  Lieferanten 
einzelner  Hauptbestandteile. 

e.  Kurze  Beschreibung  des  Schiffskörpers  und 
seiner  Einrichtungen,  mit  Angabe  der  Hauptdimen- 
sionen und  des  Tiefgangs  bei  voller  Ladung.  Der 
Beschreibung  ist  bei  neuen  Schiffen  die  Schif&zeiehnung 
beizulegen,  ebenso  bei  alten  Schiffen,  sofern  eine 
solche  vorhanden  ist. 

f.  Beschreibung  des  Motors: 

aa.  der  Maschine,  mit  Angabe  der  Cjlinderdimen- 
sionen,  des  Hubes  und  der  beabsichtigten  Touren- 
zahl; 
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bh,  des  Kessels ;  dazu  eine  deutliche,  mit  eingeschrie- 
benen Maßen  versehene  Zeichnung,    Angabe   des 
beabsichtigten  Maximal- Arbeitsdruckes,   des  Ma- 
terials, der  Blechstärken  und  der  Heizfläche; 
cc.  der   Ruderräder,   beziehungsweise   Propeller   und 
deren  Wellen,  mit  Angabe  ihrer  Hauptdimensionen. 
Die  für  das  SchilT  zulässige  Maximalzahl  der  zu 
befördernden  Personen,  beziehungsweise  das  Maximal- 
ladegewicht für  Güter. 


Art.  4. 

Das   Gesuch    um   Betriebsbewilligung    ist  jeweilen   zu    Erneuerung 
erneuern,    wenn   das   Schiff  in   seiner   Bauart   oder   seinen   ^®*  Gcsucha. 
Hauptbestandteilen  eine  wesentliche  Änderung  erfahren  hat. 
Jedoch   sind  dem  Gesuche  nur  diejenigen  Angaben  beizu- 
fügen, aus  welchen  die  Ändenmgen  ersichtlich  sind. 

Art.  5. 

Die  SchiJBfe  sollen   in  allen  ihren  Teilen  solid  und  be-  Beschaffenheit 
triebssicher  und  den  R^eln  der  SchiflFsbaukunst  gemäß  kon-    ^^  Schiffe, 
struiert  sein. 

Art.  6. 

Jedes  Schiff   muß   auf  beiden  Seiten,    in   von  weitem       Namens- 
«rsichtlicher  Weise,  seinen  Namen  tragen.    An  Stelle  des    bezeichnung. 
Namens  kann  auch  eine  Ordnungsnummer  treten. 

Art.  7. 

Die  Bezeichnung  der  für  volle  Ladung  geltenden  Wasser-    Wasserlinie. 
1  i  n  i  e  ist  hinten  und  vom  an  beiden  Seiten  der  Schiffsschale 
in  dauerhafter  Weise  anzubringen. 
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Art.  8. 
Queriraade.  1.  Jedes  Schiff  soll  durch  mindestens  drei  eiserne  Quer- 

wände in  besondere  Abteilungen  getrennt  sein,  welche 
nur  unten  durch  eine  kleine,  jederzeit  verschließbare  Öffnung 
miteinander  in  Verbindung  stehen.  AllÄUig  nötig  werdende 
weitere  Öffnungen  in  diesen  Wänden  sind  in  solider  Weise 
und  vollständig  wasserdicht  durch  Thüren  abzuschließen. 

2.  Die  vorderste  Wand  soll  auf  V» — V>»  ^^^  Schiffs- 
länge vom  Vordersteven  entfernt  sein,  die  beiden  andern 
sollen  unmittelbar  vor  und  hinter  dem  Maschinen-  und  Kessel- 
raum anschließen. 

Art.  9. 
Freibordmasa.  1 .  Der  durch  Fenster  oder  andere  Öffnungen  nicht 

durchbrochene  Teil  der  Schiffsschale  muß  eine  Höhe  von 
mindestens  40  cm.  über  der  Wasserlinie  haben. 

2.  Tiefer  liegende  Öffnungen  in  der  Schale  sind  nur 
zulässig  für  die  Ausmündung  der  zum  Maschinen-  und  Kessel- 
komplex gehörenden  Rohrleitungen,  sowie  des  Aschenaus- 
wurfes ;  diese  Öffnungen,  beziehungsweise  die  anschließenden 
Rohrleitungen,  müssen  aber  mit  zweckentsprechendem > 
sicherem  Abschluß  versehen  sein. 

3.  Für  Schiffe  mit  einer  Tragföhigkeit  von  nicht  über 
100  Personen  kann  das  Freibordmaß  entsprechend  ersterer 
und  in  Berücksichtigung  der  Konstruktion  und  des  Dienstes 
der  Schiffe  reduziert  werden;  in  jedem.  Fall  aber  ist  ein 
Minimalmäß  von  30  cm.  einzuhalten. 

Art.  10. 
Oeliinder,  1.  Die  den  Passagieren  zugewiesenen  Verdecke  müssen 

NotauBgtoge,  „^lit  soliden  Geländern  versehen  sein,  hoch  genug,  ""* 
Sicherheit  zu  bieten.  Bei  den  Öffnungen  in  den  untern 
Raum  müssen  Treppenkasten,  beziehungsweise  Barneren, 
welche  ebenfalls  die  nötige  Sicherheit  bieten,  angebracht  sein. 
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2.  Notausgänge  sind  im  Verdeck  anzubringen:  aus 
den  Kajüten,  sowie  aus  dem  Maschinen-  und  Kesselraum, 
aus  letzterem  in  gesonderter  Weise,  wenn  Stand  des  Ma» 
sehinisten  und  der  Heizer  getrennt  sind. 

3.  Die  Fußböden  in  sämtlichen  unterm  ersten  Ver- 
deck liegenden  Räumlichkeiten  mtlssen  auf  eine  Breite  von 
60  cm.  und  auf  mindestens  einen  Drittel  ihrer  Gesamtlänge 
zum  leichten  Ausheben  eingerichtet  sein. 

Art.  11. 
Die  Tragfähigkeit,  d.  h.  die  höchste  zulässige  Pas-  Tragfähigkeit, 
sagierzahl,  beziehungsweise  Gütermenge  eines  jeden  Schiffes, 
ist  an  passender,  jedermann  zugänglicher  Stelle  anzugeben. 
Die  Belastung  eines  Schiffes  darf,  abgesehen  von  der  regel- 
mäßigen Bemannung,  nie  mehr  als  die  angegebene  Trag- 
fähigkeit betragen. 

Art.  12. 

Sämtliche  Schiffsräumlichkeiten  sind  mit  Beleuchtu  ngs-  Beleuchtungs- 
einrichtungen  zu  versehen,  welche  jederzeit  in  Funktion  einrichtungen. 
gesetzt    werden   können.     Bei   elektrischer  Beleuchtung   ist 
für  ausreichende  Reservebeleuchtung  zu  sorgen. 


Art.  13. 

Die  Maschine  soll  so  erbaut  und  aufgestellt  und  nament- 
lich in  ihrer  Verbindung  mit  dem  Schiffskörper  so  beschaffen 
sein,  daß  sie  eine  andauernd  sichere  Thätigkeit  erwarten  läßt. 


Maschine. 


Art.  14. 

Die   Dampfkessel    sollen   durchaus  solid  und  mög- 
lichst explosionssicher  erstellt  sein. 


Kessel. 


Digitized  by  VjOOQIC 


410 


Verordnung 


Art.  15. 

Vorprüfung.  ^  1.  Weun  ein  Schiff  in  seinen  Hauptteilen  vollendet  ist, 
letztere  aber  noch  einer  Untersuchung  zugänglich  sind,  soll 
durch  das  Eisenbahndepartement  eine  Prüfung  der  Bauart 
von  Schiffskörper,  Maschine  und  Kessel  stattfinden  und  muß 
speciell  der  letztere  vor  seiner  Ummantelung  einer  hydrauli- 
schen Druckprobe  unterworfen  werden. 

2.  Dabei  soll  der  durch  einen  zuverlässigen  Kon  troll- 
manometer  verifizierte  Probedruck  (1  Atm.  =  1  kg.  pro  cm*) 
bei  1 — 5  Atmosphären  Arbeitsdruck  =  dem  zweifachen 
Arbeitsdruck,  bei  über  5  Atmosphären  Arbeitsdruck  =  dem 
letztern  -f-  5  Atmosphären  sein.  Die  Kesselwandungen 
müssen  dem  Probedruck  widerstehen,  ohne  eine  bleibende 
Veränderung  ihrer  Form  zu  zeigen  und  ohne  undicht  zu 
werden. 

3.  Nachdem  die  Prüfung  mit  befriedigendem  Erfolg 
stattgefunden  hat,  wird  der  Kessel  an  einer  jederzeit  zugäng- 
lichen Stelle  mittelst  Stempels  mit  der  Angabe  der  laufenden 
Nummer  der  Kontrollstelle,  des  zulässigen  maximalen  Arbeits- 
druckes und  des  Namens  oder  Zeichens  des  prüfenden  Be- 
amten versehen.  Über  den  ganzen  Akt  wird  ein  Attest  für 
den  Eigentümer  und  eine  Kopie  zu  Händen  der  Behörde 
ausgestellt. 

Art.- 16. 

Prüfung  be-  1.  Bevor   ein  Schiff  in    Betrieb   genommen    wird,    hat 

hufs Erteilung  während  einer  oder  mehrerer  Probefahrten,  zu  welchen 
der  Schiffseigentümer  die  Einladungen  erläßt,  eine  Gesamt- 
revision durch  den  Prüfungsbeamten  stattzufinden. 

2.  Anläßlich  derselben  hat  der  Beamte  sich  namentlich 
ilber  die  Betriebstüchtigkeit  des  Schiffes  im  allgemeinen, 
sodann  über  die  Betriebs-  und  Manövrierfähigkeit  der  Ma- 
schine, das  regelrechte  Funktionieren  des  Steuerruders,  der 
Maschine,    des  Kessels   und  seiner  Sicherheits-  und  übrigen 
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Probefahrt. 


PeriodUche 

üntcr- 
suchu&gea. 


Apparate,  sowie  der  sämtlichen  vorhandenen  Dampf-  und 
Wasserleitungen  zu  vergewissern  imd  auch  die  Ausrüstung 
zu  kontrollieren. 

Art.  17. 
Nach  wohlbestandener  Probefahrt  wird  ein  Protokoll 
au%enommen  und  nach  bestimmtem  Formular  dem  Eigen- 
tttmer  des  Schiffes  ein  Attest  über  die  Betriebsföhigkeit  des- 
selben ausgestellt  und  die  Bewilligung  erteilt,  dasselbe  zu 
dem  im  Bewilligungsgesuche  vorgesehenen  Zwecke  zu  ver- 
wenden. 

Art.  18. 

1.  Jedes  Schiff"  soll  jährlich  mindestens  drei  Unter- 
suchungen unterworfen  werden,  und  zwar  zwei  sogenannten 
äußerlichen  und  einer  innerlichen. 

2.  Die  äußerlichen  Untersuchungen  sollen  in  der 
Regel  stattfinden,  wenn  das  Schiff  im  Betrieb  ist.  Der  Prti- 
fungsbeamte  hat  sich  dabei  ähnlich  wie  bei  der  Probefahrt 
über  das  richtige  Funktionieren  von  Maschine,  Kessel  und 
sämtlichen  obgenannten  Apparaten,  sowie  über  allgemeine 
Beschaffenheit  von  Schiff  und  Geschirr,  soweit  eine  Unter- 
suchung w^ährend  des  Betriebes  möglich  ist,  zu  vergewissern. 

3.  Die  innerliche  Untersuchung  soll  gemacht  werden, 
wenn  das  Schiff  außer  Dienst  gestellt  ist,  um  den  Innern 
Zustand  des  Schiflfekörpers,  der  Maschine,  des  Keaisels  und 
der  Leitungen  zu  konstatieren  und  auch,  soweit  außer  Dienst 
möglich,  den  verschiedenen  Hülfs-  und  Sicherheitsapparaten 
ein  Augenmerk  zu  schenken. 

4.  Bei  Motorenschiffen  ohne  Dampfkessel  genügt  eine 
jährliche  Untersuchung. 

Ali).  19. 
Sofern  die  innerliche  Untersuchung  Anlaß  zu  Besorgnis 
geben  sollte,  kann  der  Beamte  die  Bloßlegung  der  betreffen- 
den Bestandteile  verlangen. 
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oder  nach 
10  Jahren. 


Art.  20. 
Untersuchung  i .  jWenn  ein  Schiff  240,000  Kilometer  Fahrt  ziirüekgel^t 

nach  240,000  j^^^^  ^^^^  spätestens  innerhalb  10  Jahren,  sind  anläßlich  der 
ordentlichen  innerlichen  Untersuchung  des  Kessels  bei  dem- 
selben Rauchröhren,  Verschalung  und  Rauchfang  zu  entfernen 
und  hat  in  diesem  Zustand  nach  sorgfältiger  Reinigung  eine 
gründliche  Untersuchung  stattzufinden.  Diese  Untersuchung 
ist  nach  je  8  Jahren,  oder  nachdem  das  Schiff  180,000  Kilo- 
meter durchlaufen  hat,  zu  wiederholen. 

2.  Nach  Wiedereinsetzen  der  Röhren  und  vor  Wieder- 
anbringung der  Ummantelung  ist  noch  eine  Druckprobe 
vorzunehmen. 

3.  Der  dabei  anzuwendende  Probedruck  ist  jedoch 
niedriger  zu  nehmen  als  der  ursprüngliche,  und  zwar  soll 
bei  einem  Arbeitsdruck  von  1  Atmosphäre  ein  Zuschlag 
von  1  Atmosphäre,  bei  einem  Arbeitsdruck  von  über  1  bis 
4  Atmosphären  ein  Zuschlag  von  2  Atmosphären,  bei  einem 
Arbeitadruck  von  über  4 — 8  Atmosphären  ein  Zuschlag 
gleich  dem  halben  Arbeitsdruck  und  bei  einem  Arbeitsdruck 
von  über  8  Atmosphären  ein  Zuschlag  von  4  Atmosphären 
gemacht  werden. 

4.  In  diese  Druckprobe  ist,  wenn  thunlich,  auch  die 
Hauptdampfzuleitung  bis  zur  Maschine  einzuschließen. 


Wiederholung 
der  Druck- 
probe. 


Art,  21. 
1.  Die  Druckprobe  ist  zu  wiederholen: 

a,  wenn  ein  Kessel  eine  Änderung  in  seiner  Bauart  er- 
fahren oder  eine  sonstige  größere  Reparatur  durch- 
gemacht hat; 

b,  wenn  der  Prüfungsbeamte  eine  solche,  gestützt  auf 
die  Resultate  der  innerlichen  Untersuchung  oder  nach 
längerer  Nichtverwendung ,  oder  nach  einem  Vor- 
kommnis, bei  welchem  der  Kessel  gelitten  haben  kann, 
ft\r  angezeigt  erachtet. 
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2.  In  diesen  Fällen  gilt  der  in  §  20,  Ziffer  3,  angegebene 
Probedruck. 

Art.  22. 

Über  die  vorgenommenen  innern  Hauptuntersuchungen  Atteste  über 
und  Druckproben  der  Kessel  sind  Prüfungsatteste  auf  be-  Proben  und 
fiondem  Formularen  auszustellen  und  vom  Prüfungsbeamten  , 

zu  unterzeichnen.    Ein  Doppel  des  Attestes  wird  beim  Eisen- 
bahndepartement deponiert. 


Auf  Stapel 
ziehen. 


liehe  Unter- 
suchung. 


Art  23. 

Spätestens  alle  fünf  Jahre  ist  jedes  8chiff  auf  Stapel 
zu  ziehen  und  hat  bei  diesem  Anlaß  nach  durchweg  statt- 
gefundener gründlicher  Reinigung  die  übliche  innerliche  Unter- 
suchung des  Ganzen  stattzußnden. 


Art.  24. 
Die  äußerlichen  Untersuchungen  können   ohne  be-  Verständigung 
sondern  Avis  erfolgen;   immerhin   ist  der  Eigentümer  oder    ^^^^  äusser- 
dessen  Stellvertreter  an  Ort  und  Stelle  entweder  vor-  oder 
nachher  von  der  Untersuchung  in  Kenntnis  zu  setzen.    Die 
innerlichen  Untersuchungen    und  Proben   sind   dagegen 
brieflich   in  der  Weise    zu    vereinbaren,    daß,    wenn  immer 
möglich,  eine  Betriebsstörung  nicht  eintritt. 

Art.  25. 

Die  Bemerkungen,  zu  welchen  die  Untersuchung  Ver-  Ergebnis  der 
anlassung  giebt,  werden  dem  betreffenden  Schiffseigentümer  Untersuchung, 
schriftlich  mitgeteilt.  Dieser  hat  unverzüglich  diejenigen 
Anordnungen  zu  treffen,  die  als  für  die  Sicherheit  notwendig 
bezeichnet  werden.  Wenn  Gefahr  im  Verzug  ist,  so  ist 
der  Prüfungsbeamte  verpflichtet,  seiner  Behörde  sofortige 
Anzeige  zu  machen,  und  berechtigt,  nötigenfalls  den  Betrieb 
provisorisch  einzustellen,  unter  Vorbehalt  der  Verftlgung  des 
Eisenbahndepartements. 
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Art  26. 
Ausser  Betrieb  1.    Von    den    regelmäßigen    Untersuehungeu    ist    abzu- 

gesetzte sehen,  wenn  ein  Schiff  auf  unbestimmte  Zeit  außer  Betrieb 
gesetzt  und  hiervon  dem  Eisenbahndepartemente  Anzeige 
gemacht  worden  ist. 

2.  Von  der  beabsichtigten  Wiederinbetriebnahnie  des 
Schiffes  ist  dem  Eisenbahndepartemente  ebenfalls  Anzeige 
zu  machen. 

3.  Ist  das  Schif!  länger  als  ein  Jahr  außer  Dienst  ge- 
standen, so  muß  es  vor  der  Wiederaufnahme  des  Betriebes 
einer  inneni  Untersuchung  unterworfen  werden. 

Art.  27. 
Haftpflicht  far  Die  Untersuchungen   und  Proben   der  Schiffe  und    der 

die  Kosten.  Kessel  werden  auf  Rechnung  und  Gefahr  des  Eigentümers 
vorgenommen;  immerhin  hat  derselbe  ftlr  die  Leistungen 
der  PrUfiingsbeamten  des  Eisenbahndepartements  keine  Ver- 
gütung zu  leisten. 

Art.  28. 
Ausrüstung  Es  sollen  auf  den  Dampfschiffen  stets  folgende  Grer&t- 

der  Schiffe  im  schaften  vorhanden  sein : 

^  a.  Rettungsboote,   und  zwar  auf  Schiffen  mit  einer 

Tragfähigkeit  bis  500  Personen  1  und  auf  den  übrigen 
2  Stück,  jeweilen  mit  2  Paar  Rudern  versehen. 
b,  Rettungsringe,  für  Schiffe  bis  100  Personen  Trag- 
fWiigkeit  2,  fllr  Schiffe  über  100  bis  500  Personen 
Tragfähigkeit  4  und  für  größere  Schiffe  6 — 10,  dazu 
1—10  Korkgürtel. 
G,  Eine  Verbandkiste,  nebst  einer  Specialinstruktion 

über  die  Hülfeleistung  ftlr  Ertrunkene. 
d,  Anker   mit   Ketten    von   genügender  Länge,   auf 
Schiffen  erster  und  zweiter  Kategorie  1  und  auf  den 
übrigen   2   Stück,    dazu    bei    beiden   Arten   Sohifen 
1   Ankerwinde. 
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e,  1  Signalglocke. 
/*.  1  Dampfpfeife. 

g.  Die  erforderlichen  Sprachrohre  zum  Maschinisten- 
stand,    von   denen  je   eines  zum  Kapitäns-  und  eines 
zum  Steuermannsstand  fuhrt. 
Ä.  1    Kompaß,    dem    ein   Kursbuch    mit   den    nötigen 

Notizen  beigegeben  sein  muß. 
i.  Die  nötigen  Signalflaggen. 

A;.  Die  für  die  Beleuchtung  der  SchifGsräumlichkeiten 
nötigen  Utensilien,  sowie  1 — 3  mobile  Deo^latemen. 
l.  Die  nötigen  Signallaternen,  nämlich  1  Vorlampe 
mit  weißem,  2  Radkastenlampen  mit  rotem,  beziehungs- 
weise grünem,  und  1  Hecklampe  mit  blauem  Licht, 
m.  1  Überbordleiter. 
n.  Zum  Steuerruder  1  Nothebel,  auf  großen  Schiffen 

mit  Flaschenzügen  und  Seil. 
0.  1  Kanone  mit  Schießpul ver verrat  oder  ein  Nebel- 
horn. 
p.  Das  nötige  Tau  werk,  die  nötigen  Schaltenstangen^ 

Decken,  Wasserkübel  etc. 
q.  Werkzeugkiste  mit  dem  nötigen  Werkzeug  zur 
Besoldung  kleiner  Reparaturen  an  Schiff  und  Geschirr, 
r.  Bei   Verwendung    von   Petroleum    als    Beleuchtungs- 
material eine  metallene  Kiste  zur  feuersichern  Auf- 
bewahrung  desselben.    —    Der   Vorrat   darf  10   kg. 
nicht  übersteigen. 
Die  Dampfschiffunternehmungen  sind   gehalten,   durch 
das  Betriebspersonal  periodische  Übungen  mit  den  Rettungs- 
apparaten vornehmen  zu  lassen. 

Bemerkung :  Für  Schiffe  unter  100  Personen  Trag&hig- 
keit  wird  kein  besonderes  Rettungsboot  verlangt,  dafür  aber 
sollen  2 — 3  Ruder  vorhanden  sein ;  ebenso  dürfen  bei  diesen 
Schiffen  die  unter  c,  e,  m  und  q  genannten  Ausrüstungs- 
gegenstände wegfallen. 
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Art.  29. 

Ausrüstung  im  Maschinenraum  eines  jeden  Dampfschiffes  sollen  vor- 

in  Bezug  auf   y^^^^^^  ^^^, 
Maschine 

und  Kessel.  ^-   ^^®    nötigen   Schraubenschlüssel,    Werkzeuge, 

Dichtungs-   und  sonstigen  Betriebsmaterialien, 
sowie  Reservestücke,  welche  zur  gewöhnlichen  Instand- 
haltung von  Maschine  und  Kessel  nötig  sind. 
6.  Außer  den  zur  Beleuchtung  des  Raumes  nötigen 

Utensilien  1 — 3  mobile  Lampen  oder  Kerzen. 
0.  1  Metallene  Kiste  zur  Aufbewahrung  gebrauchter 
Putzlappen,  deren  Gesamtgewicht  20  kg.  nicht  über- 
steigen darf. 
d,  1  Leck-  und  1  Handpumpe  (letztere  sowohl  als 
Leckpumpe,  als  zur  Kesselfüllung  verwendbar)  und 
dazu  bei  Schiffen  von  100  Personen  an  noch  1  Ejektor. 

Art.  30. 

Einrichtungen  Jeder  Dampfkessel  muß  mit  folgenden  Einrichtungen 

und  Apparate  y^^  durchaus  zuverlässigen  Apparaten  versehen  sein: 

flttr  den 
Dampfkessel.  ^'  ^'^  abscliließbares  Speiseventil,  welches  bei  Ab- 
stellen der  Speise  Vorrichtung  durch  den  Kesseldruck 
geschlossen  vrii'd. 
b.  Zwei  Speisevorrichtungen,  deren  Betrieb  von- 
einander unabhängig  ist  und  von  denen  jede  für  sich 
allein  genügen  soll,  um  dem  Kessel  die  erforderliche 
Wassermenge  zuzuführen. 

Mehrere  auf  einem  Schiff  zusammen  arbeitende 
Dampfkessel  gelten  hierbei  als  ein  Kessel, 
€.  Zwei  Vorrichtungen  zur  Erkennung  des  Wasser- 
standes, von  denen  mindestens  die  eine  der  übliche 
Zeiger  mit  Glas  ist ;  jede  derselben  muß  ihre  besondere 
Verbindung  mit  dem  Kessel  haben,  es  sei  denn,  daß 
die  gemeinschaftliche  Verbindung  durch  ein  Rohr  von 
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mindestens  60  cm^  lichtem  Querschnitt  hergestellt  ist. 
Der  festgesetzte  niedrigste  Wasserstand  ist  am  Wasser- 
standapparate in  unveränderlicher  Weise  deutlich  zu 
markieren. 

d.  Zwei  leicht  zugängliche  und  jederzeit  bequem  kon- 
trollierbare Sicherheitsventile. 

Ihre  Belastung  darf  nur  so  groß  sein,  daß  sie 
beim  Eintritt  der  fiir  den  Kessel  festgesetzten  höchsten 
Dampfspannung  den  Dampf  entweichen  lassen. 

Bei  Gewichtsbelastung  ist  das  6ew  icht  genau  zu 
fixieren  und  bei  Federbelastung  die  Maximalstellung 
zu  begrenzen. 

e.  Ein  vom  Heizei*stand  aus  leicht  zu  beobachtender, 
mit  Absperrhahn  versehener  Manometer,  an  welchem 
die  festgesetzte  höchste  Dampfspannung  durch  eine 
leicht  sichtbare  Marke  bezeichnet  ist  ^  sodann  ii)r  einen 
oder  mehrere  zusammen  arbeitende,  im  Dampfraum 
miteinander  verbundene  Kessel  ein  ebensolcher  Mano- 
meter auf  Deck. 

/.  Eine  Einrichtung  zur  bequemen  Anbringung  des  Kon- 
trollmanometers —  Kontrollhahn  —  mit  Flantsche. 

g.  Ein  Abdampfrohr  mit  Abschließung,  um  den  Dampf 
im  BedUrfnisfall  ins  Freie  abführen  zu  können,  sofern 
das  Abdampfrohr  der  Sicherheitsventile  nicht  den 
gleichen  Dienst  versehen  kann. 

Ä.  An  jedem  Admissionsrohre  unmittelbar  bei  seinem 
Austritt  aus  dem  Kessel  eine  vom  Verdeck  aus  zu 
handhabende  Vorrichtung  zum  gänzlichen  Ab- 
sperren des  Dampfes  von  der  Maschine. 

i.  An  jedem  neuen  Kessel  muß  zudem  in  dauerhafter 
Weise  ein  Schild  mit  dem  Namen  des  Fabrikanten, 
des  Erstellungsjahres  und  der  festgesetzten  höchsten 
Dampfspannung  angebracht  sein. 


£idg.  amtl.  Samml.  Neue  Folfire.  XV.  Bd.  27 
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Yerordnang 
Art.  31. 


Vorschriften 
betreffend 
Schiffe  mit 

anderen 

Motoren  als 

Dampf. 


Betreffend  Bau,  Prüfung  und  Ausrüstung  der  Motoren 
anderer  als  mit  Dampf  betriebener  Schiffe  sind,  soweit  g^en- 
wärtige  Vorschriften  nicht  anwendbar  erscheinen,  besondere 
Bestimmungen  vorbehalten. 

Art.  32. 


Eigenschaften  Zur  Bedienung  der  Dampfboote  dürfen  nur  fachkundige 

d.  Bedienungs-  und  zuverlässige  Leute  verwendet  werden. 
Personals. 

Art.  33. 

Stärke  der  ^'    ^^®  Bemannung  soll,   vom  Kassier-   und   sonstigen 

Bemannung.    Bureaudienst  abgesehen,  bei  Schiffen  mit  einer  Tragfthigkeit 


n. 


100-250    2Sa--900 


in. 

IV. 

Ober 

Ober 

500-750 

750-1000 

V. 


tooo 


in  der  Regel  bestehen 
aus: 

Kapit&n  oder  Schiffs- 
führer.     .     .     . 

Steuermann  .     .     . 

Untersteuermann    . 

Matrosen      .     .     . 

Maschinist    .     .     . 

Untermaschinist 

Heizer     .... 


1 
1 

1 

1 


1 
1 

2 
1 


1 
1 
1 
3 
1 
1 
2 


1 
1 
1 
4 
1 
1 
3 


2.  Für  kleinere  Schiffe  soll  die  Stärke  der  Bemannung 
von  Fall  zu  Fall,  je  nach  ihrem  Dienst,  festgesetzt  werden, 
im  Minimum  aber  2  Mann  für  Verdeck  und  1  Mann  für 
die  Maschine  betragen. 

3.  Bei  Kategorie  I,  11  und  in  muß  jeweilen  ein  Ma- 
trose im  Stande  sein,  jederzeit  die  Funktionen  des  Steuer- 
manns, und  ein  Heizer,  diejenigen  des  Maschinisten  zu  über- 
nehmen; im  übrigen  soll  ebenso  die  Befähigung  vorhanden 
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sein,  daß  der  Steuermann  jederzeit  für  den  Kapitän,  der 
Untersteuermann  für  den  Steuermann  und  der  Untermaschinist 
für  den  Maschinisten  eintreten  kann. 

Art.  34. 
Die   Verwaltungen   haben   die   nötigen  Reglemente   in        Dienst- 
betreflf  der  Dienstobliegenheiten   des   in  Art.  33  genannten    '^««mente. 
Personals   zu   seinen  Händen   aufzustellen   und   dem  Eisen- 
bahndepartemente  mitzuteilen. 

Art  35. 

Der  Eigentümer  eines  Schiffes  ist  verpflichtet,  ein  Buch  Schiffsbücher, 
anzulegen,  in  welches  nachfolgende  Aufzeichnungen  einzu- 
tragen sind :  der  Name  des  Erbauers,  das  Datum  der  Inbe- 
triebsetzung des  Schiffes  und  des  Kessels,  die  Zahl  der  jähr- 
lich durchlaufenen  Kilometer  (bei  Schiffen  mit  Konzession 
nach  n.  Abschnitte  hiemach),  die  Daten  und  Resultate  der 
am  Schiff  und  dessen  Kessel  vorgenommenen  innerlichen 
Untersuchungen,  die  größern  Reparaturen  und  Änderungen, 
besondere  Vorkommnisse,  Unfälle. 

Das  Eisenbahndepartement  ist  jederzeit  berechtigt,  vom 
Inhalt  dieses  Buches  Einsicht  zu  nehmen  und  Auszüge  zu 
begehren. 

Art.  36. 
Bei  Eintreten  eines  Unglücksfalles,  welcher  schwere    Anzeige  von 
Verletzungen  von  Personen  oder  erhebliche  Materialbeschädi-      Unfällen, 
giingen  zur  Folge  hat,  ist  der  Eigentümer  verpflichtet,  sofort 
dem  Eisenbahndepartement  Kenntnis  zu  geben,  welches  eine 
Untersuchung  durch  Sachverständige  veranstalten  wird. 

Art.  37. 
Die  Prüfung  und  die  periodischen  Untersuchungen  der   Dampfkessel- 
Dampfkessel  können  dem  Schweizerischen   Verein  Untersuchung, 
von  Dampfkesselbesitzern,  nach  Maßgabe  einer  mit 
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Terordunng 


^ 


ihm  zu  trefienden  Vereinbarung,  übertragen  werden,  in  der 
Meinung,  daß  es  dem  Eisenbahndepartemente  unbenonunen 
bleibt,  bei  diesen  Untersuchungen  mitzuwirken  oder  auch 
selbständige  Untersuchungen  vorzunehmen.  Auf  jeden  Fall 
sind  diejenigen  vorgeschriebenen  Untersuchungen,  die  nicht 
auch  in  den  Statuten  jenes  Vereins  vorgesehen  sind,  durch 
das  Eisenbahndepartement  auszuführen. 

Art.  38. 

Enthebung  Das  Eisenbahndepartement  ist  befugt,  in  speciellen  Fällen 

von  Eritlllung  Unternehmungen  von  der  ErftlUung  vorstehender  Bestimmungen 
teilweise  oder  gänzlich  zu  entbinden,  sofern  diese  Enthebung 
keine  Nachteile  voraussehen  läßt  und  durch  die  Verhältnisse 
gerechtfertigt  erscheint. 


der  Vor- 
schriften. 


Aufhebung 
gegenteiliger 
Vorschriften. 


Fabrordnung 
und  Schiffs- 
polizei. 


Art.  39. 

1.  Die  Bestimmungen  kantonaler  oder  interkantonaler 
Vorschriften,  welche  den  Bestimmungen  der  Artikel  1 — 38 
hiervor  widersprechen,  sind  hiermit  aufgehoben. 

2.  Vorbehalten  bleiben  für  die  Schiffahrt  auf  Grenz- 
gewässern internationale  Vereinbarungen  in  dem  Sinne,  daß 
ftlr  die  SchiflFe  schweizerischer  Eigentümer  zu  den  Vorschriften 
dieser  Vereinbarungen  die  in  gegenwärtiger  Verordnung  ent- 
haltenen treten. 

Art.  40. 

1.  Die  Kantone  haben  die  erforderlichen  Vorschriften 
über  Fahrordnung  und  Schiffspolizei  (einschließlich 
Signal-  und  Hafenordnung)  zu  erlassen,  und  zwar  einheitlich, 
wenn  das  gleiche  Gewässer  mehrere  Gebiete  berührt  Dem 
Bundesrate  steht  der  Entscheid  zu  im  Falle,  daß  die  be- 
teiligten Kantone  sich  über  den  Erlaß  solcher  einheitlicher 
Vorschriften  nicht  einigen  könnten. 

2.  Die  Durchführung  der  Bestimmungen  über  Fahr- 
ordnung und  Schiffspolizei  ist  ebenfalls  Sache  der  Kantone. 
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Der  Prüfungsbeamte  des  Eisenbahndepartements  hat  jedoch 
gelegentlich  seiner  Inspektionstouren  auch  auf  die  Ausführung 
dieser  Bestimmungen  sein  Augenmerk  zu  richten. 

Art.  41. 

Für  schon  bestehende  Schiffe  wird  eine  Frist  bis  zum  Frißt  für  schon 
1.  Juni  1898,    innerhalb   welcher   den   Erfordernissen   der     bestehende 
Bestimmungen  der  Artikel  5 — 31  hiervor  genügt  sein  soll, 
eingeräumt. 


II.  Absolmitt  (Art.  42—64). 

Besondere  Yorsehriften  fBr  die  Schüfe  mit  regel- 
mässigem nnd  periodischem  Personentransport. 

Art.  42. 

1.  Die  Dampfschiffunternehmungen,  welche  den  regel- 
mäßigen und  periodischen  Transport  von  Per- 
sonen besorgen,  bedürfen,  außer  der  in  Art.  2  vorge- 
sehenen Betriebsbe^^'illigung  für  die  zu  verwendenden  Schiffe, 
einer   Konzession   im   Sinne   von  Art.  7    des  Postregal- 


Verpflichtung 

zur 
Konzessions- 
erwerbung. 


2.  Vorbehalten  bleiben  die  Bestimmungen  der  inter- 
nationalen Vereinbarungen  betreffend  die  Schiffahrt  auf  Grenz- 
gewässem.  Jedenfalls  haben  die  Privatuntemehmungen,  die 
im  Auslande  domiziliert  sind,  ein  Domizil  in  der  Schweiz 
zu  verzeigen. 

Art.  43. 

Der  Bundesrat   überträgt   das   ihm    durch   Art.  7    des  Recht  der 

Postregalgesetzes  verliehene  Recht   der  Konzessionserteilung  Konzesslons- 

dem  Post-  und  Eisenbahndepartement,  unter  Vorbehalt  des  ^' 
definitiven  Entscheides  durch  den  Bundesrat  im  Rekursfalle. 
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Yerordnang 
Art.  44. 


Konzessions-  1.  Die  allgemeinen  Bedingungen,  unter  welchen  die 

bedingungen.    Konzession  erteilt  wird,  sind  in  den  Art.  45—65  hiernach 
enthalten. 

2.  Einzelnen  Unternehmungen  g^enUber  können  an 
die  Konzessionserteilung  besondere  Bedingungen  geknüpft 
werden,  soweit  solche,  mit  Rücksicht  auf  die  Betriebsver- 
hältnisse der  betreffenden  Unternehmung,  als  durch  das 
öffentliche  Interesse  geboten  erscheinen. 

3.  Andererseits  kann  gegenüber  einzelnen  Unterneh- 
mungen von  den  in  den  Artikeln  48,  49,  52  und  54  ent- 
haltenen allgemeinen  Bedingungen  insoweit  Umgang  ge- 
nommen werden,  als  deren  Anwendung  auf  die  betreffenden 
Betriebsverhältnisse  nicht  passend  oder  nicht  notwendig  er- 
scheint. 

Art.  45. 

Dauer  der  Die  Konzession  wird,    wenn   nicht   besondere  Verhalt- 

Konzession,     nisse    die   Festsetzung    einer    kurzem   Dauer    rechtfertigen, 
jeweilen  für  5  Jahre  erteilt. 

Art.  46. 

Konzessions-  ^-     ^^    Konzessionsbegehren    muß    dem    Eisenbahn- 

begehren, departemente  mindestens  3  Monate  vor  der  Eröffnung  des 
Betriebes  oder  dem  Ablauf  der  bestehenden  Konzession  ein- 
gereicht werden  und  folgende  Angaben  enthalten: 

a.  Namen  und  Wohnort  des  Unternehmers,   beziehungs- 
weise Firma  und  Sitz  der  Gesellschaft; 

b.  Bezeichnung   der  regelmäßig   zu  befahrenden  Strecke 
und  der  zu  bedienenden  Stationen; 

c.  Zahl   der  regelmäßigen  täglichen  Fahrten,   zu   denen 
der  Unternehmer  sich  verpflichten  will; 

d.  die  Tarife,  welche  für  den  Personen-  und  Gütertrans- 
port zur  Anwendung  kommen  sollen; 
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6.  Bezeichnung  der  Schiffe,  welche  für  den  regelmäßigen 
Dienst  verwendet  werden. 

2.  Die  in  den  Litteras  ft,  c,  d  und  e  vorgesehenen 
Angaben  sind  zutreffenden  Falls  für  die  verschiedenen  Be- 
triebsperioden (Sommer,  Winter  etc.)  genau  auseinander  zu 
halten. 

3.  Dem  Konzessionsbegehren  sind,  wenn  es  sich  um 
eine  Aktiengesellschaft  handelt,  die  Statuten  derselben  bei- 
zulegen. 

Art.  47. 

1.  Der  Sitz  der  Unternehmung  wird  in  der  Eonzession  Sitz  der  Unter- 
angegeben.    Wenn  die  Gewässer,  auf  denen  die  Schiffe  der      nehmung. 
Unternehmung  verkehren,  im  Gebiet  mehrerer  Kantone  liegen, 

so  ist  in  jedem  derselben  ein  Domizil  zu  verzeigen,  wo  die 
Unternehmung  von  den  Kantonseinwohnern  belangt  werden 
kann. 

2.  Für  dingliche  Klagen  gilt  der  Gerichtsstand  der 
gelegenen  Sache. 

Art.  48. 

Wenn   das  Eisenbahndepartement  die   Konzession   für  Mitbenutzung 
^ine  Route   erteilt,   welche  bereits   befahren   ist,   so   kann  ^^^  Statious- 
es    gleichzeitig    die    Mitbenutzung    bestehender    öffentlicher       anlagen. 
Stationsanlagen   gestatten    und   die   daherigen   VerRlgungen 
treffen,    unter   Vorbehalt    des    definitiven   Entscheides    des 
Bundesrates   im   Rekursfalle.     Der   neue   Unternehmer   hat 
für  die  erwähnte  Mitbenutzung  angemessene  Entschädigung 
zu  leisten,  welche  in  Ermangelung  einer  Verständigung  der 
Beteiligten  vom  Bundesgericht  endgültig  festgesetzt  wird. 

Art.  49. 
Jede   Dampfschiffverwaltung   ist   außer   den   ihr  zufolge       Direkte 
Bundei^esetz  betreffend  den  Transport  auf  Eisenbahnen  und        Tarife. 
Dampfschiffen   obliegenden   Verpflichtungen    zur   Erstellung 
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Verordnnng 


Transport 
der  Post- 
sendungen. 


von  direkten  Tarifen  auch  gehalten,  auf  Begehren  der  Post- 
verwaltung im  Verkehre  mit  dieser  direkte  Taiife  zu  er- 
stellen. Über  Anstände  entscheidet  das  Eisenbahndeparte- 
ment, im  Rekursfalle  der  Bundesrat. 

Art.  50. 

1.  Die  Dampfschiffuntemehmungen  sind  verpflichtet,  die 
Postsendungen  (JBrief-  und  Fahrpostkartensclilüsse,  einschließ- 
lich Außerstücke)  mit  allen  fahrplanmäßigen  Kursen  zu 
befördern. 

2.  Die  Dampfschiffuntemehmungen  haben  zur  gesicherten 
Aufbewahrung  der  Postsendungen  den  geeigneten  Platz  auf 
dem  Schiffe  zur  Verfiigung  zu  stellen  und  bei  Verblendung 
von  Postkarren  oder  -foui^ons  die  nötige  Einrichtung  für 
ungehinderte  Zu-  und  Abfahrt  derselben  zu  treffen. 


Begleitung 
der  Post- 
sendungen. 
Verantwort- 
lichkeit. 


Art.  51. 

1.  In  der  Regel  werden  die  Postsendungen  durch  einen 
Postbediensteten  (Kondukteur  etc.)  begleitet.  In  diesem  Falle 
haftet  die  Dampfschiffunternehmung  nicht  für  die  richtige 
Auf-  und  Abgabe  der  Postsendungen  an  den  Anfangs-, 
Zwischen-  und  Endstationen,  sondern  lediglich,  nach  Maß- 
gabe des  Bundei^esetzes  betreffend  den  Transport  auf  Eisen- 
bahnen und  Dampfschiffen,  vom  29.  März  1893,  für  Vei^ 
spätung,  Beschädigung  oder  Verlust  der  Postsachen  während 
des  Transportes. 

2.  Die  Postverwaltung  ist  jedoch  berechtigt,  bei  ge- 
ringerm  Verkehr,  welcher  die  Verwendung  eines  besondem 
Postbegleiters  nicht  rechtfertigen  würde,  von  der  Dampf- 
schiffunternehmung die  Besorgung  des  Transports  und  der 
Auswechslung  (Übernahme  und  Ablieferung)  von  geschlos- 
senen Postsäcken  und  von  Außersttlcken  durch  das  Dampf- 
schiffpersonal zu  verlangen.  In  diesem  Falle  ist  die  Dampf- 
schiffverwaltung der  Postverwaltung  gegen tlber  für  Verspätung, 
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Beschädigung  oder  Verlust  der  betreffenden  Postsendungen 
in  gleichem  Umfange  hafbbai-,  wie  letztere  Verwaltung  es 
dem  Publikum  gegenüber  ist  nach  Maßgabe  der  Artikel  25 
bis  und  mit  37  des  Postregalgesetzes. 

Art.  52. 

Die  Post  Verwaltung   ist  befugt,   auf  allen   einen   fahr-  Briefeinwarfe. 
planmäßigen  Dienst  versehenden  Dampfschiffen  Briefeinwürfe 
zur  Benutzung  durch  das  Publikum  anzubringen. 


Art.  53. 

Das  Dampfschiffspersonal  hat  mit  Vorzug  vor  andern 
Beschäftigungen  beim  Ein-  und  Auslad  der  Postsendungen 
an  den  Anfangs-,  Zwischen-  und  Endstationen  mitzuwirken. 
Die  Dampfschiffuntemehmung  ist  für  die  bei  dieser  Mit- 
wirkung durch  ihr  Personal  verschuldeten  Beschädigungen 
oder  Verluste  verantwortlich. 


Umladung 
der  Post- 
sendungen. 


Art.  54. 

Auf  Verlangen  haben  die  Konzessionäre  auf  ihren  Schiffen 
geeignete  Lokale  für  Besoldung  des  fahrenden  Postdienstes 
(Schiflfepostbureaux)  einzurichten  und  der  Post  Verwaltung 
zur  Verfügung  zu  stellen,  auch  für  Beleuchtung,  Beheizung, 
Reinigung  und  Unterhalt  dieser  Lokale  zu  sorgen. 


Schiflfspost- 
bureaux. 


Art.  55. 

1.  Für  die  in  den  Artikeln  52  und  53  vorgesehenen  Gratisleis 
Leistungen  haben  die  Dampfschiffuntemehmungen  keinen  tungen  und 
Anspruch  auf  Entschädigung.  Das  gleiche  ist  der  Fall  mit 
den  in  Art.  50  genannten  Einrichtungen  und  Transporten, 
insoweit  es  sich  bei  letztem  um  Postsendungen  handelt, 
welche  im  einzelnen  das  Gewicht  von  5  kg.  nicht  über- 
steigen. 


Entschädi- 
gungen. 
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2.  Für  den  Transport  der  Fahrpoststücke  über  5  kg. 
hat  die  Postverwaltung  der  Dampfschifiunternehmung  eine 
Entschädigung  zu  bezahlen,  welche  allmonatlich  auf  dem 
Gesamtgewicht  dieser  Sendungen  zu  höchstens  75  ^/o  der 
Gütertaxe  der  höchsten  Klasse  berechnet  wird.  Die  Ent- 
schädigung kann  auch,  im  Einverständnis  der  Postverwaltung 
und  der  Dampfschiffuntemehmung,  auf  eine  bestimmte  Summe 
festgesetzt  (aversioniert)  werden. 

3.  In  Bezug  auf  die  in  Art.  51  vorgesehenen  Leistungen 
wird  festgesetzt,  daß  die  Besorgung  von  bloßen  Briefpost- 
sendungen ohne  Verantwortlichkeit  unentgeltlich  zu  geschehen 
hat,  daß  dagegen  die  Dampfschiffuntemehmung  für  die  Be- 
soldung von  Briefpostsendungen  unter  Vemntwortlichkeit 
für  rekommandierte  Korrespondenzen,  sowie  von  Fahrpost- 
sendungen, auf  eine  dem  Umfange  des  Verkehrs  und  der 
ihr  diesfalls  obliegenden  Verantwortlichkeit  entsprechende 
Entschädigung  Anspruch  hat. 

4.  Für  die  in  Art.  54  vorgesehenen  Leistungen  (Schiffs- 
postbureaux)  ist  die  Dampfschiffuntemehmung  ebenfalls  zu 
einer  Entschädigung  berechtigt. 

5.  Die  in  den  beiden  vorhergehenden  Absätzen  vor- 
gesehenen Entschädigungen  werden  durch  das  Post-  und 
Eisenbahndepartement  und  die  Dampfschiflfverwaltung  ver- 
einbart und  bei  mangelndem  Einverständnis  durch  das  Bundes- 
gericht endgültig  festgesetzt. 

Art.  56. 

Freier  Zutritt  Dem  Postpersonal  ist  der  freie  Zutritt  auf  die  Landungs- 

dcB  Post-      brücken   und  Dampfschiffe,   insoweit   es   der  Postdienst  er- 
personals.      ^^^^^^  gestattet. 

Art.  57. 

Verbot  des  Die  Dampfschiffunternehmungen  haben  dafür  zu  soi^n, 

Engagierens.    ^j^ß   auf  den   Dampfschiffen   und   Landungsbrücken   weder 
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Yoa  Sehiffsangestellten  noch  von  andern  Personen  Reisende 
für  Fahrgelegenheiten,  Gasthöfe  etc.  engagiert  werden. 

Art.  58. 
Die  Dampfechiifunternehmungen  haben  das  vom  Bunde    ^'reie  Fahrt 
bestellte  Aufsichtspersonal,  sowie  das  fttr  die  Bedienung  der  ^®®  Aufaichts- 
Schi&postbureaux   und   die   Begleitung  der   Postsendungen      neraonals 
verwendete  Personal  unentgeltlich  zu  befördern. 

Art.  59. 

1.  Wenn  der  Betrieb  durch  Naturereignisse,  wie  Sturm,  Betrlebsunter- 
niederer  Wasserstand,  Eis,  zeitweise  unterbrochen  wird,  so      brechung. 
haben  die  Dampfschiffuntemehmungen  dem  Eisenbahndeparte- 

mente  und  dem  Publikum  Anzeige  zu  machen  und  sofort 
auf  geeignete  andere  Weise  ftlr  die  Herateilung  des  regel- 
mäßigen Transportes  der  Peraonen  und  ihres  Gepäckes, 
sowie  der  Postsendungen  zu  sorgen.  Geschieht  dies  nicht 
oder  in  ungenügender  Weise,  so  wird  die  Postverwaltung 
von  sich  aus  auf  Rechnung  der  Unternehmung  die  erforder- 
lichen Anordnungen  treffen. 

2.  Der  Bundesrat  kann  bei  außerordentlichen  Transport- 
leistungen einer  Unternehmung  den  Bezug  erhöhter  Taxen 
bewilligen  und  ihr  überdies  mit  Rücksicht  auf  die  Beför- 
derung der  Postsachen  einen  Beitrag  an  die  Kosten  verab- 
reichen. 

Art.  60. 

1.  An  den  für  den  regelmäßigen  Personenverkehr  be-     Landimgs- 
fltimmten  Haltestellen  der  Dampfschiffe   sind   solid   gebaute       ste^lea- 
Landungsbrücken  zu  errichten. 

2.  Das  Eisenbahndepartement  ist  berechtigt,  von  den 
Damp&chiffunternehmungen  da,  wo  es  notwendig  und  passend 
erscheint,  die  Eindeckung  der  Warteräume  zu  verlangen. 

3.  Kahnstationen  sind  für  den  regelmäßigen  Peraonen- 
verkehr   der   Dampfschiffe   nicht   zulässig.     Ausnahmsweise 
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ist  Kahndienst  gestattet,   wenn  die  Landungsbrücken  nicht 
benutzt  werden  können. 

Art.  61. 

Jahresrech-  Jede  Dampfschiffuntermehmung  ist  gehalten,  dem  Eisen- 

nung  und      bahndepartemente   den    Geschäftsbericht    samt    der  Jahres- 

Bilanz.        rechnung   und  Bilanz  alljährlich   vorzulegen   und  dasjenige 

über  die  vorgenommenen  statistischen  Erhebungen  vorhaudene 

Material,  welches  von  ihr  verlangt  wird,  einzusenden. 

Art.  62. 

Gerichtsstand.  Alle  privatreehtlichen  Streitigkeiten  zwischen  dem  Bund 

und  den  Dampfschiffunternehmungen  sind  vom  Bunde^richt 
zu  entscheiden. 

Art.  63. 

Konzessions-  1.  Die  Dampfschififunternehmungen  haben  dem  Bunde, 

gebühr.        ^j^  Rücksicht   auf  die    Erteilung   der  Konzession  für  den 

regelmäßigen    und    periodischen  Pei^sonentransport  und  auf 

die  Ausübung  der  Oberaufsicht,  eine  Konzessionsgebühr  zu 

entrichten  (Art.  7  des  Postregalgesetzes). 

2.  Diese  Gebühr  wird  alljährlich  unter  Berücksichtigung 
des  Reinertrags  der  Unternehmung  im  Verhältnis  zum  Be- 
triebskapital, sowie  des  Maßes  der  unentgeltlichen  Leistungen 
derselben  gegenüber  der  Postverwaltung  (Art.  55,  Z.  1  und  3), 
festgesetzt. 

3.  Unternehmungen,  deren  Reinertrag  37«Vo  ^^  ^ 
triebskapitals  nicht  erreicht,  haben  nur  eine  jährliche  Gebühr 
von  Fr.  10  zu  entrichten.  Die  Gebühr  darf  in  keinem  Falle 
3^/o  des  Reinertrags  übersteigen. 

4.  Die  Konzessioni^bühr  wird,  nach  Kenntnisnahme  des 
Geschäftsberichts,  der  Jahresrechnung  und  der  Bilanz  (Art.  61), 
vom  Eisenbahndepartement  festgesetzt,  unter  Vorbehalt  des 
Entscheides  des  Bundesrates  im  Rekursfalle. 
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Art.  64. 
Die  Verordnung   des  Bundesrates   betreffend   die  Kon-       Frühere 
Zessionen  der  Dampfbootunternehmungen,  vom  24.  November   Vorschriften. 
1882,  sowie  die  bezüglichen  Nachträge,  werden  aufgehoben. 

III.  Abflohnitt. 
Allgemeine  Bestimmnngen. 

Art.  65. 
Bei  wiederholter  Verletzung  oder  Nichtbeachtung  der  Entzug  der 
auf  die  Dampfschiffuntemehmungen  bezüglichen  Vorschriften 
der  Bundesgesetze  oder  der  Vorschriften  der  gegenwärtigen 
oder  anderer  bestehender  Verordnungen  des  Bundesrates, 
oder  der  konzessionsgemäßen  Verpflichtungen,  kann  der 
Bundesrat  auf  Antrag  des  Eisenbahndepartements  den  Rück- 
zug der  Betriebsbewilligung  verfügen.  Überdies  bleibt  die 
Überweisung  an  die  Strafgerichte  vorbehalten. 

Art.  66. 
Das    Post-    und    Eisenbahndepartement   (Eisenbahnab-    Ausführung, 
teilung)  ist  mit  der  Ausführung  der  Bestimmungen  der  gegen- 
w^ärtigen  Verordnung  beauftragt.     Zu  diesem  Zwecke  wird 
der  genannten  Abteilung  das  nötige  Personal  beigegeben. 

Art.  67. 
Die   gegenwärtige   Verordnung   tritt,    unter   Vorbehalt  Inkrafttreten, 
der  in  Art.  41  vorgesehenen  Frist,   mit  dem  1.  Juni  1896 
in  Kraft. 

Bern,  den  18.  Februar  1896. 


Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

A.  LachenaL 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Bingier. 


-■<::»^$e»8- 
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Yereinbarnng 

Kwischen 

der  Schweiz  und  Frankreich  betreffend  Austausch 
von  Vollcszählungsangaben. 

(Vom  28.  Februar  1896.) 


Durch  Notenaustausch  vom  15.  und  20.  Februar  1896 
ist  zwischen  dem  schweizerischen  Bundesrate  und  der  Regie- 
rung der  französischen  Republik  die  gegenseitige  Mitteilung 
bestimmter  Angaben  aus  den  periodischen  Volkszählungen 
vereinbart  worden. 

Diese  Mitteilungen  bestehen  schweizerischerseits  in  den 
kantons weisen,  französisch  erseits  in  den  departementsweisen 
Zahlen  der  im  Lande  wohnenden  Angehörigen  des  andern 
Staates,  mit  Unterscheidung  derselben  nach  dem  Geschleehte^ 
dem  Alter,  dem  Familienstande  und  dem  Berufe. 

Bern,  den  28.  Februar  1896. 

Schweizerische  BundeskanzleL 
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Bnndesratsbesehliiß 

betreffend 

die  Fahrgeschwindigkeit  der  Seilbahnen. 

tVom  3.  M&rz  1896.) 


Der  schweizerische  Bundesrat, 
auf  den  Antrag  seines  Post-  und  Eisenbahndepartements, 

beschließt: 

Auf  den  Drahtseilbahnen  sind,  soweit  nicht  schon  vor- 
handen, Einrichtungen  zu  treffen,  welche  das  Anwachsen  der 
Fahrgeschwindigkeit  aber  ein  zulässiges  Maß  hinaus  selbst- 
ihätig  verbaten. 

Mit  den  nötigen  YoUziehungsanordnungen  wird  das  Eisen- 
bahndepartement beauftragt,  welches  auch  die  Fristen  zur 
Durchitlhrung  dieses  Beschlusses  festsetzen  wird. 

Bern,  den  3.  März  1896. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

A.  LachenaL 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Bingler. 
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Bmidesratsbescliliiß 

betreffend 

Ergänzung  von  Artikel  f   der  Verordnung  fOr  die 
eidgenössischen  MedizinalprOfungen. 

(Vom  7.  März  1896.) 


Der  sohweizerisohe  Bundesrat, 
auf  den  Antrag  seines  Departements  des  Innern, 

beschließt: 

Artikel  1  der  Verordnung  für  die  eidgenössischen  Me- 
dizinalprOfungen, vom  19.  März  1888  (A.  8.  n.  F.  X,  497), 
wird  wie  folgt  ergänzt: 

In  Neuenburg  für  Ärzte  und  Zahnärzte  (naturwissen* 
schaftiiehe  Prüfungen).  Diese  Prüfungen  finden  bis  zu 
weiterer  Entwicklung  des  an  der  Aksdemie  von  Neuen- 
burg erteilten  wissenschaftlichen  Unterrichts  unter  der 
Leitung  des  Ortspräsidenten  von  Lausanne  statt. 

Bern,  den  7.  März  1896. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

A.  LachenaL 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Bingler. 
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Beitritt  Yon  Portugal 


zum 


internationalen  Telegraphenvertrag  fOr  einige 
seiner  Kolonien. 

(Vom  1.  März  1896.) 


Mit  Note  vom  22.  vorigen  Monats  teilt  die  französische 
Botschaft  mit,  daß  die  portugiesische  Regierung  durch  ihren 
Vertreter  in  Paris  der  Regierung  der  Republik  für  die  nach- 
folgend aufgeführten  portugiesischen  Kolonien  den  Beitritt 
zum  internationalen  Telegraphen  vertrag  von  St.  Petersburg*) 
erklärt  habe:  Provinz  Mozambique,  Provinz  Cap  Vert,  Auto- 
nomer Militärdistrikt  Guinea,  Provinz  San  Thomö  und  Principe, 
Provinz  Angola,  die  Staaten  von  Portugiesisch  Indien  mit 
Damao  und  Diu,  die  Provinz  Macao  und  Timor. 

Nach  Angabe  des  Kabinetts  von  Lissabon  sollen  diese 
Kolonien  eine  vom  Mutterlande  unabhängige  Gruppe  bilden. 

Bern,  den  1.  März  1896.  . 

Schweiz.  Bnndeskanzlei. 


*)  Siehe  eidg.  Gesetziammlang  n.  F.,  Bd,  II,  Seite  296. 
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Bmidesratsbeschluß 

betreffend 

Abänderung  von  Art.  35,  Ziff.  3,  der  Transport- 
ordnung fOr  die  schweizerischen  Posten. 

(Vom  12.  März  1896.) 


Der  schweizerische  Bundesrat, 
auf  den  Antrag  seines  Postdepartements, 
beschließt: 

Der  letzte  Satz  von  Artikel  35,  Ziff.  3,  der  Tranaport- 
ordnung  für  die  schweizerischen  Posten  (A.  8.  n.  F.  XIV, 
S.  555),  welcher  lautet:  ^Im  Verkehr  mit  dem  Auslände 
ist  die  Versendung  fremder  Beilagen  zu  postamtlich  abon- 
nierten Zeitungen  überhaupt  unzul&ssig^,  wird  geatrichen  und 
durch  den  nachfolgenden  ersetzt: 

^Im  Verkehr  mit  dem  Auslande  ist  die  Versendung 
fremder  Beilagen  zu  postamtlich  abonnierten  Zeitungen  unzu- 
lässig, insofern  nicht  auf  Grund  des  internationalen  Obereio- 
kommens  betreffend  den  Zeitungsdienst  in  dieser  Hinsicht 
anderweitige  Vereinbarungen  festgesetzt  sind.^ 

Bern,  den  12.  März  1896. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

A.  Lachenal. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Ringier. 
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Beitritt 


von 


Neu-Kaledonien  (französische  Kolonie)  zum 
internationalen  Telegraplienvertrag. 

(Vom  26.  März  1896.) 


Mit  Note  vom  19.  dieses  Monats  hat  die  französische 
Botschaft  in  Bern  dem  Bundesrat  den  Beitritt  der  französi- 
schen Kolonie  Nea-Kaledonien  zam  internationalen  Tele- 
graphenvertrag d.  d.  St.  Petersburg  22.  Juli  1875*)  zur 
Kenntnis  gebraoht. 

Bern,  den  26.  März  1896. 

Schweiz.  BundeskanzleL 


*)  Siehe  eidg.  Qesetzsammlnng  n.  F.,  Bd.  II,  Seite  296. 


"^>0'^>«^ 
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finndesbeschliiß 

betreffend 

die  eidgenössische  Gewährleistung  des  Verfassungs- 
gesetzes des  Kantons  Tessin  vom  16.  Juni  1893. 

(Vom  25.  März  1896.) 


Die  Bundesversammlung 
der   schweizerisohen   Eidgenossenschaft, 

nach  Einsicht  einer  Botschaft  des  Bundesrates  vom 
31.  Mai  1895  betreffend  die  eidgenössische  Gewährleistung 
desVerfassungsgesetzes  des  Kantons  Tessin  vom  16.  Juni  1893; 

in  Betracht: 

daß  das  neue  Verfassungsgesetz  nichts  enthält,  was  mit 
den  Bestimmungen  der  Bundesverfassung  im  Widerspruche 
wäre, 

daß  es  in  der  Volksabstimmung  vom  5.  November  1893 
von  der  Mehrheit  der  stimmenden  Bürger  angenommen 
worden  ist; 

in  Anwendung  von  Art.  6  der  Bundesverfassung, 
beschließt: 

1.  Dem  Verfassungsgesetze  des  Kantons  Tessin  vom 
16,  Juni  1893  wird  die  Bundesgarantie  erteilt. 

2.  Der  Bundesrat  ist  mit  der  Vollziehung  dieses  Be- 
schlusses beauftragt. 
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Also  besohlossen  vom  8i&nderate, 

Bern,  den  9.  Dezember  1895. 

Der  Präsident:   JordMI-lIartln. 
Der  Protokollführer:   Schatimuill« 

Also  beschlossen  vom  Nationalrate, 

Bern,  den  25.  M&rz  1896. 

Der  Präsident:   Stockmar. 
Der  Protokollführer:  Bingler. 


Der  schweizerische  Bundesrat   beschließt: 
YolMehang  des  vorstehenden  Bundesbeschlusses. 

Bern,  den  28.  März  1896. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

A.  LachenaL 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Blngler. 


-^ThO^^- 
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Bundesbeschlnß 

betreffend 

den  Bau  einer  neuen  Kaserne  in  Brugg. 

(Vom  23.  Mftrz  1896.) 


Die  Bundesversammlang 
der  schweizerischen   Eidgenossenschaft, 

nach  Einsicht 
einer  Botschaft  des  Bundesrates  7om  13.  März  1896, 

beschließt: 

Art.  1.  Der  Bundesrat  wird  ermächtigt,  in  Brugg  eine 
neue  Kaserne  zu  bauen,  und  es  wird  ihm  zu  diesem  Behuf 
ein  Kredit  im  Betrage  von  Fr.  561,000  bewilligt 

Art.  2.  Dieser  Beschluß  wird  dringlich  erklärt  und 
tritt  sofort  in  Kraft. 

Also  beschlossen  vom  Ständerate, 

Bern,  den  17.  März  1896. 

Der  Präsident:  Jordan-Kartin« 
Der  Protokollführer:   SchatuilBB. 

Also  beschlossen  vom  Nationalrate, 

Bern,  den  23.  März  1896. 

Der  Präsident:  Stoekmar. 
Der  Protokollführer:   Bingier. 
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Der  schweizerische  Bundesrat  beschließt: 
VollziehuDg  des  vorstehenden  Bundesbesehlusses. 

Bern,  den  31.  März  1896« 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

A.  Lachenal. 

Der  Kanzle  der  Eidgenossenschaft: 

Ringen 


-^K>* 
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Bundesbeschluß 

betreffend 

Bewilligung  des  Kredites  fOr  die  Erstellung  eines 
Postgebäudes  in  Winterthur. 

(Vom  23.  M&rz  1896.) 


Die  Bundesversammlung 
der  schweizerischen  Eidgenossenschaft, 

nach    Einsicht   einer   Botschaft   des   Bundesrates    vom 
16.  Dezember  1895. 

beschließt: 

Art.  1.    FOr  den  Bau  eines  Postgebäudes  in  Winterthur 
veird  ein  Kredit  von  Fr.  940,000  bewilligt. 

Art  2.    Dieser  Beschluß  tritt,  als  nicht  allgemein  ver- 
bindlicher Natur,  sofort  in  Kraft. 

Art.  3.     Der  Bundesrat  ist  mit  dessen  Vollziehung  be- 
auftragt. 

Also  beschlossen  vom  Ständerate, 

Bern,  den  20.  März  1896. 

Der  Präsident:  Jordan-Kartin. 
Der  Protokollführer:  Sckatmumn. 
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Also  besohlossen  vom  Nationalrate, 

Bero,  den  23.  März  1896. 

Der  Präsident:   Stoekmar. 
Der  Protokollführer:  Bingien 


Der  sohweizerisohe  Bundesrat  beschließt: 
Vollziehung  des  vorstehenden  Bundesbeschlusses. 

Bern,  den  31.  März  1896. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

A.  LachenaL 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Bingier. 
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Bnndesbeschlnß 

betreffend 

Bewilligung  des  Kredites  für  den  Bau  eines  neuen 
Postgebäudes  in  Lausanne. 

(Vom  24.  März  1896.) 


Die  Bundesyersainmlung 
der  schweizeriaohen   Eidgenossensobaft^ 

nach  Einsicht  einer  Botschaft  des  Bundesrates  vom 
16.  Dezember  1895, 

beschließt: 

Art.  1.  Für  den  Bau  eines  neuen  Postgebftudes  auf 
dem  durch  die  Eidgenossenschaft  erworbenen  Terrain  in 
Lausanne  wird  eine  Summe  von  Fr.  2,000,000  im  Maximum 
bewilligt. 

Art.  2.  Dieser  Beschluß  tritt,  als  nicht  aligemein  ver- 
bindlicher Natur,  sofort  in  Kraft. 

Art  3.  Der  Bundesrat  ist  mit  dessen  Vollziehung  be- 
auftragt. 

Also  beschlossen  vom  Nationalrate, 

Bern,  den  23.  März  1896. 

Der  Präsident:   Stockman 
Der  Protokollführer:   Ringler. 
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Also  beschlossen  vom  Ständerate, 

Bern,  den  24.  M&rz  1896. 

Der  Präsident:  Jordan-Hartiii, 
Der  Proiokollftihrer :   SchatEinailll. 


Der  schweizerisehe  Bundesrat  beschließt: 
Vollziehung  des  rorstehenden  Bundesbeschlusses. 

Bern,  den  31.  M&rz  1896. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

A.  LachenaL 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Bingien 
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Bnndesbeschlnß 

betreffend 

Bewilligung  des  Kredites  fUr  den  Bau  eines  Post- 
gebäudes in  Frauenfeld. 

(Vom  27.  März  1896.) 


Die  Bundesversammlung 
der   schweizerischen  EidgeooBsenschaft, 

nach  Einsicht 
einer   Botschaft  des  Bundesrates  vom  10.  März  1896' 

beschließt: 

Art.  1.  FQr  den  Bau  eines  Postgebäudes  auf  dem  durch 
die  Eidgenossenschaft  zu  erwerbenden  Terrain  beim  soge- 
nannten Löwenplatz  in  Frauenfeld  wird  eine  Summe  von 
Fr.  345,000  bewilligt,  mit  der  Maßgabe,  daß  die  eine  Hälfte 
im  Jahre  1896,  die  andere  Hälfte  im  Jahre  1897  zur  Ver- 
wendung gelangt. 

Art.  2.  Dieser  Beschluß  tritt,  als  nicht  allgemein  ver- 
bindlicher Natur,  sofort  in  Kraft. 

Art.  3.  Der  Bundesrat  ist  mit  dessen  Vollziehung  be- 
auftragt. 

Also  beschlossen  vom  Nationalrate, 

Bern,  den  26.  März  1896. 

Der  Vizepräsident:    Gallatl« 
Der  Protokollführer:   Blngien 
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Also  beschlossen  vom  Ständerate, 

Bern,  den  27.  März  1896. 

Der  Präsident:  Jordan-Kartiii. 
Der  Protokollführer:  Schatzmanil« 


Der  schweizerische  Bundesrat  beschließt: 
Vollziehung  des  yorstehenden  Bundesbeschlusses. 

Bern,  den  31.  März  1896. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

A.  Lachenal. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Ringier. 
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Bnndesbesehluß 

betreffend 

Krediterteilung  fOr  Verbesserung  der  Artillerie- 
munition. 

(Vom  27.  März  1896.) 


Die  Bundesversaminlung 
der  schweizerischen  Eidgenossenschaft, 

nach  Einsicht  einer  Botschaft  des  Bundesrates  vom 
14.  Februar  1896, 

beschließt: 

Art.  1.  Fflr  Verbesserung  der  Artilleriemunition,  Fest- 
stellen der  Druckschrauben  und  Anbringen  von  Fettkappen 
an  sämtlichen  Shrapnels,  sowie  für  das  Fertiglaborieren  der 
in  Altdorf  befindlichen  8,4  cm.  Shrapnels  wird  dem  Bundes- 
rate ein  Kredit  von  Fr.  261,356.  80  bewilligt. 

Art.  2.  Dieser  Beschluß  tritt,  weil  nicht  aUgemeio 
verbindlicher  Natur,  sofort  in  Kraft. 

Also  beschlossen  vom  Ständerate, 

Bern,  den  19.  März  1896. 

Der  Präsident:   Jordan-Martin. 
Der  ProtokoUfQhrer:   Schatsmann. 
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Also  beschlossen  vom  Nationalrate, 

Bern,  den  27.  März  1896. 

Der  Vizepräsident:    Oallati. 
Der  Protokollführer:   Blngier. 


Der  seh weizeriache  Bundesrat  beschließt: 
Vollziehung  des  vorstehenden  Bundesbeschlusses. 

Bern,  den  31.  März  1896. 

[m  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates^ 

Der  Bundespräsident: 

A.  Lachenal. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Singier. 
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/y///^  ^^j  ßundesbeschluß 

betreffend 

die  hauswirtschaftliche  und  berufliche  Bildung  des 
weiblichen  Geschlechts. 

(Vom  20.  Dezember  1895.) 


Die  Bund  esY  ersam  m  1  ung 
der  schweizerischen  Eidgenossenschaft, 

nach  Einsicht  eines  Berichtes  des  Bundesrates  vom 
23.  November  1894, 

beschließt: 

Art.  1.  Zur  Förderung  der  hauswirtschaftlichen  und 
beruflichen  Bildung  des  weiblichen  Oeschlechtes  leistet  der 
^T^/" ^ / 2  0*1°^»  ^^  Ausdehnung  des  Bundesbeschlusses  vom  27.  Juni 
1884  betreffend  die  gewerbliche  und  industrielle  Bildung, 
Beiträge  aus  der  Bundeskasse  an  diejenigen  Unternehmungen 
und  Anstalten,  welche  zum  Zwecke  jener  Bildung  bestehen 
oder  zur  Verwirklichung  gelangen. 

Die  Bestimmungen  jenes  Beschlusses  finden  auf  die- 
selben analoge  Anwendung,  und  es  ist  insbesondere  darauf 
hinzuwirken,  daß  die  weniger  bemittelten  Bevölkerungs- 
klassen möglichst  weitgehend  berücksichtigt  werden. 

Art.  2.  In  das  Budget  des  Bundes  wird  alljährlich  ein 
angemessener  Kredit  für  die  Unterstützung  dieser  Bildung 
aufgenommen. 
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Art.  3.  Der  Bundesrat  ist  beauftragt,  auf  Grundlage 
der  Bestimmungen  des  Bundesgesetzes  vom  17.  Juni  1874, 
betreffend  die  Volksabstimmung  über  Bundesgesetze  und 
Bundesbeschlttsse,  die  Bekanntmachung  dieses  Beschlusses 
zu  veranstalten  und  den  Beginn  der  Wirksamkeit  desselben 
festzusetzen. 

Also  beschlossen  vom  Ständerate, 

Bern,  den  20.  Dezember  1895. 

Der  Präsident:   Jordan-Martin« 
Der  Protokollführer:   SchatEmann« 

Also  beschlossen  vom  Nationalrate, 
Bern,  den  20»  Dezember  1895. 

Der  Präsident:    Dr.  Bachmann. 

Der  Protokollführer:  Bingier. 


Der  schweizerische  Bundesrat  beschließt: 

Der  vorstehende,  unterm  30.  Dezember  1895  öffentlich 
bekannt  gemachte  Bundesbeschluß'*'}  ist  in  die  eidgenössische 
Gesetzsammlung  aufzunehmen  und  tritt  sofort  in  Kraft. 

Bern,  den  4.  April  1896. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

A.  Lachenal. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Binglen 


•)  Siehe  Bundesblatt  vom  Jahr  1895,  Band  IV,  Seite  872. 


9^<rMSMQf0il>mS 


Mdg.  amtl.  Samml.  Nene  Folge.  XY.  Bd.  29 
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Beitritt 

Norwegens  zur  internationalen  Obereinicunft  betreffend 
den  Sciiutz  des  iitterarisctien  und  liOnstlerlsciien 
Eigentums. 


Das  Hioisterium  des  Auswärtigen  von  Schweden  und 
Norwegen  hat  unterm  13.  dies  den  Beitritt  Norwegens  zur 
Union  für  den  Schutz  des  litterarischen  und  künstlerischen 
Eigentums  angezeigt  cObereinkunft  vom  9.  September  1886  *)• 

Der  genannten  Union  gehören  nunmehr  folgende  Staaten 
an:  Belgien,  Deutschland,  Frankreich,  Großbritannien,  HaKti, 
Italien,  Luxemburg,  Monaco,  Montenegro,  Norwegen,  Schweiz, 
Spanien  und  Tunis. 

Bern,  den  15.  April  1896. 

Schweiz.  BandeskanzleL 


*)  Siehe  eidg.  Gesetzsammlung  n.  F.,  Bd.  X,  Seite  219. 
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Yerordnnng 

über 

die  Dienststunden  der  Telegraphenbureaux  und 
Telephoncentralstationen  III.  Klasse. 

(Vom  24.  April  1896.) 


Der   schweizerische  Bundesrat, 

in  weiterer  Ausführung  der  über  die  Dienststunden  der 
Telegraphenbureaux  und  der  Telephoncentralstationen  be- 
stehenden Vorschriften; 

auf  den  Antrag  seines  Post-  und  Eisenbahndepartements, 

beschließt: 

Art.  1.  Auf  denjenigen  Telegraphenbureaux  III.  Klasse, 
deren  Telegrammzahl  jährlich  5000  übersteigt,  werden  die 
in  Art.  4  der  Verordnung  vom  30.  Juli  1886  festgesetzten 
Dienststunden  in  der  Weise  verlängert,  daß  die  Unterbrechung 
mittags  nur  von  12 — 1  Uhr  und  abends  nur  von  6 — 7  Uhr 
dauert. 

Für  diese  Dienstausdehnung  erhalten  die  Bureaux  eine 
jährliche  Vergütung  von  Fr.  240. 

Art.  2.  Wenn  die  Telegrammzahl  10,000  jährlich  über- 
steigt, so  ist  voller  Tagdienst  einzuführen,  in  welchem  Falle 
die  jährliche  Vergütung  an  das  Bureau  Fr.  480  beträgt. 

Art.  3.  Auf  den  Telephoncentralstationen  III.  Klasse, 
die  bei  wenigstens  30  direkt  angeschlossenen  Abonnenten 
eine  jährliche  Gesprächszahl  von  über  20,000  erreichen,  ist 
voller  Tagdienst  einzufahren.  Es  fallen  hierbei  die  lokalen 
und  die  interurbanen  Gespräche,  bei  letzteren  sowohl  die 
abgehenden  als  die  ankommenden,  in  Berechnung,  nicht  aber 
der  Transit. 
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Die  dem  Beamten  für  diese  Dienstausdehnung  zukom- 
mende Vergütung  ist  die  gleiche  wie  die  in  Art.  2  fest- 
gesetzte. 

Art.  4.  Als  Grundlage  für  die  Festsetzung  einer  Dienst- 
rerlängerung  dient  der  Durchschnitt  aus  den  Telegramm-, 
beziehungsweise  Oesprächszahlen  der  unmittelbar  vorher- 
gehenden drei  Jahre. 

Art.  5.  Für  diejenigen  Telegraphenbureaux  und  Central- 
Stationen,  welche  nur  während  einem  Teil  des  Jahres  eioeo 
Verkehr  aufweisen,  der  dem  in  Art.  1  bis  3  ang^beneo 
Jahres  verkehr  verhältnismäßig  entspricht,  wird  die  Dieost- 
ausdehnung  nur  für  diese  Zeit  angeordnet  und  entschädigt. 

Art.  6.  Eine  Dienstausdehnung  kann  unter  den  Däm- 
lichen Bedingungen  auf  Bureaux  und  Centralstationen  mit 
geringerem  Verkehr  eingeftlhrt  werden,  wenn  entweder 

a.  die  Kantons-  oder  Gemeindebehörden  oder  andere  Inter-  | 
essenten  (Telephonabonnenten),  je  nach  der  fehlenden  i 
Telegramm-  oder  Gesprächszahl,  die  daherigen  Hehr-  l 
kosten  ganz  oder  zur  Hälfte  übernehmen,  oder 

b,  besondere  dienstliche  Verhältnisse,  wie  der  Wechsel-, 
Translations-  und  Vermittlungsdienst  u.  s.  w.,  diese 
Maßnahme  als  nötig  erscheinen  lassen. 


Art.  7.     Die  vorstehenden  Bestimmungen  finden  keine 
Anwendung :  j 

o.  auf  die  Eisenbahntelegraphenbureaux,  insofern  die  Zu- 
stimmung der  Bahnverwaltung  nicht  erhältlich  ist; 

b.  auf  die  an  Private  konzedierten  Bureaux,  wo  gemäß 
den  Verträgen  die  Inhaber  für  gehörige  Bedienung  xa 
sorgen  haben; 

c.  auf  die  Gemeindetelephonstationen,  deren  Dienstbe- 
sorgung laut  Art  4  des  Gesetzes  über  das  Telephon- 
wesen auf  Kosten  der  Gemeinden  stattfindet 
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Art.  8.  WeoD  auf  einem  Bareau  für  den  Telegrapben- 
dienst  eine  Diensterweiterung  eingeführt  wird,  so  gilt  die- 
selbe auch  flQr  den  Telephondienst  und  ebenso  im  umge- 
kehrten Falle  ftar  beide  Dienstzweige. 

Art.  9.  Die  in  Art.  1  bis  3  festgesetzten  Entschädi- 
gungen kommen  ftar  diejenigen  Bureaux  in  Wegfall,  welchen 
von  der  Verwaltung  bezahlte  Gehalfen  zugeteilt  sind. 

Art.  10.  Für  die  kleinem  Centralstationen,  welche  die 
in  Art.  3  festgesetzte  Abonnentenzahl  und  Verkehrsziffer 
Dicht  erreichen,  gelten  die  Vorschriften  des  Art.  124  der 
Verordnung  über  das  Telephonwesen,  vom  24.  September 
1895,  unter  Vorbehalt  der  Bestimmungen  des  Art.  6  hiervor. 

Art.  11.  Gegenwärtige  Verordnung  tritt  mit  1.  Mai 
1896  in  Kraft  und  ersetzt  die  bezüglichen,  unterm  4.  Juni 
1873  erlassenen  Vorschriften.  Dieselbe  ist  in  die  eidgenössische 
Gesetzsammlung  aufzunehmen. 

Art.  12.  Das  Post-  und  Eisenbahndepartement  ist  mit 
der  Vollziehung  gegenwärtiger  Verordnung  beauftragt. 

Bern,  den  24.  April  1896. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

A.  Lachenal. 

Der  Stellvertreter  des  eidg.  Kanzlers : 

Schatzmann. 


■»  }  (^'i:^ 
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Terordnnng 

über 

Entschädigungen  fOr  Sonntagsstellvertretung  von 
Telegraphenbureaux  und  Telephoncentralstationen 
lli.  Klasse. 

(Vom  24.  April  1896.) 


Der  schweizerische  Bundesrat^ 

ia  Ei^änzung  der  Verordnung  über  den  Sonntagsdienst 
des  Post-  und  Telegraphenpersonals,   vom   9.  Januar  1874, 

beschließt: 

Art.  1.  Den  von  der  Post  getrennten  Telegraphen- 
bureaux III.  Klasse,  deren  Verkehr  bedeutend  genug  ist,  um 
den  Beamten  ausschließlich  für  den  Dienst  in  Anspruch  zu 
nehmen,  und  ebenso,  unter  der  gleichen  Voraussetzung,  den 
selbständigen  Telephoncentralstationen  III.  Klasse,  wird  für 
Beiziehung  der  erforderlichen  Aushülfe  für  Stellvertretung  an 
den  Sonntagen  eine  jährliche  Entschädigung  von  Fr.  160 
bewilligt. 

Es  bleibt  dem  Post-  und  Eisenbahndepartement  vorbe- 
halten, zu  bestimmen,  welchen  Bureaux,  bezw.  Central- 
stationen,  diese  Entschädigung  auszurichten  ist. 

Art.  2.  Die  Entschädigung  wird  nur  verabfolgt,  wenn 
ein  Aushelfer  wirklich  verwendet  wird.  Derselbe  unterliegt 
der  Genehmigung  durch  die  Telegrapheninspektion ;  für  dessen 
Dienstbesorgung  ist  der  vertretene  Beamte  persönlich  ver- 
antwortlich. 
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Art.  3.  Die  EntschädigUDg  ftllt  dahin,  wenn  dem 
Bureau  ein  von  der  Verwaltung  bezahlter  Oehalfe  zugeteilt 
wird, 

Art.  4.  Die  Verrechnung  der  Entschädigung  erfolgt 
vierteljährlich  in  der  hierfür  vorgesehenen  Unterrubrik  ^Sonn- 
tagsstellvertretung^. 

Art.  5.  Diese  Verordnung  ist  in  die  eidgenössische  Gesetz- 
sammlung aufzunehmen  und  tritt  mit  dem  1.  Juli  nächsthin 
in  Kraft. 

Das  PoBt-  und  Eisenbahndepartement  ist  mit  der  Voll- 
ziehung derselben  beauftragt. 

Bern,  den  24.  April  1896. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

A.  Lachenal. 

Der  Stellvertreter  des  eidg.  Kanzlers: 

Schatzmann. 


-o^-O-^-C-x»- 
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Reglement 

für 

die  kollektive  Beschickung  auswärtiger  Ausstellungen 
durch  schweizerische  Künstler. 

(Vom  29.  Mai  1896.) 


Der  schweizerische   Bundesrat, 

in  Aasfohrung  des  Bundesbeschlusses  vom  22.  Dezember 
1887  betreffend  Förderung  und  Hebung  der  schweizerischen 
Kunst; 

auf  den  Antrag  seines  Departements  des  Innern, 

beschließt : 

Art.  1.  Der  Bund  erleichtert  den  schweizerischen 
Künstlern  die  kollektive  Teilnahme  an  den  auswärtigen 
Kunstausstellungen . 

Art.  2.  Der  Bundesrat  bestimmt  auf  den  Vorsdilag 
der  schweizerischen  Kunstkommission,  nachdem  diese  die 
Gesellschaft  schweizerischer  Maler  und  Bildhauer,  sowie  den 
schweizerischen^Kunstverein  angehört  hat,  fflr  welche  Aus- 
stellungen  die  Unterstützung   des  Bundes   einzutreten  habe. 

Die  eidgenössische  Beteiligung  wird  im  gleichen  Jahre 
nicht  mehr  als  einmal  gewährt.    Sie  wird  auch  in  denjenigen 
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Jahren  in  der  Regel  nicht  bewilligt,  im  Laufe  welcher  eine 
nationale  schweizerische  Kunstausstellung  stattfindet. 

Art.  3.  Die  schweizerische  Kunstkommission  besorgt 
die  erforderlichen  Schritte  zur  Erlangung  der  für  die  Kollektiv- 
ausstellung der  schweizerischen  Künstler  günstigsten  In- 
stallationsbedingungen an  den  auswärtigen  Ausstellungen. 

Art.  4.  Wenn  die  Organisation  der  auswärtigen  Aus- 
stellungen es  gestattet,  so  entscheidet  eine  schweizerische 
Jury  definitiv  über  die  Aufnahme  von  Kunstwerken  in  die 
Kollektivausstellung  und  durch  diese  an  die  auswärtige  Aus- 
stellung. 

Diese  Jury  besteht  aus  11  Mitgliedern. 

Die  schweizerische  Kunstkommission  ernennt  deren  Prä- 
sidenten und  zwei  Mitglieder,  eines  aus  der  deutschen  und 
das  andere  aus  der  französischen  Schweiz ;  die  übrigen  acht 
Mitglieder  werden  durch  die  Aussteller  ernannt,  welche  drei 
Künstler  aus  der  deutschen,  drei  aus  der  französischen  und 
zwei  aus  der  italienischen  Schweiz  zu  wählen  haben,  und 
zwar  auf  Grund  einer  dreifachen  Liste,  welche  durch  die 
Gesellschaft  schweizerischer  Maler  und  Bildhauer  aufgestellt 
wird. 

Ort  und  Zeit  der  Versammlung  der  Jury  werden  durch 
die  schweizerische  Kunstkommission  bestimmt. 

Art.  5.  Die  Werke  der  Jury-Mitglieder  werden  ohne 
Prüfung  zugelassen.  Die  im  Auslande  wohnenden  schweize- 
rischen Künstler  können  ihre  Werke  der  Prüfung  der  Auf- 
nahmsjury der  ausländischen  Ausstellung  unterbreiten;  werden 
solche  angenommen,  so  können  sie  sie  in  die  Kollektivaus- 
stellung einreihen. 

Art.  6.  Ein  durch  den  Bundesrat  für  jeden  vorkommen- 
den Fall  zu  ernennender  Sekretär  hat  die  Aufgabe,  die  Vor- 
kehren, welche  zur  Einleitung  und  zweckmäßigen  Ausführung 
der  Kollektivausstellung  im  Auslande  nötig  sind,  zu  besorgen. 
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Insbesondere  Hegt  ihm  ob: 

a.  Die  Besorgung  der  Korrespondenz,  die  Erteilung  von 
Informationen  und  die  nötigen  Bekanntmachungen; 

b.  die  Vorsorge  für  die  Kunstwerke,  d.  h.  das  Auspacken 
für  die  Prüfung  der  Jury,  das  Wiedereinpacken  und 
die  Versendung  an  die  Ausstellung  nach  dieser  Prüfung 
und  die  Zurttcksendung  nach  dem  Schluß  der  Aus- 
stellung; 

c.  er  sorgt  für  die  möglichst  günstige  Aufstellung  der  ein- 
gesandten Werke  und  wenn  nötig  für  die  künstlerische 
Ausschmückung  des  Lokals   der  Kollektivausstellung; 

d.  er  vertritt  und  wahrt  die  Interessen  der  schweizerischen 
Aussteller. 

Art.  7.     Der  Bund  übernimmt  auf  seine  Kosten: 

a.  Die  Entschädigung  des  Sekretärs  und  der  Jury; 

b.  die  Kosten  des  Transportes  der  der  schweizerischen 
Jury  unterbreiteten  und  von  ihr  angenommenen  Werke 
vom  Wohnorte  des  Künstlers  bis  zur  Ausstellung  und 
zurück  an  die  Schweizergrenze,  falls  die  auswärtigen 
Ausstellungen  diese  Kosten  nicht  selbst  bezahlen; 

c.  die  Kosten  für  das  Auspacken  der  Werke  behufs 
Prüfung  durch  die  Jury,  für  das  Wiedereinpacken,  die 
Aufstellung  und  die  Aufsicht,  sowie  für  die  Reinigung 
und  die  allfiällige  Dekoration  des  Ausstellungslokals; 

d.  die  Versicherung  der  Kunstwerke  gegen  Transport- 
und  Brandschaden  vom  Versammlungsorte  der  Jury 
und  von  diesem  zurück  bis  zum  Wohnort  des  Künstlers. 

Der  Bund  übernimmt  keine  andere  Verantwortlichkeit. 

Art.  8.  Die  durch  die  Jury  zurückgewiesenen  Kunst- 
werke werden  ihren  Urhebern  unfrankiert  wieder  zugeschickt. 

Art.  9.  Sofern  das  Bedürfnis  sich  geltend  macht,  kann 
der  Bundesrat  die  Kollektivausstellung  durch  Werke  ver- 
vollständigen, die  er  aus  dem  Kunstkredit  angekauft  hat. 
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Art.  10.  Die  fQr  die  VeranstaltuDg  von  Kollektivaus- 
Stellungen  nötigen  Mittel  werden  für  jeden  besondern  Fall 
vermittelst  Einstellung  in  das  Budget  nachgesucht. 

Bern,  den  29.  Mai  1896. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

A.  Lachenal. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Ringrier. 
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Bimdesratsbeschlnß 

betreffend 

Abänderung  des  Art.  169  der  Vollziehungsverordnung 
zum  Zollgesetz,  vom  12.  Februar  1895. 

(Vom  29.  Mai  1896.) 


Der  Bchweizerisohe  Bundesrat, 

auf  den  Antrag  seines  Zolldepartements, 

beschließt: 

J^^  I.    Der  Art.  169  der  YoHziehungsverordnung  zum  Zoll- 

gesetz, vom  12.  Februar  1895*^),  wird  abgeändert  und  lautet 
nun  folgendermaßen: 

^Reklamationen  in  betreff  der  Zollbehandlung  werden 
in  der  Regel  nur  dann  berücksichtigt,  wenn  die  betreffende 
Ware  sich  noch  unter  zollamtlicher  Eontrolle  befindet  oder 
bei  erwiesenermaßen  unrichtiger  Tarifanwendung,  voraus- 
gesetzt, daß  die  Ware  zollamtlich  revidiert  worden  ist. 
Nicht  berücksichtigt  werden  solche,  welche  sp&ter  als  zwei 
Monate  nach  der  Zollabfertigung  geltend  gemacht  werden, 
sowie  solche  wegen  Verzollungen,  weiche  nach  Maßgabe 
der  Deklaration,  jedoch  ohne  zollamtliche  Revision  statt- 
gefunden haben.^ 

(Die  beiden  andern  Alinea  bleiben  unverändert.) 


*)  Siehe  eidg.  GeseUsammlnng,  n.  F.,  Bd.  XY,  S.  22. 
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IL    Dieser  Beschluß  tritt  sofort  Id  Kraft. 
Bern,  den  29.  Mai  1896. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

A.  Lachenal. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

BIngier. 
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Bundesratsbeschliüi 

betreffend 

die  Stempelung  der  nach  Rußland  bestimmten 
Ulirgeliäuse. 

(Vom  8.  Juni  1896.) 


Der  schweizerische  Bundesrat, 

im  Hinblick  auf  den  in  letzter  Zeit  häufig  zu  Tage  ge- 
tretenen Obelstand,  daß  nach  Rußland  exportierte  Uhren 
wegen  ungentlgenden  Feingehalts  der  Gehäuse  und  Einlagen 
(appliques)  zurückgewiesen  wurden; 

mit  Rücksicht  auf  die  Bestimmungen  der  neuen  russi- 
schen, auf  den  1./13.  Juli  1896  in  Kraft  tretenden  Ver- 
ordnung Über  die  Koutrollierung  der  Oold-  und  Silberwaren; 

in  Ausführung  des  Art.  1  des  Bundesgesetzes  betreffend 
Kontrollierung  und  Garantie  des  Feingehalts  der  Oold-  und 
Silberwaren  vom  23.  Dezember  1880; 

gestützt  auf  die  Ermächtigung,  welche  ihm  durch  die 
mit  Gesetz  vom  21.  Dezember  1886  eingeführte  Zusatz- 
bestimmung zu  Art.  2  des  Bundesgesetzes  betreffend  Kon- 
trollierung und  Garantie  des  Feingehalts  der  Gold-  und 
Silberwaren  vom   23.  Dezember  1880  erteilt  wird; 

im  Hinblick  auf  Art.  46  der  Vollziehungsverordnung 
vom  15.  November  1892,  und  in  Ergänzung  der  in  Art.  36 
dieser  Verordnung  enthaltenen  Vorschriften; 
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auf  den  Antrag  seines  Handels-,  Industrie-  und  Land- 
wirtschaftsdepartemenls,  Abteilung  Gold-  und  Silberwaren, 

benehließt: 

Art.  1.  Die  Uhrgehäuse  mit  russischen  Feingehalts- 
angaben  unterstehen  folgenden  Vorschriften: 

1.  die  goldenen  Uhrgeh&use  mit  der  russischen  Harke  72 
mQssen  bei  der  Probe  den  vollen  Feingehalt  von  0,750 
ohne  Fehlergrenze  aufweisen; 

2.  die  goldenen  Uhrgeh&use,  welche  die  Marke  56  tragen, 
mQssen  bei  der  Probe  den  vollen  Feingehalt  von  0,585 
ohne  Fehlergrenze  aufweisen; 

3.  die  silbernen  Uhrgehäuse  mit  der  Marke  84  müssen 
bei  der  Probe  den  vollen  Feingehalt  von  0,875  ohne 
Fehlergrenze  aufweisen. 

Art.  2.  Eine  Instruktion  des  Departements  wird  die 
nähern  Vorschriften  über  Durchführung  dieser  Bestimmungen 
aufstellen. 

Art.  3.  Gegenwärtiger  Beschluß  ist  in  die  amtliche 
Gesetzsammlung  aufzunehmen  und  (ritt  mit  dem  1.  Juli  1896 
in  Kraft. 

Bern,  den  8.  Juni  1896. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

A.  LachenaL 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Bingier. 


"■^■^^^^^HRs^^^^'si^— "•'■ 
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BnndesbeschluiS 

betreffend 

Bewilligung  eines  Bundesbeitrages  an  den  Kanton 
Basel-Stadt  f  Ur  Korrektionsarbeiten  an  der  Wiese 
auf  Gebiet  der  Gemeinde  Riehen  und  die  Erstellung 
eines  Hochwasserdammes  längs  des  Rheines  an 
der  WiesenmUndung. 

(Vom  5,  JuDi  1896.) 


Die   Bundes versammlaDg 
der  sohweizerischen  Eidgenossenschaft, 

nach  Einsicht 
zweier  Schreiben   der  Regierung  von  Basel-Stadt,  vom 
22.  Februar  und  21.  März  1896; 

einer  Botschaft  des  Bundesrates,  vom  14.  April  1896; 

auf  Orund  des  Bundesgesetzes  betreffend  die  Wasser- 
baupolizei im  Hochgebirge,  vom  22.  Juni  1877, 

beschließt: 

Art.  1.  Dem  Kanton  Basel-Stadt  wird  für  die  Korrektion 
der  Wiese  auf  Gebiet  der  Oemeinde  Riehen,  sowie  ftLr  die 
Erstellung  eines  Hochwasserdammes  l&ngs  des  Rheines  an 
der  Wiesenmündung,  €in  Bundesbeitrag  zugesichert.  Dieser 
Beitrag  wird  festgesetzt  zu  33^8  %  der  wirklichen  Kosten 
bis  zum  Maximum  von  Fr.  223,670,  als  33 Vs  %  der  Yor- 
anschlagssumme  von  Fr.  671,000. 
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Art.  2.  Ffir  die  Ausfährang  dieeer  Arbeiten  werden 
f&nf  Jahre  in  Auesicht  genommen,  von  dem  Inkrafttreten 
'der  Beitragezueieherung  an  gerechnet. 

Art.  3.  Das  Ausführungsprojekt  und  der  definitive  Eosten- 
Toransohlag  bedürfen  der  Oenehmigung  des  Bundesrates. 

Art.  4.  Die  Beitragszahlungen  erfolgen  im  Verhältnis 
-des  Fortschreitens  der  Bauaosf&hning  auf  Omnd  der  von 
der  Kantonsregierung  eingereichten  und  vom  schweizerischen 
Departement  des  Innern  verifizierten  Kostenausweise;  jedoch 
wird  das  jährliche  Maximum  zu  Fr.  46,000  und  dessen  erst- 
oialige  Auszahlung  auf  das  Jahr  1897  angesetzt. 

Bei  Berechnung  des  Bundesbeitrages  werden  berück- 
sichtigt die  eigentlichen  Baukosten,  einschließliph  Expropria- 
tionen und  die  unmittelbare  Bauaufsicht,  dann  die  Kosten 
<ier  Anfertigung  des  Ausführungsprojektes  und  des  speoiellen 
Kosten  Voranschlages,  sowie  die  Aufnahme  des  Perimeters; 
-dag^en  sind  nicht  in  Anschlag  zu  bringen  irgend  welche 
Präliminarien,  die  Funktionen  von  Behörden,  Kommissionen 
und  Beamtungen  (von  den  Kantonen  laut  Art.  7  a  des  eid- 
genössischen Wasserbaupolizeigesetzes  zu  bestellende  Organe), 
«uch  nicht  Geldbeschaffung  und  Verzinsung. 

Art.  5.  Dem  schweizerischen  Departement  des  Innern 
sind  jährliche  Bauprogramme  zur  Genehmigung  einzusenden. 

Art«  6.  Der  Bundesrat  läßt  die  planmäßige  Bauaus- 
führung und  die  Richtigkeit  der  Arbeits-  und  Kostenausweise 
kontrollieren. 

Die  Kantonsregierung  wird  zu  obigem  Zwecke  den  Be- 
auftragten des  Bundesrates  die  nötige  Auskunft  und  Hülfe- 
leistung  zukommen  lassen. 

Art.  7.  Die  Zusicherung  des  Bundesbeitrages  tritt  erst 
in  Kraft,  nachdem  von  selten  des  Kantons  Basel-Stadt  die 
Ausführung  dieser  Korrektionsarbeiten  gesichert  sein  wird. 

Eidg.  amtL  SammL  Nene  Folge.  XT.  Bd.  30 
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Für  die  Vorlegung  der  bezüglichen  Ausweise  wird  der 
Regierung  eine  Frist  von  einem  Jahr,  vom  Datum  dieses 
Beschlusses  an  gerechnet)  gesetzt«  Der  Bundesbeitrag  fällt 
dahin,  wenn  der  geforderte  Ausweis  nicht  rechtzeitig  ge- 
leistet wird. 

Art.  8.  Der  Unterhalt  der  subventionierten  Arbeiten 
ist  gemäß  dem  eidgenössischen  WasserbaupolizeigeBetze  vom 
Kanton  Basel-Stadt  zu  besorgen  und  vom  Bundesrate  zu 
überwachen. 

Art.  9.  Dieser  Beschluß  tritt,  als  nicht  allgemein  ver- 
bindlicher Natur,  sofort  in  Kraft. 

Art.  10.  Der  Bundesrat  ist  mit  der  Vollziehung  des- 
selben beauftragt. 

Also  beschlossen  vom  Ständerate, 

Bern,  den  2.  Juni  1896. 

Der  Präsident:  HohL 

Der  Protokollführer:   Wagni^re. 

Also  beschlossen  vom  Nationalrate, 

Bern,  den  5.  Juni  1896. 

Der  Präsident:  GallatL 

Der  Protokollführer:   Bingtor. 


Der  schweizerische  Bundesrat  beschließt: 
Vollziehung  des  vorstehenden  Bundesbeschlusses* 

Bern,  den  11.  Juni  1896. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

A.  Lachenal. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Binglen 
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Bnndesbeschlnß 

betreffend 

Bewilligung  einer  Nachsubvention  an  den  Kanton  Bern 
fDr  die  Korrektion  der  Emme  von  der  Gemeinde- 
grenze Burgdorf-Kirchberg  bis  zur  Kantonsgrenze 
Bern-Solothurn. 

(Vom  6.  Juni  1896.) 


Die  Bundesversammlung 
der  schweizerischen  Eidgenossenschaft, 

nach  Einsicht 

eines  Subventionsgesuohes  der  Regierung  von  Bern  vom 
11.  März  1896,  sowie  zweier  Schreiben  derselben  vom  9.  De- 
zember 1895  und  27.  März  1896; 

einer  Botschaft  des  Bundesrates  vom  17.  April  1896; 

auf  Grund  des  Bundesgesetzes  betreffend  die  Wasser- 
baupolizei im  Hochgebirge,  vom  22.  Juni  1877, 

beschliefit: 

Art.  1.  Dem  Kanton  Bern  wird  fUr  Eorrektionsarbeiten 
an  der  Emme  von  der  Oemeindegrenze  Burgdorf-Kirchberg 
bis  zur  Kantonsgrenze  Bem-Solothum  eine  Nacbsubvention 
zugesichert. 

Der  diesbezügliche  Beitrag  wird  festgesetzt  zu  33  Vs  % 
der  wirklichen  Kosten  bis  zum  Maximum  von  Fr.  228,334, 
als  33  Vs  %  der  Yoranschlagssumme  von  Fr.  685,000. 

Art.  2.  Für  die  Ausführung  der  Arbeiten  sind  7  Jahre, 
vom  Inkrafttreten  der  Beitragszusicherung  (Art.  7)  an  ge- 
rechnet, in  Aussicht  genommen. 
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Art.  3.  Das  Ausfbhrungsprojekt  und  der  definitive 
Eostenvoranschlag  bedürfen  der  Genehmigung  des  Bandes- 
rates. 

Art  4.  Die  Beitragszahlungen  erfolgen  im  Veifa&ltois 
des  Forts<direitens  der  Bauausführung  auf  Grund  der  voq 
der  Kaotonsregierung  eingereichten  und  Tora  schweizeriflchea 
Departement  des  Innern  verifizierten  Eostenaus weise;  jedoch 
wird  das  jährliche  Maximum  auf  Fr.  35,000  und  deeseo 
erstmalige  Auszahlung  auf  das  Jahr  1897  angesetzt 

Bei  Berechnung  des  Bundesbdtrages  werden  berQck- 
sichtigt  die  eigentlichen  Baukosten,  einschließlich  Expropria- 
tionen und  die  unmittelbare  Bauaufsicht,  dann  die  Kosten 
der  Anfertigung  des  AusfQhrungsprojektes  und  des  spedeileo 
Sostenvoranschlages,  sowie  die  Aufnahme  des  Perimeters; 
dagegen  sind  dabei  nicht  in  Anschlag  zu  bringen  irgend 
welche  andere  Pr&Iiminarien,  die  Funktionen  von  Bebördeo, 
Eommissionen  und  Beamtungen  (von  den  Eantonen  laut 
Art.  7  a  des  Wasserbaupolizeigesetzes  zu  bestellende  Organe), 
auch  nicht  Geldbeschaffung  und  Verzinsung. 

Art.  5.  Dem  schweizerischen  Departement  des  Innern 
sind  jährliche  Bauprogramme  zur  Genehmigung  einzusenden. 

Art.  6.  Der  Bundesrat  l&ßt  die  planmäßige  Bauaus- 
führung und  die  Richtigkeit  der  Arbeits-  und  Eostenausweise 
kontrollieren.  Die  Eantonsregierung  wird  zu  obigem  Zweeke 
den  Beauftragten  des  Bundesrates  die  nötige  Auskunft  und 
HQlfeleistung  zukommen  lassen. 

Art  7.  Die  Zusicherung  des  Bundesbeitrages  tritt  erst 
in  Eraft,  nachdem  von  selten  des  Eantons  Bern  die  Aus- 
führung der  Eorrektion  gesichert  sein  wird. 

FQr  die  Vorlegung  der  bezQglichen  Ausweise  wird  der 
Regierung  eine  Frist  von  einem  Jahr,  vom  Datum  dieses 
Beschlusses  an  gerechnet,  gesetzt.  Der  Bundesbeitrag  ftllt 
dahin,  wenn  der  geforderte  Ausweis  nicht  rechtzeitig  ge- 
leistet wird. 
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Art.  8.  Der  Unterhalt  der  subveDtionierteD  Arbeiten 
ist  gemäß  dem  eidgenössiBehen  Waeserbaupolizeigesetze  vom 
Kanton  Bern  zu  besorgen  und  vom  Bundesrate  zu  Ober- 
wachen, 

Art  9.  Dieser  Beschluß  tritt,  als  nicht  allgemein  ver- 
bindlicher Natur,  sofort  in  Kraft. 

Art.  10.  Der  Bundesrat  ist  mit  der  Vollziehung  des- 
selben beauftragt. 

Also  beschlossen  vom  Ständerate, 

Bern,  den  1.  Juni  1896. 

Der  Präsident:  Hohl. 

Der  Protokollführer :  Wagüttre. 

Also  beschlossen  vom  Nationalrate, 

Bern,  den  6.  Juni  1896. 

Der  Präsident:   Gallatl. 

Der  ProtokollAlhrer:   Blngler. 


Der  schweizerische  Bundesrat  beschließt: 
Vollziehung  des  vorstehenden  Bundesbeschlusses. 

Bern,  den  11.  Juni  1896. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

A.  Lachenal. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft:. 

Bingler. 
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BnndesbeschliiiS 

betreffend 

Bewilligung  eines  Bundesbeitrages  an  den  Kanton 
Waadt  für  die  Korrektion  der  Broye  von  unter- 
halb dem  Pont  Neuf  bis  Murtensee. 

(Vom  10.  Juni  1896.) 


Die   BundesversammluDg 
der   schweizerischen  Eidgenossenschaft, 

nach  Einsicht: 

eines  Subventionsgesuchos  der  Regierung  von  Waadt 
vom  18.  Februar  1896; 

einer  Botschaft  des  Bundesrates  vom  16.  März  1896; 

auf  Grund  des  Bundesgesetzes  betreffend  die  Wasserbau- 
polizei im  Hochgebirge  vom  22.  Juni  1877, 

beschließt: 

Art.  1.  Dem  Kanton  Waadt  wird  für  die  Korrektion 
der  Broye  von  unterhalb  dem  Pont  Neuf  bis  Murtensee  ein 
Bundesbeitrag  zugesichert. 

Dieser  Beitrag  wird  festgesetzt  zu  40  %  der  wirklichen 
Kosten  bis  zum  Maximum  von  Fr.  664,000,  als  40®/o  der 
Voranschlagssumme  von  Fr.  1,660,000. 

Art.  2.  Die  Ausführung  der  Arbeiten  hat  innerhalb 
12  Jahren,  vom  Inkrafttreten  der  Beitragszusicherung  (Art.  7) 
an  gerechnet,  stattzufinden. 

Art.  3.  Die  Ausführungsprojekte  und  die  definitiven 
Kosten  Voranschläge  bedürfen  der  Genehmigung  des  BuDdes- 
rates. 
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Art.  4.  Die  BeitragszahluDgea  erfolgen  im  Verhältnis 
des  Fortschreitens  der  Arbeiten  auf  Grund  der  yon  der 
Kantonsregierung  eingereichten  und  vom  schweizerischen 
Departement  des  Innern  verifizierten  Eostenausweise,  jedoch 
ist  das  jährliche  Maximum  zu  Fr.  60,000  und  dessen  erst- 
malige Auszahlung  auf  das  Jahr  1897  angesetzt. 

Bei  Berechnung  des  Bundesbeitrages  werden  berück- 
sichtigt die  eigentlichen  Baukosten,  einschließlich  Expropria- 
tion und  die  unmittelbare  Bauaufsicht,  dann  die  Kosten  der 
Anfertigung  des  Ausführungsprojektes  und  des  speciellen 
Kostenvoranschlages,  sowie  die  Aufnahme  des  Perimeters; 
dagegen  sind  dabei  nicht  in  Anschlag  zu  bringen  irgend 
welche  andere  Präliminarien,  die  Funktionen  von  Behörden, 
Kommissionen  und  Beamtungen  (von  den  Kantonen  laut 
Art.  7  a  des  Wasserbaupolizeigesetzes  zu  bestellende  Organe), 
auch  nicht  Geldbeschaffung  und  Verzinsung. 

Art  5.  Dem  schweizerischen  Departement  des  Innern 
sind  jährliche  Bauprogramme  zur  Genehmigung  einzusenden« 

Art.  6.  Der  Bundesrat  läßt  die  planmäßige  Bauaus- 
fQhrung  und  die  Richtigkeit  der  Arbeits-  und  Kostenausweise 
kontrollieren. 

Die  Kantonsregierung  wird  zu  obigem  Zwecke  dem  Be- 
auftragten des  Bundesrates  die  nötige  Auskunft  und  Hülfe- 
leistung zukommen  lassen. 

Art.  7.  Die  Zusicherung  des  Bundesbeitrages  tritt  erst 
in  Kraft,  nachdem  von  Seiten  des  Kantons  Waadt  die  Aus- 
fllhruDg  dieser  Korrektion  gesichert  sein  wird. 

Für  die  Vprlegung  der  bezüglichen  Ausweise  wird  der 
Regierung  eine  Frist  von  einem  Jahr,  vom  Datum  dieses 
Beschlusses  an  gerechnet,  gesetzt.  Der  Bundesbeitrag  fällt 
dahin,  wenn  der  geforderte  Ausweis  nicht  rechtzeitig  ge- 
leistet wird. 
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Art.  6.  Der  Unterhalt  der  aubventiooierten  Arbeiten 
ist  gemäß  dem  eidgenössischen  Wasserbaupoliseigesetze  vom 
Kanton  Waadt  zu  besorgen  und  vom  Bundesrate  zu  Ober- 
wachen. 

Art.  9.  Dieser  Beschluß  tritt,  als  nicht  allgemein  rer- 
bindlicher  Natur,  sofort  in  Kraft. 

Art.  10.  Der  Bundesrat  ist  mit  der  Vollziehung  des- 
selben beauftragt 

Also  beschlossen  vom  Nationalrate, 

Bern,  den  6.  Juni  1896. 

Der  Präsident:  OallatL 

Der  Protokollführer:  Ringier« 

Also  beschlossen  Tom  Ständerate, 

Bern,  den  10.  Juni  1896. 

Der  Präsident:  HoU. 

Der  Protokollführer:  Wagni^re* 


Der  schweizerische  Bundesrat  beschließt: 
Vollziehung  des  yorstehenden  Bundesbeaehlusses. 

Bern,  den  15.  Juni  1896. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates^ 

Der  Bundespräsident: 

A.  LachenaK 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Blngien 
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Bundesbeschliüi 

betreffend 

Bewilligung  einer  Subvention  an  den  Kanton  Basel- 
Stadt  fOr  die  WeiterfDhrung  des  HQningerkanales 
bis  Basel. 

(Vom  11.  Juni  1896.) 


Die  BundesYersammlung 
der  schweizerischen  Eidgenossenschaft, 

nach  Einsicht  eines  Schreibens  der  Regierung  des  Kan- 
tons Basel-Stadt  vom  18.  März  1896  und  einer  Botschaft  des 
Bundesrates  vom  4.  Mai  1896; 

auf  Grund  des  Art.  23  der  Bundesverfassung, 

beschließt: 

Art.  1.  Der  Bundesrat  wird  ermächtigt,  mit  dem 
deutschen  Reich  auf  Grundlage  des  von  der  Regierung 
von  Basel-Stadt  und  derjenigen  von  Elsaß-Lothringen  am 
18.  Februar  1896  unterzeichneten  Protokolls  bezüglich  der 
Weiterfkihrung  des  Haningerkanales  bis  Basel  einen  Staats- 
vertrag abzuschließen. 

Art.  2.  Dem  Kanton  Basel-Stadt  wird  an  die  Kosten 
der  Weiterftahrung  des  Haningerkanales  bis  Basel  eine  Sub- 
vention von  einer  Million  Franken  zugesichert. 

Art.  3.  Die  Ausbezahlung  der  Subvention  für  die  Er- 
stellung des  Kanals  erfolgt  in  Jahresraten  von  Fr.  200,000, 
beginnend  mit  dem  Jahre  1897. 
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Art.  4.  Das  Ausführongsprojekt  und  der  definitive 
Kostenvoransohlag  bedürfen  der  Genehmigung  des  Bundes- 
rates. 

Art.  5.  Der  Bundesrat  läßt  die  planmäßige  Bauaus- 
führung und  die  Richtigkeit  der  Arbeits-  und  Kostenaas- 
weise kontrollieren.  Die  Kantonsregierung  wird  zu  obigem 
Zwecke  den  Beauftragten  des  Bundesrates  die  nötige  Aus- 
kunft und  Hfllfeleistung  zukommen  lassen. 

Art.  6.  Die  Zusicherung  des  Bundesbeitrages  tritt  erst 
in  Kraft,  nachdem  von  Seiten  des  Kantons  Basel-Stadt  die 
Ausführung  des  Unternehmens  gesichert  sein  wird. 

Für  die  Vorlegung  der  bezüglichen  Ausweise  wird  der 
Regierung  eine  Frist  von  einem  Jahr,  vom  erfolgten  Ver- 
tragsabschluß an  gerechnet,  gesetzt. 

Art.  7.  Der  Unterhalt  des  Kanals  ist  vom  Kanton 
Basel-Stadt  zu  besorgen  und  vom  Bundesrate  zu  überwachen. 

Art.  8.  Dieser  Beschluß  tritt,  als  nicht  allgemein  ver- 
bindlicher Natur,  sofort  in  Kraft. 

Art.  9.  Der  Bundesrat  ist  mit  der  Vollziehung  desselben 
beauftragt. 

Also  beschlossen  vom  Ständerate, 

Bern,  den  3.  Juni  1896. 

Der  Präsident:   Hohl. 

Der  Protokollführer:   Wagnl^re» 

Also  beschlossen  vom  Nationah'ate, 

Bern,  den  11.  Juni  1896. 

Der  Präsident:  Gallatl. 

Der  Protokollführer:   RIngier. 
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Der  schweizerische  Bundesrat  beschließt: 
VollziehuDg  des  vorstehenden  Bandesbeschlosses. 

Bern,  den  15.  Juni  1896. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

A.  LachenaL 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Bingier, 
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fiimdesbescliliiß 


Gewährleistung  einer  Partialrevision  der  Verfassung 
des  Kantons  Uri  vom  6.  Mai  1888  (Zulassung 
der  geheimen  Abstimmung  bei  Gemeindesachen). 


(Vom  17.  Juni  1896.) 


Die  BundeBverBammluDg 
der  schweizerischen  Eildgenossenschaft, 

nach  Einsicht  der  Botschaft  und  des  Antrages  des 
Bundesrates  vom  4.  Juni  1896  betreffend  Ergänzung  des 
Art  19  der  urnerischen  Verfassung  vom  6.  Mai  1888  (re- 
vidiert am  3.  Mai  1891  und  am  1.  Mai  1892); 

in  Betracht: 

daß  die  neue  Verfassungsbestimmung  nichts  enthftit,  was 
den  Vorschriften  der  Bundesverfassung  zuwider  wäre, 

daß  dieselbe  an  der  Landesgemeinde  vom  3.  Mai  1896 
von  der  absoluten  Mehrheit  der  stimmenden  Bürger  ange- 
nommen worden  ist; 

in  Anwendung  von  Art.  6  der  Bundesverfassung, 

beschließt: 

1.  Der  neuen  Bestimmung  des  Art.  19  der  Verfassung 
des  Kantons  Uri  wird  die  Bundesgarantie  erteilt. 
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2.  Der  Bundesrat  ist  mit  der  Vollziehang  dieses  Be- 
schlusses beauftragt 

Also  beschlossen  vom  Stftnderate, 

Bern,  den  12.  Juni  1896. 

Der  Präsident:  HohL 

Der  Protokollflkhrer :  Wagni^re« 

Also  beschlossen  vom  Nationalrate, 

Bern,  den  17.  Juni  1896. 

Der  Präsident:   GallatL 

Der  Protokollführer:  Blngier. 


Der  schweizerische  Bundesrat   beschließt: 
Vollziehung  des  vorstehenden  Bundesbeschlusses. 

Bern,  den  20.  Juni  1896. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

A.  Lachenal. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Binglen 
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Bnndesbesclilnß 

betreffend 

Gewährleistung  einer  Partialrevision  der  Verfassung 
des  Kantons  Glarus  vom  22.  Mai  1887  (Erliebung 
der  Ortsgemeinde  Haslen  zu  einer  eigenen  Wahl- 
gemeinde und  Wahl  des  Staatsanwaltes  und  des 
VerhSrrichters  durch  die  Landsgemeinde). 

(Vom  17.  Juni  1896,) 


Die  Bundesversammlang 
der  schweizerischen  Eidgenossenschaft, 

nach  Einsicht  der  Botschaft  und  des  Antrages  des 
Bundesrates  vom  26.  Mai  1896  betreffend  Änderung  der 
Art.  64  und  35,  Ziffer  8,  der  glarnerischen  Verfassung  vom 
22.  Mai  1887 ; 

in  Betracht: 

daß  die  Neuerungen  nichts  enthalten,  was  den  Vor- 
schriften der  Bundesverfassung  zuwider  wäre, 

daß  dieselben  an  der  Landsgemeinde  vom  10.  Mai  1896 
von  der  absoluten  Mehrheit  der  stimmenden  Bürger  ange- 
nommen worden  sind; 

in  Anwendung  von  Art.  6  der  Bundesverfassung, 

beschließt: 

1.  Den  im  Eingang  erwähnten  Änderungen  der  Art  64 
und  35,  Ziffer  8,  der  Verfassung  des  Kantons  Glarus  wird 
die  Bundesgarantie  erteilt. 
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2.    Der  Bundesrat  ist  mit  der  Vollziehung  dieses  Be- 
schlusses beauftragt. 

Also  beschlossen  vom  Ständerate, 

Bern,  den  9.  Juni  1896. 

Der  Präsident:   Hohl. 

Der  Protokollführer:    Wagni^re. 

Also  beschlossen  vom  Nationalrate, 

Bern,  den  17.  Juni  1896. 

Der  Präsident:   GallatL 

Der  Protokollführer:   Bingier. 


Der  schweizerische  Bundesrat  beschließt: 
Vollziehung  des  vorstehenden  Bundesbeschlusses. 

Bern,  den  20.  Juni  1896. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

A,  LachenaL 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Bingier. 
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Bnndesbeschlnß 

betreffend 

die  Gewährleistung  der  Partialrevision  der  Verfassung 
des  Kantons  Unterwaiden  nid  dem  Wald  vom 
13.  Oktober  1895  (Art.  15  und  86  der  Verfassung 
vom  2.  April  1877). 

(Vom  23.  Juni  1896.) 


Die   Bundesversammlang 
der  schweizerischen  Eidgenossenschaft, 

nach  Einsicht  der  Botschaft  und  des  Antrages  des 
Bundesrates  vom  20.  März  1896; 

in  Betracht: 

daß  die  neuen  Bestimmungen  der  Verfassung  des  Kan- 
tons Unterwaiden  nid  dem  Wald,  Art.  15  (Hypothekaiffesetz- 
gebung  und  Oültenrecht)  und  Art.  86  (Volksrecht  betreffend 
das  Verlangen  einer  Total-  oder  Partialrevision  der  Kantons- 
verfassung), nichts  den  Vorschriften  der  Bundesverfassung 
Zuwiderlaufendes  enthalten, 

daß  sie  in  der  Volksabstimmung  an  der  außerordent- 
lichen Landesgemeinde  vom  13.  Oktober  1895  von  der  abso- 
luten Mehrheit  der  stimmenden  Borger  angenommen  wor- 
den sind; 

in  Anwendung  von  Art.  6  der  Bundesverfassung, 

beschließt: 

1.  Den  erwähnten  Verfassungsbestimmungen  wird  die 
Bundesgarantie  erteilt. 
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2.    Der  Bundesrat  ist   mit   der  Vollziehung  dieses  Be- 
schlusses beauftragt. 

Also  beschlossen  vom  Nationalrate, 

Bern,  den  15.  Juni  1896. 

Der  Präsident:   Gallati. 

Der  Protokollfllhrer:   Rillgier. 

Also  beschlossen  vom  Ständerate, 

Bern,  den  23.  Juni  1896. 

Der  Präsident:   Holil. 

Der  Protokollführer:   Wagniire. 


Der  schweizerische  Bundesrat  beschließt: 
Vollziehung  des  vorstehenden  Bundesbeschlusses. 

Bern,  den  29.  Juni  1896. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

A.  Lachenal. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Bingier. 


-  c^^=^=^3c^^=S^ 


Eldg.  amtL  Samml.  Nene  Folge.  XV.  Bd.  31 
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Bnndesbeschlnß 

betreffend 

die  Verpflegung  der  Truppen  im  Friedensverhältnis. 

(Vom  24.  Juni  1896.) 


Die  Bundesversammluag 
der  schweizerisohea   Eidgenossenschaft, 

nach  Einsicht  einer  Botschaft  des  Bundesrates  Yom 
26.  Mai  1896, 

beschließt: 

Art.  1.  Die  Artikel  159  und  160  des  Verwaltungs- 
reglementes  ftlr  die  schweizerische  Armee  vom  27.  März  1885 
erhalten  folgende  Fassung: 

Art.  159.  Im  Friedensverhältnis  besteht  die  Mund- 
portion aus 

750  Gramm  Brot, 

320        ^        Fleisch, 
oder  aus  Konserven  mit  gleichem  Nahrungswert. 

Art.  160.  Die  Beschaffung  des  OemOses,  des  Salzes 
und  des  Kochholzes  liegt  den  Truppen  in  der  Regel  selbst 
ob.  Hierftlr  wird  in  allen  Schulen  und  Kursen  eine  Ver- 
gütung gewährt,  welche  22  Rp.  per  Mann  und  per  Tag 
beträgt. 

Zu  diesen  Vergütungen  sind  auch  die  Offiziere  be- 
rechtigt, wenn  sie  die  Verpflegung  in  natura  beziehen. 
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Art.  2.  Die  Militärverwaltung  verabfogt  io  allen  Schulen 
und  Kursen  für  diejenigen  Tage ,  an  welchen  Konserven- 
verpflegung stattfindet,  eine  Extrazulage  im  Werte  von 
höchstens  10  Rp.,  oder  10  Rp.  in  bar  pro  Mann  und  pro  Tag. 

Art  3.  Dieser  Beschluß  tritt  als  dringlich  sofort  in  Kraft. 
Der  Bundesrat  wird  mit  der  Vollziehung  beauftragt. 

Also  beschlossen  vom  Ständerate, 

Bern,  den  23.  Juni  1896. 

Der  Präsident:    HohL 

Der  Protokollführer:  Wagnl^re. 

Also  beschlossen  vom  Nationalrate, 

Bern,  den  24.  Juni  1896. 

Der  Präsident:   Gallatl. 

Der  Protokollführer:   BIngier. 


Der  schweizerische  Bundesrat  beschließt: 
Vollziehung  des  vorstehenden  Bundesbeschlusses. 

Bern,  den  25.  Juni  1896. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

A.  Lachenal. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

BIngier. 
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Bimdesbeschlnß 

betreffend 

Umbau   des  südlichen  Hauptgebäudes  der  eidge- 
nössischen Konstrul(tionswerkstätte  in  Thun. 

(Vom  22.  Juni  1896.) 


Die  Bundesversammlung 
der  schweizerischen  Eidgenossenschaft, 

nach  Einsicht  einer  Botschaft  des  Bundesrates  vom 
15,  Mai  1896, 

beschließt: 

Art.  1.  FQr  den  Umbau  des  Hauptgebäudes  der  eid- 
genössischen Konstruktionswerkst&tte  in  Thun  wird  dem 
Bundesrat  ein  Kredit  von  Fr.  197,000  eröffnet,  wovon 
Fr.  98,500  auf  Rechnung  1896  und  Fr.  98,500  auf  Etechnung 
1897  entfallen  sollen. 

Art.  2.  Dieser  Beschluß  tritt,  weil  nicht  allgemein 
verbindlicher  Natur,  sofort  in  Kraft. 

Also  beschlossen  vom  Ständerate, 
Bern,  den  13.  Juni  1896. 

Der  Präsident:  Hohl. 

Der  ProtokoUftihrer:  Wagni^re« 
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Also  besehlossea  vom  Nationalrate, 

Bern,  den  22.  Juni  1896. 

Der  Präsident:   Gallati. 

Der  Protokollführer:  Billgier. 


Der  schweizerische  Bundesrat  beschließt: 
Vollziehung  des  vorstehenden  Bundesbeschlusses. 

Bern,  den  1.  Juli  1896. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

A.  Laclienal. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Bingler. 
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Bundesbeschlnß 

betreffend 

die  Bewilligung  eines  Kredites  für  Erstellung  eines 
Werkstatt-  und  Magazingebäudes  für  das  eid- 
genössische Kriegsdepot  Thun. 

(Vom  24.  Juni  1896.) 


Die    Bundesversammlung 
der  schweizerischen   Eidgenossenschaft, 

nach  Einsicht  einer  Botschaft  des  Bundesrates  vom 
2.  April  1896, 

beschließt: 

Art.  1.  Für  die  Erstellung  eines  Werkstatt-  und 
Magazingebäudes  fQr  das  eidgenössische  Kriegsdepot  Thun, 
und  für  die  Einrichtung  des  alten  Munitionskontrollgebäudes 
zu  einer  Wohnung  für  den  Kriegsdepotverwalter,  sowie  für 
die  Erstellung  von  Anbindvorrichtungen  und  der  Umzäunung 
und  für  Kanalisationsarbeiten,  wird  ein  Kredit  von  Fr.  138,200 
bewilligt. 

Art.  2.  Dieser  Beschluß  tritt,  als  nicht  allgemein  ver- 
bindlicher Natur,  sofort  in  Kraft. 

Art.  3.  Der  Bundesrat  ist  mit  dessen  Vollziehung  be- 
auftragt. 
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Also  beschlossen  vom  Ständerate, 

Bern,  den  18.  Juni  1896. 

Der  Präsident:    HohL 

Der  Protokollführer:    Wagnifere. 

Also  beschlossen  vom  Nationalrate, 

Bern,  den  24.  Juni  1896. 

Der  Präsident:   GallatL 

Der  Protokollführer:  Bingier. 


Der  schweizerische  Bundesrat  beschließt: 
Vollziehung  des  vorstehenden  Bundesbeschlusses. 

Bern,  den  1.  Juli  1896. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

A.  LachenaL 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Bingien 
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Übereinkommen 

zwischen 

der  Schweiz  und  Österreich-Ungarn  betreffend  die 
Anwendung  besonderer  SanitätsmaBnahmen  fOr 
den  Grenzverkehr  und  für  den  Vericehr  Ober  den 
Bodensee  bei  Choleragefahr. 

Abgeschlossen  den  20.  März  1896. 
In  Kraft  mit  4.  Angnst  18%. 


Originaltext. 


Lee  d6l^u68  soussign^s, 
düment  autoris^a  4  concerter 
les  mesures  sanitaires  k  appli- 
quer  au  traflc  des  zones  fron- 
ti^res  et  k  celui  du  lao  de 
CoDstaoce,  sont  convenus  de 
ce  qui  suit: 


I.  Dlspositioiis  g^n^rales. 

Le  präsent  arrangemeot, 
conolu  en  ex^cution  des  dis- 
positions  conteaues  aux  titres 
I,   V,   VI   et  VII,   anoexe  I, 


Übersetznng. 


Die  unterzeichneteo  Dele- 
gierten, welche  mit  gehöriger 
Vollmacht  zur^Vereiabaruog 
voQ  SaDitätsmaßnahmen  für 
"den  Grenzverkehr  und  den 
Verkehr  über  den  Bodensee 
ausgestattet  sind,  haben  fol- 
gendes Übereinkommen  ge- 
troffen : 

L  Allgemeine  Bestim- 
mung. 

Das  vorliegende,  in  An- 
wendung der  Bestimmungen 
von  Titel  I,  V,  VI  und  VII 
der  Anlage  I  zu  der  Dresdener 
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de  la  Convention  sanitaire  de 
Dresde,  du  15  avril  1893,  con- 
cerne  les  mesures  ^  appliquer, 
en  cas  de  chol^ra,  dans  les 
districts  limitrophes  des  deux 
pajs  pour  le  trafic  des  zones 
ironti^res  par  terre,  de  m^me 
que  pour  le  trafic  par  eau. 


IL  Delimitation  de  la  zone 
frontiire  et  deroirs  qni 
Ineombent  aux  antorit^s 
des  districts  flroiiti^res. 

Art.  !•'.  Les  dispositions 
de  la  präsente  Convention 
s'appliquent  aux  territoires 
limitrophes  des  deux  pajs  (j 
compris  les  fleuves  et  les  lacs) 
sur  une  zone  d'une  largeur 
de  dix  kilom^tres  de  chaque 
eöt€  de  la  fronti^re. 

Art.  2.  Seront  appel^s  a 
veiller  sur  Tex^cution  de  ces 
dispositions:  en  Suisse,  les 
gouvernements  des  cantons 
dont  la  zone  fronti^re  emprunte 
le  territoire,  en  Autriche- 
Hongrie,  les  autorit^s  gou- 
vemementales  des  districts. 


Sanitätskonvention  vom  15. 
April  1893  *)  abgeschlossene 
Übereinkommen  bezieht  sich 
auf  die  Maßnahmen,  welche 
in  den  Orenzbezirken  der 
beiden  Länder  bei  Ausbruch 
der  Cholera  zur  Ausfuhrung 
gelangen  sollen  in  ßezug  auf 
den  Grenz  verkehr  zu  Land, 
sowie  in  Bezug  auf  den  Ver- 
kehr zu  Wasser. 

IL     Umschreibung     des 
Grenzgebietes  nnd 

Pflichten  der  Behörden 
desselben. 

Art.  1.  Das  vorliegende 
Übereinkommen  betrifift  die 
beidseitigen  Grenzgebiete  (mit 
Inbegriff  der  Flüsse  und  8een) 
bis  auf  eine  Breite  von  10  Kilo- 
metern, von  der  Grenze  an 
gerechnet. 

Art.  2.  Zur  Ausführung 
der  nachfolgenden  Bestim- 
mungen sind  berufen :  in  der 
Schweiz  die  Regierungen  der- 
jenigen Kantone,  in  deren 
Gebiet  die  Grenzzone  fällt, 
in  Österreich- Ungarn  die  Be- 
zirkshauptmannschaften. 


*)  Siehe  eidg.  Gesetzsammlnsg  n.  F.,  Bd.  XIV,  Seite  187. 
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Art.  3.  Les  autoiit^  mea- 
tioQD^es  k  Tarticle  2  s'informe- 
roDt  r^ciproquementderappa- 
ritioD  du  chol6ra,  dts  que 
celui-ci  aura  ^t^  officiellemeot 
coDStat^,  de  la  marche  de  la 
maladie,  des  mesures  prises 
pour  la  combattre  et  des 
restiictioDS  apport6es  au  trafic 
des  niarchandises  et  k  la  cir- 
culatioD  des  personnes. 


Art.  4.  Les  autoritös  publie- 
roDt,  dans  leur  propre  terri- 
toire,  les  ordonnances  impor- 
tantes  ^mauant  des  autorit^s 
de  i'Etat  voisin,  pour  pr6- 
server  les  habitants  des  incon- 
v^nients  que  pourrait  entraioer 
pour  eux  rignorance  des  me- 
sures de  police  sauitaire  eu 
vigueur  dans  la  zoue  fronti^re 
du  pajs  voisin. 


Art.  5.  Pour  faciliter  Tin- 
formation  r^ciproque  des  auto- 
rit^  fronti^res,  eelles-ci  seront 
tenues  d'aider,  au  taut  que  faire 
se  pourra,  les  fonctionnaires 
sanitaires  du  pays  limitrophe 
d6l6gu68  par  leur  gouverne- 
ment  pour  coostater  sur  place 


Art.  3.  Die  io  Art.  2  ge- 
nannten Behörden  geben  sich 
gegenseitig  Nachricht  von 
dem  Auftreten  der  Cholera, 
sobald  dieselbe  in  ihrem  6e 
biete  amtlich  konstatiert  wor- 
den ist,  von  der  weitern  Aus- 
breitung der  Krankheit,  von 
den  zu  deren  Bekämpfung 
ei^riffenen  Maßnahmen  und 
von  den  Beschränkungen^ 
welche  in  betreff  des  Handels 
und  des  Personenverkehrs  auf- 
gestellt worden  sind. 

Art.  4.  Die  Behörden  ver- 
öffentlichen im  fernem  in 
ihrem  Gebiet  die  wichtigem 
Verordnungen  der  Behörden 
des  Nachbarstaates,  um  da- 
durch die  Bevölkerung  vor 
den  Unannehmlichkeiten  zu 
bewahren,  welche  aus  der 
Nichtkenntuis  der  in  der 
Grenzzone  des  benachbarten 
Landes  angeordneten  sanitäts- 
polizeilichen  Maßnahmen  ent- 
stehen könnten. 

Art.  5.  Im  Interesse  der 
gegenseitigen  Informatioa 
sollen  die  Grenzbehörden  den 
Sanitätsbeamten  des  Nachbar- 
staates, welche  von  der  Re- 
gierung abgesandt  worden 
sind,  um  sich  an  Ort  und 
Stelle  von  dem  Gesundheits- 


Digitized  by  VjOOQIC 


betr.  Sanitätsmaßnahmen  für  den  GieDzverkehr. 


491 


]'6tat  de  sant^  du  dislnct 
voisiD.  Ces  fonctioniiAires, 
pour  reeueillir  les  renseigne- 
nients  voulus,  n'auront  qu'ä 
präsenter  leurs  papiers  de 
l^itimatioD,  en  Suisse  aux 
autorit^  sanitAires  cantonales 
(j  compris  ^les  m^decins 
d^l^guöe*'),  eo  Autriche-Hon- 
grie  aux  autorit^s  gouverne- 
meutales  des  districts. 

IlL  Mesores  concernant 
le  traflc  des  zones  fron- 
tiferes. 

Art.  6.  Dans  les  caa  oü, 
par  Suite  de  difficultds  toutea 
particuliöres,  le  Systeme  de 
prophylaxie  prövu  par  ]a  Con- 
vention de  Dresde  poiirrait 
parattre  insuffisant,  il  pourra 
eueore  ölre  appUqu6  vis-^-vis 
du  district  contamin^  les  me- 
sures  suivantes: 


A.  Trafic  des  mardiandises 

et  des  hagages, 

1.  Peut  ötre  interdite  pour 

une   dur6e  plus    longue   que 

Celle  pr^vue  plus  bas  k  Far- 


zustand  des  benachbarten  Be- 
zirks zu  überzeugen,  so  viel 
als  möglich  an  die  Hand 
gehen.  Diese  Beamten  haben, 
um  die  gewünschte  Auskunft 
zu  erhalten,  bloß  ihre  Legiti- 
mationspapiere vorzuweisen, 
und  zwar  in  der  Schweiz  den 
kantonalen  Sanitätsbehörden 
(mit  Einschluß  der  ^Amts- 
ärzte^), in  Österreich  Ungarn 
denßezirkshauptmannschaften. 

III.  Maßnahmen  hinsicht- 
lich des  Grenzrerkehrs. 

Art.  6.  In  den  Fällen,  in 
welchen  die  an  der  Grenze 
sich  bietenden  ganz  besondern 
Schwierigkeiten  das  in  der 
Dresdener  Sanitätskonvention 
vorgesehene  System  von  Vor- 
kehrungen nicht  als  eine  ge- 
nügende Garantie  für  den 
Schutz  der  öffentlichen  Ge- 
sundheit erscheinen  lassen, 
können  gegenüber  dem  ver- 
seuchten Bezirke  folgende 
weitergehende  Maßnahmen 
ergriffen  werden : 

Ä.  In  Bezug  auf  den  Waren- 
und  Gepäckverkehr, 
1.  Das  Verbot  der  Einfuhr 
a.  von   alten   Kleidern,    ge- 
brauchten Wäschestücken 
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ticle  10,  roais  limit^e  au  plus 
strict  n^cessaire ,  Tintroduc- 
tioo: 

a,  de  vieux  habits,  de  linge 
uaag^  ou  de  pi^ces  de 
literie  ayant  d6j&  servi, 
si  ces  effets  sont  destin^s 
au  commerce; 

b,  de  hardes  et  de  cliiffons 
qui  ne  reutrent  pas  daos 
les  exceptions  pr^vues 
aux  titres  IV,  I,  2  a  et 
6,  anuexe  1,  de  la  Con- 
vention sanitaire  de 
Dresde. 


2.  L'introduction  d'objets 
mobiliers  transport6s  par  suite 
d'un  changement  de  domicile, 
de  paquets  et  de  bagages 
(gros  bagages  et  bagages 
port6«  ä  la  main)  peut  ötre 
restrein te  ä  certains  points 
de  la  fronti^re  pourvus  des 
moyens  de  d^sinfection  n^ces- 
saires. 


En  outre,  on  pourra,  avant 
d'autoriser  Fintroduction  du 
linge  sale,  des  vötements 
usag^  et  des  pi^ces  de  literie 
ayant  d6j&  servi,  exiger,  dans 


und    benutztem   Bettzeug, 
insofern  diese  Gegenstände 
für  den  Handel  bestimmt 
sind, 
6.  von  Lumpen  und  Hadern, 
welche  nicht  unter  die  in 
Titel  IV,  I,   2,  a  und  h, 
der   Anlage  1   der   Dres- 
dener  SanitätskonventioQ 
vorgesehenen  Ausnahmen 
fallen, 
kann  auf  eine  längere  Dauer 
ausgedehnt  werden,  als  weiter 
unten   in  Art.  10   angegeben 
ist;  immerhin  soll  sich  diese 
Ausdehnung  auf  das  unbedingt 
Notwendige  beschränken. 

2.  Die  Einfuhr  von  Über- 
siedlungseffekten (LJmzugs- 
gut),  welche  infolge  eines 
Wohnungswechsels  befördert 
werden,  und  von  Gepäck- 
sendungen, eventuell  auch 
von  Reisegepäck  (Passagier- 
gut und  Handgepäck)  kann 
auf  bestimmte  Eingangs- 
punkte,  welche  mit  den 
nötigen  Desinfeklionseinrich- 
tungen  versehen  sind ,  be- 
schränkt werden. 

Ferner  kann  verlangt  wer- 
den, daß  die  schmutzige 
Wäsche,  die  getragenen 
Kleider  und  das  benutzte 
Bettzeug  unter  allen  Umstän- 
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tous  les  oas,  la  d^infection 
de  ces  effets  selon  1a  m6thode 
prescrite  par  le  gouveroemeot 
inl6re886. 

Les  autorii^s  fronti^red  des 
deux  pays  se  communiqueront 
)a  liste  des  poiots  frooti^res 
ci-dessus  vis^s. 


B,  Circulaiion  des  personnes. 

1 .  Toutes  les  personnes  qui 
passent  la  fronti^re  pourront 
^tre  soumises  &  la  visite  in6* 
dicale  pr^vue  par  la  Conven- 
tion sanitaire  de  Dresde. 

Pour  rendre  possible  ce 
<M)ntröle  et  pour  garantir  en 
inöme  temps  la  ciroulation 
Aux  points  les  plus  importants 
de  la  fronti^re,  il  pourra  de- 
venir  n^cessaire,  selon  le  cas, 
de  limiter  aux  points  les  plus 
fr6queat6s  le  passage  des 
vojageurs  et  de  prohiber  le 
passage  aux  points  intermö- 
diaires. 

Toutefois ,  cette  derni^re 
mesure  ne  pourra  ^tre  prise 
qu'en  cas  de  n6ce8sit6  absolue. 

2.  Toute  personne  venant 
d'un  point  contamin6  pourra 


den  vor  der  Zulassung  zur 
Einfuhr  nach  der  von  der 
Regierung  des  Bestimmungs- 
landes aufgestellten  Vorschrift 
desinfiziert  weiden. 

Die  Grenzbehörden  beider 
Staaten  werden  sich  gegen- 
seitig ein  Verzeichnis  der  oben 
erwähnten  Eingangspunkte 
mitteilen. 

B.  In  Beziig  auf  den 
Pcrso  nenverkehr. 

1.  Sämtliche  die  Grenze 
passierenden  Personen  können 
der  in  der  Dresdener  Sanitäts- 
konvention vorgesehenen  ärzt- 
lichen Besichtigung  unterstellt 
werden. 

Um  die  Durchführung  einer 
derartigen  Kontrolle  zu  er- 
möglichen und  hierdurch  die 
Verkehrsfreiheit  an  den  wich- 
tigsten Punkten  zu  wahren, 
kann  es  nötig  werden,  den 
Personenverkehr  auf  einzelne 
frequentiertere  Grenzüber- 
gänge zu  beschränken  und  die 
zwischenliegenden  abzu- 

sperren. 

Doch  soll  diese  letztere 
Maßregel  nur  im  äußersten 
Notfall  ergriffen  werden. 

2.  Die  aus  einem  ver- 
seuchten    Orte     kommenden 
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^tre  tenue  d'indiquer  Tendroit 
oü  eile  se  read,  afin  d'y  Stre 
soumise  ä,  une  surveillance 
m^dicale  de  5  jours. 


3.  Des  mesures  plus  söv^res 
pourront  ^tre  prises  ä»  T^gard 
des  iodividus  voyageant  eo 
troupes,  tele  que  boh^miens, 
^migrants,  p^lerios,  ouvriers; 
il  en  sera  de  m^me  pour  les 
vagabonds,  les  mendiants  et 
pour  les  personnes  qui  exer- 
cent  un  mutier  interdit  en 
temps  de  chol6ra. 

Si  Tod  a  qiielque  raison  de 
prösumer  que  ces  individus 
arrivent  d'un  distriet  conta- 
min^,  on  ne  les  laissera  passer 
qu'apr^  une  visite  m^dicale 
minutieuse  et  apr^  d^sinfec- 
tion  n^cessaire.  En  möme 
temps,  on  avertira  les  auto- 
ritäs  du  lieu  oü  ils  se  rendent. 


Le  passAge  de  ces  cat6* 
gories  de  voyageurs  pourra 
^tre  limit^  ä  oertaines  stations 
de  la  fronti^re,  et,  si  les  cir- 
constanoes  l'exigent,  il  pourra 
rnöme  6tre  enti^rement  prohib6. 

Toutefois,  oette  mesure  ne 
doit  nullement  entraver  fex^- 


Personen  können  angehalten 
werden,  das  Ziel  ihrer  Reise 
anzugeben,  damit  sie  am  An« 
kunftsorte  einer  fünftägigen 
ärztlichen  Überwachung  un- 
terstellt werden. 

3.  Oegen  gewisse  Kate- 
gorien von  Personen,  welche 
truppweise  reisen,  v\'ie  Zigeu- 
ner, Auswanderer,  Wallfahrer, 
Arbeiter,  können  strengere 
Maßregeln  ergriffen  werden; 
ebenso  gegen  Vagabunden, 
Bettler  und  Personen,  welche 
ein  aus  Anlaß  der  Cholera 
verbotenes  Gewerbebetreiben. 

Wenn  auch  nur  der  Ver- 
dacht vorliegt,  daß  dieselben 
aus  einem  infizierten  Bezirk 
kommen,  so  sind  sie  erst  nach 
einer  genauen  ärztlichen  In- 
spektion und  nach  Dareh- 
führung  der  notwendigen  Des- 
infektionsmaßnabmen,  sowie 
unter  Bonachriohtigung  der 
Polizeibehörde  des  Bestim- 
mungsortes einzulassen. 

Der  Eintritt  solcher  Per- 
sonen kann  auf  bestimmte 
Eingangsstalionen  beschränkt 
oder  unter  Umständen  gänz- 
lich untersagt  werden. 

Durch  diese  Bestimmung 
soll  aber  die  Ausführung  von 
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oution  des  mesures  d'extra- 
dition,  d'expuUioQ  ou  de  th- 
patriement. 

4.  Le  passage  de  la  fron- 
tiöre  poarra  ätre  interdit  ä, 
toute  persoDoe  atteinte  de 
chol^ra  ou  pr^sentant  seule- 
roent  des  sjniptötnes  suspects. 
Les  autorit^s  frontiöres  sigDa- 
leront  ces  cas  aux  autorit^s 
de  la  zoae  fronti^re  voisioe, 
afio  que  ces  derni^res  puissent 
prendre  les  mesures  voulues. 
En  attendant,  elles  donneront 
aux  malades  tous  les  soins 
D^cessaires. 

Art.  7.  Les  dispositions  de 
Tarticle  6  B  (circulation  des 
voyageurs)  ue  sont  pas  appli- 
cables, au  sens  de  la  conveQ- 
tion  de  Dresde,  aux  fonction- 
naires  public»,  aux  employ^s 
des  chemins  de  fer  et  des 
postes,  aiüsi  qu^au  persoonel 
sanitaire,  en  Service,  aßn  de 
ne  pas  les  entraver  dans 
Texercice  de  leurs  fonctions. 

Seront  de  mäme  exempt^es 
de  tout  traitement  pr^veotif 
toutes  les  personnes  qui  ont 
besoin  de  passer  reguliörement 
la  frontifere  pour  leurs  affaires 
ou  pour  cultiver  leui*s  terres. 
Toutefois,    elles    ne    devront 


Maßnahmen  der  Auslieferung, 
der  Ausweisung  oder  der 
Heimtransportierung  in  keiner 
Weise  beeinträchtigt  werden. 
4.  Personen,  welche  cho- 
lerakrank sind  oder  cholera- 
ähnliche  Erscheinungen  dar- 
bieten, kann  das  Überschreiten 
der  Grenze  untersagt  werden. 
Die  Grenzbehörden  zeigen 
derartige  Fälle  den  Verwal- 
tungsbehörden des  nachbar- 
lichen Grenzbezirks  an,  damit 
diese  die  notwendigen  Maß- 
regeln ergreifeu.  Inzwischen 
leisten  erstere  den  erkrankten 
Personen  die  notwendigeHülfe. 

Art.  7.  Die  Bestimmungen 
des  Art.  6  B  (Personenver- 
kehr) beziehen  sich  entspre- 
chend dem  Sinne  der  Dres- 
dener Konvention  nicht  auf 
die  im  Dienst  befindlichen 
öffentlichen  Beamten,  Bahn- 
und  Postbeamten  und  Sanitäts- 
personen, damit  dieselben  un- 
gehindert ihren  Pflichten  nach- 
kommen können. 

Auch  die  Personen,  welche 
zur  Besorgung  ihres  Geschäftes 
oder  zur  Bewirtschaftung  von 
Grundstücken  regelmäßig  die 
Grenze  überschreiten  müssen, 
sind  jeglicher  Präventiv be- 
handlung  enthoben,    voraus- 
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exercer  aucun  mötier  interdit 
eu  temps  de  chol^ra  et  de- 
vront  se  soumettre  aux  r^Ies 
sp6cifiees  k  l'artiole  6  A. 
(Trafic  des  marchandises  et 
des  bagages). 

Art.  B.  Les  autoritös  de 
chaqiie  Etat  pr6viendront  en 
temps  utile  les  autoritös  fron- 
ti^res  de  TEtat  voisin  dans 
le  cas  oü  une  troupe  d'iadi- 
vidus  venant  d'un  territoire 
coDtamiD^  devrait  se  rendre 
sur  le  territoire  de  TEtat 
voisin.  Elles  prendroot  les 
mesures  n^cessaires  pour 
qu'annonce  soit  faite  sans 
d^lai,  aux  autorit^s  fronti^res 
du  pays  voisin,  des  cas  de 
chol6ra  survenus  en  route. 
Pour  le  transport  de  ces 
troupes  en  chemin  de  fer, 
elles  tächeront  de  les  faire 
voyager  dans  des  voitures 
spöeiales  et  86par6es. 


Art.  9.  Les  dispositions 
des  articles  6,  7  et  8  s'ap- 
pliquent  6galement  au  trafic 
par  bateaux  sur  le  lac  de 
Gonstance. 

II  est  aussi  entendu  que 
les  obligatioDS   r^ultant  des 


gesetzt,  daß  sie  kein  wegen 
der  Cholera  verbotenes  Ge- 
werbe treiben  und  sich  auch 
nicht  gegen  die  Yorschriften 
des  Art.  6  Ä  (Waren-  und 
Gepäck  verkehr)  verstoßen. 

Art.  8.  la  dem  Falle,  wo 
aus  einer  infizierten  Gegend 
des  einen  ein  Massen  transport 
nach  dem  Gebiete  des  andern 
Staates  in  Aussicht  genommen 
ist,  werden  die  Behörden  des 
erstem  die  Grenzbehörden 
des  letztern  rechtzeitig  davon 
in  Kenntnis  setzen.  Auch 
werden  sie  dafür  Sorge  tragen, 
daß  von  allfällig  unterwegs 
vorkommenden  Cholera- 

erkrankungen den  Grenz- 
behörden des  Nachbarlandes 
ohne  Verzug  Kenntnis  ge- 
geben wird.  In  den  Fällen, 
in  denen  der  Transport  mittelst 
Eisenbahn  stattfindet,  sollen 
hierzu  nach  Möglichkeit  eigene 
und  abgesonderte  Wagen  be- 
nutzt werden. 

Art.  9.  Die  Bestimmungen 
der  Art.  6,  7  und  8  gelten 
auch  für  den  Schiffsverkehr 
über  den  Bodensee. 

Es  wird  ferner  vereinbart, 
daß  die   in  Art.  1—5  dieses 
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dispositioDs  des  artioles  1  ä  5 
du  präsent  arrangement  seront 
^alement  applicables  aux 
ports  du  lao  de  Constance 
flito^s  4  une  distanoe  de  plus 
de  10  kiiom^tres  de  la  iron- 
ti6re,  d'oü  partent  et  oü  ar- 
rivent  des  navires  faisant  un 
Service  regulier  avec  les  ports 
du  pays  voisin. 

Art.  10.  Dix  jours  apr^ 
la  constatatioii  du  dernier  cas 
de  chol6ra,  les  mesures  prohi- 
bitives  ci-dessus  indiqu6es, 
sauf  Celle  conteoue  ä>  Tartide  6^ 
lettre  ii,  1,  devront  ^tre  rap- 
port^es,  ä  condition,  toutefois, 
■que  les  mesures  de  d^infection 
a^cessaires  aient  6t6  ex6cut6es. 


lY.  Accession  de  la  Prin- 
«ipant^  de  Liechtenstein. 

II  est  r6derv6  au  Gouverne- 
ment de  la  Prinoipaut6  de 
Liechteusteiu  le  droit  d'aec^der 
par  note  au  präsent  arrange- 
ment  qui  lui  sera  communiquö 
par  Jes  soins  du  Ministre  Im- 
p^riai  et  Royal  des  affaires 
<6trang^res. 


Abkommens  enthaltenen  Vor- 
schriften ebenfalls  für  die- 
jenigen Bodenseehäfen  Geltung 
haben  sollen,  welohe  weiter 
als  10  Kilometer  von  der 
Grenze  entfernt  sind,  welche 
aber  mit  Häfen  des  andern 
Landes  in  regelmäßigem 
Schiffsverkehr  stehen. 


Art.  10.  Zehn  Tage  nach 
Konstatierung  des  letzten 
Cholerafalles  sollen  die  oben 
angegebenenSchutzmaSregeln, 
mit  Ausnahme  der  in  Art.  6, 
litt.  Ay  Ziffer  1,  enthaltenen, 
aufgehoben  werden,  immerhin 
unter  der  Voraussetzung,  daß 
die  erforderlichen  Desinfek- 
tionen ausgeführt  worden 
seien. 

lY.  Beitritt  des  FOrsten- 
tnms  Liechtenstein. 

Dem  Fürstentum  Liechten- 
stein wird  das  Recht  einge- 
räumt ,  mittelst  Notifikation 
seinen  Beitritt  zu  dem  gegen- 
wärtigen Übereinkommen, 
welches  ihm  von  dem  k.  und 
k.  Ministerium  des  Äußern 
mitgeteilt  werden  wird,  zu 
erklären. 


Eidg.  amtl  Samml.  Neue  Folge.  XV.  Bd. 
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Le  präsent  arrangement 
entrera  en  vigueur  quatre 
semaines  apr^  qu*il  aura  6t6 
sanctionn^  par  6ohaage  de 
notes  entre  les  OouvernemeDts 
intöress^s  et  cessera  ses  efifets 
bIz  mois  apr^  d^noociation 
faite  par  Tune  des  Parties 
coatractantes. 


Fait  ^  Yienne^  en  double 
6xp6ditioQ,  le  20  mars  1896. 


Pour  la  Suisse: 

Alfred  de  ClaparMe, 

Ministre  de  Suisse. 

Dr.  Schmid, 

Directeur  du  Bureau  sanitaire 
f6d6ral. 

Pour  VAutriche-Hongrie : 

N.  Sztcsen. 

Plason  de  la  Woestyne. 

Dr.  de  Kusy. 

Dr.  Corneille  Chyzer. 

Ebner. 

V.  de  Pet^nyl. 


Das  gegenwärtige  Überein- 
kommen tritt  vier  Wochen, 
nachdem  dasselbe  mittelst 
Notenaustausches*)  zwischen 
den  beteiligten  Regierungen 
ratifiziert  worden  ist,  in  Kraft 
und  erlischt  sechs  Monate  naeh 
erfolgter  Kündigung  seitens 
eines  der  vertragschließenden 
Staaten. 

Geschehen  in  Wien,  in 
doppelter  Ausfertigung,  am 
20.  März  1896. 

Für  die  Schweig: 

Alfred  de  Claparide, 

Schweiz.  Gesandter. 

Dr.  Schmid, 

Direktor  des  Schweiz.  Gesund- 
heitsamtes. 

Für  Österreich-Ungarn: 

N.  Sztcsen. 

Plason  de  la  Woestyne. 

Dr.  de  Kusy. 

Dr.  Corneille  Chyzer. 

Ebner. 

V.  de  Pet6nyi. 


*)  Nachdem  der  vorgesehene  NotenanBtausch  zwischen  dem  k. 
und  k.  Ministeriam  des  Änßem  von  Osterreich -Ungarn  und  dem 
Schweiz«  Gesandten  in  Wien  stattgefanden  hat,  ist  gegenwärtiger 
Vertrag  am  4.  August  1896  in  Kraft  getreten. 
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BnndesrstBbeschlnß 

betreffend 

Abänderung  des  Distanzenzeigers  vom  8.  November 

1889. 

(Vom  31.  Juli  1896.) 


Der  sohweizerisehe  Bundesrat, 

in  weiterer  Ausführung  von  Ziffer  5  seines  Beschlusses 
vom  8.  November  1889  (A.  8.  n.  F.  XI,  373); 

auf  den  Bericht  und  Antrag  seines  Militftrdepartements 
Ober  die  infolge  der  Eröffnung  des  Teilstackes  Ghur-Thusis 
der  Rhätischen  Bahn  veränderten  Verkehrsverhältnisse, 

beschließt: 

1.  Die  Alpenzuschlagstaxe  für  die  Strecke  Reichenau- 
Thusifl  der  Gebirgsrouten  SplQgen  und  Bemhardin  ist  auf- 
gehoben. 

2.  Die  Zuschlagstaxe  auf  den  Gebirgsrouten  SplOgen 
und  Bernhardin  wird  nur  noch  für  die  Route  zwischen  Thusis 
und  Misox  vergütet.  Die  Eilometerzahl  dieser  Route  — 
Ziffer  5,  Tafel  III,  des  Distanzenzeigers  —  f&r  welche  die 
Gebirgszulage  zu  vei^üten  ist,  wird  um  16,  d.  h.  auf  die 
Zahl  von  67  Kilometer  reduziert. 

3.  Demgemäß  wird  keine  Gebirgszulage  mehr  vergütet 
fQr  die  Gemeinden  Booaduz  und  Rhäzüns  im  Bezirk  Imboden, 
sowie  für  sämtliche  Ortschaften  des  Bezirks  Heinzenberg, 
ausgenommen  die  beiden  Gemeinden  Saflen  und  Tenna. 
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4.  Bei  der  Berechnung  der  Gebirgszulage  fbr  sämtliche 
Gemeinden  des  Bezirks  Hinterrhein  ist  von  der  im  Distanzen- 
zeiger angegebenen  Kilometerzahl,  für  welche  die  Gebii^s- 
zulage  zu  vergüten  ist,  zukOnftig  die  Zahl  von  16  Kilometer 
in  Abzug  zu  bringen. 

5.  Die  Distanzen  ftkr  die  Berechnung  der  gewöhnlichen 
Kilometerentschädigung  fttr  sämtliche  durch  diesen  Beschluß 
berührten  Ortschaften  bleiben  unverändert. 

6.  Dieser  Beschluß  tritt  sofort  in  Kraft. 
Bern,  den  31.  Juli  1896. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Vizepräsident: 

Deucher. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Blngier. 
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Bnndesratsbeschluß 

betreflSdnd 

Abänderung  des  Bundesratsbeschlusses  über  die 
Organisation  der  eidgenossischen  MOnzstatte 
(Amtsdauer  des  MOnzl(ommissärs  und  der  beiden 
Essayeurs). 

(Vom  5.  August  1896.) 


Der  schweizerische  Bundesrat, 
auf  den  Antrag  seines  Finanz-  und  Zolldepartements, 
beschließt: 

Art.  1,  zweiter  Absatz,  des  Bundesratsbesohlusses  vom 
20«  Januar  1871  betreffend  die  Organisation  der  eidgenössi- 
schen Münzst&tte  (A.  S.  X,  372)  wird  abgeändert  und  lautet 
nun  wie  folgt: 

Der   Mttnzkommissär    und    die    beiden    Essajeurs 

werden   vom    Bundesrate    ernannt   und   sind  alle  drei 

Jahre   bei   Anlaß  der  allgemeinen   Erneuerungswahlen 

einer  Bestätigung  unterworfen. 

Bern,  den  5.  August  1896. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Vizepräsident: 

Dencher. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Rlngier. 
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Verordnung 

des 

Bundesrates  Ober  die  Bannbezirke  fOr  das 
Hochgebirgswild. 

(Vom  14.  August  1896.) 


Der   sohweizerisohe  Bundesrat, 
auf  den  Antrag  seines  Departements  des  Innern^ 
in  Vollziehung   des   Art.  15   des  Bundesgesetzes  aber 

Jagd  und  Vogelschutz  vom  17.  September  1875*); 

in   Betracht,  daß   die   vierte   Periode  der  fÜnfjAhrigen 

Schonzeit  in  den  Jagdbannbezirken  in  B&tde  abl&uft; 

im  Hinblick  darauf,  daS  nach  Absatz  3  des  erwähnten 

Art.  15  die  Grenzen  der  Freiberge  soweit  als  möglich  einer 

Abänderung  unterworfen  werden  sollen, 

und  nach  Einvernahme  der  sachbezaglichen  Ansichten 

der  beteiligten  Kantone, 

beschließt: 

Art.  1.  Die  in  Art.  15  des  Bundesgesetzes  Ober  Jagd 
und  Vogelschutz  vorgesehenen  Jagd  bannbezirke  werden  vom 
1.  September  1896  an  für  die  Dauer  von  fOnf  Jahren  wie 
folgt  festgesetzt  und  begrenzt: 


*)  Siehe  eidg.  Gesetzsammlong  n.  F.  Bd.  II,  S.  39. 
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L  Kanton  Bern. 

Bezirk  1:  Faulhom. 

(Teilweise  abgeänderter  Bezirk.) 

Grenzen :  Von  der  Einmündung  des  Mühlebaches  in  den 
Brienzersee  bei  Iseltwald  dem  erstem  folgend  bis  zu  dessen 
Ursprung,  von  hier  in  gerader  Linie  über  Punkt  2004  m.  zum 
Sftgisthalsee,  dem  Fußw^  nach  auf  das  Faulhorn,  von  hier 
den  Fußpfad  hinunter  nach  der  Großen  Scheidegg  bis  zum 
Wirtshaus,  von  da  direkt  zur  Wetterhornspitze,  Mittelhorn, 
Rosenhorn,  hinüber  nach  dem  Renfenhom  und  l&ngs  der 
linken  Seite  des  Gauligletschers  bis  zur  Mattenalp  (Punkt 
1936  m.))  von  da  dem  Urbachwasser  entlang  bis  zu  seinem 
Einfluß  in  die  Aare,  welche  die  Grenze  bildet  bis  zum 
Brienzersee,  von  dort  am  linken  Seeufer  entlang  bis  zur 
Mündung  des  Mühlebaches  bei  Iseltwald. 

Bezirk  2:  Klenthal-Suldthal. 

(Unverändert  beibehalten.) 

Grenzen :  Vom  Zusammenfluß  der  Kander  und  des  Suld- 
bachea,  letzterem  folgend  bis  zur  Kreuzung  mit  dem  Fußweg 
nach  der  Sohnecke ;  von  hier  in  östlicher  Richtung  den  Weg 
ins  Snldthal  schneidend  und  am  Nordsaum  des  dortigen 
Waldes  hinauf  in  den  Fußweg  über  den  Grat;  diesem  ent- 
lang in  südöstlicher  Richtung  bis  auf  das  Morgenberghom 
und  weiter,  immer  über  den  Grat,  nach  der  Höchst-Sohwal- 
mern  (2785  m.),  dem  Hohganthorn,  der  Sausegg,  der  Kilch- 
fluh,  dem  Groß-Hundshom  bia  zur  Sefinen-Furgge ;  von  hier 
westlich  dem  Bache  entlang,  der  bei  Bürgli  in  den  Eienbach 
fließt,  sodann  letzterem  folgend  bis  zur  Kander  und  an  den 
Lauf  derselben  sich  haltend  bis  zu  ihrer  Vereinigung  mit  dem 
Suldbach. 


] 
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II.  Kanton  Lnzern. 

Bezirk  Schratten-Rothhorn. 

(Bisheriger  Bezirk   mit   einer  kleinen  Orenzverlegung   beim 
Bezirk  Schratten.) 

a.  SchraUen. 

Grenzen:  Der  Hilfempaß  von  der  ThorbacbbrOcke  bei 
Flühli  bis  da  wo  der  Fußweg  südlich  nach  WildmQselen 
abzweigt,  diesem  entlang  bis  Bächli,  von  da  in  gerader  Linie 
nach  Heftisiten,  dem  Weg  entlang  über  Betenalp,  Tann, 
Steinwang,  Oroß-Imberg,  Gärtlen  bis  an  die  Bernergrenze, 
dieser  nach  bis  EüblisbQhlboden,  von  hier  der  Weg  über 
Sohneebergli,  Schneeberg,  Wäglisejknubel,  Ober-  und  Unter- 
Saffertsberg,  dem  Südelbach  nach  abwärts  bis  zu  dessen 
Einmündung  in  die  Emme  und  dieser  nach  bis  zur  Thor- 
bachbrücke. 

b.  Roihhom, 

(Nur  die  Jagd  auf  Gemsen,  Rehe  und  Murmeltiere  gebannt) 

Grenzen:  Der  Südelbach,  von  dessen  Einmündung  in 
die  Emme  aufwärts  bis  Cnter-Saffertsberg,  der  Weg  von 
hier  über  Ober-Saffertsberg ,  Wägliseyknubel ,  Sohneeberg, 
Schneebergli  bis  zur  Bemergrenze  bei  Eüblisbühlboden,  dieser 
entlang  bis  zur  kleinen  Emme,  der  Emme  nach  bis  zur 
Einmündung  des  Sttdelbaches. 

III.  Kanton  üri^  Unterwalden  ob  nnd  nid  dem  Wald« 

Bezirk  Schloßberg -Titlis. 

(Unverändert  beibehalten.) 

Grenzen:  Von  der  Einmündung  des  Bookibaches  in  die 
Reuß<»  ersterem  folgend  bis  Waldnacht,  längs  dem  Surenen- 
weg  zur  Paßhöhe  (2305  m.);  in  nördlicher  Richtung  auf 
den  Blackenstock   und   über  Schloßstook   zum  Wissigstock. 
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Von  hier  län^  der  Orenze  gegen  Obwalden  bis  Nieder- 
Sorenen,  dem  Aawasser  entlang  abwftrts  bis  zum  Fallenbach 
bei  Wolfenschießen,  diesem  nach  hinauf  in  die  Kernalp  und 
über  die  tiefste  Einsattelung  des  Orftfimattgrates  hinOber  zum 
Ursprung  des  Mehlbaches.  Diesem  Wasserlauf  folgend  bis 
zu  den  Hatten  der  Reißmattalp  und  sodann  dem  Weg  nach 
Ober  Plackenalp,  Orftfimattalp  bis  zu  den  Hütten  der  Stock- 
alp ;  von  hier  direkt  hinunter  zu  dem  unter  dem  Stockwald 
durchfahrenden  Felsband  und  Iftngs  diesem  bis  Fluhalp,  durch 
den  Reistzug  hinab  bis  St.  Niklausen  und  von  da  in  kürzester 
Linie  zur  Melchaa.  Der  Melchaa  entlang  bis  Hugschwendi, 
durch  den  Schwarzgraben  zum  Höhepunkt  2181  m.  (Kriengen), 
von  hier  längs  dem  Tannenband  zur  Hochmatt  (2495  m.), 
durch  den  Graben  hinunter  zur  Eantonsgrenze  bei  Punkt 
2015  ra.  Die  Eantonsgrenze  gegen  Bern  bis  zum  Grassen 
und  von  hier  diejenige  zwischen  Obwalden  und  Uri  bis  zur 
Bftrengrube,  über  Kleln-Spannort,  Z wachten  zur  Krönte, 
hinunter  in  den  Leutschachbach  und  diesem  folgend  zur 
Reuß;  der  Reuß  entlang  bis  zur  Einmündung  des  Bocki- 
baches. 

IT.  Kanton  Schwyz. 

Bezirk  Grieselstock-Bisithai. 

(Unverändert  beibehalten.) 

Grenzen:  Vom  Zusammenfluß  des  Strazlenbaches  und  der 
Muota  ersterm  entlang  aufwärts  bis  auf  den  Pragel,  jenseits 
längs  dem  Horlauibach  bis  zur  Kantonsgrenze  gegen  Glarus, 
dieser  Grenze  nach  auf  den  Bösen  Faulen,  den  Ortstock  zu 
den  Glatten,  zum  Muota bach  und  diesem  folgend  bis  zu 
seiner  Vereinigung  mit  dem  Starzlenbach. 
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Y.  Kanton  Glarns. 

Bezirk  1:  Karpf8tock. 

(Unverändert  beibehalten.) 

Grenzen:  Von  Schwanden  dem  rechtsseitigen  Linthnfer 
entlang  bis  zur  Einmündung  des  Fuhrbaches  in  Thierfehd, 
dann  diesem  Baohe  nach  hinauf  zum  Roßstäfeli  und  zwischen 
diesem  und  den  Hellblanken  auf  das  Scheidstöokli.  Von  hier 
Ober  den  Orat  sadöstlich  auf  die  Ruche  an  der  BOndner- 
grenze,  längs  derselben  auf  den  Hausstock;  dann  in  nörd- 
licher Richtung  aber  den  Mättlenstock  zum  Richetlipaß,  von 
demselben  östlich  zum  dortigen  Zufluß  der  Sernft  und  der- 
selben folgend  bis  Schwanden. 

Bezirk  2:  Giarniecii. 

(Unverändert  beibehalten.) 

i  Grenzen:    Die  Löntsch   von  ihrer  Einmündung  in   die 

Linth  bei  Netstal  bis  zum  Klönthalersee,  das  rechte  Ufer 
des  Klönthalersees  bis  zur  Einmündung  des  Klönbaches,  diesem 
und  der  Richisauer-Klön  nach  bis  zur  Eantonsgrenze  von 
Schwyz  beim  sog.  Gampel.  Die  Eantonsgrenze  von  Gampel 
hinweg  über  Blaubrünneli,  Bösen  Faulen,  Eggstock,  Bützi, 
Bärentritt,  Euloch  bis  zum  Ortstock.  Vom  Ortstock  hinweg 
die  Eantonsgrenze  von  Uri  über  Scheienberg,  Urnerboden 
bis  zum  Fätschbach,  diesem  entlang  bis  zu  seiner  Einmün- 
dung in  die  Linth  und  die  Linth  bis  zur  Einmündung  der 
Löntsch  bei  Netstal. 

YI.  Kanton  Frelbnrg. 

Bezirk  Brenieire. 

(Neuer  Bezirk.) 

Grenzen :  Der  Jaunbach  von  seiner  Einmündung  in  die 
Saane  aufwärts   bis  zum  Einfluß  des  Rio  du  Gros-Mont  bei 
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Praz  Jeao,  diesem  Baoh  folgend  bis  zu  dessen  Quelle  an 
der  Orenze  gegen  Waadt  bei  Perte  k  Bovey,  der  waadtlän- 
dischen  Orenze  folgend  bis  zur  Saane  oberhalb  Montbovon, 
von  hier  der  Saane  nach  abwärts  bis  zur  Mündung  des 
Jaunbaohea. 

TU*  Kanton  Appenzell  Außer-  und  Innerrhoden. 

Bezirk  Säntis. 

(Unverändert  beibehalten.) 

Grenzen :  Vom  Einfluß  der  Berndliquellen  in  den  Weiß- 
bach über  den  Leuenfall  aufwärts  bis  zu  den  erstgenannten 
Quellen,  von  hier  in  gerader  Linie  durch  das  Wasserrinnsal 
hinauf  zum  Lötzelsälplisattel  (1898  m.)  über  Lötzelsälpli 
hinunter  auf  den  Boden  bis  zum  sogenannten  Stüber  in 
Seealp.  Den  Stüber  hinauf  zum  Kreuz  auf  der  Meglisalp, 
dann  über  die  Roßniad  und  dem  Fußweg  entlang,  der  über 
den  großen  Schnee  zur  Säntisspitze  führt.  Von  da  in  gerader 
Richtung  auf  den  Orenzlcopf,  der  St.  Galler  Grenze  nach  bis 
nach  Siebenbrunnen  bei  Gemeinen  Wiesen,  dem  Eräzeren- 
baoh  entlang  bis  zum  Zusammenfluß  mit  dem  Toßbach,  den 
letztern  hinauf  bis  zur  Brücke  beim  Niemandshölzle,  über 
die  Alpliwand  bis  zum  Nußhaldenbord  (1548  m.)  und  von 
da  über  den  Höhenzug  bis  zum  Markstein  an  der  inner- 
rhodischen  Grenze  (1501  m.)-  Von  hier  über  Dorrwies 
(1573  m.)  zum  Signal  Eronberg  (1666  m.))  dem  Eamm 
entlang  bis  Groß-Eenner,  die  Egg  hinunter  bis  zum  Ursprung 
des  Sönderlibaohes,  diesem  nach  hinunter  bis  in  den  Weiß- 
bach und  diesem  entlang  bis  zum  Einfluß  der  Berndliquellen. 

TIIL  Kanton  St  GaUen. 

Bezirk  Churfirsten. 

(Reduzierter  bisheriger  Bezirk.) 

Grenzen:  Der  Serenbach,  bezw.  Berenbach  in  Amden 
vom    Wallensee   bis  zur   Wasserscheide   ^Auf  der   Uöhe^, 
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westlich  von  den  dortigen  Hütten  vorbei  gegen  den  Dürren- 
baeh  und  dieser  selbst  bis  ^Löchli^  oberhalb  Stein.  Von 
Löcbli  ob  Eggen  und  Neuschwendi  vorbei  nsjch  Facbsboden 
und  dem  Waldsaum  entlang  bis  zur  Leistbachb rücke  bei 
Starkenbach  ^  von  da  hinter  den  Wohnhäusern  ob  Bühl 
vorbei,  dem  Waldrand  (Roßweid)  entlang  und  hinter  den 
Wohnhäusern  ob  Hummersboden  vorbei  nach  Kühweid  \  von 
da  der  Waldrand  (Pfrundwald)  abwärts  bis  oberhalb  Espel; 
der  Fußweg  unter  Herrenwald  durch  nach  Egg  und  FrOh- 
weid;  der  Fußweg  oberhalb  Boden  nach  Schwendisee;  die 
Freienalp,  Olbergalp,  Gamperfineralp,  Voralp,  Valspusalp, 
Leue,  Buchserhoch wald ,  Dornen  und  Schwamm  bis  zum 
Tobelbach.  Der  Tobelbach  bis  zu  seinem  Ursprung  und  bis 
zur  Wasserscheide  bei  der  tiefsten  Einsattelung  östlich  vom 
Erummstein;  von  hier  in  gerader  Linie  bis  zur  Alphütte 
von  Malbun-Obersäß  (die  Hütte  inbegriffen);  von  hier  dem 
Fußweg  nach  bis  zum  Bärschnerbach  und  der  letztere  bis 
zur  Tobelplatte  unmittelbar  ob  Bärschis,  dem  Waldsaum 
entlang  unter  dem  ßreitries  und  Kalkries  gegen  BrOsis,  dann 
dem  Wald  entlang  unter  Oasellen  durch  bis  zum  Wydenbaoh, 
resp.  zur  Tobelmühle;  von  hier  ob  den  Heimgütern  dem 
Waldsaum  entlang  bis  zum  Nessibach,  dann  in  gerader  Linie 
nach  dem  Acherbach,  längs  des  Seveler  Waldsaumes,  hinter 
dem  Stollenkopf  durch,  längs  der  von  Tschingeln  abfallenden 
Felswände  bis  zum  Sitzstein,  dann  südwärts  längs  des  Roß- 
tobels  bis  zu  dessen  Ausmündung  bei  den  Marmorbrüchen 
in  den  See.  Von  hier  bildet  das  Seeufer  die  Grenze  bis 
zur  Ausmündung  des  Serenbaches  bei  Betlis  mit  Ausschluß 
jedoch  der  Heimatgüter  von  Quinten,  welche  zwischen  dem 
von  Säls  herkommenden.,  bei  Kleingand  mündenden  Bache 
und  dem  westlich  von  Quinten  mündenden  Bei^bache  liegen. 
Wo  nichts  anderes  gesagt  ist,  sind  die  genannten  Alpen, 
Maienberge  und  Wälder  als  Bestandteile  des  Banngebietes 
zu  betrachten. 
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IX.  Kanton  Granbflnden. 

(Unverändert  beibehaltene  Bezirke.) 

Bezirk  1:  Spadlatscha. 

Grenzen:  Vom  Einfluß  dee  Schaftobelbaehes  in  die 
Albula,  ersterem  entlang  bis  zu  dessen  Verzweigung  unter 
Spi  d^miez;  Ober  diesen  Grat  hinauf  zum  Piz  Michel.  Von 
hier  in  östlicher  Richtung,  immer  der  Wasserscheide  folgend, 
zum  Piz  d^Aela  und  Rugnux  dadains  und  sodann  hinunter 
zum  Bach  Sablunun,  diesem  nach  zur  Albula  und  dem  Laufe 
derselben  entlang  zum  Einfluß  des  Schaftobelbaehes. 

Bezirk  2:  Traversina. 

Grenzen:  Von  Obermutten  aber  Alpsusten  auf  den  Fels- 
kopf ob  Samest^  der  höchsten  Kante  der  dortigen  Felsen 
entlang  bis  zum  Bach,  der  hinter  den  Mais&ßen  Nasch  in 
den  Reischerbach  fließt;  sodann  letzterem  folgend  bis  zum 
Rhein,  diesem  nach  bis  zur  EinmOndung  des  Adasurerbaohes, 
das  Aclasurertobel  hinauf  bis  zum  Fu£weg  nach  Obermutten 
und  diesem  folgend  bis  Obermutten. 

Bezirk  3:  Bernina. 

Grenzen:  Vom  Zusammenfluß  des  Flaz-  und  Roseg- 
baches  unter  Pontresina  dem  ersteren  entlang  aufwärts  bis 
zum  Morteratschgletscher,  der  linken  Seite  desselben  folgend 
zur  Bovalhtttte.  Von  da  dem  Fuß  der  Felsen  nach  zu  Punkt 
2749  m.  und  über  Punkt  3208  m.  zur  Berninaspitze.  Dann 
in  sOdwestlicher  Richtung  längs  der  schweizerisch-italienischen 
Grenze  hin  zur  Fuorcla  (3304  m.),  hinunter  zum  Felsen 
mitten  im  Roseggletscher  (2469  m.),  über  die  Mittelmoräne 
zum  Rosegbach  und  dem  Laufe  desselben  nach  zum  Zu- 
sammenfluß mit  dem  Flazbach. 
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X.  Kanton  Tessln. 

(Neu  begrenzte  Bezirke.) 

Bezirk  1:  Pizzo  Molare. 

Grenzen :  Der  Brenno  von  seiner  Vereinigung  mit  dem 
Tessin  aufwärts  über  Olivone  bis  Casaccia,  von  hier  in  ge- 
rader Linie  auf  den  Predeippaß  und  l&ngs  dem  Ceresobach 
i>ei  Mairengo  hinunter  in  den  Tessin,  diesem  folgend  bis  zum 
Einfluß  des  Brenno. 

Bezirk  2:  Campo  Tencia. 

Grenzen :  Der  Tessin  von  der  Einmündung  des  Tieinetto 
unterhalb  Ghironico,  aufwärts  bis  Rodi  beim  Einfluß  des 
Tremorgiobaches,  diesem  entlang  hinauf  bis  zum  Tremorgiosee, 
auf  den  Campolungopaß  und  den  Piz  Campolungo,  Piz  Ganna, 
Gampo  Tencia  und  Piz  Barone,  von  hier  in  gerader  Linie 
hinunter  auf  die  Alp  Ligu^r  (Ghironico)  und  l&ngs  dem 
Tieinetto  hinunter  in  den  Tessin. 

XI.  Kanton  Waadt. 

Bezirk  Diableret8-Muveran. 

(Neuer  Bezirk.) 

Grenzen:  Von  Gryon  der  Straße  nach  Über  les  Parts, 
le  Soex  ä  TAigle,  Freni^res,  les  Plans  bis  Pont  de  Nant. 
Von  hier  längs  dem  Fußpfad  bis  zur  Fröte  de  Sailles,  die 
Kantonsgrenze  bis  zum  Pillonpaß,  der  Straße  nach  bis  Ormont- 
dessus,  von  hier  längs  dem  Weg  nach  dem  Col  de  la  Croix 
und  hinunter  bis  zur  Gryonne,  diesem  Wasserlauf  nach  hin- 
unter bis  zur  Brücke  la  Barboleusaz  und  von  hier  die  Kan- 
tonsstraße bis  zur  Ortschaft  Gryon. 
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XII.  Kanton  Wallis. 

Bezirk  1:  Mont  Pleureur  und  Mont  Blanc  de  Seilion. 
(Neu  begrenzter  Bezirk.) 

Grenzen:  Dem  Wildbaoh  Gh^naz  von  seiner  Einmündung 
in  die  Dixence  nach  hinauf  bis  zur  Rosa  Blanche,  von  hier 
längs  dem  Wildbaoh,  der  durch  die  Alp  Sevreu  hinunter 
fließt,  in  die  Dranse  gegenüber  Fionnay.  Der  Dranse  folgend 
bis  Grande  Chermontane,  dem  Abfluß  des  Gletschers  von 
Fen^tre  folgend  bis  zum  Gletscher,  und  dessen  westlichem 
Rand  entlang  zur  Grenze  gegen  Italien,  dieser  folgend  bis 
Punkt  3506  m.  beim  Gletscher  Mont  CoUon,  Ober  Petit  Mont 
Collon,  den  Oletscher  Buibez,  Vuignette,  Pigne  d'Arolla  zum 
Gletscher  von  Durand,  längs  dessen  östlichem  Rand  hinunter 
in  die  Dixence  und  dieser  folgend  bis  zur  Einmündung  des 
Wildbaches  Ch^naz. 

Bezirk  2:  Mont  Dolent  und  Col  de  Balme. 

(Neu  begrenzter  Bezirk.) 

Grenzen:  Vom  Kamm  des  Mont  Dolent  östlich  über 
la  Maya  und  N6tiva  in  die  Dranse  de  Ferret  gegenüber  dem 
Weiler  la  Folly ;  längs  dem  linken  Ufer  der  Dranse  hinunter 
bis  Sous  la  Proz,  von  hier  der  Straße  nach  bis  Orsi^res. 
Von  dieser  Ortschaft  dem  Weg  nach  Champex  folgend, 
und  von  da  über  Plan  de  Teau,  la  Guraz,  Bovine  und  la 
Gi^te  zum  Col  de  la  Forclaz.  Von  hier  gerade  hinunter  in 
den  Trient  bei  Gillot,  längs  diesem  bis  zum  Einfluß  der 
Eau  noire;  diesem  Bach  folgend  bis  Barberine  und  von  hier 
längs  der  französischen  Grenze  über  Col  de  Balme,  Aiguille 
de  Tour,  Aiguille  d'Argenti^re  und  Aiguilles  Rouges  zum 
Mont  Dolent. 
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Bezirk  3:  Val  dllliez. 

(Unverändert  beibehalten.) 

Grenzen:  Von  der  Gabelung  der  Tine  and  der  Yi^e 
dem  Laufe  der  letzteren  folgend  bis  auf  den  Gol  de  Coox, 
von  da  in  nördlicher  Richtung  Iftngs  der  schweizerisch-fran- 
zösischen Grenze  bis  zum  Pas  de  Morgins  und  l&ngs  der 
Landstraße  nach  Morgins  und  zur  Tine  und  weiter  bis  zu 
deren  Einmündung  in  die  Vi^ze. 

Art.  2.  Die  Bannbezirke  sind  nach  obigem  Beschrieb 
in  eine  Karte  einzutragen,  welche  von  den  betreffenden 
Kantonsbehörden  den  Jagdbewilligungen  beizulegen  ist. 

Art«  3.  In  den  Bannbezirken  darf  zu  keiner  Zeit  ge- 
jagt werden.  Das  Tragen  von  Schießwaffen  in  denselben 
ist  im  allgemeinen  ohne  nachgewiesene  Berechtigung  unter- 
sagt und  als  Jagdfrevel  zu  bestrafen. 

Von  obigen  Bestimmungen  machen  eine  Ausnahme: 
1.  im  bernischen  Bezirk  Faulhorn  derjenige  Streifen,  der 
zwischen  der  unten  beschriebenen  Grenze  und  dem 
Aarefluß,  resp.  dem  linken  Ufer  des  Brienzersees  liegt 
und  in  welchem  Streifen  die  Niederjagd  vom  1.  Oktober 
bis  15.  Dezember  stattfinden  darf:  Von  Flohli  am 
Urbachwasser  unter  der  Burg  durch  nach  Geißholz, 
von  da  dem  Weg  nach  über  Zwirgischwibbogen  auf 
den  höchsten  Punkt  der  Überlugenfluh ,  dann  den 
Felsen  nach  bis  zum  Wandelbach,  diesem  entlang 
hinunter  bis  zum  untersten  Fall,  von  hier  westlich 
dem  Felsband  nach  bis  zum  Oltschifall  und  Ober  die 
Amtsgrenze,  den  Rieseten  hinweg  zum  Felsband  ani 
dem  Fad  und  längs  demselben  hinunter  und  westlieh 
abbiegend  zu  demjenigen  von  Ober-Ranft  bis  an  dessen 
westliches  Ende,  weiter  an  das  Margelband  anschließend 
quer  abwärts  über  Privatboden  und  Wäldchen  zum 
Flühlti,   dann   zum   Engebad,   obenher  Flücks  Hotel 
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(Hotel  Beau-Site),  dem  alten  Fußweg  folgend  bis  zur 
Brücke  über  den  Gießbach  und  dort  in  den  neuen 
Iseltwald-Pußweg  einmündend.  Diesem  folgend  durch 
das  Unterholz  der  Gemeinde  Brienz  zum  Schnabler 
über  Hohfluh  (709  m.),  Schwand,  Gloten,  Wilzen- 
schwendi,  dem  untern  Saum  der  Hagweiden  entlang 
in  den  alten  Weg  oberhalb  dem  Steinbruchwald  bis 
zur  Häusei^ruppe  Auf  dem  Eis  (808  m.)^  dem  obern 
alten  Fußweg  nach  unter  den  Häusern  beim  soge- 
nannten Twerweg  hindurch  bis  zur  Abzweigung  des 
Alpweges  nach  dem  Witzisboden  und  von  da  abwärts 
in  die  Fahrstraße  Iseltwald-Bönigen  (600  m.)  beim 
Mühlebach  und  diesem  nach  hinunter  in  den  Brienzer- 
see; 
2.  der  luzernisohe  Unterbezirk  Rothhom,  wo  nur  die 
Jagd  auf  Gemsen,  Rehe  und  Murmeltiere  verboten  ist. 

Art.  4.  Die  betreffenden  Kantone  haben  für  jeden 
Bannbezirk,  je  nach  Ausdehnung  desselben,  wenigstens  einen 
bis  drei  Wildhüter  anzustellen,  zu  besolden,  und  denselben, 
soweit  nötig,  zeitweise  Gehülfen  beizugeben. 

Die  Ernennungen  der  Wildhüter  sind  jeweilen  dem 
eidgenössischen  Departement  des  Innern  mitzuteilen« 

Die  Kantone  sind  ermächtigt,  den  Wildhütern  auch  die 
Aufsicht  über  die  Fischgewässer,  welche  in  den  betreffenden 
Bannbezirken  sich  befinden  oder  an  dieselben  angrenzen,  zu 
übertn^en. 

Art.  5.  Die  Kantone  sind  mit  der  Beaufsichtigung  der 
Bannbezirke  im  allgemeinen  und  des  Hutdienstes  im  besondem 
beauftragt  und  haben  am  Ende  jeden  Jahres  dem  eidgenös- 
sischen Departement  des  Innern  einen  diesbezüglichen  Be- 
richt zu  erstatten. 

Art.  6.  Bisherige  Bannbezirke  oder  Teile  solcher,  ftlr 
welche  der  Bann  laut  gegenwärtiger  Verordnung  aufgehoben 
wird,   stehen  infolgedessen   nur  noch   unter  den  allgemein 

Eidg.  amtl.  SammL  Neue  Folge.  XV.  Bd.  -y  u8a  byGoC 
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gültigen  Bestimmungen  des  Jagdgesetzes,  resp.  unter  den- 
jenigen, welche  die  Kantone  gemäß  Art.  10  des  Bundes- 
gesetzes über  Jagd  und  Vogelschutz  festzusetzen  für  gut 
finden. 

Art.  7.  Es  wird  den  betreffenden  Kantonen  anheim« 
gestellt,  je  nach  den  obwaltenden  Verhältnissen,  die  erfordere 
liehen  Maßnahmen  zur  thunlichsten  Erhaltung  des  Jagdwildes 
in  den  zu  öfibenden  Bannbezirken  zu  ergreifen. 

An  der  Bestreitung  der  Kosten  einer  allfällig  fortzu- 
setzenden Wildhut  in  solchen  Bezirken  beteiligt  sich  der 
Bund  nicht  mehr. 

Art.  8.  In  denjenigen  bisherigen  Bannbezirken  und  in 
Teilen  solcher,  welche  auf  weitere  fünf  Jahre  der  Jagd 
geschlossen  bleiben,  kann  im  Interesse  der  Hebung  des 
Wildstandes  ein  Abschuß  alter  Gemsböcke  (nebst  alter  gelter 
Geißen)  und  alter  Auer-  und  Birkhähne  stattfinden,  ferner 
von  Murmeltieren,  wenn  ihr  Schaden  in  Alp  weiden  erheb- 
lich ist.  Der  Abschuß  darf  jedoch  nur  mit  ausdrücklicher 
Bewilligung  des  eidgenössischen  Departements  des  Innern 
und  nur  nach  dessen  speciellen  Vorschriften  geschehen. 

Art.  9.  Durch  gegenwärtige  Verordnung  wird  diejem'ge 
vom  11.  August  1891  (A.  S.  n.  F.  XII,  167)  und  der  Bundes- 
ratsbeschluß  vom  5.  August  1892  (A.  S.  n.  F.  TSt;  1001) 
außer  Kraft  erklärt. 

Bern,  den  14.  August  1896. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

A.  Lachenal. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Bingier. 
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Bnndesratsbeschlnß 

betreffend 

Zusatzbestimmungen  zur  Vollziehungsverordnung  Über 
MaB  und  Gewiclit  und  zur  Anleitung  fUr  die 
schweizerischen  Eichmeister. 

(Vom  21.  August  1896.) 


Der  8oh  w  eizerisoh  e  Bundesrat, 

nach  Einsicht  eines  Berichtes  seines  Departements  des 
Innern  vom  17.  August  1896 ; 

in  Ergänzung  des  Artikels  27  der  Vollziehungsverord- 
nung Ober  Maß  und  Gewicht  vom  22.  Oktober  1875  *)  und 
des  Artikels  16  der  Anleitung  fbr  die  schweizerischen  Eich- 
meister vom  27.  Dezember  1875^, 

beschließt: 

Art  1.  Außer  den  für  den  öffentlichen  Verkehr  ge- 
statteten Gewichten  aus  Messing,  Bronze,  Neusilber  und 
Eisen  dürfen  auch  Gewichte  aus  Glas  verwendet  werden 
und  zwar  in  Größen  von  2  und  1  kg.,  500,  200,  100,  50,  20, 
10  und  5  g.  Diese  Gewichte  sollen  schwach  konische  Form 
haben  und  mit  einem  Knopf  zum  bequemen  Anfassen  ver- 
sehen sein.  Die  Bodenfl&che  soll  eben,  die  Kante  zwischen 
Boden  und  Seitenfläche  abgerundet  sein.  Die  Gewichts- 
bezeichnung ist  auf  der  obern  Fläche  des  Knopfes  einge- 
gossen. Die  gestattete  Abweichung  vom  wahren  Wert  ist 
nach  Art.  29  der  Vollziehungsverordnung  für  die  Gewichte 


*)  Siehe  eidg.  GeBetzsammlnng  d.  F.,  Bd.  I,  Seite  760. 
♦•)      »        »  «  «         ,    I,     .     822. 
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von  2  und  1  kg.  und  500  g.  ^2500,   für  die  kleineren  Ge- 
wichte Vi 000. 

Art.  2.  Die  Abgleichung  der  Gewichte  erfolgt  durch 
Abschleifen  der  Bodeofläche,  welche  aber  nach  dem  Ab- 
schleifen wieder  poliert  werden  soll.  Die  Gewichte  sollen 
so  abgeglichen  werden,  daß  sie  naheza  um  den  Betrag  der 
gestatteten  Fehlergrenze  schwerer  sind  als  das  Probegewicht. 
Das  Mehrgewicht  darf  aber  diesen  Betrag  nicht  überschreiten. 

Art«  3.  Die  Eichzeichen  sind  auf  der  Bodenflache  (zum 
Schutz  gegen  allfälliges  Nachschleifen  derselben)  anzubringen 
und  zwar  mittelst  Sandgebläse  oder  durch  Aufschleifen.  Die 
Gewichte  von  2  kg.  bis  50  g.  sollen  auch  die  Jahreszahl 
der  Eichung  auf  der  Bodenfläche  tragen. 

Art.  4«  Die  Gewichte  dürfen  nicht  mehr  gebraucht 
werden,  sobald  sie  durch  Abnutzung  oder  Beschädigung  eine 
Gewichtsverminderung  bis  auf  das  doppelte  der  in  Art.  29 
der  YoUziehungsverordnung  gestatteten  Fehlergrenze  erlitten 
haben.  Nach  Vorschrift  von  Art.  16  des  Bundesgesetzes 
über  Maß  und  Gewicht  sind  solche  Gewichte,  da  dieselben 
nicht  mehr  berichtigt  werden  können,  zu  konfiszieren  und 
der  zuständigen  Behörde  abzuliefern. 

Art.  5.  Dieser  Beschluß  tritt  sofort  in  Kraft.  Er  wird 
den  Eantonsregierungen  zu  Händen  der  Eichmeister  mitge- 
teilt und  in  die  amtliche  Sammlung  der  Gesetze  und  Ver* 
Ordnungen  der  Eidgenossenschaft  aufgenommen.  • 

Bern,  den  21.  August  1896. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

A,  LachenaL 

Der  L  Vizekanzler: 

Sehatzmann* 
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Bnndesgesetz 

über 

das  Rechnungswesen  der  Eisenbahnen. 

(Vom  27.  März  1896.) 


Die  Bundesv ersammluQg 
der  schweizerischen  Eidgenossenschaft, 

nach  Einsicht  einer  Botschaft  des  Bundesrates  vom 
11.  November  1895, 

beschließt: 

Allgemeine  Bestimmungen. 

Art.  1.  Das  Rechnungswesen  sämtlicher  Eisenbahnen 
in  der  Schweiz  unterliegt  den  Vorschriften  des  gegenwärtigen 
Gesetzes.  Diese  Bestimmung  ßniet,  soweit  nicht  Staats- 
verträge ausdrücklich  andere  Grundsätze  aufstellen,  auch 
Anwendung  auf  die  in  der  Schweiz  gelegenen  Bahnstrecken, 
welche  ausländischen  Unternehmungen  angehören  oder  von 
solchen  betrieben  werden. 

Für  die  Aktiengesellschaften  gelten  außerdem  die  Be- 
stimmungen des  Bundesgesetzes  Ober  das  Obligationenrecht, 
soweit  das  vorliegende  Gesetz  nicht  besondere,  davon  ab- 
weichende Vorschriften  enthält. 

Auf  diejenigen  Linien,  welche  Kantonen  oder  aus- 
ländischen Unternehmungen  angehören,  finden  die  Bestim- 
nriangCQ  der  Art.  11 — 14  des  gegenwärtigen  Gesetzes  keine 
Anwendung. 

Eidg.  amtl.  Samml.  Nene  Folge.   M  XV.  34 
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Art.  2.  Die  Rechnungen  und  Bilanzen  sind  nach  ein- 
heitlichen, vom  Bundesrate  festzusetzenden  Formularen  zu 
erstellen,  auf  31.  Dezember  jeden  Jahres  abzuschließen  und 
dem  Bundesrate  in  einer  von  demselben  zu  bestimmenden 
Frist,  von  den  Aktiengesellschaften  jedenfalls  vor  der  General- 
versammlung der  Aktionäre,  zur  Prüfung  (Art.  15)  und 
Genehmigung  vorzulegen. 

Bei  neuen  Bahnunternehmungen  hat  der  Abschluß  und 
die  Vorlage  der  Rechnungen  erstmals  auf  Ende  desjenigen 
Jahres  stattzufinden,  in  welchem  der  Betrieb  einzelner  Teile 
oder  der  ganzen  Bahn  eröffnet  wurde.  Der  Bundesrat  ist 
indessen  befugt,  auch  schon  während  der  Bauzeit  die  Vor- 
lage von  Rechnungsausweisen  zu  verlangen. 

Art.  3.  Alle  Bahnunlernehmungen  haben  auf  Verlangen 
des  Bundesrates,  gleichzeitig  mit  den  üblichen,  das  ganze 
Netz  umfassenden  Rechnungen  und  Bilanzen,  besondere  Aus- 
weise über  den  Reinertrag  und  das  Anlagekapital  einzelner 
Linien,  welche  nach  den  Konzessionen  besondere  Rückkaufs- 
Objekte  bilden,  zu  erstellen  und  vorzulegen. 

Bilden  die  sämtlichen  Linien  einer  Unternehmung  kon- 
zessionsgemäß ein  untrennbares  Ganzes,  oder  hat  durch  Ver- 
einbarung mit  den  Bundesbehörden  eine  Zusammenfassung 
konzessionsmäßig  getrennter  Linien  zu  einem  einheitlichen 
Rockkaufsobjekte  stattgefunden.,  so  fällt  die  Verpflichtung 
zur  Ausscheidung  des  Reinertrages  und  des  Anlagekapitals 
der  einzelnen  Linien  dahin  und  es  ist  in  diesem  Falle  die 
den  Rückkaufsbestimmungen  entsprechende  Nach  Weisung  des 
Reinertrages  und  des  Anlagekapitals  auf  die  vereinigten  Linien 
als  Ganzes  zu  beschränken. 

Wird  die  Vorlage  der  konzessionsmäßig  ausgeschiedenen 
Rechnungsergebnisse  von  einer  Bahnunternehmung  in  der 
festgesetzten  Frist  (Art.  19)  unterlassen,  so  kann  der  Bundes- 
rat die  in  Art.  18  und  19  vorgesehenen  Maßnahmen  anordnen. 
Überdies  können  die  sämtlichen  Linien  der  Unternehmung  als 
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einheitliches,  untrennbares  Rttckkaufsobjekt  erklärt  werden; 
in  diesem  Falle  gilt  als  nächster  Ruckkaufstermin  der  1.  Mai 
1903  und  als  Rückkaufsentschädigung  der  25fache  durch- 
schnittliche Reinertrag  der  in  Betracht  fallenden  10  Jahre 
oder  das  Anlagekapital  des  ganzen  Netzes;  in  Bezug  auf 
die  spätem  Rückkaufstermine  und  RQckkaufsentschädigungen 
gelten  die  Bestimmungen  derjenigen  Konzession,  welche  die 
größte  Bahn  länge  umfaßt. 

Baurechnung. 

Art.  4.  Der  Bauconto  einer  Eisen bahnunternehmung 
darf  unter  Vorbehalt  der  Bestimmungen  der  Art.  6  und  9 
mit  denjenigen  Kosten  belastet  werden,  welche  vom  Kon- 
zessionsinhaber für  die  Erstellung  oder  den  Erwerb  der 
Bahn  und  die  Beschaffung  des  Betriebsmaterials  aufgewendet 
worden  sind. 

Wird  eine  Bahn  durch  Vertrag  von  einer  andern  Unter- 
nehmung um  einen  Pr«is  erworben,  welcher  geringer  ist, 
als  der  bisherige  Bilanzwert,  so  darf  der  neue  Bilanzwert 
nicht  mehr  als  den  Kaufpreis  betragen;  ist  hingegen  der 
Kaufpreis  höher,  so  darf  der  Ansatz  der  alten  Bilanz  nicht 
überschritten  werden. 

Organisations-  und  Verwaltungskosten,  sowie  Zinse, 
welche  während  des  Baues  einer  Bahn  im  Interesse  der 
Erstellung  und  der  Einrichtung  derselben  erlaufen  sind, 
werden  den  Anlagekosten  beigefügt,  Aktienzinse  jedoch  nur, 
wenn  die  Auszahlung  solcher  gemäß  einer  Vorschlaft  der 
Statuten  oder  gemäß  Vertrag  stattgefunden  hat.  Die  Bau- 
zinse  dürfen  nicht  höher  als  zum  Zinsfuß  der  im  konkreten 
Falle  verwendeten  Kapitalien  berechnet  werden. 

Bei  neu  gebauten  Linien  ist  es  zulässig,  die  Ausgaben 
für  die  Regulierung  und  Eiuschoiterung  der  Oeleise,  soweit 
sie  die  normalen  Unterhaltungskosten  übersteigen,  während 
der  ersten  sechs  Betriebsmonate  auf  Bauconto  zu  tragen. 


Digitized  by  VjOOQIC 


520  Bundesgesetz 

Art.  5.  Nach  Eröffnung  des  Betriebes  dürfen  die  Kosten 
der  Ergänzungs-  und  Neuanlagen  oder  der  Anschaffung  von 
Betriebsmaterial  dem  Bauconto  nur  belastet  werden,  wenn 
dadurch  eine  Vermehrung  oder  wesentliche  Verbesserung  der 
bestehenden  Anlagen  und  Einrichtungen  im  Interesse  des  Be- 
triebes erzielt  wird. 

Ausgaben  fQr  die  Verbesserung  oder  Verstärkung  des 
Oberbaues  dürfen  nicht  auf  Bauconto  getragen  werden. 

Für  die  in  diesem  Artikel  bezeichneten  Arbeiten  oder 
Anschaffungen  ist  die  Anrechnung  von  Oi^anisations-,  Ver- 
waltungs-  und  Bauleitungskosten  nur  so  weit  Kulässig,  als  für 
die  Ausführung  derselben  besondere,  vom  Bahnbetrieb  und 
Unterhalt  unabhängige  Ausgaben  entstehen. 

Art.  6.  Für  beseitigte  oder  untergegangene  Anlagen  und 
Einrichtungen  ist  der  auf  Bauconto  verrechnete  Wert  der 
betreffenden  Objekte  abzuschreiben. 

Treten  an  Stelle  der  abgegangenen  Objekte  neue  An- 
lagen oder  Einrichtungen ,  so  darf  deren  Wert  dem  Bau- 
conto belastet  werden. 

Eine  Abschreibung  vom  Bauconto  für  den  durch  Er- 
neuerung ersetzten  Oberbau  hat  nicht  stattzufinden;  ander- 
seits dürfen  auch  keine  Oberbauerneuerungskosten  auf  den 
Bauconto  gebracht  werden. 

Art.  7.  Für  Transporte,  welche  zu  Bauzwecken  des 
eigenen  Unternehmens  auf  dessen  Linien  erfolgen,  dürfen 
nur  die  Selbstkosten  in  Bauconto  gestellt  werden.  Die  Tarif- 
ansätze für  solche  Transporte  werden  durch  ein  besonderes, 
vom  Bundesrat  zu  genehmigendes  Reglement  bestimmt. 

Auf  Material-  oder  Arbeitslieferungen  zu  Bauzwecken 
des  eigenen  Netzes  ist  die  Anrechnung  von  Gewinnzuschl&gen 
nicht  statthaft. 

Art.  8.  Für  alle  Ergänzungs-  und  Neuanlagen  und  ftlr 
die  Anschaffung  von  Rollmaterial  nach  Eröffnung  des  Betriebea 
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sind  dem  Bundesrate  vor  Auäführung  der  betrefTenden  Ar- 
beiten oder  AuschuIVungen  Projekte  und  Kosten  Voranschläge 
zur  Genehmigung  vorzulegen.  Die  Nichtbeachtung  dieser  Be- 
stimmung hat  zur  Folge,  daß  die  Belastung  des  Bauoontos 
mit  den  betreffenden  Ausgaben  nicht  beansprucht  werden  darf. 

Art.  9.  Folgen (lü  Verwendungen  und  Verluste  dürfen 
nicht  auf  Bauconto  getragen  werden: 

a.  die  QrUndungskosten,  insbesondere  die  Ausgaben  für 
Erwerbung  der  Konzessionen,  die  Kosten  der  Konsti- 
tuierung einer  Gesellschaft  und  die  Verwendungen  auf 
Vorstudien  und  Vorprojekte; 

b.  die  Geldbeschaffungskosten  und  Kursverluste  aller  Art; 
e.  die  Subventionen  oder  Beiträge  an  andere  Eisenbahnen, 

sowie  an  Straßen,  Brücken  und  Gebäude,  welche  außer- 
halb des  eigenen  Bahngebietes  liegen  oder  im  Eigentum 
Dritter  verbleiben,  und  zwar  auch  dann,  wenn  solche 
Werke  von  der  Bahnunternehmung  selbst  auf  eigene 
Kosten  ausgeführt  werden; 

d.  die  aus  Subventionen  k  fonds  perdus  gedeckten  Kosten 
der  Anlagen  und  Einrichtungen; 

e.  die  Kosten  der  Organisation  und  Einrichtung  des  Be- 
triebes ; 

f.  alle  in  diesem  Artikel  nicht  genannten  Verwendungen, 
deren  Verrechnung  auf  Bauconto  nach  den  Bestim- 
mungen dieses  Gesetzes  (Art.  4 — 8)  nicht  zulässig  ist. 

Subventionen  k  fonds  perdus,  welche  eine  Eisenbahn- 
unternehmu)]g  empfangen  hat,  dürfen  von  ihr  nicht  in  die 
Bilanz  aufgenommen  werden. 

Betriebsrechnung.    Emeuerungsfonds.    Amortisation. 

Art.  10.  Die  Rechnungen  der  Eisenbahnunternehmungen 
sollen  alle  auf  das  betreffende  Jahr  entfallenden  Einmihmeu 
und  Ausgaben  umfassen,  auch  wenn  die  Zahlung  noch  nicht 
stattgefunden  hat. 
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Die  Unterhaltung  der  bestehenden  Anlagen  und  Einrich- 
tungen hat  aus  den  laufenden  Betriebseinnahmen  zu  erfolgen. 

Die  Schuldenzinse,  die  gesetzlich  geforderten  Einlagen 
in  den  Erneuerungsfonds,  die  statutarischen  oder  reglemen- 
tarischen Einlagen  in  andere  Fonds,  sowie  die  vorgeschriebenen 
Abschreibungen  und  Amortisationen  sind  alljährlich  unter 
die  Ausgaben  der  Gewinn-  und  Verlustrechnung  zu  setzen, 
auch  wenn  die  Betriebseinnahmen  zur  Bestreitung  derselben 
unzureichend  sind. 

Art.  11.  Für  die  einer  wesentlichen  Abnützung  unter- 
worfenen Anlagen  und  Einrichtungen,  als:  Oberbau,  Roll- 
inaterial,  Mobiliar  und  Gerätschaften,  ist  ein  Errieuerungs- 
fonds  anzulegen;  bei  elektrischen  Bahnen,  Drahtseilbahnen, 
Tramways  u.  s.  w.  ist  die  Anlage  eines  Erneuerungsfonds 
auf  die  an  Stelle  von  Lokomotiven  in  Verwendung  stehenden 
besondern  Betriebsmittel  und  zugehörigen  Einrichtungen  aus- 
zudehnen. 

Die  jährlichen  Einlagen  in  diesen  Fonds  sind  nach  den 
Erstellungs-  und  AnschafTungskosten  und  der  wahrschein- 
lichen Gebrauchsdauer  der  einzelnen  Anlagen  oder  Gegen- 
stände zu  berechnen  und  als  Betriebsausgaben  in  die  Gewinn- 
und  Verlustrechnung  einzustellen. 

Dem  Erneuerungsfonds  werden  keine  Zinsen  gutge- 
schrieben. 

Der  Bestand  des  Erneuerungsfonds  soll  zu  jeder  Zeit 
dem  vollen  Betrage  des  durch  Abnützung  oder  andere  Ein- 
wirkungen entstandenen  materiellen  Minderwertes  aller  in 
Lemma  1  genannten  Anlagen  oder  Gegenstände  entsprechen. 
Der  in  diesem  Sinne  berechnete  Betrag  des  Erneuerungsfonds 
ist  in  die  Passiven  der  Bilanz  aufzunehmen.  Die  Differenz 
zwischen  dem  Sollbetrag  des  Fonds  und  dem  durch  die  Aktiven 
gedeckten  Betrag  desselben  ist  nach  den  Vorschriften  der 
Art.  13  und  14  zu  behandeln. 
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Art.  12.  Die  Beträge  der  jährlichen  Einlagen  in  den 
Erneuerungsfonds  werden  nach  Anhörung  der  Bahnverwal- 
tungen  vom  Bundesrate  festgesetzt.  Die  daherigen  Ansätze 
€ind  gemäß  den  Anordnungen  des  Bundesrates  in  den  Statuten 
oder  in  besondern  Reglementen  näher  zu  bestimmen. 

Der  Erneuerungsfonds  darf  nur  fQr  die  in  den  Statuten 
oder  Reglementen  genannten  Zwecke  verwendet  werden. 
Diese  Zweckbestimmung  unterliegt  der  Genehmigung  des 
Bundesrates. 

Den  Bahnunternehmungen  steht  das  Recht  zu,  gegen 
die  auf  Grund  dieses  Artikels  getroffenen  Anordnungen  des 
Bundesrates  beim  Bundesgerichte  zu  rekurrieren;  für  dieses 
Rekursverfahren  gelten  die  in  Art.  16  enthaltenen  Bestim- 
mungen. 

Art.  13.  Die  in  Art.  11,  Alinea  4,  erwähnten  rück- 
ständigen Einlagen  in  den  Erneuerungsfonds,  sowie  alle 
Posten,  welche  nach  den  Vorschriften  dieses  Gesetzes  nicht 
auf  Bauconto  verrechnet  werden  dürfen  und  keine  realen 
Aktiven  darstellen,  sind  vorübergehend  als  zu  ersetzende 
Posten  in  die  Aktiven  der  Bilanz  einzustellen  und  durch 
Zuschüsse  aus  den  jährlichen  Betriebseinnahmen  zu  tilgen. 

Art.  14.  Der  Bundesrat  wird  nach  Einholung  eines 
Amortisationsplanes  endgültig  bestimmen,  in  welcher  Frist 
und  in  welchen  Beträgen  der  Ersatz  der  zu  tilgenden  Summe 
zu  geschehen  hat.  Dabei  ist  nach  folgenden  Grundsätzen  zu 
verfahren : 

Die  Kursverluste  auf  den  noch  nicht  znrückbezahlten 
Anleihen  sind  während  der  Anleihensdauer  zu  ersetzen. 

Die  in  Art.  9,  litt,  c,  vorgesehenen  Subventionen  oder 
Beiträge  sind  während  der  Konzessionsdauer  in  gleichmäßigen 
Jahresquoteo  zu  amortisieren. 

Für  den  Ersatz  der  übrigen  Posten,  mit  Einschluß  der 
nachzuholenden  Einlagen   in  den  Emeuerungsfonds  und  der 
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Kursverluste  auf  Aktien  und  auf  bereits  zurückbezahlten 
oder  vor  Ablauf  der  Anleihensdauer  konvertierten  Anleihen^ 
werden  die  Fristen  durch  den  Bundesrat  festgesetzt. 

Rechnungsprüfung.    Strafbestimmungen. 

Art.  15.  Der  Bundesrat  hat  zu  prüfen,  ob  die  von  den 
Bahn  Verwaltungen  vorgelegten  Rechnungen  und  Bilanzen 
und  die  speciellen  Ausweise  über  den  Reinertrag  und  das 
Anlagekapital  mit  diesem  Qesetze,  mit  den  Statuten  und 
Reglementen  der  Bahnunternehmungen,  sowie  mit  den  Eon- 
zessionen in  Übereinstimmung  stehen.  Er  kann  zu  diesem 
Zwecke  von  der  gesamten  Geschäftsführung  der  Bahn  Ver- 
waltungen Einsicht  nehmen  und  alle  sonst  nötigen  Erhebungen 
machen  lassen. 

Art.  16.  Wenn  der  Bundesrat  findet,  daß  die  Rech- 
nungen, die  Bilanz  oder  die  konzessionsmäßigen  Ertrags- 
und Kapitalausweise  den  gesetzlichen,  statutarischen  und 
reglementarischen  Vorschriften  oder  den  Eonzessionen  nicht 
entsprechen^  so  trifft  er,  nach  Anhörung  der  Bahnverwaltung^ 
die  nötigen  Verftkguogen. 

Den  Bahnunternehmungen  steht,  mit  Ausnahme  des  in 
Art.  14  vorgesehenen  Falles,  das  Recht  zu,  gegen  die  Ver- 
fügungen des  Bundesrates  innert  30  Tagen,  von  der  Mittei- 
lung derselben  an  gerechnet,  beim  Bundesgerichte  zu  rekur- 
rieren und  diesem  die  streitigen  Gegenstände  zum  endgültigCD 
Entscheide  vorzulegen. 

Diese  Rekurse  sind  nach  dem  für  die  staatsreohtlichen 
Streitigkeiten  vorgeschriebenen  Verfahren  zu  behandeln;  das 
Bundesgericht  entscheidet  in  allen  Fällen,  welche  Partei  die 
durch  Expertisen  veranlaßten  Kosten  zu  tragen  hat. 

Art.  17.  Die  Auszahlung  von  Dividenden  darf  erst 
erfolgen,  nachdem  die  Genehmigung  der  Rechnungen  und 
der  Bilanz  durch  den  Bundesrat  stattgefunden  hat.  Wenn 
indessen  Streitfragen  entstehen,  welche  sich  auf  die  Bestim- 
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rnung  oder  die  Verwendung  des  Reinertrages  beziehen,  so 
soll  der  streitige  Betrug  bis  zum  bundesgerichtlicben  Ent- 
scheide gemäß  den  Anordnungen  des  Bundesrates  in  Reserve 
gestellt  werden. 

Art.  18.  Wenn  eine  Bahn  vorwaltung  sich  säumig  er- 
weist und  die  vorgeschriebenen  Hechnungen,  Bilanzen  und 
sonstigen  Ausweise  auf  erfolgte  Mahnung  hin  nicht  einreicht, 
so  kann  der  Bundesrat  die  nötigen  Erhebungen  auf  Kosten 
der  Bahnunternehmung  vornehmen  lassen. 

Läßt  sich  eine  [Jnternehmung  wiederholt  Versäumnisse 
zu  schulden  kommen  oder  werden  die  Bestimmungen  dieses 
G-esetzes  mißachtet  oder  umgangen,  so  kann  die  fehlbare 
Verwaltung  t)berdies  mit  einer  Geldbuße  bis  auf  zehntausend 
Franken  bestraft  werden.  Die  Beurteilung  unterliegt  der 
Bundesstrafgerichtsbarkeit. 

Außerdem  bleibt  die  Anwendung  des  in  Art.  28  des 
Bundesgesetzes  vom  23.  Dezember  1872  über  den  Bau  und 
Betrieb  der  Eisenbahnen  vorgesehenen  Verfahrens  vorbehalten. 

Art.  19.  Für  diejenigen  Liuien,  welche  nach  den 
Rückkaufs bestimmungen  der  Konzessionen  oder  nach  vertrag- 
licher Vereinbarung  im  Jahre  1903  vom  Bunde  erworben 
werden  können,  sind  die  in  Art.  3  dieses  Gesetzes  vorge- 
sehenen Ausweise  über  den  konzessionsmäßigen  Reinertrag 
und  das  Anlagekapital  der  Jahre  1888  bis  1895  dem  Bundes- 
rate spätestens  bis  Ende  1896  vorzulegen.  Für  die  folgenden 
Jahre  sind  diese  Ausweise  den  üblichen  Jahresrechnungeu  und 
Bilanzen  beizufügen.  Für  andere  Rückkaufstermine  wird  der 
Bundesrat  die  Frist  zur  Eiureichung  der  konzessionsmäßigen 
Rech  nungsn  US  weise  festsetzen. 

Die  Verpflichtung  zur  Vorlage  dieser  Rechnungsausweise 
erstreckt  sich  auch  auf  die  zwischen  der  Ankündigung  des 
Rückkaufs    und  der   Abtretung   der  Bahn  liegende  Periode. 

Der  Bundesrat  ist  berechtigt,  die  Prüfung  und  Geneh- 
migung  der  Rechnungen   und  Bilanzen,   welche  ohne  diese 
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Ausweise  eingereicht  werden,  bis  nach  stattgefundener  Er- 
gänzung der  Vorlagen  zu  verweigern  und  jede  Dividenden- 
zahlung zu  untersagen. 

Ermittelung  des  RUckkaufswertes. 

Art.  20.  Der  Bundesrat  wird  nach  Inkrafttreten  dieses 
Gesetzes  mit  den  Verwaltungen  der  ßahnunternehmungen  in 
Unterhandlung  treten,  um  auf  dem  Wege  gütlicher  Ver- 
ständigung im  Sinne  des  vorliegenden  Qesetzes  die  Beträge 
zu  ermitteln,  welche  für  die  abgelaufene  Zeit  auf  Baurech- 
nung getragen  werden  dürfen  oder  die  dem  Erneueruugsfonds 
gutzuschreiben  sind. 

Ebenso  wird  sich  der  Hundesrat  mit  den  Bahnunter- 
nehmunscen  über  die  Grundsätze  zu  verständigen  suchen, 
nach  welchen  der  Reinertrag  und  das  Anlagekapital  im  Sinne 
der  Konzessionen  festgesetzt  werden  sollen. 

Wird  eine  Verständigung  nicht  erzielt,  so  entscheidet 
der  Bundesrat,  nach  Einsicht  der  vorliegenden  Rechnungen 
uud  Ausweise,  über  die  streitigen  Gegenstände.  Den  Bahn- 
unternehmungen steht  gegen  derartige  Entscheidungen  das 
in  Art.  16  vorgesehene  Recht  des  Rekurses  an  das  Bundes- 
gericht zu. 

Art.  21.  Dem  Bundesgerichte  kommt  die  Entscheidung 
in  allen  denjenigen  Fällen  zu.  fOr  welche  in  den  Rückkaufs- 
hestimmungen  der  Konzessionen  die  schiedsgerichtliche  Er- 
ledigung vorgesehen  ist.  Für  die  daherigen  Streitigkeiten 
gilt  das  in  Abschnitt  II,  Ziffer  1,  des  Bundesgesetzes  über 
die  Organisation  der  Bundesrechtspflege  vorgeschriebene  Ver- 
fahren, wonach  auf  Klage  der  Bahnunternehmung  das  Bundes- 
gericht als  einzige  Instanz  urteilt. 

Die  Bestimmungen  in  den  Konzessionen,  handelnd  von 
der  Aufstellung,  von  Schiedsgerichten  zur  Festsetzung  der 
Rückkaufseutschädigungen  und  Entscheidung  anderer  mit 
dem  Rückkauf  in  Beziehung  stehender  Streitfragen,  werden 
aufschoben. 
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Schlußbestimmungen. 

Art.  22.  In  Abweichung  von  den  Vorschriften  des 
Obiigaiionenrechts  bleiben  die  Rechte,  welche  dem  Bunde 
und  den  Kantonen  in  betreff  der  Stimmberechtiguug  gegen- 
über einzelnen  Eisenbahngesellschaften  zur  Zeit  zustehen, 
gewahrt,  und  es  haben  auch  in  Zukunft  die  Bundesbehörden 
die  Befugnis,  derartige  Verhältnisse  durch  die  Ronzessionen 
oder  bei  der  Prüfung  der  Statuten  oder  der  Verträge  zu 
ordnen  oder  zu  genehmigen. 

Art.  23.  Die  Statuten  der  Bahngesellschaften  sind 
innerhalb  einer  vom  Bundesrate  zu  bestimmenden  Frist  mit 
den  Vorschriften  dieses  Gesetzes  in  Übereinstimmung  zu 
bringen. 

Art.  24.     Das  Bundesgesetz   vom   21.  Dezember  1883    ^\^l^.A^y 
über  das  Rechnungswesen  der  Eisenbahngesellschaften  wird  / 

uufgehoben. 

Die  auf  Grund  des  Gesetzes  von  1883  getroffenen 
Vereinbarungen  über  die  Amortisationen  sind  nach  Maßgabe 
des  gegenwärtigen  Gesetzes  zu  revidieren.  Bei  der  Fest- 
setzung des  neuen  Amortisationsverfahrens  sind  die  Bestim- 
mungen dieses  Gesetzes  über  die  Ergänzung  des  Erneuerungs- 
fonds zu  berücksichtigen.  Im  übrigen  sollen  die  Schluß- 
nahmen des  Bundesrates  über  die  Amortisationen  nicht 
rückwirkend  sein. 

Die  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Gesetzes  finden 
auf  die  nach  Maßgabe  des  Gesetzes  von  1883  revidierten 
und  vom  Bundesrate  genehmigten  Baurechnungen  keine 
rückwirkende  Anwendung. 

Der  Bundesrat  wird  ermächtigt,  bis  zum  Erlasse  eines 
Gesetzes  über  die  Sekundärbahnen  bei  der  Anwendung  des 
gegenwärtigen  Gesetzes  den  Sekundärbahnen  die  thunlichsten 
Erleichterungen  zu  gewähren  und  deren  besondere  Verhält- 
nisse namentlich  bei  Bemessung  der  normalen  Einlagen  in 
den  Erneuerungsfonds,  sowie  bei  der  Amortisation  allfällig 
rückständiger  Einlagen  in  denselben  zu  berücksichtigen. 
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Art.  25.  Der  Bundesrat  wird  beauftragt,  auf  Grundlago 
der  Bestimmungeu  des  Bundesgesetzes  vom  17.  Juni  1814^ 
betreffend  die  Volksabstiminung  über  Bundesgesetze  umi 
Bundesbesch lasse,  die  Bekanntmaehung  dieses  Gesetzes  zu 
veranstalten  und  den  Beginn  der  Wirksamkeit  desselbeu 
festzusetzen. 

Also  beschlossen  vom  Ständerate, 
Bern,  den  26.  März  1896. 

Der  Präsident:  Jordan-Martin. 

Der  Protokollführer:   Schatzmann. 

Also  beschlossen  vom  Nationalrate, 
Bern,  den  27.  März  1896. 

Der  Präsident:   Stockmar. 

Der  ProtokollfLLhrer :   Blngier. 


Der  schweizerische  Bundesrat  beschließt: 

Das  vorstehende,  unterm  1.  April  1896  öffentlich  be- 
kannt gemachte  Bundesgesetz*),  welches  in  der  Volks- 
abstimmung vom  4.  Oktober  1896  angenommen  wurde,  ist 
in  die  eidgenössische  Gesetzsammlung  aufzunehmen  und  tritt 
mit  dem   1.  November  1896  in  Kraft. 

Bern,  den  20.  Oktober  1896. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

A.  Lachenal. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaf): 

Bingier. 


*)  Siehe  Bandesblatt  vom  Jahr  1896,  Band  II,  Seite  733. 
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Beitritt 

der 

britischen  Kolonien  Ascansion  und  St.  Helena  zum 
Weltpostvertrag. 

(Vom  8.  September  1896.) 


Mit  Noten  vom  27.  Juli  und  27.  August  abhio  hat  die 
britische  Oesandtschaft  in  Bern  dem  Bundesrate  den  Beitritt 
der  Kolonien  Äscension  und  St.  Helena  zum  Weltpost vertrag 
(d.  h.  zum  Hanptvertrag,  mit  Ausschluß  der  übrigen  am 
Wiener  Kongreß  abgeschlossenen  Übereinkünfte)  auf  den 
1.  Oktober  1896  zur  Anzeige  gebracht. 

Die  Postbureaux  dieser  Kolonien  werden  die  nämlichen 
Tazäquivalente  beziehen,  wie  sie  für  Großbritannien  zu  Kraft 
bestehen. 

Bern,  den  8.  September  1896. 

Schweiz.  BandeskanzleL 


•^<S><giC>K7>*^- 
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Beitritt 

der 

Südafrikanischen  Republik  zur  Genfer  Konvention  fOr 
die  Verbesserung  des  Loses  der  im  Kriege  ver- 
wundeten Militärs  (Rotes  Kreuz). 

(Vom  2.  Oktober  1896.) 


Unterm  28.  September  1896  ist  die  Südafrikanische 
Republik  der  Geofer  Konventioo  zur  Verbesserung  des  Loses 
der  im  Kriege  verwundeten  Militärs  beigetreten. 

Die  dem  Bundesrate  eingereichte  Beitrittserklärung  lautet 
wie  folgt: 

^Le  soussign6  Monsieur  Beelaerts  van  Blokland,  envoj^ 
extraordinaire  et  ministre  pl6nipotentiaire  de  la  R^publique 
sudafricaino^  en  vertu  des  pouvoirs  sp6ciaux  dout  il  a  6t6  muni 
k  cette  fin  par  son  gouvernement,  d^clare  par  la  präsente, 
d'ordre  de  son  gouvernement,  que  la  R6publique  sudafricaine, 
usant  de  lu  facultö  qui  lui  est  ouverte  par  Tarticle  9  de 
la  Convention  de  Genöve,  du  22  aoüt  1864  (eidg.  Gesetz- 
sammlung, Bd.  VUl,  S.  520),   donne  son  adh6sion  ä  ladiie 
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Convention  pour  Tam^lioration  du  sort  des  militaires  bleas^s 
dans  les  arm^es  en  oampagne  (croix-rouge). 

Fait  ä  la  Haye,  le  28  septembre  1896. 

Beelaerte  yan  Blokland. 


Note.  Die  Genfer  Konvention  (Rotes  Krenz)  besteht  nnnmebr 
swischen  der  Schweiz,  der  Argentinischen  Republik,  Belgien,  Bolivia, 
Bulgarien,  Chili,  dem  Kongostaat,  Danemark,  Deutschland,  Frankreich, 
Griechenland,  Großbritannien,  Italien,  Japan,  Luxemburg,  Monte- 
negro, den  Niederlanden,  Österreich-Ungarn,  Persien,  Peru,  Portugal, 
Rumänien,  Rußland,  Salvador,  Schweden  und  Norwegen,  Serbien, 
Siam,  Spanien,  der  Südafrikanischen  Republik,  der  Türkei,  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  und  den  Vereinigten  Staaten  von 
Venezuela  (32  Staaten). 
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Beitritt  yon  Brasilien 

der  anläßlich  der  Konferenz  der  internationalen  Union 
zum  Schutze  des  gewerblichen  Eigentums  In 
Madrid  am  14.  April  1891  abgeschlossenen 
Übereinkünften. 


Mit  Note  vom  3.  Oktober  1896  hat  die  Gesandtschaft 
der  Vereiuigten  Staaten  von  Brasilien  in  Bern  dem  Bandes- 
rate  die  Ratifikationsurkunde  der  brasiliaai sehen  Regierung 
für  die  vier  von  der  Madrider  Konferenz  für  das  gewerbliche 
Eigentum  genehmigten  Protokolle  überreicht,  nämlich : 

1.  Übereinkunft  betreffend  das  Verbot  falscher  Herkunfts- 
bezeichnungen auf  Waren,  vom  14,  April  1891 
CA.  8.  n.  F.  XII,  1008); 

2.  Übereinkunft  betreffend  die  internationale  Eintragung 
der  Fabrik-  und  Handelsmarken,  vom  14.  April  1891 
(A.  S.  n.  F.  XII,  1015); 

3.  Protokoll  betreffend  Dotation  des  internationalen 
Bureaus  für  gewerbliches  Eigentum,  vom  15.  April  1891 
(Bundesblatt  1891,  111,  187); 

4.  Protokoll  betreffend  die  Auslegung  und  Anwendung 
der  am  20.  März  1883  zu  Paris  zwischen  der  Schweiz, 
Belgien,  Brasilien,  Spanien,  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika,  Frankreich,  Guatemala,  Italien,  Norwegen, 
den  Niederlanden,  Portugal,  Schweden  und  Tunis  abge- 
schlossenen Konvention  (Bundesblatt  1891,   HI,  189). 

Bern,  den  13.  Oktober  1896. 

Schweiz.  Bnndeskanzlei. 
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Yollziehnnggyerordnimg 

zum 

Bundesgesetz  vom  29.  Juni  1888,  betreffend  die 
Erfindungspatente,  revidiert  am  23.  Rllärz  1893. 

(Vom  10.  November  1896.) 


Der  sohweizeriBche   Bundesrat, 

in  Ausführung  der  Art.  15  und  35  des  Bundesgesetzes    Jf  ^(L 
vom  29.  Juni  1888  betreffend  die  Erfindungspatente,  revidiert  ' 

am  23.  März  1893; 

auf  den  Vorschlag  seines  Justiz-  und  PoHzeidepartements 
(Abteilung  fbr  geistiges  Eigentum), 

beschließt: 

I.  Patentgesuehe. 

Art.  1.  Die  Urheber  neuer,  gewerblich  verwertbarer 
Erfindungen,  beziehungsweise  ihre  Rechtsnachfolger,  können 
unter  Beobachtung  der  folgenden  Bestimmungen  Erfindungs- 
patente erlangen. 

Art.  2.  Die  Patentgesuche  mOssen  dem  eidgenössischen 
Amt  für  geistiges  Eigentum  auf  gedruckten,  in  entsprechender 
Weise  ausgefüllten  Formularen  (s.  Beilage)  eingereicht  werden. 
Diese  werden  vom  Amte  unentgeltlich  geliefert. 

Eidg.  amtl.  Samml.  Nene  Folge.  XY.  Bd.  35 
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Ausländische  Patentgesucbe  sind  durch  Yermittlang  vob 
in  der  Schweiz  domizilierten  Vertretern,  welchen  von  dea 
Erfindern  oder  ihren  Rechtsnachfolgern  die  bezügliche  Voll> 
macht  erteilt  worden  ist,  einzureichen  (s.  Art.  11  des  O-e- 
setzes). 

Ghehen  die  Patentgesuche  von  Rechtsnachfolgern  der  Er- 
finder aus,  so  müssen  die  ihre  Rechtsansprüche  beweisende» 
Dokumente  beigelegt  werden. 

Art.  3.  Einem  Gesuch  um  ein  (definitives)  Patent  sind 
beizulegen : 

1.  eine  Beschreibung  der  Erfindung; 

2.  die  zum  Verständnis  der  Beschreibung  erforderlichen 
Zeichnungen ; 

3.  der  Ausweis,  daß  ein  Modell  des  erfundenen  Ghegen- 
Standes  oder  der  Gegenstand  selbst  vorhanden  ist; 

4.  die  Summe  von  Fr.  40  als  Hinterlegungsgebühr  und 
als  erste  Jahresgebühr  des  Patentes; 

5.  im  Falle  der  Vertretung  durch  eine  in  der  Schweiz, 
domizilierte  Drittperson,  die  derselben  vom  Patent- 
bewerber erteilte,  mit  seiner  Unterschrift  versehen» 
Vollmacht ; 

6.  im  Falle,  daß  das  Patent  nicht  zu  Händen  des  Erfin- 
ders nachgesucht  wird,  eine  die  Rechte  des  Rechts- 
nachfolgers beweisende  Erklärung,  welche  entweder 
mit  der  beglaubigten  Unterschrift  des  Erfinders  ver- 
sehen, oder  von  einer  kompetenten  Behörde  oder  einem 
Notar  ausgestellt  sein  muß; 

7.  ein  Verzeichnis  der  eingereichten  Aktenstücke  und 
Gegenstände. 

Wer  seinem  Patentgesuch  den  unter  Ziffer  3  erwähnten 
Ausweis  nicht  beilegt^  hat  nur  auf  ein  provisorisches  Patent 
Anspruch. 

Die  Beschreibung  der  Erfindung  und  die  Zeichnungen 
müssen  in  zwei  Exemplaren  eingereicht  werden. 
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Das  Patentgesuoh  und  die  Beilagen  sind  in  einer  der 
drei  Landeesprachen  abzufassen. 

Art.  4.  Wünscht  ein  Patentinhaber  die  Erteilung  eines 
Zusatzpatentes,  so  muß  er  ein  diesbezügliches  Gesuch  auf 
einem  in  entsprechender  Weise  ausgefüllten  Formular  (siehe 
Beilage)  einreichen,  worin  Titel  und  Nummer  des  Haupt- 
patentes angegeben  sind,  auf  welches  sich  die  zu  patentierende 
Verbesserung  bezieht. 

Diesem  Gesuch  sind  beizuftlgen: 

1.  eine  Beschreibung  der  Verbesserung; 

2.  die  zum  Verständnis  der  Beschreibung  erforderlichen 
Zeichnungen ; 

3.  der  Ausweis,  daß  ein  Modell  der  Verbesserung  vor- 
handen ist; 

4.  die  einmalige  Gebühr  von  Fr.  20; 

5.  ein   Verzeichnis    der    eingereichten    Aktenstücke    und 


Die  Beschreibung  der  Verbesserung  und  die  Zeichnungen 
müssen  in  zwei  Exemplaren  eingereicht  werden. 

Das  Gesuch  für  das  Zusatzpatent  und  die  Beilagen  sind 
in  der  Sprache  des  Gesuches  für  das  Hauptpatent  nebst  Bei- 
lagen abzufassen. 

Der  Patentinhaber  muß   sich  für  das  Zusatzpatent  des    )  \  ^/f/  f^f 
für  das  Hauptpatent  bestellten  Vertreters  bedienen.  » 

Art.  5.  Ein  Patentgesueh  darf  sich  nur  auf  einen 
Hauptgegenstand  mit  den  zu  demselben  gehörenden  Details 
beziehen. 

Der  Titel,  unter  welchem  das  Gesuch  eingereicht  wird, 
muß  den  Erfindungsgegenstand  deutlich  bezeichnen  und  klar 
erkennen  lassen,  daß  derselbe  durch  ein  Modell  darstellbar 
ist.  Der  Gebrauch  von  Phantasiebenennungen  ist  nicht  ge- 
stattet. 
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Jedes  Zasatzpatentgesuch  muß  sieh  auf  die  den  Gegen- 
stand des  Hauptpatentes  bildende  Erfindung  beziehen  und 
unter  dem  Titel  des  letztern  eingereicht  werden. 

Auf  allen  Patentgesuchen  muß  die  wirkliche  und  voll- 
ständige Adresse  der  Patentbewerber  ang^eben  werden. 

Art.  6.  Zur  Wahrung  des  Prioritätsrechtes  für  Erfin- 
dungen, welche  schon  im  Ausland  zur  Patentierung  ange^ 
meldet  wurden,  oder  welche  unter  einem  zeitweiligen  Aus- 
stellungsschutze  stehen,  ist  innerhalb  der  gesetzlich  (Art.  32 
und  33  des  Gesetzes)  oder  durch  Staatsverträge  festgesetzten 
Fristen  die  Einreichung  eines  regetrechlen  Patentgesuches 
erforderlich. 

Der  Patentbewerber  kann  gleichzeitig,  zur  leichtern 
Konstatierung  seiner  Rechte,  sachbezügliche  schriftliche  Be- 
weismittel bleibend  hinterlegen.  Er  kann  auch  im  Gesuchs- 
formular im  einen  Falle  den  Staat,  bei  welchem  die  erste 
Patentanmeldung  stattfand,  und  deren  Datum,  bezw.  das- 
jenige der  Patenterteilung  angeben,  im  andern  Falle  die 
Ausstellung  und  das  Zulassungsdatum  für  den  Erfindungs- 
gegenstand. 

Art.  7.  Die  Beschreibung  der  Erfindung  muß  der  Be- 
dingung, daß  deren  Gegenstand  durch  ein  Modell  darstell- 
bar sein  muß,  Rechnung  tragen,  die  Einheit  der  Erfindung 
wahren,  die  Tragweite  des  Patentes  unzweideutig  klarlegen 
und  übersichtlich  geordnet,  sowie  für  wissenschaftlich  ge- 
bildete Techniker,  bezw.  auch  für  Specialisten  leicht  ver- 
ständlich abgefaßt  werden. 

Am  Schluß  der  Beschreibung  ist  eine  gedrängte  und 
übersichtliche  Darlegung  der  als  mehr  oder  weniger  wesent- 
lich erachteten  Merkmale  der  Erfindung  zu  geben  (Patent- 
anspruch, bezw.  Patentansprüche).  Wenn  bei  Hauptpatenten 
zu  einer  solchen  Darlegung  mehrere  Patentansprüche  auf- 
gestellt werden,  so  muß  das  hauptsächliche  Wesen  der  Er- 
findung doch    schon   im   ersten    derselben   (Hauptanspruch) 
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zum  Ausdruck  gelangen;  die  übrigen  Patentansprüche  sind 
diesem  Hauptanspruch  unterzuordnen  (UnteransprQche).  Die 
Patentansprüche  von  Zusatzpatenten  sind  in  der  Form  von 
Unteransprüchen  der  zugehörigen  Hauptpatente  abzufassen. 
Unteransprüohe  dürfen  sich  auf  beliebig  viele  beschriebene, 
zum  Hauptgegenstand  gehörende  Einzelheiten  beziehen. 

Die  Beschreibung  muß  mit  leserlicher  Schrift  in  unver- 
wischbarer Tinte  oder  Druckfarbe  auf  Papier  vom  Format 
33  auf  21  Centimeter  abgefaßt  werden. 

Art.  8.  Die  Zeichnungen  müssen  auf  Blättern  von  einem 
der  drei  folgenden  Formate  ausgeführt  werden: 

33  Centimeter  Höhe  auf  21  Centimeter  Breite, 

33  „  ^       ^    63  ^  ^ 

Das  kleinste  Format  ist  zu  benützen,  wenn  ein  Blatt 
desselben  zur  Aufnahme  der  zum  Verständnis  erforderlichen 
Figuren  der  Zeichnung  hinreicht;  ist  dies  nicht  der  Fall,  so 
soll,  eventuell  neben  einem  Blatt  kleinsten  Formates,  das 
mittlere  Format  benutzt  werden.  Des  größten  Formates 
soll  man  sich  nur  bedienen,  wenn  es  die  Natur  des  darzu- 
stellenden  Gegenstandes  erfordert. 

Der  für  die  Zeichnungen  angewandte  Maßstab  ist  groß 
genug  zu  wählen,  um  den  Gegenstand  der  Erfindung  in  einer 
auf  zwei  Drittel  reduzierten  Reproduktion  genau  erkennen 
zu  lassen;  er  soll  jedoch  nicht  unnötig  groß  gewählt  werden; 
wird  der  Maßstab  auf  der  Zeichnung  angegeben,  so  soll  es 
graphisch,  auf  Grundlage  des  metrischen  Systems  geschehen. 

Jede  Zeichnung  muß  mit  einfachen,  2  Centimeter  vom 
Blattrand  gezogenen  Linien  eingefaßt  werden. 

Die  Zeichnungsblätter  sollen  folgende  schriftliche  An- 
gaben enthalten:  In  der  Ecke  links  oben  den  Namen  des 
Patentbewerbers  und  das  Datum  der  Gesuchstellung,  in  der 
Ecke  rechts  oben  die  Anzahl  der  Zeichnungsblätter  und  die 
Ordnungsnummer  jedes  einzelnen,  in  der  Ecke  rechts  unten 
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die  Unterschrift  desjenigen,  der  das  Gheanoh  einreicht,  sei  es 
der  Erfinder  selbst  oder  sein  Vertreter. 

Die  Zeichnungen  dürfen  keine  schriftliche  Erklärung  der 
Erfindung  enthalten. 

Dasjenige  Zeichnungsexemplar,  welches  für  photogra- 
phische  Reproduktion  dienen  soll,  muß  auf  starkem,  glattem 
und  weißem  Zeichenpapier  angefertigt  werden  und  darf  weder 
farbige  Linien  noch  Töne  erhalten;  alle  Linien  müssen  mit 
ganz  schwarzer  Tusche  scharf  ausgezogen  werden.  Die 
Behandlung  der  Zeichnung  muß  eine  kunstgerechte  sein. 
Schrafien  zur  Bezeichnung  der  Schnitte  und  zur  Hervor- 
hebung gerundeter  Formen  dürfen  nicht  ineinander  über- 
gehen; Schattierungen  durch  Schrafien  sind  auf  das  Not- 
wendigste zu  beschränken. 

Überweisungsbuchstaben  und  Ziffern  müssen  kräftig  und 
deutlich  geschrieben  werden;  sie  sollen  nicht  weniger  als 
3  Millimeter  hoch  sein  und  den  Typen  der  Antiqua  ent- 
sprechen. Zur  Bezeichnung  gleicher  Konstruktionsteile  in 
verschiedenen  Ansichten  müssen  stets  gleiche  Zeichen  ver- 
wendet werden.  Es  wird  empfohlen,  in  komplizierten 
Zeichnungen  die  Zeichen  außerhalb  der  Umrisse  zu  setzen 
und  durch  Haarstriche  mit  den  zugehörigen  Konstruktions- 
teilen zu  verbinden. 

Das  zweite  Zeichnungsexemplar  soll  aus  einer  sorgßLltig 
ausgeitkhrten  Leinwandpause  des  ersten  bestehen ;  es  darf  in 
Farben  gehalten  sein. 

Die  Zeichnungen  dürfen  weder  gefaltet  noch  gerollt 
werden;  sie  sind  so  zu  verpacken,  daß  sie  ganz  flach  und 
unzerknittert  an  das  eidgenössische  Amt  gelangen. 

Art.  9.  Der  Betrag  aller  in  vorliegender  Verordnung 
vorgesehenen  Gebühren  muß  dem  eidgenössischen  Amt  für 
geistiges  Eigentum  per  Postmandat  eingesandt  werden,  wenn 
der  Patentbewerber  oder  sein  Vertreter  nicht  vorzieht,  die 
Bezahlung  persönlich  auf  dem  Amte  zu  leisten.  In  jedem 
Falle  ist  ihm  eine  Empfangsbescheinigung  auszustellen. 
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Art.  10.  Binem  in  der  Schweiz  Diedergelassenen  Patent- 
bewerber, weleher  nachweisbar  unvermögend  ist,  kann  für 
die  drei  ersten  JahresgebQhren  Stundung  bis  zum  Beginn 
des  vierten  Jahres  gewährt  werden.  Wenn  er  alsdann  seine 
Erfindung  fallen  läßt,  so  werden  ihm  die  verfallenen  Ge- 
bühren erlassen  (s.  Art.  8  des  Gesetzes). 

Einem  Stundungsbegehren,  welches  erst  nach  der  Ein- 
tragung des  Patentes  eingereicht  wird,  kann  nicht  entsprochen 
werden. 

Die  Einbezahlung  einer  oder  mehrerer  der  gestundeten 
Jahresgebühren  hat  die  Aufhebung  der  Stundung  zur  Folge. 
Die  gleiche  Wirkung  hat  in  der  Regel  die  Eintragung  einer 
den  Besitz  oder  den  Genuß  des  Patentes  betreffenden  Änderung. 

Art.  11.  Alle  auf  einer  inländischen  Poststelle  aufge- 
gebenen, an  das  eidgenössische  Amt  für  geistiges  Eigentum 
adressierten  Sendungen  werden,  insofern  auf  denselben  die 
Aufgabezeit  postamtlich  beglaubigt  ist,  vom  Amte  so  ange- 
sehen und  behandelt,  als  hätte  es  dieselben  zu  jener  Zeit 
empfangen. 

(Die  Poststellen  sind  gehalten,  obige  Beglaubigung  auf 
allen  eingeschriebenen  Sendungen  an  das  eidgenössische  Amt 
vorzunehmen,  fOr  welche  bei  der  Aufgabe  eine  Empfangs- 
bescheinigung verlangt  wird.) 

Art.  12.  Ist  eine  Frist  nach  Monaten  oder  nach  Jahren 
bestimmt,  so  endigt  sie  an  demjenigen  Tage  der  durch 
seine  Zahl  dem  Tage  entspricht,  mit  welchem  sie  zu  laufen 
beginnt.  Fehlt  dieser  Tag  in  dem  letzten  Monat,  so  endigt 
die  Frist  mit  dem  letzten  Tage  dieses  Monats.  Es  findet 
keine  Fristverlängerung  statt  aus  dem  Grunde,  daß  der  Ver- 
falltag auf  einen  Sonn-  oder  Feiertag  fällt. 


JÜO^l/^ 


IL  Beweis  der  Modellexistenz. 

Art.  13.   Der  Beweis  betreffend  das  Vorhandensein  eines 
Modells  wird  erbracht: 
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a.  durch  Einreichung  derjenigen  Modelle,  deren  bleibende 
Hinterlegung  obligatorisoh  ist,  beim  eidgenOsBisohen  Amt 
für  gelBtigea  Eigentum; 

b.  durch  bleibende  Hinterlegung  beim  eidgenössischen  Amt 
von  das  Wesen  der  Erfindung  klar  und  vollständig 
darstellenden  Photographien  solcher  Erflndungsmodelle, 
deren  bleibende  Hinterlegung  nicht  obligatorisch  ist; 

c.  durch  Einreichung  derjenigen  Modelle,  welche  weder 
selbst,  noch  in  Photographie  bleibend  hinterlegt  werden, 
beziehungsweise  ausreichender  photographischer  Auf- 
nahmen derselben,  beim  eidgenössischen  Amt  zum  Be- 
huf amtlicher  Vergleichung  mit  den  die  Paten^esuche 
begleitenden  Darlegungen  der  Erfindungen. 

Mit  Einwilligung  des  Amtes  kann  von  der  Ein- 
reichung der  Modelle  dieser  Kategorie  Umgang  ge- 
nommen werden;  in  diesem  Falle  genügt  es  und  ist 
der  Einreichung  in  jeder  Beziehung  äquivalent,  wenn 
sie  einem  Experten  des  Amtes  an  einem  dritten  Orte 
des  Inlandes  zur  Verf&gung  gestellt  werden ;  auf  Photo- 
graphien als  ausschließliche  Beweismittel  hat  diese  Be- 
stimmung nicht  Bezug. 

Wenn  das  Amt  findet,  daß  die  Natur  des  Erfindungs- 
gegenstandes die  Vergleichung  durch  dessen  Organe  erfordert, 
so  ist  die  unter  b  erwähnte  bleibende  Hinterlegung  der 
Photographien  nicht  statthaft.  Oegen  einen  bezüglichen  Ent* 
scheid  des  Amtes  ist  keine  Berufung  zulässig. 

Das  Amt  hält  die  gemäß  a  und  b  bleibend  hinterlegten 
Beweismittel  zur  Verfügung  der  Gerichte. 

Art  14.  Die  bleibende  Hinterlegung  der  Modelle  ist 
obligatorisch : 

a.  far  Erfindungen  betreffend  Taschenuhren  und  deren 
Bestandteile ; 

b.  fQr  Erfindungen  im  Gebiete  der  Handfeuerwaffen; 
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€,  fbr  Erfindungen,   welche  wesentlich  durch  schwer  zu 
identifizierende  Stoffe  oder  Sloff^erbindungen,  aus  denen 
der  Erflndungsgegenstand  ganz  oder  teilweise  besteht, 
gekennzeichnet  sind; 
d.  fdr  Erfindungen,  deren  Gegenstand  ganz  oder  teilweise 
durch  Eigenschaften  gekennzeichnet  wird,  welche  nur 
mit  außerordentlichen  Httlfsmitteln  nachgewiesen  werden 
können. 
Das    eidgenössische    Amt   hat    zu    bestimmen,    welche 
Modelle  in  die  beiden  letztgenannten  Kategorien  gehören. 

Der  Bundesrat  behält  sich  vor,  auch  fllr  andere  Er- 
findungen die  bleibende  Hinterlegung  der  Modelle  zu  fordern, 
falls  gemachte  Erfahrungen  die  Nützlichkeit  einer  solchen 
Maßregel  darthuo. 

Art.  15.  Die  Modelle,  beziehungsweise  Photographien 
sind,  mit  nachstehend  aufgezählten  Angaben  versehen,  ein- 
zureichen : 

a.  mit  der  Adresse  des  Bewerbers; 
6.  mit  einer  jeden  Zweifel  über  die  Zugehörigkeit  zu  dem 
betreffenden  Patente  ausschließenden  Bezeichnung  (Ge- 
suchsnummer, Patentnummer  oder  ein  Äquivalent); 
c.  mit  der  Anzahl  und  den  Ordnungsnummern  der  Stücke. 

Das  die  eingereichten  Modelle,  beziehungsweise  Photo- 
graphien betreffende  Umwandlungsgesuch  muß  dieselben  An- 
gaben enthalten  und  zudem  über  folgende  Punkte  Aufschluß 
geben : 

a.  über  die  Art  der  Verpackung  der  Beweismittel; 
h,  über  die  beabsiohtigte  Art  der  Beweisleistung; 
c,  bei  Beweisleistung  gemäß  Art.  13  c,  1.  Absatz,  über 
die  allfällige  Einsendung  der  VergleiohungsgebOhr  (siehe 
Art.  19). 
Die  Photc^raphien  müssen  unterschrieben  werden.    Ihr 
Format,   beziehungsweise  dasjenige   der  Blätter,   auf  denen 
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sie  aufgeklebt  sind,  soll  33/21  Geniiineter  betragen;  grö&ere 
Photographiea  mUssen  auf  dieses  Format  zusammengefaltet 
werden;  die  Blätter  sollen  sich  ohne  Schwierigkeit  glatt 
falten  lassen. 

Das  die  Modelle  an  drittem  Orte  des  Inlandes  zur  Ver- 
fügung des  Amtes  stellende  Umwandlungsgesuch  muß  an* 
geben : 

a.  ob   nebeo  Modellen  auch   Photographien   als  Beweis- 
mittel dienen  sollen; 
h,  die   Liste  der  als   Beweismittel   angegebenen  Gegen- 
stände; 
c.  den  Betrag  der  allftlUig  gleichzeitig  eingesandten  Deckung 
für  Gebühr  und  Expertisekosten  (s.  Art.  19). 

Ein  Gesuch  dieser  Art,  welches  den  Ort  nicht  angiebt, 
wo  die  Beweismittel  zur  Verfügung  stehen,  wird  nicht  be- 
rücksichtigt. 

Art.  16.  Über  den  Modellausweis  wird  ein  Protokoll  iQ 
zwei  Doppeln  ausgefertigt,  von  denen  das  eine  dem  Akteo- 
hefte  des  Patentes  einzuverleiben,  das  andere  dem  Gesuch- 
steiler  auszuhändigen  ist. 

Das  eidgenössische  Amt  besorgt  die  in  Art.  13  c  vor- 
gesehene VergleichuDg  durch  seine  Organe,  eventuell  durch 
eiuen  beigezogenen  Sachverständigeo.  Die  Vergleichung  er- 
streckt sich  auf  Prüfung  der  Übereiustimmung  der  einge- 
reichten, beziehungsweise  zur  Verfügung  gestellten  Gegen- 
stände mit  der  Darlegung  der  Erfindung  gemäß  Inhalt  und 
Bedeutung  des  Patentanspruches  oder  der  Patentansprüche. 
Dienen  Photographien  als  Beweismittel,  so  wird  auch  unter- 
sucht, ob  deren  Aufnahme  nach  der  Natur  stattgefunden  hat. 

Ergeben  sich  Zweifel  über  die  Grundlage  der  photo- 
graphischen Aufnahmen,  ist  aus  denselben  das  Modell  nicht 
deutlich  genug  zu  erkennen,  stimmt  bei  Hauptpatenten  das 
Modell  nicht  mit  dem  Patentanspruch,  beziehungsweise  dem 
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Hauptanspruoh ,  oder  bei  Zusatzpatenten  nicht  mit  allen 
Patentansprüchen  Uberein,  so  muß  das  Amt  die  Leistung 
des  Beweises  für  die  Modellexistenz  verneinen.  In  die  be- 
züglichen Protokolle  ist  eine  gedrängte  Darlegung  des  Tbat- 
bestandes  aufzunehmen. 

Wird  die  Beweisleistung  für  die  Modelleztstenz  betreffend 
ein  Hauptpatent  bejaht,  obgleich  das  Modell  nicht  allen  Patent- 
ansprüchen genügt,  so  ist  die  Leistung  eines  Ergänzungs- 
aasweises  nach  dem  gleichen  Verfahren  zulässig. 

Art.  17.  Verneint  das  eidgenössische  Amt  die  Beweis- 
leistung für  die  Modellexistenz,  so  stehen  dem  Bewerber  zu 
weiterem  Vorgehen  folgende  Wege  offen: 

a.  er  hinterlegt  mit  Einwilligung  des  Amtes,  welchem 
die  endgültige  Entscheidung  über  die  Zulässigkeit  dieses 
Verfahrens  zusteht,  Photographien  des  Modells  bleibend^ 

b.  er  vervollständigt  die  Beweismittel  (Modelle,  Photo- 
graphien) für  nochmalige  amtliche  Vergleichuug ; 

c.  er  stellt  seine  Beweismittel  durch  das  Amt  dem  eid- 
genössischen Departement,  welches  demselben  vorsteht^ 
zur  Verfügung. 

Das  Departement  kann  auch  andere  Beweisarten,  als 
die  vor  dem  Amte  zulässigen,  berücksichtigen;  seine  Ent- 
scheide sind  inappellabel.  Vor  dem  Departement  darf  der 
Beweis  nicht  in  direkter  Folge  zum  wiederholten  male  an- 
getreten werden. 

Der  Beweisantritt  vor  den  Instanzen  wird  nur  gestattet, 
wenn  seit  dem  Datum  (Tag  und  Stunde)  des  provisorischen 
Patentes  noch  nicht  mehr  als  drei  Jahre  verflossen  sind. 
Innert  dieser  dreijährigen  Frist  müssen  alle  Beweismittel 
namhaft  gemacht,  bezw.  zur  Verfügung  gestellt  werden. 

Dem  Beweisantri^  wird  nur  Folge  gegeben,  wenn  innert 
einer  von  den  Instanzen  zu  bezeichnenden  Frist  Sicherheit 
für  Deckung  der  Kosten  geleistet  wird. 


Digitized  by  VjOOQIC 


544  Yoliziehacgsverordnang 

Art.  18.  Die  in  Art.  13  c  vorgesehenen  Vergleichungen 
finden  in  den  Oeschäftdlokalitäten  des  eidgenössischen  Amtes 
statt,  bezw.  an  denjenigen  Orten  des  Inlandes,  wo  die  Modelle 
zur  Verfügung  stehen.  Kommt  Art.  17  c  zur  Anwendung, 
so  entscheidet  das  Departement  über  den  Ort  der  Beweis- 
aufnahme. 

Auf  Verlangen  müssen  die  Bewerber  die  Auspaekung 
der  Modelle,  bezw.  deren  allf&llige  Montierung  oder  Demon- 
tierung durch  Delegierte  besorgen  lassen.  Von  selten  der 
Behörden  wird  keinerlei  Verantwortlichkeit  für  Beschädigung 
der  zur  Vergleichung  beigestellten  Modelle  übernommen. 

Die  dem  Amte  eingereichten  Modelle  sind  spätestens 
acht  Tage  nach  endgültiger  Erledigung  der  Modellfrage  aus 
den  Geschäftslokalitäten  zu  entfernen,  widrigenfalls  das  Amt 
nach  Gutdünken  darüber  verfügen  wird. 

Art.  19.  Die  Kosten  des  Verfahrens  fallen  zu  Lasten 
des  Bewerbers. 

Die  Gebühr  für  eine  vom  eidgenössischen  Amte  in  dessen 
Geschäftslokalitäten  vorzunehmende  Vergleichung  beträgt  zehn 
Franken.  Findet  die  Vergleichung  auswärts  statt,  so  werden 
außerdem  Reiseentschädigung  und  Taggelder  fQr  den  Experten 
verrechnet. 

Die  Kosten  der  vom  Departement  veranlagten  Expertisen 
werden  von  diesem  bestimmt. 

Art.  20.  Als  Datum  der  Beweisleistung  für  die  Modell- 
existenz vor  dem  eidgenössischen  Amte  gilt  in  der  Regel 
Tag  und  Stunde,  da  seitens  des  Bewerbers  diejenigen  Be- 
weismittel eingereicht  oder  an  drittem  Orte  zur  Verfügung 
gestellt  wurden,  auf  Grund  derer  die  Eintragung  des  defi- 
nitiven Patentes  erfolgen  konnte. 

Als  Datum  der  Beweisleistung  für  die  Modellexistenz 
vor  dem  Departement  gilt  in  der  Regel  Tag  und  Stunde, 
da  dem  Amte   zu  Händen   des  Departementes   die  Modelle 
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oder  Photographien  eingereicht  oder  zur  Verfügung  gestellt, 
bezw.  andere  Beweismittel  namhaft  gemacht  wurden,  auf 
Orund  welcher  die  Modellexistenz  bejaht  werden  konnte. 

Art.  21.  Die  bleibend  hinterlegten  Modelle  von  die 
Handfeuerwaffen  betreffenden  Erfindungen  werden  vom  eid- 
genössischen Amt  nach  Ablauf  der  Schutzdauer  noch  drei 
Jahre  lang  aufbewahrt  und  nachher  der  technischen  Ab- 
teilung der  eidgenössischen  Kriegsmaterialverwaltung  Ober- 
geben. Die  andern  Erfindungskategorien  angehörenden  blei- 
bend hinterlegten  Modelle  werden,  sofern  die  Patentinhaber 
sie  nicht  inzwischen  zurückverlangen,  ebensolange  aufbewahrt; 
nachher  wird  je  nach  Outflnden  des  Departements  darüber 
verfügt. 

IIL  Beglstrlernng  nnd  Erteilang  der  Patente. 

Art.  22.  Wenn  Patentgesuche  beim  eidgenössischen 
Amte  einlaufen,  wird  zunächst  nachgesehen,  ob  deren  Ein- 
reichung in  Übereinstimmung  mit  Art.  d,  Ziffer  1,  2,  4,  5, 
6,  7,  beziehungsweise  Art.  4,  Ziffer  1  bis  5,  der  vorliegenden 
Verordnung  stattgefunden  hat.  Oesuche,  welche  in  dieser  Be- 
ziehung Mängel  zeigen,  bleiben  bis  zu  ihrer  Vervollständigung 
in  der  Schwebe.  Die  vollständigen  Oesuche  werden  in  ein 
Specialregister  eingeschrieben  und  dann  der  Reihe  nach  in 
Bezug  auf  die  Einhaltung  der  Bedingungen  geprüft,  welchen 
die  verschiedenen  Aktenstücke  genügen  müssen. 

Art.  23.  Ergiebt  die  amtliche  Untersuchung,  daß  das 
Patent  regelrecht  nachgesucht  worden  ist,  so  wird  seine 
Eintragung  in  das  Patentregister  vorgenommen. 

Das  Register  der  Hauptpatente  enthält  folgende  Angaben : 

1.  die  Ordnungsnummer  des  Patentes; 

2.  den  Titel  der  Erfindung   und  die  Klasse,   welcher  sie 
angehört; 


Digitized  by  VjOOQIC 


546  YoUziehangsTerordiiniig 

3.  den  Namen  und  die  Adresse  des  Patentinhabers; 

4.  den  Namen  und  die  Adresse  seines  Vertreters; 

5.  das  Datum  der  Einreichung  des  Gesuches; 

6.  das  Datum  der  Beweisleistung  für  die  Existenz  des 
Modelles,  nebst  Angaben  über  die  Art  der  Beweis* 
leistung; 

7.  wenn  das  Patentgesuch  sich  auf  die  Bestimmungen  des 
Art.  32  oder  33  des  Gesetzes  oder  analoge  in  Staats- 
verträgen enthaltene  Bestimmungen  beruft,  das  Datum 
der  ersten  Patentanmeldung  oder  Patenterteilung  im 
Ausland,  beziehungsweise  das  Datum,  von  welchem 
an  der  dem  erfundenen  Gegenstände  gewährte  Aus- 
stellungsschutz läuft; 

8.  die  erteilton  Zusatzpatente; 

9.  das  Datum  der  erfolgten  Veröffentlichungen; 

10.  die   im    Besitz-   und  Genußrecht  des   Patentes   einge- 
tretenen Änderungen; 

11.  die  Vertretungsänderungen; 

12.  allfj&Uige  Bemerkungen  des  Amtes. 

Die  Zusatzpatente  werden  in  analoger  Weise  in  ein 
besonderes  Register  eingetragen. 

Das  Amt  führt  Tag  für  Tag  ein  alphabetisches  Namens- 
register der  Patentinhaber  mit  Angabe  der  Ordnungsnummern 
ihrer  Patente  nach. 

Art.  24.  Die  dem  Patentbewerber  zuzustellende  Patent- 
urkunde besteht  in  einer  vom  eidgenössischen  Amt  für  geistiges 
Eigentum  ausgefertigten  Erklärung,  welche  feststellt,  daß  in* 
folge  Erfüllung  der  gesetzlich  vorgeschriebenen  Formalitäten 
für  die  in  der  beigeschlossenen  Darlegung  beschriebene  Er- 
findung ein  Patent  erteilt  worden  ist 

Die  schriftliche  Darlegung  der  Erfindung  muß  der  urkund- 
lichen Erklärung  des  eidgenössischen  Amtes  in  einem  Exemplar 
der  in  Art.  35  erörterten  Publikation  beigefügt  werden. 


Digitized  by  VjOOQIC 


zam  Bandesgesets  betreffend  die  Erfindnogspatente.       547 


Art.  25.  Gegen  EDtrichtung  einer  Gebühr  von  Fr.  10 
kann  das  Amt  in  folgenden  Fällen  zu  Händen  der  Patent- 
inhaber Doppel  der  Patenturknnde  ausstellen: 

a.  wenn  die  Originalurkunde  abhanden  gekommen  ist; 

b.  wenn  der  Inhaber  ein  solches  bedarf  behufs  Erlangung 
eines  Patentes  für  die  gleiche  Erfindung  in  einem 
andern  Staate. 

Die  Ausfertigungen  dieser  Art  sind  deutlich  als  Doppel 
zu  bezeichnen  und  mit  der  Angabe  ihres  Zweckes  zu  versehen. 

Art.  26.  Als  Datum  des  Gesuches  gilt  Tag  und  Stunde 
des  Empfanges  der  vorgeschriebenen,  in  Art.  22  angeführten 
Unterlagen. 

Von  diesem  Datum  an  ist  die  Priorität  des  Patentes 
sichergestellt;  es  bildet  auch  den  Ausgangspunkt  für  die 
Berechnung  der  Fälligkeit  der  Jahresgebühren  und  der 
Patentdauer. 

Art.  27.  Als  Datum  des  definitiven  Patentes  gilt  das- 
jenige der  Beweisleistung  für  die  Existenz  des  Modelles, 
gemäß  Art.  20.  Dieses  Datum  kann  demjenigen  des  provi- 
sonschen  Patentes  nie  vorangehen.  Von  jenem  Momente  an 
beginnt  der  den  Erfindungen  gewährte  definitive  Schutz. 

Art.  28.  Die  Zusatzpatente  erhalten  das  Datum  der 
Beweisleistung  für  die  Existenz  des  Modelies;  überdies  werden 
auf  denselben  jeweilen   Datum   und   Orduungsnummer  der 

Hauptpatente,  auf  welche  sie  sich  beziehen,  angegeben. 

• 

Art.  29.  Patentgesuchen,  welche  aus  der  Umwandlung 
von  Zusatzpatentgesuchen  in  solche  für  Hauptpatente,  oder 
aus  der  Teilung  von  Patentgesuchen  hervorgegangen  sind, 
verbleibt  das  Datum  der  ursprünglichen  Eingabe,  sofern  sie 
dem  Amte  vor  Ablauf  von  6  Monaten,  vom  Tage  der  ur- 
sprünglichen Eingabe  an  gerechnet,  annehmbar  eeordnet 
eingereicht  werden. 
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(Im  Zeitraum  zwischen  EinreichuDg  und  PatenteiDtragung 
vorgenommene,  gegenüber  der  urdprQnglichen  Darlegung  der 
;  Erfindung  sachlich  Neues  bringende  und  ihre  Tragweite 
i  dadurch  beeinflussende  Änderungen  einer  Patenteingabe  be> 
dingen  die  Verschiebung  des  Prioritätsdatums  des  Patentes, 
haben  jedoch  keine  Verlängerung  der  Frist  zur  Ordnung  der 
Unterlagen  zur  Folge. 

Dasselbe  gilt  für  im  gleichen  Zeiträume  einlangende 
Erklärungen  betreffend  Erfinduugscessionen.  Nach  der  Patent- 
'  eintragung  eingereichte  Erklärungen  dieser  Art  werden  nur 
gegen  Entrichtung  einer  Gebühr  von  Fr.  10  angenommen 
und  müssen,  deutlich  mit  dem  Einreichungsdatum  bezeichnet» 
dem  Aktenhefte  des  Patentes  einverleibt  werden.  Im  Patent- 
register ist  der  diesbezügliche  Thatbestand  ebenfalls  einzu- 
tragen. 

Art.  30.     Ergiebt  die  in  Art.  22  vorgesehene  Prüfung, 
daß   sich  bei  einem  Patentgesuche  Unregelmäßigkeiten  vor- 
finden, so  fordert  das  eidgenössische  Amt  den  Bewerber  auf, 
!  das  Gesuch  in  Ordnung  zu  bnngen. 

!  Wird    dieser  Aufforderung   innert  zwei   Monaten    niclit 

.  entsprochen,  so  verweigert  das  Amt  die  Erteilung  des  Patents 
'   und  stellt  dem  Bewerber  die  hinterlegten  Aktenstücke,  Gegen- 
stände  und  Gebühren,    mit  Ausnahme  eines  Exemplars  der 
j   Beschreibung  und  Zeichnungen,  sowie  der  Fr.  20  betragenden 
I   Hinterlegungsgebühr,  zur  Verfügung.  Drittpersonen  wird  keine 
Einsicht  in  die  zurückbehaltenen  Akten  gestattet.    Von  den 
Bewerbern  zurückgezogene  Patentgesuche  werden  in  gleicher 
Weise  behandelt,  wie  die  vom  Amte  abgewiesenen. 

Das  Amt  ist  befugt,  Fristverlängerungen  für  Ordnung 
der  Unterlagen  zu  gewähren;  immerhin  dürfen  dieselben 
nie  in  den  siebenten  Monat,  vom  Datum  der  Einreich ung 
des  Patentgesuches  an  gerechnet,  hin  überreichen. 

Art.  31.  Im  Falle  der  Patentverweigerung  seitens  des 
eidgenössischen  Amtes   kann   der  Bewerber  innert  der  Not- 
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frist  von  4  Wochen  bei  dem  dem  Amte  vorstehenden  eid- 
genössischen Departement  den  Rekurs  anmelden.  Entscheidet 
dieses  im  Sinne  der  ersten  Instanz,  so  kann  die  Frage  innert 
einer  gleichen  Frist  zur  endgültigen  Eriedigung  vor  den 
Bundesrat  gebracht  werden. 

Art.  32.  Wenn  das  eidgenössische  Amt  vermöge  eines 
der  in  Art.  10  des  Gesetzes  aufgeführten  Gründe  die  Er- 
findung nicht  für  patentierbar  hält,  so  soll  es  den  Gesuch- 
steller  vorgängig  und  in  konfldentieller  Weise  darauf  auf- 
merksam machen,  ihm  überlassend,  ob  er  seine  Anmeldung 
aufrechlhalten,  abändern  oder  zurückziehen  will  (Art.  17 
des  Gesetzes). 

Wenn  der  Patentbewerber  das  Gesuch  aufrechthält  oder 
innert  einem  Monat  nicht  antwortet,  wird  das  Patent  T^;i3triert 
und  in  üblicher  Weise  erteilt. 

Art.  33.  Das  eidgenössische  Amt  veröffentlicht  zweimal 
monatlich  im  schweizerischen  Handelsamtsblatt  ein  nach 
Klassen  geordnetes  Verzeichnis  der  inzwischen  erteilten 
Patente. 

Die  Veröffentlichung  enthält  folgende  Angaben:  die 
Ordnungsnuromer  des  Patentes,  den  Titel  der  Erfindung, 
den  Namen  und  die  Adresse  des  Patentinhabers  und  seines 
Vertreters   und   das  Einreichungsdatum  des  Patentgesuches. 

In  gleicher  Weise  veröffentlicht  das  Amt  jede  im  Besitz- 
oder Oenußrecht  der  Patente  eingetretene  Veränderung.  Die 
Löschungen  der  Patente  werden   summarisch   veröffentlicht. 

Diese  Veröffentlichungen  erfolgen  in  der  Sprache  der 
betreffenden  Patentgesuche. 

Art.  34.  Zu  Anfang  jeden  Jahres  veröffentlicht  das 
eidgenössische  Amt  ein  alphabetisches  Verzeichnis  der  Er» 
finder  mit  Beisetzung  der  Ordnungsnummern  der  ihnen  im 
Laufe  des  verflossenen  Jahres  erteilten  Patente. 

Eidg.  amtl.  Samml.  Nene  Folge.  XV.  Bd.  36 
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Desgleieheo  giebt  es  eioen  naeh  Klassen  geordneteo 
Katal<^  der  erteilten  Patente  heraus,  worin  Titel  und  Ord- 
nungsnuoimern  der  Patente,  sowie  Namen  und  Adressen  der 
Erfinder  angegeben  sind. 

Art.  35.  Sobald  ein  Patent  registriert  ist  wird  die 
sehriftliche  Darlegung  der  Erfindung,  d.  h.  die  bei  Eiureicbung 
des  Patentgesuches  hinter! ^i;e  Beschreibung  mit  den  zuge- 
hörigen Zeichnungen  in  einem  besondern  Druckhefte  (Patent- 
schrift) herausgegeben^  das  eidgenössische  Amt  verkauft 
solche  Hefte  zu  mäßigem  Preise. 

Auf  Grund  einer  auf  Anzeige  ihrer  Erschöpfung  hin  zu 
erneuernden  Einlage  von  50  Franken  eröffnet  das  Amt  den- 
jenigen Personen  einen  Koutokorrent,  welche  die  Patent- 
schriften ganzer  Erfindungsklassen  oder  auch  einzelner,  dem 
Amte  je  weilen  anzugebender  Patente  im  Abonnement,  d.  h. 
zum  halben  Preise  zu  erhalten  wünschen.  Der  Saldo  der 
Hinterlegung  kann  jederzeit  zurückgezogen  werden;  wenn 
aber  die  Anzahl  der  bis  dahin  bezogenen  Patentschriften 
unter  50  bleibt,  so  werden  diese  zum  Preise  des  Einzel- 
verkaufes verrechnet. 

Auf  vor  Eintragung  des  Patentes  dem  Amte  bekannt 
gegebenen  Wunsch  des  Erfinders  hin  werden  während  eines 
Zeitraumes  von  sechs  Monaten,  vom  Prioritätsdatum  an  ge^ 
rechnet,  die  Patentakten  geheim  gehalten  und  die  Veröffent- 
lichung der  Patentschrift  vertagt.  Die  vor  Ablauf  dieser 
Frist  fallen  gelassenen  Patente  erfahren  keine  Veröffentlichung. 

Art.  36.  Das  eidgenössische  Amt  führt  Ober  die  Bin» 
Zahlung  der  jährlichen  PatentgebOhren  genaue  Kontrolle. 

Sobald  die  Unterlassung  der  Einzahlung  einer  verfallenen 
Gebahr  konstatiert  ist.  Übersendet  das  Amt  dem  Inhaber 
eine  Mahnung  mit  dem  Bemerken,  daß  sein  Patent  unwider- 
ruflich erlischt,  wenn  die  Gebühr  nicht  innert  drei  Monatea 
nach  dem  Verfalltag  eingezahlt  wiri.  Unterbleibt  die  Ent- 
richtung der  Gebühr  innert  dieser  Frist,   so   r^striert  da» 


Digitized  by  VjOOQIC 


zum  BundeBgesetf  betreffend  die  Erfindmigspateiite.        )51 

Amt  die  ESrlöschuog  im  Hauptregieter  und  im  Aktenhefte 
dta  Patentes.  Die  YeröffeDiliohang  der  ErlöBehungen  erfolgt 
nach  Maßgabe  des  Art.  33. 

Art.  37.  Alle  Änderungen,  welche  den  Besitz  oder 
den  Genuß  eines  Patentes  betreffen,  werden  auf  Grund  einer 
saohbezQglichen,  mit  der  beglaubigten  Unterschrift  des  Patent- 
inhabers versehenen  oder  von  einer  kompetenten  Behörde 
oder  einem  Notar  ausgestellten  Erklärung  in  das  Patent- 
register eingetragen.  Diese  Erklärung  muß  die  Nummer  des 
Patentes,  um  das  es  sich  handelt,  angeben.  Auch  Änderungen, 
welche  die  Vertreterschaft  für  ein  Patent  betreffen,  werden 
in  das  Patentregister  eingetragen.  Far  jede  dieser  Eintragungen 
ist  eine  Gebühr  von  fünf  Franken  per  Patent  zu  entrichten. 
Die  Eintragimg  von  Domiziländerungen  von  Patentinhabern 
und  Vertretern  erfolgt  kostenfrei;  sie  wird  aber  nur  auf 
Grund  ausdrücklicher  brieflicher  Mitteilung  vorgenommen. 

Art.  38.  Rechtskräftige  Urteile  über  Erlöschung,  Nichtig- 
keit, Expropriation  und  Lizenzerteilung  sind  auf  Begehren 
der  ob^egenden  Partei  in  das  Patentregister  einzutragen 
(Art.  19  des  Gesetzes). 

Diese  Eintragungen  finden  von  Amtes  wegen  statt; 
außer  dem  Urteil  ist  jeweilen  aach  der  Gerichtshof,  von 
dem  es  geftllt  wurde,  sowie  das  Datum  der  Urteilsftllnng 
SU  registrieren. 

Art.  39.  Für  jedes  Patent  muß  ein  mit  dessen  Ord- 
nungsnummer versehenes  besonderes  Aktenheft  angelegt 
werden.     Dasselbe  enthält: 

1.  das   Patentgesuch    und   dessen   in   Art.  3    unter   den 
Ziffern  1,  2,  5,  6  und  7  erwähnte  Beilagen; 

2.  das  die  Leistung  des  Modellausweises  betreffende  Pro- 
tokoll; 

3.  die  Änderungen  im  Besitz-  oder  Genußrecht  des  Patentes 
betreffenden  Erklärungen; 

4.  die  neuen  Vertretern  erteilten  VoUmachteD. 
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Art.  40.  Abgeseheu  von  der  im  dritten  Absatz  des 
Art.  35  erwähnten  Einschränkung  kann  jedermann  vom 
eidgenössischen  Amte  mUndlich  oder  schrifUich  Auskanft 
über  den  Inhalt  des  Patentregisters  und  der  Akten  erhalten 
oder  in  Gegenwart  eines  Beamten  Einsicht  in  die  Patent- 
aktenhefte, sowie  in  die  Sammlung  der  bleibend  hinterlegten 
Modelle  und  Photographien  nehmen.  Über  Gesuche,  welche 
sich  auf  noch  nicht  eingetragene  Patente  beziehen,  werden 
Drittpersonen  ohne  specielle  Ermächtigung  seitens  der  Hinter- 
leger keine  Mitteilungen  gemacht. 

Für  seine  bezüglichen  Dienstleistungen  erhebt  das  Amt 
folgende  Gebühren: 

1.  für  mündliche  Auskunft.     .     Fr.  1  ^  per  Patent,  über 

2.  fQr  schriftliche  Auskunft  n    "^  /  welches  AuskunA 

3.  fUr  Einsichtnahme  der  Akten      ^    2  I  verlangt  wird. 

lY.  Während  Aostellangeii  gewährter  zeitweiliger 

Schutz. 

Art.  41.  Wenn  der  Urheber  einer  patentierbaren  Er- 
findung, deren  Gegenstand  auf  einer  schweizerischen  natio- 
nalen oder  internationalen  Ausstellung  aufgelegt  ist,  sich  den 
in  Art.  33  des  Gesetzes  vorgesehenen  zeitweiligen  Schutz 
sichern  will,  muß  er  beim  eidgenössischen  Amte  für  geistiges 
Eigentum  innert  einer  Frist  von  2  Monaten,  vom  Datum  der 
Zulassung  des  betreffenden  Gegenstandes  zur  Ausstellung  ge- 
rechnet, ein  briefliches  Gesuch  nebst  folgenden  Beilagea 
hinterlegen : 

1.  eine  summarische,  die  betreffende  Erfindung  jedoch 
genügend  kennzeichnende  Beschreibung; 

2.  eine  zum  Verständnis  der  Beschreibung  und  zur  Iden- 
tifizierung des  Ausstellungsgegenstandes  dienliche  S^ich- 
nung,  Skizze  oder  Photographie; 

3.  eine  offizielle,  das  Datum  der  Zulassung  des  Erfindunga* 
gegenständes  zur  Ausstellung  bescheinigende  Erklärung; 

4.  eine  Hinterlegungsgebühr  von  5  Franken. 
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Als  ZalassuDgsdatam  gilt  derjenige  Tag  der  Ausstellung, 
an  welchem  der  Gegenstand  dem  Publikum  zum  erstenmal 
zugänglich  war. 

Das  Gesuch  fQr  zeitweiligen  Schutz  nebst  Beilagen  muß 
in  einer  der  drei  Landessprachen  abgefaßt  werden. 

Nach  erfolgter  Hinterlegung  stellt  das  eidgenössische 
Amt  dem  Bewerber  ein  bezügliches  Zeugnis  aus,  welches 
die  Ordnungsnummer  des  Gesuches,  den  Titel  der  Erfindung, 
Namen  und  Adresse  des  Bewerbers  und  die  Angabe  von 
Tag  und  Stunde  der  Hinterlegung  enthält. 

Art.  42.  Die  Gesuche  fQr  zeitweiligen  Schutz  werden 
in  ein  besonderes  Register  eingetragen;  sie  erhalten  eine 
der  Reihenfolge  ihrer  Eintragung  entsprechende  Ordnungs- 
nummer. 

Jedes  dieser  Gesuche  bildet  mit  den  zugehörigen  Akten 
ein  besonderes  Aktenheft,  welches  numeriert  und  entsprechend 
eingereiht  wird. 

Das  Amt  führt  ein  fortwährend  auf  dem  Laufenden  zu 
erhaltendes  alphabetisches  Namensregister  der  Hinterleger 
mit  Beisetzung  der  Ordnungsnummern  ihrer  Gesuche  nach. 

y.  Yerschiedenes. 

Art.  43.  Mit  Bewilligung  des  Departements,  welches 
dem  eidgenössischen  Amt  für  geistiges  Eigentum  vorsteht^ 
kann  letzteres  seine  Beziehungen  zu  Patentagenten,  oder 
sonstigen  die  Vertretung  berufsmäßig  ausübenden  Personen, 
welche  sich  als  unfähig  erweisen,  oder  deren  Handlungsweise 
gegenüber  dem  Amte  oder  ihren  Klienten  zu  ernsten  Klagen 
Anlaß  giebt,  in  dem  Sinne  unterbrechen,  daß  es  von  den- 
selben keine  neuen  Patentgesuche  entgegennimmt. 

In  der  Regel  findet  die  erstmalige  Unterbrechung  der 
Beziehungen  auf  die  Dauer  eines  Monats  statt,  im  Wieder- 
holungsfalle auf  längere  Zeit,  eventuell  für  immer. 

Gegen  Patentagenten  ergriffene  Disciplinarmaßregeln 
werden  vom  Amt  unter  Angabe  der  Motive  registriert  und 
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im  schweizerischen  Haodelsainteblatt  ohne  Begründang  yer- 
ö£fentlioht. 

Art.  44.  Das  eidgenössbohe  Amt  fUr  geistiges  Eigen- 
tum ist  ermächtigt,  von  sich  aus  die  auf  Patentgesache  und 
ihre  Registrierung  bezQgliohe  Korrespondenz  zu  führen. 

Art.  45.  Die  an  das  eidgenössische  Amt  für  geistiges 
Eigentum  gerichteten  Briefe  und  Sendungen  müssen  fran- 
kiert sein. 

Art.  46.  Das  eidgenössische  Amt  hält  ein  Eassabucb, 
in  welches  seine  Einnahmen  und  Ausgaben  eingetragen  wer- 
den, und  stellt  allmonatlich  Rechnung.  Das  Eon  troll  bureau 
des  Finanzdepartements  wird  Rechnung  und  Kassabuch  alle 
Monate  verifizieren,  indem  es  dieselben  mit  dem  Eintragungs- 
register der  Patente,  mit  den  Belegen  und  mit  der  Buch- 
haltung vergleicht. 

Art.  47.  Zu  Anfang  jedes  Jahres  veröffentlicht  das 
eidgenössische  Amt  statistische  Tabellen  betreffend  die  im 
abgelaufenen  Jahre  verlangten  und  erteilten  Patente  jeder 
Kategorie,  ihre  Verteilung  nach  den  verschiedenen  Erfindungs- 
klassen und  nach  den  verschiedenen  Staaten,  die  Einnahmen  . 
und  Ausgaben  jeder  Art,  sowie  etwaige  andere  sachbezüg- 
liche Angaben  von  allgemeinerem  Interesse. 

Art  48.    Vorliegende  Vollziehungsverordnung  tritt  am 
^2jy/,  fl"^^'  Dezember  1896  in  Kraft.    Sie  ersetzt  diejenige  vom  21.  Juli 
^1893  und  den  Bundesratsbeschluß  vom  18.  September  1894 
betreffend  Verwendung  der  bleibend  hinterlegten  Modelle. 

Bern,  den  10.  November  1896. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

A.  Lachenal. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Bingier. 
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Sohweizeriadid  SSdgaDossenaohaft. 


FMentsemoh. 


1)  Name  (xn  nnter- 
■treiehen)  and  Zaname 
(oluie  AbkOrinng)  des 
B«w«rberB. 

2)YollBU]idiMAngslM 
def  wirfcflohen  WohBort60 
dM  B«werb«n  (Land,  Ort- 
flchaft,  BtruM  und  Han«- 
nammtr). 

8)  Aittabe,  ob  der  Be- 
werber der  Erfinder  oder 
aein  Beebtanaehfolger 
ist;  in  letiterm  Falle 
Nameaeangabe  dw  fir- 
flnders. 

4)  Angabe,  ob  «e  aidi 
nm  ein  protieoriMbei, 
deflniÜTei  oder  Zosaiz- 
patent  bandelt. 

5)  Titel  der  Erflndnng. 
Angabe  6)  des  Staates 

nod  7)  des  Datoae  der 
ersten  Anmeldnng  i& 
Aoeland,  oTentnell  8) 
dee  Datame  der  Patent- 
erteilnng. 

Angabe  9)  des  Datnnw 
der  Znlassnng  des  Qegen- 
Standes,  10)  der  Bezeleb- 
nnng  nnd  11)  des  Ortes 
der  Ansstellang. 

12)  ünteraduift  des 
Bewerbers,  oder 

für  N.  K, 

(Name  dt«  Bewerbers) 

J>er  Vertreter: 

X  X. 

(Name  des  Yertreters  mit 

Angabe  seiner  TolUtftn- 

digen  Adresse.) 


D Unterzeichnete  ■  ■*) 


wohnhaft  in') Land 

eniaeh das  eidgenösaiache  Amt  für  geiatigea  Eägen- 

tam  ala.'X 

nm  Eiteünng  einea^)  Patentea  für 

naohatebend  genannte  Erflndang*) 


denn  Weien  in  der  beiUegendea  Beaehareibiag  aamt 
Zeichnongen  aoaeinandergesetat  ist 

Obige  Erflndong  wurde  zmn  erstenmal  im  Analand 
aar  Patentiernng  angemeldet  in*) — 


Das  bezfigUche  Patent  wurde 


noch  nicht  erteilt 


am') erteilt 

Der  Gegenstand  obiger  Erfindung  wurde  am*)-— 

zur*«) AusBtellnng  in") 

zugelassen. 


den 


189... 


-qie|a»T.. 
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Erkläning 

zwischen 

iler  Schweiz  und  Belgien  betreffend  die  UnterstOtzung 
und  Heimschaffung  der  dürftigen  Angehörigen 
der  beiden  Länder. 

(Vom  12.  November  1896.) 


Oziginaliext. 


Le  Conseil  föd^al  siiisse  et 
le  gouvernement  beige  sont 
convenus  de  ce  qai  suit  au 
eujet  de  rassistaDce  et  du 
rapatriemeut  des  iodigeots  des 
deux  pajs. 


Article  1". 

Chacune  des  deux  parties 
oontraetantes  s'eogage  4  pro- 
ourer  dans  les  limites  de  soa 
territoire  aux  indigents  appar- 
tenant  ä  Tautre  les  secours 
qu^elle  aecorde  k  ses  propres 
indigents  en  vertu  des  dis- 
positions  I^ales  sur  Tassis- 
tance  publique. 


Übersetfong. 


Der  schweizerische  Bundes- 
rat und  die  belgische  Regie- 
rung haben  in  Bezug  auf  die 
Unterstützung  und  Heimschaf- 
fung der  dQrftigen  Angehöri- 
gen der  beiden  Länder  folgen- 
des vereinbart; 

Artikel  1. 

Jeder  der  beiden  vertrag- 
schließenden Teile  verpflichtet 
sich,  innerhalb  der  Grenzen 
seines  Oebietes  den  dürftigen 
Angehörigen  des  andern  Staa- 
tes dieselbe  Unterstützung  zu 
gewähren,  welche  er  den 
eigenen  Armen  nach  Maßgabe 
der  gesetzlichen  Bestimmun- 
gen über  die  öffentliche  Unter- 
stützung zu  teil  werden  läßt 
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Si  Tuno  des  parties  fait 
reoondnire  ou  renvoie  dans 
son  pajs  un  indigent  de 
Tautre,  eile  fournira  k  eet 
indigent  les  ressonrces  n^cee- 
saires  ponr  gagner  lafrontiöre. 


Artiole  2. 

Le  renvoi  d'an  indigent  sera 
diff(6r6,  Bi  T^tat  de  sa  aant6 
Texige  et  anssi  longtemps  que 
cet  ^tat  Texigera.  Les  femmes 
ne  ponrront  6tre  8^par6es  de 
leur  man,  ni  les  enfants  au- 
dessous  de  16  ans  de  leurs 
parents,  except6  dans  les  cas 
pr^vus  par  Tartiole   suivant. 


Article  3. 

Les  indigents  que  T^tat  de 
leur  8ant6  ou  leur  äge  met 
dans  Fimpossibilit^  de  pour- 
voir  aux  besoins  de  leur  exis- 
tence,  les  orphelins,  les  enfants 
abandonn^s  et  les  ali^n^s  ne 
seront  rapatri^,  s'ils  sont 
trait^ii  ou  entretenus  ä  oharge 
de  la  bienfaisanoe  publique, 
que  sur  une  demande  pr4- 
alable  adress^e  par  voie  diplo- 


Wenn  einer  der  beiden 
Staaten  einen  dürftigen  An- 
gehörigen des  andern  Staates 
in  sein  Heimatland  zurück- 
führen läßt  oder  ausweist,  so 
soll  er  denselben  mit  den 
nötigen  Mitteln  zur  Erreichung 
der  Grenze  ausrüsten. 

Artikel  2. 

Die  Ausschaffung  eines 
Hülfsbedürftigen  hat  zu  unter- 
bleiben, wenn  und  solange  es 
der  Gesundheitszustand  des- 
selben erfordert. 

Die  Frauen  können  nicht 
von  ihren  Ehemännern  und 
Kinder  unter  16  Jahren  nicht 
von  ihren  Eltern  getrennt 
werden,  ausgenommen  in  den 
im  folgenden  Artikel  vorge- 
sehenen Fällen. 

Artikel  3. 

Die  Heimschaffung  der- 
jenigen Dürftigen,  welche  in- 
folge von  Krankheit  oder 
Alter  erwerbsunflähig  gewor- 
den sind,  sowie  der  Waisen, 
verlassenen  Kinder  und  Gei- 
steskranken darf,  wenn  sie 
auf  Kosten  der  öffentlichen 
Armenpflege  behandelt  und 
verpflegt .  werden,  erst  statt- 
finden,   nachdem    zuvor   ein 
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matique   par   Tiui  des  deax 
goaveraemants  h  Fautie. 


Article  4. 
La  demaode  de  rapatrie- 
meDt  ne  peut  6tre  rejet^e 
80U8  le  pr^texte  que  Tindigent 
dont  il  s'agit  aurait  perdu  sa 
nationa1it6,  pour  autant  quUi 
n^en  ait  pas  acquis  une  autre. 
De  m^rne  les  individiis  ren- 
yoj€a  ou  recondaits  aax  froo- 
ti^res  de  leur  pajs  et  qui  au- 
raient  perdu  leur  nationalit6 
Sans  en  avoir  acquis  une  autre 
ne  pourroDt  Hre  repouss^s  par 
i^Etat  dont  ils  sout  originaires. 


Article  5. 
Les  indigeots  4  rapatrier 
d'origine  suisse  seront  remis 
par  les  autorit^s  beigas  com- 
p^tentas  au  d^^partement  de 
police  a  B41e  et  les  indigents 
4  rapatrier  d'origine  beige 
seroot  remis  par  les  autorit^ 
suisses  au  commissariat  de 
police  en  chef  k  Arlon.     La 


bezügliches  Begehren  auf  di- 
plomatisehem  W^;e  seitens 
einer  der  beiden  Begieningen 
an  die  andere  gerichtet  wor- 
den ist 

Artikel  4. 

Das  Begehren  um  Heim- 
schaffung kann  nicht  aus  dem 
Grunde  abgelehnt  werdeir, 
weil  die  betreffende  Person 
ihre  Staatsangehörigkeit  ver- 
loren hat,  es  sei  denn,  sie 
habe  eine  andere  Nationalität 
erworben. 

Ebensowenig  dQrfen  die 
angewiesenen  oder  an  die 
Grenze  ihres  Heimatlandes 
gebrachten  Personen,  welche 
ihre  Staatsangehörigkeit  ver- 
loren, aber  keine  andere  er- 
worben haben,  von  dem  Staate, 
dem  sie  ursprfinglich  ange- 
hören, zurückgewiesen  wer- 
den. 

Artikel  5. 
Die  dürftigen  schweizeri- 
schen Angehörigen,  welche 
heimzuschaffen  sind,  soUan 
durch  die  zuständigen  belgi- 
schen Behörden  dem  Polizd- 
departement  in  Basel  und  die 
heimzuschaffenden  armen  bel- 
gischen Angehörigen  durch 
die  schweizerischen  Behörden 
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d^ignatioQ  da  lieu  oü  la  re- 
mise  doit  s'effectuer  pourra 
6tre  modifi^e  du  conseatement 
des  deux  parties. 


Article  6. 

Le  remboursemeDt  dea  d6- 
pensea  faites  ooDform^ment 
aox  articles  pr6c6dent8  du 
ehef  de  secours.,  d'entretien, 
de  traitement  mMical  ou  de 
rapatriement  d'indigents  De 
pourra  ^tre  röolam^  ni  de  Ja 
caisse  de  TEtat  auquel  appar- 
tiennent  ces  indigento,  oi  de 
Celle  de  la  commune,  ni  d'au- 
cune  autre  caisse  publique  du 
pajs.  II  eo  sera  de  m^me,  le 
cas  ^ch^ant,  des  frais  d'in- 
humatioQ. 


Arüole  7. 

Le  rapatriemeot  pourra  ne 
pas  avoir  lieu  s'il  est  oon- 
venu  entre  les  intdress^s  que 
rindigent  continuera  ^  recevoir 
des  secours  au  lieu  de  sa  r^- 
dence,  mojennant  le  rem- 
boursement  des  frais  par  qui 
le  droit. 


dem  Oberpolizeikommissariat 
zu  ArloQ  Qbergebeo  werden. 
Die  Bestimmung  des  Über- 
gabeortes kann  indessen  mit 
Zustimmung  der  beiden  Teile 
abgeändert  werden. 

Artikel  6. 

Eine  VergOtung  der  Kosten, 
welche  in  Gemäßbeit  der 
vorstehenden  Artikel  durch 
UnterstQtzuDg ,  Verpflegung, 
ärztliche  Behandlung  oder 
Heimschafifung  der  Holfsbe- 
dürftigen  entstanden  sind, 
kann  weder  von  der  Staats-, 
noch  Gemeinde-,  noch  einer 
andern  öffentlichen  Kasse  des 
Landes,  welchem  die  be- 
treffenden Personen  ange- 
hören, beansprucht  werden. 
Ebenso  verhält  es  sich  mit 
Bezug  auf  etwaige  Beerdi- 
gungskosten. 

Artikel  7. 

Die  Heimschaffung  kann 
unterbleiben,  wenn  die  Be- 
teiligten vereinbart  haben, 
daß  der  HülfsbedOrftige  an 
seinem  Wohnorte  die  weitere 
Fürsorge  gegen  Rückerstat- 
tung der  Kosten  seitens  des 
dazu  Verpflichteten  erhalten 
soll. 
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Article  8. 

Dans  le  cas  oü  la  personae 
secourue  ou  d'autrespersonoes 
oblig^es  en  son  Heu  et  place, 
en  vertu  des  rägles  du  droit 
civil,  en  pai-ticulier  les  parents 
tenus  k  lui  fouroir  des  aliments 
sont  60  6tat  de  supporter  les 
frais  en  question,  le  droit  de 
leur  r6clauier  le  rembourse- 
meot  demeure  r63erv6.  Gha- 
cun  des  deux  gouveraemeats 
s'engage  ä  pr^ter  k  Tautre  ses 
bons  Offices  dans  les  litnites 
de  leur  l^gislation  respective 
ä  Teffet  de  faciliter  le  rem- 
boursement  de  ces  frais  k 
ceux  qui  en  ont  fait  Tavanoe. 


Article  9. 

Chacune  des  parties  con- 
tractantes  se  r^serve  le  droit 
de  d6ooncer  la  präsente  Con- 
vention mojennant  avis  pr6- 
alabledonnösix  mois  d^avanoe« 


Article  10. 

Les  dispositions  qui  pro- 
c^dent  seront  mises  ä  ex6- 
cution  le  1«  d6cembre  1896, 


Artikel  8. 

Sollte  der  Unterstatzte 
oder  sollten  andere  für  ihn 
privatrechtlich  Verpflichtete, 
insbesondere  die  zu  seiner 
Alimentierung  verpflichteten 
Verwandten  im  stände  sein, 
die  fraglichen  Kosten  zu  tra- 
gen, so  bleibt  der  Ansprach 
auf  Ersatz  derselben  vorbe- 
halten. Jede  der  beiden  Re- 
gierungen verpflichtet  sich, 
innerhalb  der  Schranken  ihrer 
Gesetzgebung  für  die  Eraiög- 
lichung  der  Rückerstattung 
dieser  Kosten  an  diejenigen, 
welche  sie  bestritten  haben, 
der  andern  Regierung  Bei- 
stand zu  leisten. 

Artikel  9. 

Jede  der  Vertragsparteien 
behält  sich  das  Recht  vor,  die 
gegenwärtige  Vereinbarung 
unter  sechsmonatlicher  vor- 
gängiger  Benachrichtigung  zu 
kündigen. 

Artikel  10. 

Die  vorstehenden  Bestim- 
mungen sollen  mit  dem  1.  De- 
zember 1896  zur  Vollüehung 
gelangen. 
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En  foi  de  quo!  les  sous- 
sigD^s,  düment  aatoris^s,  ont 
sign^  1a  pr^eote  d^olaratioD, 
en  double  original,  h  Beme, 
le  donze  novembre  mil  huit 
Cent  qaatre-vingt-seize  (12  no- 
vembre 1896)  et  y  ont  apposö 
leurs  cachets. 


(sign^)  A.  Lachenal. 
(sign6)  J.  Jooris. 


Zu  Urkund  dessen  haben 
die  Unterzeichneten^  mit  ge- 
höriger Vollmacht  versehen, 
die  gegenwärtige  Erklärung 
in  doppelter  Ausfertigung  zu 
Bern  den  zwölften  November 
eintausend  achthundert  und 
seohsund neunzig  (12.  Novem- 
ber 1896)  unterzeichnet  und 
ihre  Siegel  beigedrdckt« 

(gez.)  A.  Lachenal. 
(gez.)  J.  Jooris. 
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Bundesratsbeschluss 

betreffend 

Abänderung  des  Art.  140  der  Voilziehungsverordnung 
zum  Zollgesetz,  vom  12.  Februar  1895. 

(Vom  13.  November  1896.) 


Der  schweizerische  Bundesrat, 

auf  den  Antrag  seines  Zolldepartements, 

beschließt: 

I.  Art.  140  der  VollziehungSYerordnung  zum  ZoUgesetz 
vom  12.  Februar  1895^  wird  abgeändert  und  lautet  nun 
folgendermaßen : 

Alle  Oegenst&nde,  welche  zum  eigenen  Oebrauche 
der  bei  der  Eidgenossenschaft  beglaubigten  diplomatisclien 
Vertreter  des  Auslandes  dienen  und  nicht  zur  Wieder- 
ver&ußernng  bestimmt  sind,  genießen  Zollfreiheit,  insofern 
von  dem  betreffenden  Staate  Gegenrecht  gehalten  wird 
(Art.  3,  litt.  6,  des  Zollgesetzes).  Hierunter  sind  alle 
diejenigen  Gegenstände  verstanden,  welche  die  diplo- 
matischen Missionschefs,  nämlich  die  Botschafter,  Ge- 
sandten, Ministerresidenten  und  Geschäftsträger,  zu  ihrem 
persönlichen  Gebrauche  und  demjenigen  ihrer  Familie  aus 
dem  Auslande  beziehen. 


*)  Siehe  eidg.  Gesetssammlmig  n.  F.  Bd.  XY,  S.  22. 
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In  dem  oändieheni  Umfange  waA  miter  den  i^eichen 
Bedingungen  genießen  Zollfreiheit  auch  die  den  Missions- 
chef vertretenden  interimistischen  Geschäftsträger  während 
der  Dauer  ihrer  interimistischen  Geschäftsleitung. 

Gegenüber  dem  andern  Personal  der  ausländischen 
diplomatischen  Missionen  haben  die  allgemeinen  Vor- 
sehriften  des  Zollgesetzes  und  der  Handelsrerträge  Geltung. 

Über  den  Modus,  nach  welchem  die  Zollbefreiung 
gewährt  wird,  werden  vom  Bundesrat  die  nötigen  Special- 
bestimmungen erlassen. 

Für  amtliche  Drucksadien,  Formulare,  nationale 
Schilder  und  Flaggen,  amtliche  Stempel  und  Stempel 
pressen  etc.  der  ausländischen  Konsulate  in  der  Schweiz 
wird  Zollrückvergfttung  geleistet,  wenn  die  schweizerischen 
Konsulate  im  betreffenden  Lande  Gegenrecht  genießen. 
Die  bezüglichen  Zollbeträge  sind  jeweilen  innerhalb  der 
Frist  von  zwei  Monaten  bei  der  Oberzolldirektion  gegen 
Vorlage  der  Verzoll ungsaus weise  zurückzuerheben. 

n.    Dieser  Beschluß  tritt  sofort  in  Kraft. 
Bern,  den  13.  November  1896. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsid^ent: 

A.  LaehemL 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Ringier. 


■    ■»!  @»ggH^ 
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ZosatzvereiBbaroDg  vom  16.  Jnli  1895 

zum 

internationalen  Obereinicommen  Ober  den  Eisenbahn- 
frachtverlcehr. 


Ratifikation  durch  Österreich-Ungarn  and  die  Niederlande  und 
endgültige  Inkraftsetzung  fQr  alle  Vertragsataaten. 


Mit  Note  vom  1./6.  Oktober  1896  hat  die  k.  und  k. 
Oesandtschaft  Österreich-Ungarns  die  Ratiflkationsurkande 
dieses  Staates  zur  Zusaizvereinbarung  vom  16.  Juli  1895*) 
zum  internationalen  Übereinkommen  vom  14.  Oktober  1890 
über  den  Eisenbahnfrachtverkehr  übermitteU. 

Ferner  ist  unterm  21.  September  dieses  Jahres  auch  die 
niederländische  Ratifikationsurkunde  zu  der  genannten  Zu- 
satzvereinbarung eingelangt. 

Damit  ist  diese  Zusatzvereinbarung  von  sämtlichen  bei 
dem  Obereinkommen  vom  14.  Ok  ober  1890  beteiligten 
Staaten  ratifiziert. 

Gemäß  Protokoll  vom  16.  Juli  1895  (b.  Seite  396  hier- 
vor)  tritt  nun  vom  23.  November  1896  an  die  gegenwärtige 
Anlage  1  der  Ausführungsbestimmungen  zu  letzterem  Über- 
einkommen vollständig  außer  Kraft  und  wird  durch  die  in 
Artikel  2  der  Zusatz  Vereinbarung  vom  16.  Juli  1895  ent* 
haltenen  Bestimmungen  ersetzt.  Von  genanntem  Datum  an 
verliert  also  die  Zusatz  Vereinbarung  den  Charakter  eines 
Sonderabkommens  (s.  Seite  399  hiervor)  und  gilt  fAr  alle 
beim  HauptQbereinkommen  beteiligten  Staaten. 

Bern,  den  23.  Oktober  1896. 

Schweiz.  BnndeskamleL 


»)  Siehe  Seite  361  biervor. 
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Bnndesbeschlnß 

betreffend 

die  Ratifikation  des  am  10.  März  1896  mit  öster- 
reicli- Ungarn  abgesclilossenen  Auslieferungs- 
vertrages. 

(Vom  2.  Juni  1896.) 


Die  Bundesvers  a  m  m  lung 
der  schweizerischen  Eidgenossenschaft, 

nach  Einsicht  einer  Botschaft  des  Bundesrates  Yom 
16.  März  1896, 

beschließt: 

Art.  1.  Dem  zwischen  der  Schweiz  und  Österreich- 
Ungarn  unterm  10.  März  1896  abgeschlossenen  Auslieferungs- 
vertrag  wird  hiermit  die  Ratifikation  erteilt. 

Art.  2.  Der  Bundesrat  ist  mit  der  Vollziehung  dieses 
Beschlusses  beauftragt. 

Also  beschlossen  vom  Ständerate, 

Bern,  den  27.  März  1896. 

Der  Präsident:  Jordan-Hartln. 
Der  Protokollfiihrer:  Schatxmann. 

Also  beschlossen  vom  Nationalrate, 

Bern,  den  2.  Juni  1896. 

Der  Präsident:   Gallatl. 

Der  Protokollftthrer:  Blngier. 


Eädg.  amtl.  Samml«  Nene  Folge.  Bd.  XV.  37 
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AnsliefernngsYertrag 

swischen 

der  Schweiz  und  Österreich-Ungarn. 

Abgeschlossen  am  10.  Mirx  1896. 
ßatifixiert  von  der  Schweiz  am  2.  Juni  1896. 
Batifiziert  von  Österreich-Ungarn  am  16.  November  1896. 
In  Kraft  ab  28.  Februar  1897. 


Le  Conseil  t6A6rBl 

de  la 

Conf(Sd4ration  saisse, 

apr^s  avoir  vu  et  examin^ 
le  trait6  d'extraditiou  et  le 
protocole  final  conclus  sousr^- 
serve  de  ratificatioD,  k  Berne, 
le  10  mars  1896,  par  les  pl^ni- 
potentiaires  de  la  Suisse  et  de 
rAutricbe-HoDgrie,  qui  ODt6t6 
approuv^  par  le  Conseil  des 
Etats  )e  27  mars  1896  et  par 
le  Ck)nseil  national  le  2  juin 
de  la  ni^me  annöe  et  dont  la 
teneur  suit. 


<Nos 

Franciscns  Josepbns  prioms 

dlvina  favente  dementia 

Austri»  Imperator, 
Apostolicus  Rex  Hungari«, 

Rex  BohemioB,  DalmaHce^ 
Oroatice,  SlavonicBf  GalicicB, 
Lodomerice  et  Rlyrioe;  Ar- 
chidiixAustrioB;  Magnus  Dux 
Cracovice;  Drix  LothaHngicBy. 
Salisburgi,  Styrice,  Cartn" 
thice,  Camiolice,  BucovinoBy 
superioris  et  inferioris  Silt-- 
sice;  Magnus  Princeps  Tran- 
silvanioB;  Marchio  Moravice; 
Cornea  Ilahsburgi  et  Tirolis- 
etc. 

Notum  testatumque  omnibus 
ac  singulis  quorum  intereet 
tenore  preesentium  facimus: 

Posteaquam  a  Pienipotenz 
tiario  Nostro  atque  illo  Hei- 
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vetiee  foederatee,  preevie  col- 
latis  coDsiliis  mutuisque  deli- 
berationibtts,  oonveotio  de  mu- 
tua  maleflcorum  extraditione 
cum  protocollo  finali  die  de- 
cimo  mensis  Martii  anni  mille- 
simi  octiDgentesimi  nonage- 
simi  sexti  Beroee  iniia  et 
sigoata  fuit,  tenoris  sequentis : 


Originaltext. 


Le  Conseil  Kd^ral 
de  la  Conf^d^ration  subse 

et 

Sa  Majest6 

l'Empereur  d'Autriche, 

Roi  de  Boheme,  etc.,  etc., 

et  Roi  apostolique  de  Hongrie, 

ajant  jug6  k  propos  de 
coQclura  ud  trait6  sur  Textra- 
ditioD  r^ciproque  des  mal- 
faiteurs,  ont  uomm^  dans  ce 
but  pour  leurs  pl^nipoten- 
tiaires,  savoir: 


Le  Conseil  federal 
de  la  Confederation  suisse: 

M.  Edoaard  Mütter,  conseiller 
f6d6ra],  chef  du  Departe- 
ment föderal  de  Justice  et 
Police, 


Übersetzung. 


Der  Bundesrat  der 

Schweiz.  Eidgenossenschaft 

und 

Seine  Majestät 

der  Kaiser  von  Österreich^ 

Kttnig  von  BShmen  etc.  etc., 

und  Apostolischer  KOnig 

von  Ungarn, 
nachdem  sie  es  für  zweck- 
mäßig befunden,  einen  Ver- 
trag aber  die  gegenseitige 
Aaslieferung  von  Verbrechern 
abzuschließen, 

haben  zu  diesem  Behufe 
als  ihre  Bevollmächtigten  er- 
nannt : 

Der  schweia.  Bundesrat: 

Herrn  Bundesrat  Eduard 
Maller,  Vorsteher  des 
eidgenössischen  Justiz-  und 
Polizeidepartements,  und 


Digitized  by  VjOOQIC 


568 


Ansliefenmgsvertrag 


Sa  Majeste 

rEmperexir  d'Autriche, 

Roi  de  Boheme,  etc.,  etc., 

et  Roi  apostoUque 

de  Hongrie: 

le  comie  Charles  de  Kuef- 
stein,  son  conseiller  intime 
et  chambellan ,  Envoj6 
extraordinaire  et  Hinistre 
pl^oipoteDtiaire  aapr^  de 
la  Gonföd^ration  suisse, 
Chevalier  de  Tordre  de  la 
couronne  de  fer  de  I'*  clasde, 
etc.,  etc., 

lesquels,  apr6s  s'^tre  com- 
inuniqu6  leurs  pleias  pouvoirs, 
trouY^s  en  boone  et  due  forme, 
sont  oonvcDus  des  articles 
suivants : 

Article  I*'. 

Les  gouveroements  des 
hautes  parties  cootractantes 
s'engagent  k  se  livrer  r^oi- 
proquement,  k  la  seule  ex- 
oeptioD  de  leurs  nationaux, 
ies  individus  contre  lesquels 
ane  enqa^te  est  ouverte  ou 
qui  ODt  ^t6  condamn6s  par 
ies  autoritäs  judiciaires  de 
Pune  des  parties  contractantee 
pour  un  des  actes  punissables 
mentionn^  k  Tarticle  II  ci* 
apr^,    et    qui    se    trouvent 


Seine  Majestät 

der  Kaiser  von  Osterreich, 

König  von  Böhmen  etc.  etc., 

und  Apostolischer  K6nig 

von  Ungarn: 

den  Grafen  Karl  von  Kuef- 
stein,  Seinen  OehdmraC 
und  Kämmerer ,  aufier- 
ordentlichen  Gesandten  und 
bevollmächtigten  Hinister 
bei  der  schweizeriscbeo 
Eidgenossenschaft ,  Ritter 
des  Ordens  der  eisernen 
Krone  I.  Klasse  u.  s.  w., 

welche,  nach  gegenseitiger 
Mitteilung  ihrer  io  guter  und 
gehöriger  Form  befundenen 
Voll  machten ,  naohstebeode 
Artikel  vereinbart  haben: 

Artikel  L 

Die  Regierungen  der  hoben 
vertragschließenden  Teile  ver- 
pflichten sich,  gegenseitig  die- 
jenigen Personen,  mit  Aus- 
nahme der  eigenen  Staatsan- 
gehörigen, sich  auszuliefern, 
welche  wegen  einer  der  im 
nachfolgenden  Artikel  II  ad- 
gegebenen  strafbaren  Hand- 
lungen in  Untersuchung  stehen 
oder  von  denGerlchtsbebörden 
des  einen  der  vertragschließen- 
den  Teile   verurteilt  worden 
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8ur    1e    territoire    de   Tautre 
partte. 

L'extradition  n'aura  lieu  qae 
pour  uoe  actioo  punissable  qui, 
d'apr^  1a  l^ifilation  de  TEtat 
reqa6rant  et  de  TEiat  requis, 
peut  entrainer  une  peine  d'uD 
an  d'emprisoDDement  ou  une 
peine  plus  grave. 


Loraque  raction  punissable, 
motivant  la  demande  d'extra- 
dition,  aura  6t6  commise  dans 
un  Etat  tiers,  Textradition 
aura  iieu^  si  les  lägislations 
des  parties  contractaatea  au- 
torisent  la  poursuite  des  faits 
de  ce  genre,  m^me  Jorsqu'ils 
ont  6t6  commis  ä  T^tranger, 
et  qu'il  n'y  alt  lieu,  pour 
TEtat  requis,  de  traduire  le 
cricninel  devant  ses  propres 
tribunaux,  ni  de  le  livrer  au 
gouvernement  de  TEtat  oü 
raction  punissable  a  €16  com- 
mise. 


Article  II. 
Les    actes    punissables    ä 
raison   desquels    Textradition 


sind  und  sich  auf  dem  Gebiete 
des  anderen  Teiles  befinden. 

Die  Auslieferung  findet  nur 
wegen  solcher  strafbaren 
Handlungen  statt,  welche  nach 
der  Gesetzgebung  des  die  Aus- 
lieferung begehrenden,  sowie 
des  um  die  Auslieferung  er- 
suchten Staates  mit  einer  ein- 
jährigen Freiheitsstrafe  oder 
mit  einer  schwereren  Strafe 
bedroht  sind. 

Wurde  die  strafbare  Hand- 
lung, aufweiche  sich  das  Aus- 
lieferungsbegehren gründet,  in 
einem  dritten  Staate  begangen, 
so  wird  die  Auslieferung  zu- 
gestanden, wenn  die  Gesetz- 
gebungen der  vertragschließen- 
den Teile  die  gerichtliche 
Verfolgung  solcher  Hand- 
lungen, auch  wenn  sie  im 
Auslande  verübt  worden  sind, 
gestatten  und  es  dem  um  die 
Auslieferung  ersuchten  Staate 
nicht  obliegt,  den  Verbrecher 
vor  seine  eigenen  Gerichte  zu 
stellen  oder  an  die  Regierung 
desjenigen  Staates  auszuliefern, 
auf  dessen  Gebiet  die  straf- 
bare Handlung  begangen  wor- 
den ist. 

Artikel  n. 
Die  strafbaren  Handlungen, 
wegen  welcher   die  Ausliefe- 
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AufllieferangBvertrag 


sera  accord^e,  s'ils  constituent 
une  infraction  de  droit  com* 
muD,  sont  les  suiYants: 


1.  L'homicide,  le  meurtre, 
Tassassinat,  le  parricide, 
rinfanticide,  Tempoison- 
nement. 

2.  L'avortement. 

3.  Les  coups  et  blessures, 
radministration  de  8ub- 
stanoes  dangereuses  ou 
de  poisons,  ainsi  que 
tout  autre  acte,  lorsque 
par  ces  faits,  le  d6\\n- 
quant  aura  occasiono^ 
volontairement,  mais  sans 
inten ti OD  de  donner  la 
mort,  une  maladie  ou 
une  incapaeit^  de  travail 
de  plus  de  vingt  jours, 
ou  une  mutilation,  ampu- 
tation  ou  privation  de 
Tusage  de  membres,  c6- 
cit6,  perte  d'un  oeil  ou 
autre  infirmit6  perma- 
nente. 

4.  L'enl^vement ,  le  recel, 
la  suppression,  la  Substi- 
tution ou  la  Bupposition 
d'enfant. 


rung  gewährt  wird,  sofern  sie 
den  Thatbestand  eines  ge- 
meinen Verbrechens  oder  Ver- 
gehens begründen,  sind  fol- 
gende : 

1.  Totschlag,  Mord,  Meuchel- 
mord, Eltern  mord,Einde6- 
mord,  Vergiftung. 

2.  Abtreibung  der  Leibes- 
frucht. 

3.  Körperverletzung  oder 
Verwundung,ßeibringuiig 
von  gefährlichen  Stoffen 
oder  von  Gift,  sowie  jede 
andere  Handlung,  durch 
welche  der  Th&ter  vor- 
sätzlich, jedoch  ohne  die 
Absicht,  den  Tod  herbei- 
zuführen ,  eine  Oesund- 
heitsstörung  oder  Arbeits- 
Unfähigkeit  von  mehr  als 
zwanzigtägiger  Dauer, 
eine  Verstümmelung,  Am- 
putation oder  Unbrauch- 
barkeit  eines  Gliedes, 
Erblindung,  Verlust  eines 
Auges  oder  ein  anderes 
bleibendes  Gebrechen  ver- 
ursacht hat 

4.  Eindesraub ,  Verheim- 
lichung ,  Unterdrückung, 
Verwechslung  oder  Unter- 
schiebung von  Kindern. 
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^.  L'ezpositionourabandon 
d'enfant. 

-6.  L^enl^vementdemineurs. 


7.  Le  viol. 

8.  L'atteniat  ä  la  pudeur 
commis  sur  une  personne 
avec  ou  sans  violence. 

9.  L'attentat  aus  mceurs, 
excitant,  pour  satisfaire 
les  passioDs  d'autrui,  k 
]a  d6bauche  ou  k  la 
corruption  de  mineurs 
de  l'un  et  de  Tautre 
sexe;  de  m^me  Tattentat 
aux  moBurs,  commis  pour 
satisfaire  ses  propres  pas- 
sions,  en  excitant  ä  la 
d^bauehe  les  mineurs  de 
l'un  ou  de  Tautre  sexe, 
lorsque  celui  qui  se  rend 
coupable  de  cet  attentat 
est  le  p^re  ou  la  m^re, 
le  tuteur  ou  Tinstituteur 
ou  toute  autre  personne 
charg^e  de  la  suryeillance 
de  la  personne  d6bauch6e. 


10.  La  poljgamie, 


5.  Aussetzen  oder  bösliches 
Verlassen  von  Kindern. 

6.  Entführung  von  Minder- 
jährigen. 

7.  Notzucht. 

8.  Mit  oder  ohne  Gewalt 
verübter  Angriff  auf  die 
Schamhaftigkeit  einer 
Person. 

9.  Verletzung  der  Sittlichkeit 
durch  Verleitung  von  Min- 
derjährigen des  einen  oder 
andern  Geschlechtes  zur 
Unsittlichkeit  oder  Aus- 
schweifung, um  die  Lüste 
anderer  zu  befriedigen ; 
ebenso  die  Verletzung  der 
Sittlichkeit,  begangen  zur 
Befriedigung  der  eigenen 
Lüste  durch  Verleitung 
von  Minderjährigen  des 
einen  oder  andern  Ge- 
schlechtes zur  Ausschwei- 
fung, falls  derjenige,  wel- 
cher sich  dieser  Verleitung 
schuldig  macht,  der  Vater 
oder  die  Mutter,  der  Vor- 
mund oder  der  Lehrer 
der  verleiteten  Person, 
oder  irgend  eine  andere 
mit  der  Aufsicht  über 
dieselbe  betraute  Person 
ist. 

10.  Mehrfache  Ehe. 
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AQBlieferongtvertrag 


11.  Les  alten tats  k  la  libertö 
individuelle  et  ä,  lUnviola- 
bilit6  du  domieile. 

12.  Les  meoaces  d'attentat 
oontre  les  personnes  ou 
oontre  les  propriöt^s,  si 
ces  menaces  ont  616  failes 
avec  ordre  ou  sous  con- 
dition. 

13.  La  coQtrefagon  ou  falsi- 
fication  de  documents 
publics  ou  priv6s,  et  Tu- 
sage  de  ces  documents; 
la  destruction ,  d6i6rio- 
ration  ou  suppression  il- 
legale d^un  document 
avec  intention  de  porler 
pr6judice  k  une  lierce 
personne;  Tabus  de  blanc- 
seing. 

14.  La  fausse  monnaie,  com- 
prenanl  la  contrel'agon  et 
ra1t6ration  de  la  monnaie, 
r^mission  et  la  mise  en 
circulation  de  la  monnaie 
contrefaite  ou  alt6r6e;  la 
conlrefa^on  ou  falsifica* 
tion  de  billets  de  banque, 
d'obligations  ou  d'autres 
titres  et  valeurs,  6mis 
par  TEtat  ou,  avec  Tau- 
torisation  de  TEtat,  par 
des  corporations,  des  so- 
ciales ou  des  particuliers; 
remission  ou  la  mise  en 


11.  Verletzung  der  persön- 
lichen Freiheit  und  des 
Hausrechtes. 

12.  Mit  einem  Auftrage  oder 
einer  Bedingung  verban- 
dene  Drohung  eines  An- 
griffes auf  die  Person  oder 
das  Eigentum. 

13.  Nachahmung  oder  Ver- 
fälschung von  öffentlichen 
oder  Privalurkunden,  und 
der  Gebrauch  solcher  Ur- 
kunden ;  rechtswidrige 
Vernichtung,  Beschädi- 
gung oder  Unterdrückung 
einer  Urkunde  in  der  Ab- 
sicht, jemanden  zu  schädi- 
gen ;  Mißbrauch  eines 
Blankelts. 

14.  Münzfälschung^inbegriffeu 
das  Nachahmen  und  Ver- 
ändern von  Münzen,  das 
Ausgeben  und  Inverkehr- 
setzen  von  nachgemachten 
oder  veränderten  Münzen, 
Nachahmung  oder  Ver- 
fälschung von  Banknoten, 
Schuld  verschreibungen 
oder  andern  Titeln  und 
Werteffekten,  welche  vom 
Staate  oder  mit  staatlicher 
Genehmigung  von  Körper- 
schaften, Gesellschaften 
oder  Privaten  ausgegeben 
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circulation  de  ces  billets 
de  banque ,  obligations 
ou  autres  titres  et  valeurs 
contrefaits  ou  falsifl68. 


15.  La  contrefagon  oo  falsifl- 
catioQ  de  sceaux,  timbres, 
poin90D8  et  marques 
destia^  h  un  Service 
public;  Tusage  de  pa- 
reils  sceaux ,  timbres , 
poiD^oDs  et  marques 
contrefaits  ou  falsifi^s, 
aiusi  que  Tabus  de  vrais 
sceaux,  timbres,  poin^ons 
et  marques  destin^  k  un 
Service  public. 


16.  Le  faux  t^moignage,  la 
fausse  expertise,  le  faux 
serment,  Texcitation  au 
faux  serment,  1a  subor- 
nation  de  t^moins,  d'ex- 
perts  et  d'interpr^tes. 

17.  La  d^noQCiation  calom- 
nieuse. 

18.  L'abus  d'autoritä,  le  d6- 
toumement  et  la  mal- 
versation  de  la  part  de 
fonctionnaires  publica. 

19.  La  oorruption  de  fonc- 
tionnaires   publics ,     de 


wurden;  Ausgabe  oder 
Inverkehrsetzung  solcher 
falschen  oder  gemischten 
Banknoten ,  Schuld  ver- 
schreibungen  oder  anderer 
Titel  und  Werteffekten. 

15.  Nachahmung  oder  Ver- 
fälschung von  amtlichen 
Siegeln,  Stempeln,  Eon- 
trollstempeln (Poin9ons) 
und  Marken ;  Gebrauch 
von  derartigen  nachge- 
ahmten oder  verfälschten 
Siegeln,  Stempeln,  Kon- 
trollstempeln und  Marken, 
sowie  Mißbrauch  echter, 
zu  amtlichem  Gebrauche 
bestimmter  Siegel,  Stem- 
pel, Kontrollstempel  und 
Marken. 

16.  Falsches  Zeugnis,  falsche 
Expertise,  Meineid,  An- 
stiftung zum  Meineid, 
Verleitung  von  Zeugen, 
Sachverständigen  und 
Dolmetschern  zu  falschen 
Angaben. 

17.  Falsche  Anschuldigung. 

18.  Amtsmißbrauch,  Unter- 
schlagung und  Verun- 
treuung durch  öffentliche 
Beamte. 

19.  Bestechung  von  öffent- 
lichen Beamten,  Richtern, 
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juges,  de  jur6a  et  d'ex- 
perts. 

20.  L'iocendie  et  Temploi 
abusif  de  mati^res  ex- 
plosibles. 

21.  Le  Yol  et  le  brigandage. 

22.  L'extorBioD. 

23.  Keacroquerie  et  la  fraude. 

24.  Les  eoustractions  fraudu- 
leuses  ou  dötournements 
et  Tabus  de  oonfianoe. 

25.  La  banqueroute  fraudu- 
leuse  et  les  fraudes  com- 
mises  dans  les  faillites  au 
pr^judice  des  or^anciers. 

26.  Les  actes  intentioDaelle- 
ment  atteutatoires  k  la 
s6curit6  de  la  circulation 
sur  les  chemins  de  fer; 
la  deslructioD  ou  la  d6- 
t^rioratioD  de  chemins  de 
fer,  de  leur  mat6riel  d'ex- 
ploitatioD,  de  machioes  ä 
vapeur,  de  t6l6graphe8  et 
t616phoQes,  ayant  un  ca- 
ract^re  d'utilit6  publique. 

27.  Les  actes  intentioDoels, 
propres  ä  ameuer  une 
ioondatioD,  s'il  en  rdsulte 
un  danger  pour  la  vie 
des  personnes  ou  pour 
la  proprio t^  d'autrui. 

28.  La  de^ruction  ou  d^ra- 
datiou   intentionnelle  de 


Geschworenen  und  Sach- 
verständigen. 

20.  Brandstiftung  und  Miß- 
brauch von  Sprengstoffen. 

21.  Diebstahl  und  Raub. 

22.  Erpressung. 

23.  Prellerei  und  Betrug. 

24.  Unterschlagung  oder  Ver- 
untreuung und  Vertrauens- 
mißbrauch. 

25.  Betrügerischer  Bankerott 
und  betrügerische  Benach- 
teiligung der  Gläubiger 
im  Konkurse. 

26.  Vorsätzlicher  Angriff  auf 
die  Sicherheit  des  Eisen- 
bahn betriebes ;  Zerstörung 
oder  Beschädigung  von 
Eisenbahnen,  sowie  deren 
Betriebsmaterial ,  von 
Dampfmaschinen ,  Tele- 
graphen und  Telephonen, 
welche  öffentlichen 
Zwecken  dienen. 

27.  Absichtliche  Handlungen, 
welche  zur  Herbeiführung 
einer  Überschwemmung 
geeignet  sind,  wenn  da- 
durch Gefahr  für  Men- 
schenleben oder  fremdes 
Eigentum  entsteht. 

28.  Absichtliche  Zerstörung 
oder    Beschädigung    von 
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la  propri^td  mobili^re  ou 
immobili^re,  publique  ou 
priv6e,  y  compris  Tem- 
poisonDement  de  bestiaux 
ou  autres  animaux. 

29.  Le  m^lauge  iDtentionnel, 
aux  denr^es,  de  tnati^res 
pouvaat  doDuer  la  mort 
ou  älterer  la  sant6,  ainsi 
que  la  mise  en  vente  ou 
la  distribution  do  pareilles 
denr^es,  eo  cachaat  leur 
caraetöre  nuisible. 

30.  Les  uctioos  causant  la 
destructioD,  r^chouemeot, 
la  d^t^rioratioD  ou  la 
perte  de  navires. 

31.  Le  rec^lemeat  des  objets 
provenant  de  vol,  de  bri- 
gandage  ou  de  soustrac- 
tion  frauduleuse. 

32.  L'assistance  pröt6e  pour 
la  suppressioD  des  traces 
d'une  aetioD   punissable. 

L'extradition  sera  accord^e 
de  mSme  dans  les  cas  de 
tentative  et  de  participation, 
lorequ^'ils  sont  pr6vus  par  la 
16gislation  des  parties  con- 
tractantes. 


beweglichem  oder  unbe- 
weglichem, öfifeotlichem 
oder  privatem  Eigentum, 
einschließlich  die  Ver- 
giftung von  Nutzvieh  oder 
anderen  Tieren. 

29.  Absichtliche  Beimischung 
von  lebensgefährlichen 
oder  gesundheitsschäd- 
lichen Stoffen  zu  Lebens- 
mitteln, ebenso  das  Feil- 
halten oder  die  Austeilung 
solcherLebensmittel  unter 
Verschweigung  ihrer 
schädlichen    Eigenschaft. 

30.  Handlungen,  welche  die 
Zerstörung ,  Strand  ung, 
Beschädigung  oder  den 
Untergang  von  Schiffen 
verursachen. 

31.  Verheimlichung  von  Ge- 
genständen, welche  durch 
Diebstahl ,  Raub  oder 
Unterschlagung  erlangt 
worden  sind. 

32.  Hülfeleistung  zur  Unter- 
drückung der  Spuren  einer 
strafbaren  Handlung. 

Die  Auslieferung  wird  auch 
wegen  des  Versuches  und  der 
Teilnahme,  insofern  die  be- 
treffenden Handlungen  nach 
den  Gesetzgebungen  der  ver- 
tragschließenden Teile  straf- 
bar sind,  zugestanden. 
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Article  lU. 

L'extraditioQ  ne  sera  pas 
acoordde  pour  des  infractiona 
politiqaes. 

Elle  sera  accord^e  alors 
m^me  que  le  coupable  aI16- 
gaerait  an  motif  oa  an  bat 
politique,  si  le  fait  pour  leqael 
eile  est  demand6e  coDstitue 
principalement  ud  d61it  com- 
muD.  L'^tat  requis  appr6ciera 
libremeDt,  dans  chaque  oas 
partieuller,  le  caraet^re  de 
riofraetioD,  selon  les  faits  de 
la  cause ;  il  pourra  exiger  de 
TEtat  requ^rant  la  production 
de  tous  les  renaeignemeats  et 
jastifieatioDS  n^cessaires  sur 
r^tat  de  fait. 


Lorsque  Textradition  sera 
accord^e,  la  personae  dont 
Textradition  est  demand^e  ne 
pourra  dtre,  dans  TEtat  re- 
qu^rant,  ni  poursuivie  ni  punie 
pour  un  crime  politique  non 
plus  que  pour  son  motif  ou 
SOD  but  politique. 


Artikel  HI. 

Wegen  politisoher  straf- 
baren Handlungen  wird  die 
Auslieferung  nicht   bewilligt. 

Die  Auslieferung  wird  in- 
dessen bewilligt,  obgleich  der 
Thftter  einen  politischen  Be- 
weggrund oder  Zweck  vor- 
schützt, wenn  die  Handlang, 
um  deren  willen  die  Aus- 
lieferung verlangt  wird,  vor- 
wiegend den  Charakter  eines 
gemeinen  Verbrechens  oder 
Vergehens  hat.  Der  ersachte 
Staat  entscheidet  im  einzelnen 
Falle  nach  freiem  Ermessen 
über  die  Natur  der  strafbaren 
Handlung  auf  Orund  des  That- 
bestandes;  er  ist  berechtigt, 
von  dem  die  Auslieferung 
nachsuchenden  Staate  die  Bei- 
bringung aller  hierfür  erfor- 
derlichen Aufklärungen  und 
Nachweise  über  den  That- 
bestand  zu  verlangen. 

Wenn  die  Auslieferung  be- 
willigt wird,  so  darf  der  Aus- 
gelieferte in  dem  Staate,  wel- 
cher die  Auslieferung  begehrt 
hat,  wegen  eines  politischen 
Verbrechens  und  ebenso  wegen 
seines  politischen  Beweggrun- 
des oder  Zweckes  weder  ver- 
folgt noch  bestraft  werden. 
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Artide  IV. 

L'extradiiion  ne  sera  pas 
aecord6e  poar  les  iofractioos 
aux  lois  fisoales,  ni  poar  les 
däits  purement  militairea. 

Lorsqu'ane  personne  pour- 
suivie  pour  une  infractioD  mo- 
tivant  ]'extradition  a  oontre- 
yenu,  en  outre,  ä  une  loi  fls- 
oale  ou  k  uae  loi  militaire, 
oette  contraventioo  ne  pourra 
ni  entrainer  une  condamnation, 
ni  oonatituer  une  cireonstanoe 
aggravante. 

Article  V. 

Si  la  peine  6dict^e  par  la 
loi  de  TEtat  requärant,  pour 
rinfraction  qui  motive  la 
demande  d^extradition ,  est 
une  peine  corporelle,  eette 
peine  sera,  le  cas  6ch6ant, 
commune  en  prison  ou  en 
amende. 


Article  VI. 

Aueune  personne  extrad6e 
en  vertu  du  präsent  trait6  ne 
pourra  ^tre  jUg6e,  dans  le 
pajs  requ^rant,  par  un  tri- 
bunal  d^exception. 


Artikel  IV. 

Wegen  Übertretung  fiska- 
lischer  Gesetze  und  wegen 
reiner  Militärvei^ehen  wird 
die  Auslieferung  nicht  be- 
willigt. 

Hat  eine  Person,  die  wegen 
einer  die  Auslieferung  begrün- 
denden strafbaren  Handlung 
verfolgt  wird,  außerdem  ein 
fiskalisches  oder  ein  militä- 
risches Gesetz  übertreten,  so 
darf  diese  Übertretung  weder 
bestraft  werden,  noch  einen 
Strafverschftrfungsgrund  bil- 
den. 

•  Artikel  V. 

Wenn  das  Strafgesetz  des 
ersuchenden  Staates  für  die 
strafbare  Handlung,  um  deren 
willen  die  Auslieferung  ver- 
langt wird,  eine  körperliche 
Strafe  androht,  so  soll  diese 
Strafe  gegebenen  Falles  in 
eine  Freiheits-  oder  Geldstrafe 
unüge wandelt  werden. 

Artikel  VI. 
Der  auf  Grund  des  gegen- 
wärtigen Vertrages  Auegelie- 
ferte darf  in  dem  Staate,  der 
die  Auslieferung  begehrt  hat, 
nicht  vor  ein  Ausnahmegericht 
gestellt  werden. 
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Article  VII. 

Les  individus  poursuivis 
pour  des  actes  meDtionnds  k 
l^article  II  devront  fttre  tnis 
eo  6tat  d'arrestatioQ  provisoire 
sur  la  demaode  qui  eo  sera 
faite  par  une  autorit^  comp6- 
tente  eu  vue  de  leur  extra- 
dition  et  moyennaiit  la  pro- 
duetioQ  8oit  du  jugemeot  de 
condamnation,  soit  d'un  acte 
d'accusatioD,  soit  d^ao  mandat 
d'arr^t  ou  de  tout  autre  acte 
ayant  la  m^me  force. 

En  cas  d'urgence,  Tarres- 
tatioD  provisoire  aura  Heu 
^galement  sur  tout  autre  avis, 
qu'il  soit  transmis  par  la  poste 
ou  par  le  t^I^graphe,  attestant 
qu'il  existe  un  des  documents 
ci-dessus  ^num6r^. 

Dans  Tun  et  Tautre  cas,  la 
demande  d'arrestation  provi- 
soire sera  adress^e,  par  voie 
diplomatique,  au  pr^sident  de 
la  Confäd6ratioD,  si  Tinculp^ 
s'est  r6fugi6  eo  Suisse,  et  au 
Minist^re  imperial  et  rojal  des 
affaires  ^traug^res  k  VieoDe, 
si  rinculp6  s'est  r^fugi^  en 
Autriche  ou  en  Hongrie. 


Artikel  VII. 

Personen,  die  wegen  einer 
in  Artikel  II  angefahrten 
Handlung  verfolgt  sind,  müssen 
provisorisch  verhaftet  werden, 
wenn  von  einer  zuständigen 
Behörde  zum  Zwecke  der 
Auslieferung  ein  bezügliches 
Gesuch  gestellt  und  ein  ver> 
urteilendes  Erkenntnis ,  ein 
Anklageakt  oder  ein  Verhafts- 
befehl  oder  eine  andere  gldoh 
wirksame  Urkunde  vorgelegt 
wird. 

In  dringenden  F&llen  soll 
die  provisorische  Verhaftung 
auch  vollzogen  werden  auf 
jede  andere  durch  die  Post 
oder  den  Telegraphen  ge- 
machte Anzeige,  daß  eine  der 
oben  erwähnten  Urkunden 
bestehe. 

In  beiden  Fällen  ist  das 
Gesuch  um  provisorische  V^er- 
haftung  auf  diplomatischem 
Wege  zu  stellen,  und  zwar 
an  das  k.  und  k.  Ministeriam 
des  Äußern  in  Wien,  wenn 
der  Beschuldigte  nach  Öster- 
reich oder  Ungarn,  und  an 
den  Präsidenten  der  Eidge- 
nossenschaft, wenn  er  sich 
nach  der  Schweiz  geflüchtet 
hat. 
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Ea  cas  d'extr^me  urgenoe, 
Tarrestation  provisoire  aura 
Heu  ^alement  sur  la  demande 
d'une  autorit6  de  Tune  des 
parties  coDtractaütes  adress^e 
directement  ä,  une  autorit^  de 
Fautre  partie. 


Article  VUl. 
Dans  1e  caa  da  dernier  aliaöa 
de  Tarticle  VII,  rindividu  ar- 
r^tö  sera  mis  en  libert6  si, 
dans  les  huit  jours  d^  celui 
de  TarrestatioD,  avis  de  Pexis- 
teace  d^un  maDdat  d'arr^t 
^man^  d'uoe  aatorit6  judici- 
aire  n'a  pas  6t6  doDD6  k  Tau- 
tor]t6  requise. 


Dans  tous  les  cas,  Tindividu 
arr^t^  en  applieation  de  Tune 
des  dispositions  deTarticle  VII 
sera  mis  en  libertä,  si,  dans 
les  vingt  jours  dös  le  jour  de 
Tarrestation,  le  gouvernement 
auquel  l'extradition  devra  ^tre 
demand^e  n'a  pas  re9u  com- 
munication,  par  voie  diplo- 
matique, de  Tun  des  docu- 
ments  mentioon^  au  1''  alin^a 
de  l'article  VlI. 


Im  Falle  äußerster  Dring- 
lichkeit soll  die  provisorisch(^ 
Verhaftung  auch  dann  vorge- 
nommen werden,  wenn  das 
Begehren  von  einer  Behörde 
des  einen  der  vertm^schließen- 
den  Teile  unmittelbar  an  eine 
Behörde  des  anderen  gerichtet 
wird. 

Artikel  VÜI. 

Der  nach  Maßgabe  des 
letzten  Absatzes  von  Ar- 
tikel VII  in  Haft  Genommene 
wird  auf  freien  Fuß  gestellt, 
wenn  innerhalb  acht  Tagen ^ 
von  dem  Tage  der  Verhaftung 
an  gerechnet,  der  angespro- 
chenen Behörde  nicht  ange- 
zeigt  wird,  daß  ein  von  einer 
Oerichtsbebörde  ausgestellter 
Verhaftsbefehl  vorliegt. 

In  allen  Fällen  wird  der  in 
Anwendung  einer  der  Be- 
stimmungen des  Artikels  VII 
in  Haft  Genommene  auf  freien 
Fuß  gestellt,  wenn  innerhalb 
20  Tagen,  vom  Tage  der  Ver- 
haftung an  gerechnet,  der  Re- 
gierung, bei  welcher  die  Aus- 
lieferung nachgesucht  werden 
muß,  nicht  eine  der  im  ersten 
Absätze  des  Artikels  VII  er- 
wähnten Urkunden  auf  diplo- 
matischem Wege  zugekom- 
men ist. 
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Article  IX.  'Artikel  IX. 


La  demaode  d'extradition 
devra  ^tre  faite  par  voie  diplo- 
matique. 

Artiole  X. 

Elle  sera  accompagD^e  de 
Tun  des  documents  mentionn^s 
k  Tarticle  VII,  exp6di6  en 
original  oa  en  copie  I^galis^e. 

Ce  document  indiquera  la 
Dsture  et  la  gravit^  du  fait 
incrimin^,  la  date  et  le  Heu 
auxquels  il  a  6t6  eommis,  ainsi 
que  le  texte  de  la  loi  pönale 
en  vigueur  daus  le  pajs  re- 
qu6raDt,  qui  est  applieable  ä, 
ce  fait  et  qui  ^nonce  la  p^na- 
\\t6  que  ce  fait  entralne. 


Lorsqu'il  s'agit  de  d^lits 
coQtre  la  propri6t^,  il  y  aura 
toujours  Heu  d^indiquer  le 
montant  du  dommage  que  le 
d^linquant  a  oaus^  ou  voulu 
causer. 

La  demande  d'extradition 
sera  accompagn^e,  autant  que 
possiblo,  du  sigualement  de 
Tindividu  r6clam6  ou  d'autres 


Das  AuslieferuDgsbegebren 
ist  auf  dem  diplomatischen 
Wege  zu  stellen. 

Artikel  X. 

Dem  Auslieferungsb^ehren 
muß  eine  der  in  Artikel  VII 
erwähnten  Urkunden  in  Ori- 
ginal oder  beglaubigter  Ab- 
schrift beigegeben  sein. 

In  dieser  Urkunde  soll  die 
Beschaffenheit  und  Schwere 
der  zur  Last  gelegten  That, 
Ort  und  Zeit  der  Begehung, 
sowie  aus  dem  Strafgesetze, 
welches  in  dem  die  Ausliefe- 
rung beehrenden  Lande  gilt, 
der  Wortlaut  derjenigen  Stel- 
len angegeben  sein,  welche 
auf  die  betreffende  That  an- 
wendbar sind  und  welche  das 
auf  dieselbe  anwendbare  Straf- 
maß bestimmen. 

Bei  Delikten  gegen  das 
Eigentum  soll  auch  immer  der 
Betrag  des  von  dem  Beschul- 
digten verursachten  oder  be- 
absichtigten Schadens  ange- 
geben werden. 

Dem  Auslieferungsbegehren 
sind,  wo  möglich,  auch  die 
Personalbeschreibung  des  re- 
klamierten Individuums  oder 
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donn^es  pouvant  eervir  k  v^ri- 
fier  8on  identit^. 

D^  qull  aura  re^u  les  do- 
cumeots  ci-des8us  mentioon^s, 
le  goavernement  requis  ordoD- 
nera  rarrestation  de  Tiodividu 
poursuivi. 

Dao8  le  cas  de  doute  aar 
la  question  de  aavoir  ei  Tin« 
fraetioQ  qui  fait  Tobjet  de  la 
poursuite  rentre  dans  lee  oas 
pr6vus  par  la  pr^eeote  coo- 
veotioD,  des  explications  pour- 
ront  ^tre  demand^es  a  TEtat 
requ^rant,  el  l'extradiiioQ  ne 
sera  accordee  que  si  les  expli- 
catioDS  fourDies  sont  de  natare 
4  ^Carter  ces  doutes. 


Dans  le  cas  oü  des  expli- 
catioDS  auraieot  ^t6  deman- 
d6es  comme  il  vient  d'6tre  dit^ 
Tindividu  arröt6  pourra  ötre 
^largi)  si  les  explicatioos  de- 
inaud^es  n'ont  pas  6tö  fouruies 
au  gouverDemeot  requis  daos 
les  trente  jours  d^  celui  oü 
la  demaode  en  sera  parveoue 
au  gouveruement   requ^raot. 


andere  zur  Peststellung  seiner 
Identität  geeignete  Angaben 
beizufügen. 

Die  uiB  die  Auslieferung 
ersuchte  Regierung  wird  die 
Verhafiung  des  Verfolgten 
veranlassen,  sobald  sie  die 
oben  erwähnten  Aktenstocke 
erhalten  hat. 

Ergeben  sich  Zweifel  Über 
die  Frage,  ob  die  strafbare 
Handlung,  welche  den  Gegen- 
stand der  Verfolgung  bildet, 
unter  die  Fälle  gehöre,  welche 
im  gegenwärtigen  Vertrage 
vorgesehen  sind,  so  können 
bei  dem  die  Auslieferung  nach- 
suchenden Staate  nähere  Auf- 
klärungen verlangt  werden, 
und  es  wird  die  Auslieferung 
nur  bewilligt,  wenn  die  er- 
teilten Aufsühlasse  die  Zweifel 
zu  heben  vermögen. 

Im  Falle  über  das  Ausliefe- 
rungsbegehren Aufklärungen 
in  obigem  Sinne  verlangt 
worden  sind,  kann  der  Ver- 
haftete auf  freien  Fuß  gestellt 
werden,  wenn  die  gewünschten 
Aufschlüsse  nicht  innerhalb 
dreißig  Tagen,  von  dem  Tage 
hinweg,  an  welchem  die  An- 
frage bei  der  die  Auslieferung 
begehrenden  Hegierung  ein- 
gelangt   ist,    der    angespro- 
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Article  XI. 

Les  objets  dans  lapossessioo 
deequels  Fioculp^  se  trouve 
par  auite  de  TactioD  puaissable, 
ou  ceux  qui  oDt  ^t€  saisis  sur 
lui^  les  iDojeDs  et  instruments 
ayant  servi  ä  commettre  l'aete 
coupable,  ainsi  que  toute  autre 
pi^ce  k  convictiOD,  seront 
remis  au  gouvernement  r^cla- 
mant  Textraditioo,  m^me  dans 
le  ca8  oü  eelle-ei,  d^j^  accor- 
d6e,  De  pourrait  ötre  effectu^e 
par  Buite  de  la  mort  ou  de  la 
fuite  du  coupable. 


Gelte  reniise  comprendra 
^galement  tous  les  objets  de 
la  rn^me  nature  que  le  pr^- 
venu  aurait  cach^  ou  d^pos^ 
dans  le  pays  accordant  Tex- 
tradition  et  qui  seraient  d6- 
couverts  ult^rieureinent. 


Sont  r^servös  toutefois  les 
droits  que  des  tiers  auraient 
acquis  sur  les  objets  en  ques- 
tion,  lesquels  devront  &tre 
rendus  aux  ajants  droit  sans 


ebenen   Regierung   zugekom- 
men sind. 

Artikel  XI. 

Die  Gegenstände,  in  deren 
Besitz  der  Beschuldigte  durch 
die  strafbare  Handlung  ge- 
kommen ist  oder  welche  bei 
ihm  in  Beschlag  genommen 
wurden,  sowie  die  zur  Ver- 
abung  der  strafbaren  Hand- 
lung benutzten  Halfsmittel 
und  Werkzeuge  und  überhaupt 
alle  Beweisstücke  sollen  der 
die  Auslieferung  begehrenden 
Regierung  übergeben  werden, 
und  zwar  selbst  dann,  wenn 
die  bereits  zugestandene  Aus- 
lieferung infolge  des  Todes 
oder  der  Flucht  des  Beschul- 
digten nicht  stattfinden  könnte. 

Diese  Übergabe  erstreckt 
sich  auch  auf  alle  Gegenstände 
dieser  Art,  welche  von  dem 
Beschuldigten  in  dem  Lande^ 
welches  die  Auslieferung  ge- 
währt hat,  verborgen  oder 
in  Verwahrung  gegeben  wor- 
den sind  und  später  aufge- 
funden werden. 

Es  bleiben  jedoch  die  Rechte 
dritter  Personen  auf  die  frag- 
lichen Gegenstände  vorbe- 
halten und  sind  dieselben  den 
Berechtigten  nach  Beendigung 
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frais,   apr^  la  cooclusion  du 
procte. 

L'Etat  auquel  la  remise  de 
ces  objets  aura  €i€  demandöe 
peut  les  retenir  provisoire- 
moDt,  s'il  les  juge  n^cessaires 
pour  une  iDStruction  crimi- 
nelle. 


Article  XII. 

Si  rindividu  r^clam^  est 
poursuivi  ou  condamo^  dans 
TEtat  reqnis  pour  quelque 
autre  infraction  que  eelle  qui 
a  motiv^  la  deniande  d'extra- 
diiioD,  son  exfradition  pourra 
6tre  diff6r6e  jusqu  ^  ce  que 
les  poursuites  soient  termioöes 
oa  jusqu'ä  ce  qu^il  ait  subi  la 
peioe  ou  que  celleci  lui  ait 
€i6  remise. 


Toutefois  les  gouvernements 
des  parties  contractantes  pour- 
roDt  s^accorder  motuellemeDt 
la  remise  temporaire  de  Tin- 
dividu  r6clamö  pour  compa- 
raltre  devant  les  tribuoaux 
de  TEtat  requ^rant,  sous  la 
condition  quMl  seia  reovoj6 
aux  autorit^s  de  VEtai  reqnis 


I  des  Strafverfahrens  kostenfrei 
zurOckzustellen. 

Der  Staat,  an  welchen  das 
Begebren  um  Obergabe  dieser 
Gegenstände  gestellt  wird, 
kann  sie  vorläufig  zurück- 
behalten, wenn  er  derselben 
zur  Durchfuhrung  eines  straf- 
gerichtlichea  Verfahrens  zu 
bedürfen  erachtet. 

Artikel  XII. 

Ist  die  Person,  deren  Aus- 
lieferung begehrt  wird,  in  dem 
um    die    Auslieferung    ange- 
gangenen Staate  wegen  einer 
anderen  strafbaren  Handlung, 
alä  derjenigen,  auf  welche  sich 
das        Auslieferungsbegehreu 
I  gründet,  strafrechtlich  verfolgt 
oder  verurteilt,  so  kann  ihre 
I  Auslieferung  bis  nach  Beendi- 
,  gung  des  Strafverfahrens  oder 
bis  nach  Verbüßuug  der  Strafe 
oder    Erlaß     derselben    ver- 
schoben werden. 

Die  Regierungen  der  ver- 
tragschließenden Teile  können 
indessen  gegenseitig  die  vor- 
übergehende Obergabe  des 
Auszuliefernden  zum  Er- 
seheinen vor  den  Gerichten 
des  ersuchenden  Staates  unter 
der  Bedingung  gewähren,  daß 
derselbe    sofort    nach    been- 
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dte  que  ]a  justice  de  TEtat 
requ^rant  aura  stata^.  Dans 
lea  cas  de  ce  genre,  les  frais 
d' aller  et  de  retour  eeroot  Sup- 
portes par  TEtat  requ^rant 


Dans  le  ca9  oü  rindividu 
r^clam6  serait  eifip^ch^  par 
TextraditioQ  de  remplir  les 
obligatioDs  contraet6es  par  lui 
envers  des  particuliers ,  soo 
extraditioa  n'en  sera  pas  moios 
effectu^e;  mais  ses  adversaires 
coQserveroDt  ie  droit  de  faire 
valoir  leurs  r^clamations  de* 
yaat  Tautorite  comp6teDle. 


Article  XIIL 

L'individo  extrad^  ne  pourra 
6tre  poursuivi,  ni  puoi,  dans 
le  pajs  auquel  Textradition 
aura  6te  accord^e,  ni  extrad6 
k  UD  pajs  tiers  pour  uo  crime 
ou  un  dälit  quelcooque  ant6- 
rieur  4  rextradition  et  non 
pr6vu  par  la  präsente  couven- 
tioQ,  ä,  moins  qu^il  n'ait  eu, 
dans  Tun  et  Tautre  cas,  la 
faculte  de  quitter  de  uouveau 
le  pajs  susdit  pendant  ud 
mois  aprös  avoir  6t€  jug6  et, 
en  cas  de  coDdamnatioQ,  aprte 


digtem  Prozesse  an  die  Be- 
hörden des  ersuchten  Staates 
zurückgeliefert  werde.  Die  in 
solchen  F&llen  durch  den  Bin- 
und  Rocktransport  entstehen- 
den Kosten  hat  der  ersuchende 
Staat  zu  tragen. 

Ist  ein  solches  Individuum 
infolge  der  Auslieferung  an 
der  ErfQllung  der  von  ihm 
gegenüber  Privatpersonen  ein- 
gegangenen Verbindlichkeiten 
gehindert,  so  soll  seine  Aus- 
lieferung dennoch  stattfinden; 
es  bleibt  aber  den  Gegen- 
parteien das  Recht  vorbehal- 
ten, ihre  Ansprüche  vor  der 
zust&ndigen  Behörde  geltend 
zu  machen. 

Artikel  Xm. 

Der  Ausgelieferte  darf  in 
dem  Lande,  welchem  die  Aus- 
lieferung zugestanden  wurde, 
wegen  eines  vor  der  Aus- 
lieferung verübten  und  in  dem 
gegenwärtigen  Übereinkom- 
men nicht  vorgesehenen  Ver- 
brechensoderVergehensweder 
verfolgt,  noch  bestraft,  noch 
an  ein  drittes  Land  ausgeliefert 
werden,  es  sei  denn,  daß  er 
im  einen  wie  im  andern  Falle 
während  eines  Monats  nach 
Beendigung      des     Strafvar- 


Digitized  by  VjOOQIC 


zwischen  der  Schweiz  imd  Österreich-Ungarn. 


585 


avoir  subi  sa  peioe  ou  apr^ 
avoir  6t6  graci^,  ou  qu'il  n'y 
soit  retouro6  par  la  suite. 


li  ne  pourra  non  plus  dtre 
poursttivi  ni  puoi  du  ehef  d'an 
acte  pnnissable  prövu  par  la 
pr^eute  conveotion,  ant^rieur 
ä  Textradition,  mais  autre  que 
celui  qui  a  motiv6  Textra- 
ditioD,  Sans  le  consentement 
du  gouveruement  qui  a  livr6 
Textrade  et  qui  pourra,  s'il 
le  juge  convenable,  exiger  la 
produotioD  de  Tun  des  docu- 
inents  meDtionn^s  k  Tarticle 
VII.  Le  coDsentement  de  ce 
gouveruement  sera  de  möme 
requis  pour  permettre  Textra- 
dition  de  rinculp^  k  un  pays 
tiers.  Toutefois,  ce  oonsente- 
meut  ne  sera  pas  n^cessaire, 
lorsque  Tinculp^  assist^,  le  cas 
öch^ant,  de  son  döfenseur  ou 
eoDseil,  aura  demand^  spon- 
tan^ment  k  6tre  jug^  ou  k 
Sttbir  sa  peiae  ou  lorsqu'il 
n'aura  pas  quiitö,  dans  le 
däai  flx6  plus  haut,  le  terri- 
toire  du  pajs  auquel  11  a  6t6 
livr6. 


fahrens  und,  im  Fall  der  Ver- 
urteilung, nach  VerbQ£ung  der 
Strafe  oder  nach  seiner  Be- 
gnadigung Gelegenhei  t  gehabt 
hat,  das  Land  wiederum  zu 
verlassen,  oder  daß  er  in  der 
Folge  dorthin  zurQckgekehrt 
ist. 

Er  kann  auch  nicht  wegen 
einer  in  dem  gegenwärtigen 
Obereinkommen  vorgesehenen 
und  vor  der  Auslieferung  be- 
gangenen anderen  strafbaren 
Handlung ,  als  derjenigen, 
welche  der  Auslieferung  zu 
Grunde  gelegen,  ohne  die 
Zustimmung  der  Regierung, 
welche  ihn  ausgeliefert  hat, 
verfolgt  oder  bestraft  werden, 
und  die  letztere  Regierung 
kann,  wenn  sie  es  fOr  ange- 
messen erachtet,  die  Beibrin- 
guug  einer  der  im  Artikel  VII 
erwähnten  Urkunden  .ver- 
langen. Die  Einwilligung 
dieser  Regierung  ist  ebenso 
fttr  die  öestattung  der  Aus- 
lieferung des  Beschuldigten 
an  ein  drittes  Land  erforder- 
lich. Es  bedarf  indessen  dieser 
Zustimmung  nicht,  wenn  der 
Beschuldigte,  unterstützt  von 
seinem  alltäliigen  Verteidiger 
oder  Rechtsbeistand,  von  sich 
ans  begehrt,  vor  Gericht  ge- 
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Article  XIV. 

L'extrHdiiion  ne  sera  pas 
accord^  lorsque  riafraction 
pour  laquelle  eile  est  demao- 
d€e  a  6t6  commise  sur  le  terri- 
toire  de  TEtat  requis,  u\  lors- 
que cette  iofractioD,  bien  que 
commise  hors  du  territoire,  a 
cependaDt  €\.€  d^flaitivement 
jug6e  dans  TEtat  requis  ou  j 
est  Tobjet  de  poursuites  pö- 
nales. 

L'extraditioD  n'aura  pas  Heu 
noD  plus  si,  d'apr^  les  lois 
du  pajs  requis  ou  d'apr^ 
Celles  du  pays  requöraot,  la 
prescriptioD  de  la  poursuite 
ou  .de  la  peine  est  acquise 
avant  Tarrestation  ou  Tas- 
signatioD  de  Tiodividu  r6- 
clamö,  ou  si,  d'apr^  la  lögis* 
latioQ  de  TEtat  requis,  fin- 
fractioD  qui  a  motivä  la  de- , 
maude  en  extradition  ne  peut 
dtre  poursuivie  que  sur  la 
plaiute  ou  la  proposition  de 
la  partie  Ies6e,  ^  moios  qu'ii 
ne  soit  y6rifi6  que  la  partie 
1^^'e  a  demand6  la  poursuite. 


stellt  zu  werden  oder  seine 
Strafe  zu  verbüßen,  oder  wenn 
er  innerhalb  der  oben  erwähn- 
ten Frist  das  Gebiet  des  Landes, 
welchem  er  ausgeliefert  wor- 
den ist,    nicht  verlassen  hat. 

Artikel  XIV. 

Die  Auslieferung  wird  nicht 
bewilligt,  wenn  die  strafbare 
Handlung,  wegen  deren  sie 
verlangt  wird,  auf  dem  Ge- 
biete des  ersuchten  Staates 
begangen,  oder  zwar  außerhalb 
dieses  Gebietes  begangen,  aber 
im  ersuchten  Staate  endgültig 
beurteilt  worden  ist,  oder 
daselbst  strafrechtlich  verfolgt 
wird. 

Die  Auslieferung  findet  auch 
nicht  statt,  wenn  nach  der 
Gesetzgebung  des  ersuchten 
Staates  oder  nach  der  des 
ersuchenden  Staates  die  Ver- 
jährung der  Strafverfolgung 
oder  der  verhängten  Strafe 
vor  der  Verhaftung  oder  Vor- 
ladung des  reklamierten  In- 
dividuums eingetreten  ist,  oder 
wenn  nach  der  Gesetzgebung 
des  ersuchten  Staates  die  straf- 
bare Handlung,  welche  dem 
A  uslieferungsbegehren  2U 
Grunde  liegt,  nur  auf  Grund 
einer  Privatklage  oder  auf 
Antrag  der  geschädigten  Partei 
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Article  XV. 

Si  rinculp^  doDt  Pextra- 
ditioD  est  demand^e  par  Tune 
des  parties  cootractanies  est 
T^clam^  6galemeDt  par  un 
ou  plusieurs  autres  gouveroe- 
ments  od  raison  d'autres  id- 
fractions,  il  sera  livr6  au  gou- 
verneraent  sur  le  territoire  du- 
<]ael  a  6t6  commise  Pinfraction 
la  plus  grave  et,  en  cas  de 
gravit6  ^ie,  au  gouverne- 
meot  dont  la  demande  est  par- 
yenue  la  premi^re  au  gouver- 
oemeDt  requs. 


Article  XVI. 

S'il  s^agit  de  trausporter  par 
le  territoire  d'une  des  parties 
contraetantes  uo  iodividu  dont 
Textradition  aurait  6t6  accor- 
d6e  k  Tautre  partie  oontrac- 
tante  par  un  gouvemement 
tiers,  la  premi^re  ne  s'y  oppo- 
sera  pas,  k  moins  que  l'indi- 
vidu  en  question  ne  lui  appar- 
tienne  par  sa  nationalitö  et, 
bien  eotendu,  ä  la  condition 
que  rinfraction  donnant  lieu 


strafrechtlich  verfolgt  werden 
kann,  sofern  nicht  beglaubigt 
ist,  daß  die  geschädigte  Partei 
die  Verfolgung  begehrt  hat. 

Artikel  XV. 

Wird  der  Beschuldigte, 
dessen  Auslieferung  von  einem 
der  vertragschließenden  Teile 
begehrt  ist,  auch  von  einer 
oder  mehreren  anderen  Regie- 
rungen wegen  anderer  straf- 
barer Handlungen  reklamiert, 
80  ist  er  derjenigen  Regie- 
rung auszuliefern,  auf  deren 
Gebiet  er  das  schwerste  Ver- 
brechen begangen  hat,  und 
bei  gleicher  Schwere  der- 
jenigen, deren  Begehren  zuerst 
der  angesprochenen  Regierung 
zugekommen  ist. 

Artikel  XVI. 

Im  Falle  durch  das  Gebiet 
eines  der  vertragschließenden 
Teile  eine  Person  durchgeführt 
werden  soll,  deren  Ausliefe- 
rung von  einer  dritten  Regie- 
rung der  anderen  Vertrags- 
partei zugestanden  worden 
ist,  wird  jener  Staat  dagegen 
keinen  Einwand  erheben, 
wenn  die  betreffende  Person 
nicht  ein  Staatsangehöriger 
desselben    ist,    und    voraus- 
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ä  rextradition  soit   compiise  { 
dans   les   articles  I  et  II  de  ' 
la  pi^ente  oonveniioo,  et  ne 
rentre  pas  dans  les  pr^visions 
des  articles  IH,   IV  et  XIV. 


Pour  que,  coDform6tnent  aa 
präsent  articie,  le  transport 
d'an  criminel  soit  accord6,  il 
suffira  que  la  demande  en  soit 
faite  par  voie  diplomatique 
avec  produetion,  en  original 
oa  en  oopie  auttientique,  d^un 
des  aoies  de  proe^dure  men- 
tionn^s  ä  Tarticle  VII. 

Le  transit  aura  lieu  sous 
escorte  d'agents  du  pajs  qui 
a  autoris^  le  transport  sur  son 
territoire  et  aux  frais  de  TEtat 
requ^rant. 


Artiele  XVH. 

Sera  de  m^me  aceord^  dane 
les  oonditions  ^nonc^es  4  Tar- 
tiole  pr6c6dent  le  transport  — 
aller  et  retour  —  par  le  terri- 
toire de  Tune  des  parties  con- 
tractantes,  des  malfaiteurs  d6- 
tenas  dans  an  pajs  tiers,  que 
Tautre  partie  oontractante  ju- 


gesetzt,  daß  die  strafbare 
Handlung,  wegen  deren  die 
Auslieferung  erfolgt,  in  den 
ArtiijLeln  I  und  11  des  gegen- 
wärtigen Übereinkommens  ia- 
begriffen  ist  und  nicht  unter 
die  Bestimmungen  der  Ar- 
tikel III,  IV  und  XIV  f&llt. 

Zur  Erwirkung  der  Bewilli- 
gung der  Durchlieferung  eines 
Verbrechers  im  Sinne  dieses 
Artikels  genügt  es,  daß  das 
Begehren  auf  dem  diploma- 
tischen Wege  gestellt  wird 
unter  Vorlage  eines  der  in 
Artikel  VII  erwähnten  Akten- 
stücke in  Original  oder  be- 
glaubigter Abschrift. 

Die  Durchlieferung  erfolgt 
in  Begleitung  von  Agenten  des 
Landes,  welches  den  Trans- 
port ober  sein  Gebiet  gestattet 
hat,  und  auf  Kosten  des  er- 
suchenden Staates. 

Artikel  XVII. 

Ebenso  wird  unter  den  im 
vorstehenden  Artikel  ange- 
gebenen Bedingungen  die 
Durchlieferung  (Hin-  und 
Rücktransport)  über  das  Ge- 
biet des  einen  der  rertrag- 
sohließenden  Teile  gewAhrt 
werden,    wenn    es    sieh    um 
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gerait  utile  de  oonfrooter  avec 
an  iodividu  poarsoivi. 


Article  XVffl. 

Lorsque,  dans  une  affaire 
pönale  non  politique,  un  des 
'  gouvernemeots  cootraotants 
jagera  n^cessaire  TaudHioo  de 
ttoioins  domicilii  dans  Tautre 
Btat  ou  toot  aatre  acte  d^ios- 
traotion,  une  eommission  ro- 
gatoire  sera  envoy^e  ä  cet 
effet  par  la  voie  diplomatique 
et  il  7  sera  donu^  suite  en 
obserraot  les  lois  du  pays  sur 
le  territoire  duquel  Taudition 
des  t^moins  ou  Tacte  d'ios- 
trnetioD  devra  ayoir  Heu. 


Artiole  XIX. 

81,  dans  uoe  cauae  pönale 
non  politique,  la  comparntion 
personnelle  d*un  t^moin  est 
jugöe  n^oessaire  ou  däsirable, 


einen  in  einem  dritten  Lande 
in  Haft  befindlichen  Verbrecher 
handelt,  dessen  Konfrontation 
mit  einer  in  UnteTsnehung 
befindlichen  Person  von  dem 
anderen  vertragschließenden 
Teile  als  nützlich  eraditet 
wird. 

Artikel  XVffl. 

Wenn  in  einer  nichtpoli- 
tischen Strafsache  eine  der 
yertragschließenden  Regie- 
rungen die  Vernehmung  von 
Zeugen,  welche  indem  anderen 
Staate  wohnen,  oder  die  Vor* 
nähme  irgend  einer  anderen 
Untersu^uogshandlung  für 
notwendig  erachtet,  so  ist  zu 
diesem  Zwecke  ein  Ersuch- 
schreiben  auf  dem  diploma- 
tischen Wege  eiozusenden^ 
und  es  soll  diesem  unter  Be- 
obachtung der  Gesetse  des 
Landes,  auf  dessen  Oebiet  die 
ZeugenvemehmuDg  oder  die 
Uotersuchungshandlung  statt- 
zufinden hat,  Folge  gegeben 
werden. 

Artikel  XIX. 

Wird  in  einer  niehtpoli- 
tischen  Strafsache  das  per- 
sönliche Erscheinen  eines 
Zeugen    als   notwendig  oder 
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le  gouvernemeot  de  TEtat  sur 
le  territoire  duquel  se  troave 
ee  dernier  TeDgagera  ä  se 
rendre  k  rasaigDatioD  qui  lui 
sera  adress^e  k  cet  effet  de 
la  part  des  autorit^s  de  Tautre 
Etat. 

Les  frais  de  la  comparutioo 
personoelle  d\iu  t^moin  seront 
toujours  Supportes  par  PEtat 
requ^rant  et  TiDvitation  qui 
sera  envoy6e  k  cet  effet  par 
la  voie  diplomatique  indiquera 
la  somme  qui  sera  allouöe  au 
t^moio  k  titre  de  frais  de  roule 
et  de  s^jour,  ainsi  que  le  noon- 
tant  de  ravance  que  PEtat 
requis  pourra,  sauf  rembourse- 
oient  par  PEtat  requ6rant, 
faire  au  t^moin  sur  la  somme 
integrale.  Cette  avance  lui 
sera  faite  aussitöt  qu'il  aura 
d4clar6  vouloir  se  rendre  k 
rassignatioD. 


Aucun  t^moio,  quelle  que 
soit  sa  nationalit^,  qui,  eit6 
daus  les  pajs  de  Pune  des 
parties  contractantes,  compa- 
raitra  voloDtairement   deyant 


wünschenswert  erachtet,  so 
soll  die  Regierung  des  Staates, 
auf  dessen  Gebiet  der  Zeuge 
sich  befindet,  diesen  anhalten, 
der  von  den  Behörden  dee 
andern  Staates  an  ihn  er- 
gangenen Vorladung  Folge 
zu  leisten. 

Die  Kosten  des  persönlichen 
Erscheinens  eines  Zeugen  sind 
immer  von  dem  ersuchenden 
Staate  zu  tragen,  und  es  ist 
in  der  zu  diesem  Zwecke  auf 
diplomatischem  Wege  ein- 
gesandten Aufforderung  die 
Summe  anzugeben ,  welche 
dem  Zeugen  für  Reise-  und 
Aufenthaltskosten  vergütet 
wird,  sowie  der  Betrage 
welchen  der  angesprochene 
Staat  dem  Zeugen  als  Vor- 
schuß auf  diese  Vergütung, 
unter  Vorbehalt  der  Rück- 
zahlung durch  den  ersuchen- 
den Staat,  gewähren  kann. 
Dieser  Vorschuß  soll  dem 
Zeugen,  sobald  er  sich  bereit 
erklärt  hat,  der  Vorladung 
Folge  zu  leisten,  ausbesablt 
werden. 

Kein  Zeuge,  welcher  Staats- 
angehörigkeit er  auch  sein 
mag,  der  aus  dem  Gebiete 
des  einen  der  vertragschließen- 
den Teile  berufen  worden  ist 
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les  jug68  de  Tautre  partie  ne 
pourra  y  ^tre  poursuivi  ou 
d^tenu  pour  des  faiU  ou  coa- 
damnatiODs  criminels  ant6- 
rieurs,  nl  80us  pretexte  de 
coinplicit6  dans  ies  faits  for- 
mant  Tobjet  du  procto  oü  il 
figurera  comme  t6moio. 


Article  XX. 

Lorsque  dans  une  cause 
p^oale  DOD  poiitique,  pendante 
«upr^  des  tribuDaux  de  Tune 
des  parties  contractantes,  la 
coufrontation  de  Tinculpd  avec 
des  iodividus  d^tenus  dans  le 
territoire  de  Fautre  partie  ou 
la  prodaction  de  pi^es  ä  cou- 
viction  ou  d'actes  judiciaires 
«st  jagöe  n6ces8aire,  la  de- 
maude  en  sera  faite  par  voie 
diplomatique  et  il  y  sera 
donn6  suite  ea  taut  que  des 
consid6rations  speciales  ne  s^y 
opposent.  Les  d^tenus,  les 
pi^es  ä  coQviotioD  et  les 
actes  seront  toutefois  restitu4s 
aussitöt  que  possible. 


und  freiwillig  vor  den  Richtern 
des  andern  Teiles  erscheint, 
darf  daselbst  wegen  früherer 
Handlungen  oder  Verurtei- 
lungen oder  unter  dem  Vor- 
wand der  Mitschuld  an  den 
Handlungen,  welche  den  Ge- 
genstand des  Prozesses  bilden, 
in  dem  er  als  Zeuge  erscheinen 
soll,  verfolgt  oder  verhaftet 
werden. 

Artikel  XX. 

Wenn  in  einer  niohtpoliti- 
schen  Strafsache,  welche  hei 
den  Gerichten  des  einen  der 
vertragschließenden  Teile  an- 
hängig ist,  die  Konfrontation 
des  Beschuldigten  mit  Per- 
sonen, die  auf  dem  Gebiete 
des  andern  Teiles  verhaftet 
sind,  oder  die  Vorlage  von 
Beweisstacken  oder  gericht-. 
liehen  Akten  als  notwendig 
erachtet  wird,  so  ist  das  be- 
zngliche  Begehren  auf  dem 
diplomatischen  Wege  zu 
stellen,  und  es  soll  demselben, 
sofern  keine  besondern  Be- 
denken entgegenstehen,  ent- 
sprochen werden.  Die  Ver- 
hafteten, sowie  die  Beweis- 
stücke und  die  Akten  sind 
indessen  sobald  wie  möglich 
zurückzustellen. 
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Article  XX[. 

Si  Tuoe  des  parties  oon* 
tractantes  juge  o^cessaire 
qu'un  acte  de  1a  proe^dure 
pönale  soit  communiqu6  k 
uDe  persoDQe  qui  se  trouve 
8ur  le  territoire  de  Tautre 
partie,  cetie  communicatioo 
se  fera  par  la  voie  diplo- 
matique k  Tautorit^  comp6- 
tente  de  TEtat  requis,  laquelle 
renverra  par  la  m^me  voie 
le  document  constatant  la  re- 
mise  ou  fera  coDDaitre  les 
motifs  qui  q*j  opposent.  Les 
jugemeuts  de  coDdamnation 
rendus  par  les  tribunaux  de 
Tune  des  parties  contractantes 
contre  des  ressortissaDts  de 
Tautre  partie  oe  seront  toute- 
fois  pas  sigoifl^s  k  ces  derniers. 
L'Etat  requis  n^assutne  aucane 
.  respoDsabilit^  du  fait  de  la 
notificatioQ  d'aetes  judioiaires. 


Article  XXII. 

Les  parties  contractantes 
renoncent  röciproquement  ä 
toute  r6clamation  ayant  pour 
efiet   le    remboursement   des 


Artikel  XXI. 

Erachtet  einer  der  vertrag- 
schließenden Teile  die  Zu- 
stellung eines  strafprozessua- 
lischen  Aktes  an  eine  Person, 
welche  sich  auf  dem  Gebiete 
des  andern  Teiles  befindet, 
für  notwendig,  so  soll  die 
Übermittlung  auf  diploma- 
tischem Wege  an  die  zust&n* 
dige  Behörde  des  angespro- 
chenen Staates  geschehen^ 
welche  ihrerseits  gleichfalls 
auf  dem  diplomatischen  Wege 
die  Beurkundung  über  die 
erfolgte  Zustellung  zurQck- 
sendet  oder  die  Gründe  angiebt, 
welche  der  Zustellung  im 
Wege  stehen.  Die  Strafurteile^ 
welche  von  den  Gerichten  des 
einen  der  vertragschließenden 
Teile  gegen  Staatsangehörige 
des  andern  Teiles  ergangen 
sind,  werden  indes  den  letstem 
nicht  zugestellt.  Durch  die 
Vornahme  der  Zustellung  von 
gerichtlichen  Akten  übernimmt 
der  ersuchte  Staat  keine  Ver- 
antwortlichkeit. 

Artikel  XXÜ. 

Die  vertragschließenden 
Teile  verzichten  gegenseitig 
auf  jede  Ersatzforderung  in 
Ansehung  der  Kosten,  die  auf 
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frais  occasioQD^s,  sur  leurs 
territoires  respectifa,  par  Tex- 
tradiüon  des  pr^venus,  aocus^s 
ou  condamnes,  ainsi  que  par 
la  remise  des  objets  iodiqu^s 
k  l'article  XI  de  la  pr^ente 
Convention ,  par  Fex^cution 
des  commissions  rogatoires, 
Tenvoi  ou  la  restitution  des 
pi^es  k  coDviction  et  des 
documents. 

Les  frais  du  transport  et 
de  Tentretien,  k  travers  les 
territoires  intermedia ires,  des 
individus  dont  Textradition 
aura  6t6  accord^e  demeurent 
4  la  Charge  du  gouvernement 
requ6rant.  Seront,  de  mdme, 
k  la  Charge  du  gouvernement 
requörant  les  frais  de  Tentre- 
tien  et  du  transit,  h,  travers 
le  territoire  de  Tautre  partie 
contractante ,  d'un  individu 
dont  Textradition  aurait  et6 
aocord^e  au  gouvernement 
xequörant  par  un  tiers  Etat. 


Au  cas  oü  le  transport  par 
foer  serait  jug^  pr^ftfrable, 
Tindividu  ä  extrader  sera 
<5onduit  au  port  que  d6aignera 
Tagent  diplomatique  du  gou- 


ihren  bezflglichen  Gebieten 
durch  die  Auslieferung  des 
Verfolgten,  Angeklagten  oder 
Verurteilten,  sowie  durch  die 
Übergabe  der  in  Artikel  XI 
des  gegenwärtigen  Überein- 
kommens bezeichneten  Gegen- 
stände, sowie  durch  den  Voll- 
zug der  Rogatorien,  durch  die 
Übersendung  oder  Rückstel- 
lung von  Beweisstücken  und 
Akten  entstehen. 

Die  Kosten,  weiche  aus 
dem  Transport  und  der  Ver- 
pflegung von  Personen,  deren 
Auslieferung  bewilligt  worden 
ist,  auf  den  Gebieten  zwischen- 
liegender Staaten  erwachsen, 
fallen  der  ersuchenden  Regie- 
rung zur  Last.  Ebenso  hat 
die  letztere  die  Kosten  zu 
tragen,  welche  im  Falle  der 
Auslieferung  einer  Person 
seitens  eines  dritten  Staates 
an  die  ersuchende  Regierung 
durch  die  Verpflegung  und 
den  Transport  derselben  auf 
dem  Gebiete  des  andern  ver- 
tragschließenden Teiles  ent- 
stehen. 

Im  Falle  der  Transport  zur 
See  vorgezogen  wird,  soll  der 
Auszuliefernde  nach  demHafen 
gebracht  werden,  welchen  der 
diplomatische  Agent  der  er- 
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yeroement  requörant,  k  la 
condition  toutefois  que  le  port 
d^sigD6  se  trouve  dans  les 
liniites  de  TEtat  requis.  Les 
frais  du  transport  par  mar 
seront  toujours  k  la  Charge 
du  gouvememeot  reqii^rant. 
L'Etat  requ6rant  rembour- 
sera  de  möme  les  indemoit^s 
accordöes  aux  experts  doQt 
rintervention  aura  6t6  jug^e 
n^cessaire  daos  une  cause 
pönale. 

Article  XXIII. 

Les  parties  ooDtractantes 
s'engageot  ä  se  comtnuaiquer 
r^ciproqiiement  tous  les  arr^ts 
de  coüdamnatioQ  pour  crimes 
ou  d^iits  de  toute  sorte,  pro- 
nonc^  par  les  tribuoaux  de 
Tun  des  Etats  contractaot« 
coDtre  les  ressortissants  de 
Tautre.  Gette  communioation 
aura  Heu  moyennaDt  Tenvoi, 
par  voie  diplomatique,  d*uD 
extrait  du  jugement  deveou 
d^finitif. 


Article  XXIV. 

Les  doGuments  soutnis  ou 
eommuniqu^s  en  application 
du   prösent  trait^   aux  auto- 


suchenden  Regierung  be- 
zeichnet, vorausgesetzt ,  dai^ 
dieser  Hafen  im  Gebiete  des 
ersuchten  Staates  liegt  Die 
Kosten  des  Transportes  zur 
See  fallen  immerdem  ersuchen- 
den Staate  zur  Last. 

Ebenso  hat  der  ersuchende 
Staat  die  den  Sachverstän- 
digen, deren  Beiziehung  in 
einer  Strafsache  als  notwendig 
erachtet  worden  ist,  zuge- 
sprochenen Entschädigungen 
zu  ersetzen. 

Artikel  XXIIL 

Die  vertragscbließendeDk^ 
Parteien  verpflichten  sich,  alle 
Strafurteile  wegen  Verbrechen 
oder  Vergehen  jeder  Art^ 
welche  von  den  Gerichten  des 
einen  der  vertragschließenden 
Staaten  gegenS  taatsangehörige 
des  andern  ausgesproohea 
werden,  einander  mitzuteilen. 
Diese  Mitteilung  hat  auf  diplo* 
madschem  Wege  durch  Über- 
sendung eines  Auszuges  aus 
dem  rechtskräftig  gewordenen 
Urteile  zu  erfolgen. 

Artikel  XXIV. 

Die  in  Anwendung  des 
gegenwärtigen  Vertrages  den 
Behörden  des  anderen  Staates 
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rit^  de  Tautre  Etat  devront 
toujours  ^tre  accompagD^s 
•  d^une  traductioD  officielle  eo 
laogue  allemande,  fraogaiee 
ou  italienne,  lorsqu'ils  ne  aoot 
pas  r^dig^s  daos  une  de  ces 
langues. 

Article  XXV. 
La  präsente  eonventioo  sera 
exöcutoire  trois  mois  aprte 
1^6chaoge  des  ratifications  et 
restera  en  vigueur  peodant  dix 
ans  h  partir  de  ee  jour. 

Dans  le  cae  oü  aucune  des 
parties  contractantes  a'aurait 
ootifi^,  douze  mois  avant  la 
Ad  de  ladite  p^riode,  son  In- 
tention d^en  faire  cesser  les 
effets,  eile  demearera  obliga- 
toire  jusqu'ä  Texpiration  d'une 
ann6e  h  partir  du  jour  oü  Tune 
ou  Tautre  des  parties  oontrac- 
tantes  Taura  d6nonc6e. 


Article  XXVI. 

La  pr^ente  Convention  sera 

ratiß^e  et  les  ratifications  en 

seront    ^chang^es     ä    Beme 

aassitöt  que  faire  se   pourra., 


vorgelegten  oder  mitgeteilten 
Urkunden  müssen  immer  von 
einer  amtlichen  Übersetzung 
in  deutscher ,  französischer 
oder  italienischer  Sprache  be- 
gleitet sein,  wenn  sie  nicht 
in  einer  dieser  Sprachen  ab- 
gefaßt sind. 

Artikel  XXV. 

Der  gegenwärtige  Vertrag 
tritt  drei  Monate  nach  Aus- 
tausch der  Ratifikationen  in 
Wirksamkeit  und  bleibt  wäh- 
rend zehn  Jahren  von  diesem 
Tage  an  in  Kraft. 

Im  Falle  keiner  der  ver- 
tragschließenden Teile  zwölf 
Monate  vor  dem  Ablaufe  dieser 
Frist  seine  Absicht  kundge- 
geben haben  sollte,  die  Wirk- 
samkeit dieser  Übereinkunft 
aufhören  zu  lassen,  bleibt  die- 
8elb,e  in  Oeltung  bis  nach  Ab- 
lauf eines  Jahres  von  dem 
Tage  ab,  an  welchem  der 
eine  oder  der  andere  der  ver- 
tragschließenden Teile  dieselbe 
gekündigt  haben  wird. 

Artikel  XXVI. 
Der  gegenwärtige  Verti-ag^ 
ist  zu  ratifizieren  und  die 
Ratifikationsurkunden  sollen 
sobald  als  möglich  in  Bern 
ausgetauscht  werden. 
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En  foi  de  quoi,  les  pl^oi- 
poteotiaires  roBpectifa  ont  sigaö 
la  präsente  conveotioD  et  y 
out  appo86  le  cachet  de  leuro 
armes. 


Fait  k  Berne,  en  double 
exp^ditioD,  le  dix  mars  mil 
huit  Cent  quatre-vingt-seize 
(10  mars  1896). 


(L.  S.)  sig.  Müller. 
(L.  S.)  sig.  Kuefstein. 


Zu  Urkund  dessen  haben  die 
beiderseitigen  Bevollmächtig- 
ten das  gegenwärtige  Überein- 
kommen unterzeichnet  und 
demselben  ihre  Siegel  beige* 
drückt. 

So    geschehen    zu    Bern, 
in     doppelter     Ausfertigung, 
den  zehnten  März  eintausend- 
acbthundertsechsundneunzig 
(10.  März  1896). 

(L.S.)    sig.   MDIIer. 
(L.S.)    sig.   Kuefstein. 


Sohlussprotokoll. 


Originaltext. 


Au  moment  de  proc6der  ä 
la  conclusion  du  präsent  trait6 
d'extradition ,  les  soussign^s 
sont  convenus  de  d^clarer, 
au  nom  des  parties  contrac- 
tantes,  qu'il  est  bien  entendu 
entre  elles: 

1.  Qu'en  cas  de  connexit^ 
de  d61its  politiques  mentionn^ 


ÜberaetEQng. 


Bei  dem  Abschlüsse  des 
gegenwärtigen  A  u  s  i  i  e  fe- 
rungsyertrages  sind  die 
U  nterzeichneten  tt  hereinge- 
kommen, im  Namen  der  yer- 
tragschließenden  Teile  zu  er- 
klären, daß  gegenseitiges  Ein- 
verständnis darüber  besteht: 

1.  daß,  so  oft  politische 
Delikte,  deren  im  Artikel  III 
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^  Tartiole  III  du  pr^eot  trait^, 
avec  d'autres  de  droit  com- 
muD,  les  tribunaux  des  parties 
contractantea  prendrontexclu- 
sivement  pour  base  de  leur 
jugement  et  de  la  pönalit^  k 
proQoneer  eootre  des  individus 
extrad^  les  d^lits  de  droit 
commaQ  pour  lesquels  l'extra- 
diiion  aura  etö  demaad^e  et 
aecord^e  et  dont  ils  auront 
^i6  appel^  &  connaltre.  Eo 
ooDs^quence,  la  peioe  ä  pro- 
Doncer  par  lesdits  tribunaux 
ne  saurait  ^tre  influeoc^,  en 
quoi  que  ee  soit,  par  des  actea 
punissables  dont  ils  n^auront 
pas  6t6  saisis. 

2.  Que,  dans  tous  les  cas 
d'extraditioQ  pr^vus  par  le 
pr^eot  trait6,  les  iodividue 
extrad^s  par  Tune  des  parties 
.  eoQtractantes  k  i'autre  seront 
jug^  par  devant  les  tribunaux 
comp^tents  en  audienee  pu- 
blique, k  moins  toutefois  que, 
pour  des  raisons  de  morale 
ou  d'ordre  public,  la  publicit6 
ne  düt  ßtre  exclue  en  confor* 
mit^  des  lois  existantes  dans 
TEtat  respectif. 


des  gegenwärtigen  Vertrages 
Erwähnung  geschieht,  mit  ge- 
meinen Delikten  in  Verbin- 
dung stehen,  die  Oerichte  der 
vertragschließenden  Teile  bei 
der  Beurteilung  und  Bestra- 
fung der  Ausgelieferten  aus- 
schließlich die  gemeinen  De- 
likte in  Betracht  ziehen  dQrfen, 
fOr  welche  die  Auslieferung 
begehrt  und  gewährt  worden 
und  deren  Aburteilung  ihnen 
zugewiesen  ist.  Es  sollen  dem- 
gemäß strafbare  Handlangen, 
deren  Beurteilung  diesen  Qe- 
richten  nicht  Q bertragen  ist, 
auf  die  von  ihnen  zu  erken- 
nende Strafe  in  keiner  Weise 
einen  Einfluß  ausüben; 

2.  daß  in  allen  im  gegen- 
wärtigen Vertrage  vorge- 
sehenen Auslieferungsf&llen 
die  von  dem  einen  der  ver- 
tragschließenden Teile  an  den 
andern  ausgelieferten  Personen 
von  den  zuständigen  Gerichten 
in  öffentlicher  Hauptverhand- 
lung beurteilt  werden,  inso- 
weit nicht  aus  Gründen  der 
Sittlichkeit  oder  der  öffent- 
lichen Ordnung  nach  Maßgabe 
der  in  dem  betreffenden  Staate 
geltenden  Gesetze  die  Öffent- 
lichkeit ausgeschlossen  werden 
muß; 


£idg.  amtl.  Samml.  Neue  Folge.  XV.  Bd. 
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3.  Qae  la  peine  de  mort 
n'e»t  paB  comprise  daoa  les 
^peines  oorpoveUes^  dont  il 
6St  fait  mentioD  k  Tarticle  V 
du  pr^ent  trait^ ;  les  disposi- 
tions  dudit  articJe  n'excluent 
point  rapplioation  de  la  peine 
de  iDort. 

4,  Que  le  präsent  traift^ 
B'emp^che  eo  rien  d^accorder 
auBsi  de  part  et  d'autre  Boit 
80U8  röaerye  de  r^iprocit^, 
soit  Sana  r^erve,  Textradition 
pour  dea  aetions  punissables 
DOD  pr6vu68  par  le  traifc6, 
pourvu  que  la  l6gislatioQ  de 
TEtat  requis  ne  s'y  opposepas. 


Fait  k  Beme,  en  double 
exp^ditioD,  le  dix  mare  mil 
boit  oent  quatre-Tiagt-seize 
(10  maTB  1896). 

(L.  S.)  sig.  Müller. 
(L.  S.)  Big.  Kuefetein. 

DMare  que  le  trait6  d'ex- 
traditioD  et  le  protocole  final 
ci-des8u$  ont  €i^  ratifi.^  et 
ont  force  de  loi  dans  toutes 
leurs  parties,  promettant^  au 
Qom  de  laConföd^ratioD  suisse, 
de  les  observer  eoDseieacieuse- 


3.  daß  die  Todesstrafe  unter 
den  ^lU^rperlieben  Strafen^, 
von  welchen  der  Artikel  V 
des  gegenwärtigen  Vertrages 
bandelt,  nicht  inbegriffen  i&t 
und  daher  die  Anwendung  der 
Todesstrafe  durch  die  Be- 
BtimmuDgen  jenes  Artikels 
nicht  ausgeschlossen  wird; 

4.  daß  der  gegenwärtige 
Vertrag  nicht  hindert,  daß  von 
dem  einen  und  dem  andern 
TeilC)  mit  oder  ohne  VcHrbe- 
halt  des  Oegenrechts,  auch 
wegen  einer  im  Vertrage 
nicht  vorgesehenen  straf  bai3en 
Handlung  die  Auslieferung  ge- 
währt werden  kann,  sofern 
dies  nach  den  Gesetzen  des 
ersuchten  Staates  zulässig  ist. 

So    geschehen    zu    Bern, 
in     doppelter     Ausfertigung, 
den  zehnten  März  eintausend - 
aohthundertsechsundneunzig 
(10.  März  18d6). 

CL.SO    sig.   Müller. 
(L.S.)    sig.   Kuefstein. 

Nos  visis  et  perpensis  oon- 
vei^ionis  hujus  nee  non  pro- 
toeoUi  finalis  stipulationlbus, 
illas  omnes  et  singulas  ratas 
hisce  coofirmatasque  habere 
profitemur  ao  declaramus  Ver- 
bo  Nostro  Gassareo  et  R^io 
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ment  et  en  tout  temps,  poor 
autant  que  cela  dopend  de 
celle-ci. 

En  foi  de  guot,  la  prä- 
sente ratifioatioD  a  ^t6  «gn^ 
par  le  pr^ident  et  le  chance- 
lier  de  la  Ck)Df(§d6ratioD  suisse 
et  munie  du  sceau  f6d6ral. 

AiQ8ifait4£em«,  le  Bixjoin 
mil  huit  Cent  quatre-vingt-seize 
(6  jüin  1896). 

Au  nom  du  Conseil  f6d6ral 
suiase, 

Le  President  de  la 
Confederation : 

A.  LaehenaL 

(L.  S.) 

Le  Chancelier  de  la 
Conßdiration : 

SiBgier. 


(HTomittentes  Nos  omnia  quse 
in  iUis  contioeotur  fideliter 
executioni    maodaturos    esse. 

In  quorum  fidem  majusque 
robur  preesentes  ratihabitionis 
Nostr»  tabulas  manu  Nostra 
signavimus,  sigilloque  Nostro 
Gffisareo  et  Regio  adpresso 
firmari  jussimus. 

Dabantur  Viennüe,  die  de- 
oimo  sexto  mensis  Novembris 
anno  Domini  millesimo  oetin- 
gentesimo  nonagesimo  sexto, 
Regnorum  Nostrorum  quadra- 
gesimo  octavo. 

Franeiseus  Josephus. 

(L.  S.) 
Agenor  Comes  Goluchowski. 

Ad  mandatum  SaersB  CsBsa- 
rese  et  Regiae  Apostolicse 
Majestatis  proprium: 

Franciscus  liber  Baro  Riedl  a 
Riedenau, 

Cees.  et  Reg.  Gonsiliarius 
aulicns  ac  mioisterialis. 


Note.  Die  RatÜlkationsnrknnden  des  vorstehenden  Vertrages 
sind  am  2SL  Novemhir  1886  swischen  Herrn  Bundesrat  £d.  Müller, 
Vorsteher  des  schweizerischen  Jnstixdepartements,  und  dem  Herrn 
Grafen  von  Enefstein,  außerordentlichem  Gesandten  und  bevoll- 
mächtigtem Minister  Österreich -Ungarns,  in  Bern  ausgewechselt 
worden.  Demsufolge  tritt  der  Vertrag  gemfiß  Artikel  XXV  des- 
selben am  28.  Februar  1897  in  Wirksamkeit. 
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Bimdesratsbeschliiß 

betareffend 

Aufhebung  von  §  13  des  Regulativs  vom  29.  März  1892, 
betreffend  den  Verkauf  von  Handfeuerwaffen. 

(Vom  4.  Dezember  1896.) 


Der  sohweizerische   B^u  n  d  e  s  r  a  t , 
auf  den  Antrag  seines  Militärdepartements, 
beschließt: 

Der  §  13  des  Regulativs  vom  29.  März  1892,  betreffend 
den    Verkauf  von    Handfeuerwaffen    und    Bestandteilen   zu 
solchen  durch  die  eidgenössische  Waffenfabrik*),  lautend: 
^Zur   Ausfuhr   von   Ordonnanzwaffen   oder   von  Be- 
standteilen   zum  Verschlußsystem    sind,    gleich    wie   ftlr 
Ordonnanzmunition,  Ausfuhrbewilligungen  bei  der  admini- 
strativen Abteilung  der  eidg.  Kriegsmaterialverwaltung  ein- 
zuholen. 

^Überdies  haben  sich  die  Verkäufer  mit  dem  Patent- 
inhaber, Herrn  Oberst  Rudolf  Schmidt,  betreffend  Patent- 
taxe, zu  verständigen.^ 
wird  hiermit  aufgehoben. 

Bern,  den  4.  Dezember  1896. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

A»  LaeheiiaL 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft; 

Bingier. 


*)  Siehe  eidg.  Gesetzsammlung  n.  F.,  Bd.  XII,  Seite  686. 
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Bündesratsbesehlnü 

betreffend 

Abänderung  des  Bundesbeschiussos  Ober  Organisation 
und  Geschäftsgang  des  Bundesrates  (Bauten 
und  Auswanderungswesen). 

(Vom  8.  Dezember  1896.) 


Der  schweizerische  Bandesrat, 

nach  Einsicht  eines  Berichtes  und  Antrages  seinee  Post- 
and Eisenbahndepartements  ^ 

in  Anwendung  von  Art.  30  des  Bundesbeschlusses  vom 
28.  Juni  1895,  betreffend  Organisation  und  Geschäftsgang  des 
Bundesrates  *), 

beschließt: 

1.  Vom  1.  Januar  1897  hinweg  werden  die  ^Bauten* 
(Art.  29,  litt.  0,  des  citierten  Bundesbeschlusses)  dem  Post- 
und  Eisenbahndepartement  abgenommen  und  dem  G-eschäfts- 
kreis  des  Departements  des  Innern  znsrewiesen. 

2.  Vom  gleichen  Zeitpunkte  an  wird  die  gegenwärtig 
dem  Departement  des  Innern  obliegende  ^Beaufsichtigung 
des  Auswanderungswesens^  (Art.  24,  Ziff.  12  des  nämlichen 
Bandesbeschlusses)  dem  politischen  Departement  übertragen. 

Bern,  den  8.  Dezember  1896. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

A.  Lftehenal. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Bingier. 


*)  Siehe  eidg.  Gesetzsammlnsg  n.  7.,  Bd.  2.V,  Seite  188. 
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Bandesratsbeschlnß 

betreffend 

Abänderung  der  Verordnung  Ober  Besoldung  und 
anderweitige  Kompetenzen  des  ständigen  und 
auBerordentlichen  instruktionspersonals  (Besol- 
dung der  Instruktionsaspiranten). 

^       (Vom  24.  Dezember  1896.) 


Der   schweizerisehe  Bundesrat, 

auf  Antrag  seines  Hilitärdepartements, 

beschließt: 

Die  Verordnung  vom  12.  Mai  1893  betreffend  Besoldung 
und  anderweit^e  Kompetenzen  des  stAndigen  und  außer- 
ordentlichen  Instruktionspersonals  '^)  wird  folgendermaßen 
abgeändert : 

Art.  7  soll  inskünftig  lauten: 

Art.  7. 

Definitiv  angenommene  Instruktionsaspiranten  und 
definitiv  angenommene  Holfsinstruktionsaspiranten  erhalten 
eine  Jahresbesoldung,  die  festgesetzt  wird: 


*)  Siehe  eidg.  aesetzsammlang  n.  F.,  Bd.  XIII,  S.  386. 
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a.  ftar  InstruktioDsasptraDten  bei  den 

berittenen  Truppen  auf.     .     .     .     Fr.  2600—3000 

b.  für  Instruktionsaaplranien  bei  den 

unberitteuen  Truppen  auf  ...     ^      2400—2800 

c.  für  Aspiranten   auf  Halfeinstruk- 

torenstellen  auf ^      1800—2000 

Bei  der  Anstellung  eines  definitiven  Instruktionsaspi- 
.ranten  gilt  die  Minimalbesoldung  als  Regel.  .Bei  zufrieden- 
stellenden Leistungen  und  gutem  Verhalten  steigt  die  Be- 
soldung jährlich  um  Fr.  100  bis  das  Maximum  erreicht  ist. 
Hit  der  Ernennung  zum  definitiven  Instruktionsaspiranten 
wird  die  Zuteilung  zu  einem  ständigen  Waffenplatz  ver- 
bunden und  es  gelten  dann  die  Bestimmungen  der  Titel 
II  a,  IV  a,  VI  und  VIII  der  Verordnung  vom  12.  Hai  1893 
für  die  deiflnitiveo  InstruktionsaspiraBten  in  gleicher  Weise, 
wie  für  die  ständigen  Instniktoren  II.  Klasse. 

Art.  10  soll  lauten: 

Art.  10. 

Probeweise  angestellte  (provisorische)  Instruktions- 
aspiranten und  Httlfsinstruktionsaspiranten  erhalten  ein 
Taggeld,  das  festgesetzt  wird: 

a«  fQr  Inatruktionsaspiranten  auf  .  .     Fr.  8.  — 

b.  für    Aspiranten     auf    Holfsinstruktoren 

stellen  auf ^    6.  50 

Der  Untertitel  11  h  soll  lauten : 

b.  Außerordentliche  Instruktoren  und  provisorische 
Instruktionsaspiranten . 

Art.  21. 

In   Art.  21,  a  und  &,   ist    vor  ^Instruktionsaspiranten^ 
das  Wort  ^provisorische^  einzuschalten. 


Digitized  by  VjOOQIC 


604  Besoldung  der  Instrnktionsaspiraaten. 

Der  Untertitel  IV  b  soll  lauten : 

b.  Außerordentliche Instruktoren  und  provisorische 
Instruktionsaspiranten. 

Art.  30. 

Das  erste  Alinea  von  Art.  30  soll  lauten : 

Die  außerordentlichen  Instruktoren  und  die  provi- 
sorischen Instruktionsaspiranten  beziehen  die  in  Art.  119, 
a  und  6,  und  Art.  120  e  des  Yerwaltungsreglements  fest- 
gesetzten Reiseentschädigungen. 

Bern,  den  24.  Dezember  1896. 

Im  Namen  des  Schweiz«  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

A.  Laehenal. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Bingier. 
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Bnndesratsbeschlaß 


:^^^//j 


betreffend 


Abänderung  von  Art.  1  der  Verordnung  Ober  die 
Verabfolgung  der  Ersatzbekleidung  und  der 
ErsatzausrOstung  an  die  Mannschaft  der  Sicher- 
heitswachen der  Festungswerl(e. 

(Vom  29.  Dezember  1896.) 


Der  schweizerische  Bundesrat, 

auf  den  Antrag  seines  Militärdepartements, 

beschließt: 

Der  Art.  1  der  Verordnung  vom  28.  Juni  1894  Ober 
die  Verabfolgung  der  Ersatzbekleidung  und  der  Ersatzaus- 
rüstung an  die  Mannschaft  der  Sicherheitswachen  der  Festungs- 
werke*) wird  abge&ndert   und  lautet  nun  folgendermaßen|: 

Art.  1.  Den  Unteroffizieren  und  Soldaten  der  Sicher- 
heitswachen der  Festungswerke  ist  durch  die  betreffenden 
Ausrüstungskantone  auf  Rechnung  des  Bundes  zu  verab- 
folgen : 

1.  nach  Ablauf  von  300  Diensttagen  ein  neuer  Waffen- 
rook^ 


•)  Siehe  eidg.  Gesetzsammlang  n.  F.,  Bd.  XIV,  &  285. 
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2.  nach  Ablauf  von  150  Diensitagen,  je  nach  BedQrfnis, 
entweder  zwei  Paar  neue  Hosen  oder  eine  neue 
Weste  und  ein  neues  Paar  Hosen. 

Bern,  den  29.  Dezember  1896. 

In  Kamen  des  sohweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

A«  LaehenaK 

Der  Kanzler  der  Eidgenoasensohaft : 

Bingier, 


Digitized  by  VjOOQIC 


607 


Bnndesbescliliiß 

b6treff6nd 

Erweiterung  des  Schießplatzes  im  Sand  bei  ScIiBn- 
bOhl  duroll  neue  Waidankäufe. 

(Vom  23.  Dezember  1896.) 


Die  BuDdesversam^mluDg 
der  schweizerischen  Eidgenossensohaft, 

nach  Einsteht  einer  Botschaft  des  Bundesrates  vom 
19.  September  1896, 

beschließt: 

Art.  1.  Der  Bundesrat  wird  ermächtigt,  beim  Schieß- 
platz im  Sand  zu  Schönbahl  21  ha.  8581  m*  Wald  zum 
Zwecke  genügender  Ausdehnung  der  Sicherheitszone  als 
Eigentum  des  Bundes  aus  freier  Hand  zu  erwerben. 

Art.  2.  Dem  Bundesrat  wird  der  hierzu  nötige  Kredit 
▼on  Fr.  110,200  bewilligt. 

Art.  3.     Dieser  Beschluß  tritt  sofort  in  Kraft. 

Art.  4.  Der  Bundesrat  ist  mit  der  Ausführung  desselben 
beauftragt. 

Also  beschlossen  vom  St&nderate, 

Bern,  den  18.  Dezember  1896. 

Der  Präsident:  Otli.  Blnmer. 
Der  Protokollführer:   Sehatzmann. 
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Also  besohlossen  vom  Nationalrate, 

Bern,  den  23.  Dezember  1896. 

Der  Präsident:  J.  Keel. 

Der  Protokollführer:   Bingier. 


Der  schweizerische  Bundesrat  beschließt: 
Vollziehung  des  vorstehenden  Bundesbeschlusses. 

Bern,  den  29.  Dezember  1896. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesi*at«s, 

Der  Bundespräsident: 

A.  Laehenal. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Bingier. 
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BimdesbeHchluß 

betreffend 

Bewilligung  eines  Kredites  für  die  Decicung  der 
Installationsicosten  des  sctiweizerischen  Landes- 
museums. 

(Vom  23.  Dezember  lb96.) 


Die  Bandes  Versammlung 
der   aehweizerischen   Eidgenossenschaft 

nach  Einsicht  einer  Botschaft  des  Bundesrates  vom 
2.  Dezember  1896, 

beschließt: 

Art.  1.  Für  die  Installation  des  schweizerischen  Landes- 
museums in  dem  von  der  Stadt  Zürich  gemäß  Art  5  des 
Bundesbeschlusses  vom  27.  Juni  1890  (A.  S.  n.  F.  XI,  690) 
der  Eidgenossenschaft  zur  Verfflgung  gestellten  Gebäude 
werden  folgeode  Kredite  bewilligt: 

a.  Für  Anpassung  alter  Bauteile  im  Museum  und  Er- 
stellung von  Kopien  nach  schweizerischen  Originalien, 
sowie  für  Vollendung  der  alten  Zimmereinrichtungen 
und   den  Ausbau   des   Dachgeschosses    mit   alten   In 

t6rieurs Fr.     60,500 

6.  Für  die  eigentliche  Installation  und 
zweckentsprechende  Aufstellung  der 
Sammlungsgegenstände ^       51^800 

ToUl     Fr.  112,300 
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Art.  2.    Dieser  Beschluß  tritt,  als  nicht  allgemeio  ver- 
bindlicher Natur,  sofort  in  Kraft. 

Art.  3.     Der  Bundesrat  ist   mit  der  Ausführung  dei^ 
selben  beauftragt. 

Also  beschlossen  vom  Ständerate, 
Bern,  den  18.  Dezember  1896. 

Der  Präsident:   Oth.  Blumer. 

Der  Protokollfilhrer: 


Also  beschlossen  vom  Nationalrate, 

Bern,  den  23.  Dezember  1896. 

Der  Präsident:   J.  KeeL 

Der  Protokollführer:  Bingier. 


Der  schweizerische  Bundesrat  beschließt: 
Vollziehung  des  vorstehenden  Bundesbeschlusses. 

Bern,  den  29.  Dezember  1896. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

A.  Laehenal. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Bingier. . 
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Bnndesbesehluß 

betreffend 

die  Kündigung,  beziehungsweise  Konversion  des 
Staatsanleihens  von  1887. 

(Vom  23.  Dezember  1896.) 


Die    B  uD  d  es  V  er  sam  m  1  u  Dg 
der  schweizerischen  EidgenosseDSchaft, 

nach  Einsicht  einer  Botschaft  des  Bundesrates  vom 
4.  Dezember  1896, 

beschließt: 

Art.  1.  Der  Bundesrat  wird  ermächtigt,  das  Staats- 
anleihen von  1887  in  seinem  Restbetrage  von  Fr.  24,248,000 
zu  kündigen  und  den  Titelinhabern  die  Konversion  in  ein 
3  %  Anleihen  al  pari  anzubieten. 

Art.  2.  Der  Bundesrat  wird  die  übrigen  Modalitäten 
des  Anleihens  festsetzen,  sowie  die  nötigen  Verfügungen 
betreffend  Begebung  der  nicht  konvertierten  Titel  treffen. 

Art.  3.  Dieser  Beschluß  tritt,  weil  nicht  allgemein 
verbindlicher  Natur,  sofort  in  Kraft. 

Also  beschlossen  vom  Ständerate, 

Bern,  den  19.  Dezember  1896. 

Der  Präsident:   Oth.  Blumer. 
Der  Protokollführer:   Schatzmann. 
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A]8o  beschloasen  vom  Nationalrate, 

Bern,  den  23.  Dezember  1896. 

Der  Präsident:  J.  KeeL 

Der  ProtokoUfllhrer:   Billgier« 


Der  sehweizerische  Bundesrat  besehiiefit: 
VoUziehang  des  vorstehenden  Bundesbeschlusses. 

Bern,  den  29.  Dezember  1896. 

Im  Namen  des  8(*hweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

A.  LaehenaL 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Rfngfen 


-»t^^jSlMt^' 
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I.  Bittiieseesetze  nni  Beüesliesclilfisse  mit  Refefooilnimrlielialt.*) 
IL  IiiitiatiTl)ß£ßlireiL**) 

(Bis  1.  Dezember  1896.) 


Alphabetisohe  Übersicht. 
I.  Bundesgesebe  und  BundesbescblUsse  mit  ReferendumsvorbehalL 

Nr.  Seite 

AbstimmuDgen  und  Wahlen 125  634 

Alkoholfrage,  Yerfassungsartikel 103  632 

^            Bundesgesefcz 111  632 

AlkoholmoQopol,  ReineiDDahmeD-YerteiluDg  ....     149  636 

Arbeitszeit  bei  Eisenbahnen  etc I  166  638 

Armeecorps 153  636 

Artillerieversachsstation  in  Thun 174  638 

Ausland.,  Vertretung  der  Schweiz  im  — 184  640 

Auslieferung  gegenüber  dem  Auslande 159  636 


*)  Siehe  Seite  613  nnd  624. 
«»)  Siehe  Seite  623  und  644. 
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614  Referendums-  und  Abstimmonga-T&fel, 

Nr,  MU 

AuswanderuDgsagenturen 62  62S 

^                     revidiertes  Gesetz   ....     121  6iJ4 

Bauknotengesetz,  erster    Entwurf,  verworfen     .     ,     <       19  624 

zweiter         ^        angenommen      .     *       66  628 


t) 


Banknotenmonopol,  Frage  der  Revision   der  Bundes- 1    60  628 

Verfassung \  155  636 

Bauwesen :  Ingenieurstelle 59  628 

Beamtungen 123  634 

Beamtungen  und  Besoldungswesen: 

Arbeitsunfähig  gewordene  Beamte 142  636 

Artillerieversuehsstation  in  Thun  .     .          ...  174  638 

Bauwesen  beim  Innern 123  634 

Bundesanwaltschaft 130  634 

Bundesgerichtskanzleipersonal 51  628 

Fabrikinspektoren 49  628 

Finanzdepartement 85  630 

Forstbeamte,  höhere  kantonale 163  638 

Forstwesen,  Jagd  und  Fischerei,  Reorganisation  .  164  638 
Genie,  Sekretär  für  das  Personelle  beim  Waffen- 

chef  des  — 165  638 

Genie-Instruktoren 161  638 

Handels-  und  Landwirtschaftsdepartement  ...       75  630 

—     Reorganisation 87  630 

Handelsstatistische  Abteilung,  Organisation      .     .  112  632 

Ingenieurstelle 59  628 

Inneres  (Statistisches  Bureau  und  Bauwesen)  .     .  123  634 

Justiz-  und  Polizeidepartement 90  630 

Kavallerie-Instruktoren  I.  Klasse 177  638 

Kriegsmaterial  Verwaltung,  Adjunkt  der  technischen 

Abteilung 181  640 

Militärbeamte {  ^g  ^^ 

Oberzolldirektion,  Reorganisation 144  636 

Politisches  Departement 86  630 

Schießofözier  für  Thuner  WaflFenplatz    ....       65  628 

Stabsoffizier  beim  Militärdepartement     ....  152  636 
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1.  Bandesgesetse  und  BandesbescblüsBe.  615 

(Beamtungen  und  Besoldungswesen :)  Nr.  Seite 

Statistisches  Bureau,  Adjunkt 89  630 

^                ^        Beamtungen 123  634 

Verschiedene  Beamtengehalte 46  626 

Washington,  s.  d. 

Wertechriftenverwaltung,  Errichtung     ....  156  636 

Beerdigungskosten 15  624 

Berufsbildung,  gewerbliche  und  industrielle   ....  99  632 

Bildung,  kommerzielle 147  636 

—  hauswirtschaftliche  und  berufliche,  des  vtreiblichen 
Geschlechts 194  640 

Bundesanwaltschaft 130  634 

Bundesbank.     Errichtung 198  642 

Bundesrechtspflege {  167  638 

^                Kostentarif 57  628 

Bundesstrafrecht,  Ergänzung  (Ausnabms- Forum,  Bnndes- 

gericht,  bei  politischer  Anfregung) 94  630 

—  *— •     (Verbrechen  gegen  die  öffentliche  Sicherheit)  178  638 
Bundesverfassung,  Art.  65  (Todesstrafe) 50  628 

^                Art.  39  (Banknoten-Monopol)    .     A  ^^g  ^og 

^               Art.  64  (Erfindungsschutz)     .     .     .|  ^JJ  g^^ 

^                Art.  27  (ünterriohtswesen)     ...  80  630 
^                Art.  31,  32W»  (Wirtschaftswesen  und 

Alkoholfrage) 103  632 

^                Art.  34W»  (Unfall-  und  Krankenver- 
sicherung)    136  634 

^                m.  Abschnitt  (Initiative-Einführung)  148  636 

^                Verfahren   bei   der  Initiative,    B6.  160  636 

^                Art.  34*"  (Gewerbegesetzgebung)  .  175  638 
^                Art.   31  f,    34*«'    (Einführung    des 

ZUndhölzchenmonopols)     ...  187  640 

^                Art.  17—22  (Militärartikel,  Eievision)  191  640 

Centralbahn- Ankauf • 151  636 

Civilrechtliohe  Verhältnisse   der  Niedergelassenen  und 

Aufenthalter •  ISid 
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616  HeferendnntB-  und  Abstimmungs-Tafel. 

Nr.  Seite 

Cüvilstand  und  Ehe 12  624 

Civilstaadstatistik 18  624 

Gommerzielle  Bildung 147  636 

Darleihen  aus  eidg.  Fonds 29  626 

—  Abändernder  Bundesbesohluß 97  632 

Disoiplinarstrafordnung  für  die  eidg.  Armee  ....     195  640 
Eisenbahnwesen : 

Aktionäre  von  Eisenbahngesellschaften,  Stimmrecht    193  640 

Alpenbahnsubsidien  (Gotthardbahn  etc.)     ...      44  626 

^'^^^^^ {Jee  638 

Bahnpolizei 40  626 

-  Centralbahn-Ankauf 151  636 

{115  634 

190  640 

Freisonntage 39  626 

Haftbarkeit  bei  Tötungen 17  624 

Hülfskassen 134  .  634 

Jura-Simplon.     Ankauf  von  Prioritätsaktien    .     .     141  636 

Krankenkassen 47  626 

Pfandrechte 3  624 

197  642 

Sicherstellung  von  Vergütungen  für  direkten  Ver- 
kehr             58  628 

{14 

Verbindungsgeleise 8  624 

Verzollung  von  Eisenbahnmaterial     .....         7  624 

Zollvergünstigungen  für  Eisenbabnmaterialien .     .         4  624 

Epidemien,  Gesetz  betr.  gemeingefährliche  — 

Erster     Entwurf,  verworfen 78  630 

Zweiter         ^         angenommen 107  632 

Erfindungsschutz  (Art.  64  der  BV.),  verworfen     .     .       79  630 

—  Zweite  Vorlage  (angenommen) 114  632 

Erfindungspatente,  Bundesgesetz {  ißK 


624 
638 


638 


—     BG.  über  gewerbliche  Muster  und  Mod^ilg^^b^G^i^ö^    634 


ö^^ 


1.  BnndesgesetBC  und  Bnndesbeschlüsse.  617 

Nr.  Seite 

Fabrikgeseta 30  626 

—  Haftpflicht  aus  Fabrikbetrieb 74  630 

—  —    Ausdehnung  derselben 117  634 

Fabrik-  und  Handelsmarken 56  628 

—  —    (ersteres  aufhebend) 143  636 

—  —    (Übergangsbestimmungen) 183  640 

Finanzdepartement,  Reorganisation,   Besoldungen  und 

Kautionen 86  630 

Fischerei,  Bundesgesetz 21  624 

—  neues  Gesetz,  das  vorige  ersetzend 127  634 

Forstbeamte,   Besoldungsbeiträge  an  die   höhern  kan- 
tonalen — 163  638 

Forstgesetz 24  624 

—  Abänderung 63  628 

Forstinspektorat 11  624 

Forstliches  Versuchswesen,  Gentralanstalt      ....  100  632 
Forstwesen,   Jagd  und  Fischerei.     Reorganisation  der 

Abteilung 164  638 

Gebrannte  Wasser:  s.  Alkoholfrage i  111 

Geldskala  (BG.  vom  9.  März  1876) 13  624 

—  (BB.  vom  5.  April  1895)   .     .     ! 188  640 

Genie,   Sekretär   für  das  Personelle  beim  Waffenchef 

des  — 165  638 

Genietruppen,  Zahl  der  Instruktoren  der  —      ...  161  638 

Gesundheitsamt,  schweizerisches,  Errichtung      .     .     .  170  638 

Gewerbewesen,  Gesetzgebung  über  das  —   .     .     .     .  175  638 

Gewerbliche  und  industrielle  Berufsbildung  ....  99  632 
Gewerbliches  Eigentum,  siehe:  Erfindungsschutz. 

Gold-  und  Silberwaren,  Feingehaltkontrolle  ....  61  628 

—  Zusatz-Bestimmungen 110  632 

Gold-  und  Silber- Abfälle,  Handel  mit  solchen   ...  104  632 

Gottbardbefestigung,  Organisation  der  Verteidigung    .  179  638 

Haftpflicht  von  Transportanstalten 17  624 

Haftpflicht  aus  Fabrikbetrieb 74  630 

—  Ausdehnung  der  Haftpflicht 117  634 

Digitized  by  VjOOQIC 


632 
632 


618  Beferendnms-  und  Abstimmangs-Tafel. 

Kr.  Seite 

Handels-  und  Landwirtschaftsdepartement,  Amtsstelleo  75  630 

—  —     Reorganisation 87  630 

Handelsregister,   ergänzende  Bestimmungen  zum  Obli- 

gationenreoht 124  634 

Handelsreisende,  Patenttaxen,  verworfen 91  630 

—  —     zweite  Vorlage  (angenommen) 162  638 

Handelsstatistische  Abteilung,  Organisation   ....  112  632 

Handlungsfähigkeit 73  630 

Hauswirtschaflliche  und  berufliche  Bilduog   des  weib- 
lichen Geschlechts 194  640 

HOlfskassen    der   Eisenbahn-   und   Dampfschiff-Gesell- 
schaften      134  634 

Ingenieurstelle  beim  Baubureau 59  628 

Initiative,  Einführung 148  636 

„         Verfahren  bei  der  Ausübung 160  636 

Innern,  Departement  des  — 

Bauwesen,  Ingenieurstelle 59  628 

^          Beamtungen 123  634 

Statistisches  Bureau,  Adjunkt 89  630 

^                 ^         Beamtungen 123  634 

Jagd  und  Vogelschutz 20  624 

—  Wildhutkosten 43  626 

Jura-Simplon.     Ankauf  von  Prioritätsaktien  .     .     .     .  141  636 

Justiz-  und  Polizeidepartement,  Besoldungen      ...  90  630 

Kanzleisporteln 53  628 

Eavallerie-Instruktoren  I.  Klasse,  Vermehrung    .     .     .  177  638 

Kranken-  und  Unfallversicherung 136  634 

Kriegsmaterialverwaltung,  Adjunkt  der  technischen  Ab- 
teilung        181  640 

Kunst,  Förderung  der  schweizerischen  —     .     .     .     .  119  634 

Landesbibliothek,  schweizerische  — 180  638 

Landesmuseum 139  636 

Landsturm 108  632 

—  Inspektion  und  Unterricht  des  — 182  640 

Landwirtschaft,  Förderung  durch  den  Bund  ....  98  632 

—  revidiertes  Gesetz 173  638 

Digitized  by  VjOOQIC 


I.  Bundeagesetse  und  finndesbaiohlüsse.  619 

Nr.  Seite 

Landwirtschaft  am  Polytechnikum  (Kulturtechniker)  .  105  632 

Linthwerk-Ünterhaltung 84  630 

Litterarisches  und  künstlerisches  Eigentum    ....  88  630 

Magazin-  und  Verpflegungsbureau 172  638 

Maß  und  Gewicht 16  624' 

Medizinalpersonen,  Freizügigkeit 37  626 

^                          ^            Zahnärzte   ....  109  632 

Meteorologische  Centralanstalt 64  628 

—  Krediterhöhung  und  Station  Säntis 101  632 

—  Gesarotkrediterhöhung 158  636 

Militärwesen : 

Artillerieversuchsstation  in  Thun 174  638 

Dienstzeit  der  Offiziere,  Verlängerung    ....  120  634 

Disciplinarstrafordnung  für  die  eidg.  Armee    .     .  195  640 

Fuhrwerke  der  Infanterie 129  634 

Genie-Instruktoren,  Zahl 161  638 

Genie,  Sekretär  ft)r  das  Personelle  beim  Wafienchef  165  638 

Gotthardbefestigung,  Organisation  der  Verteidigung  179  638 

{41 
71 

Kavallerie- Instruktoren  L  Klasse,  Vermehrung  177  638 

Kavallerie-Unterricht,  Dauer 81  630 

Kriegsmaterialkontrollierung 76  630 

Kriegsmaterial  Verwaltung,  Adjunkt  der  technischen 

Abteilung '. 181  640 

Landsturm 108  632 

—  Inspektion  und  Unterricht  des  —  .     .     .     .  182  640 
Landwehr-Übungen  und  Inspektionen    ....  69  628 

—  Gesetzes-Ergänzung  betr.  Genietruppen    .     .  113  632 

Lazarettrain-Organisation 27  626 

Militärartikel  der  Bundesverfassung,  Revision  .     .  191  640 

Tai.«  u      ^A                                                                 /  35  626 

Militärbesoldungen I  186  640 

Militärorganisation 5  624 

—  teilweise  Suspendierung  (s.  Nr.  71)      .     .     •  41  626 
Militärpensionen A  624 

Digitized  by  VjOOQTC 


626 
628 


620  Beferenduttfl«  und  AbrttnaiiiAfi'Ttfe]. 

(MilitÄrwesen :)  Nr.  Seita 

Militärpflichtersatzsteuer,  erster  Oesetzentwurf     .  22  624 

—  zweiter  Oesetzentwurf 31  626 

—  dritter               ^            angenommen    ...  42  626 

Mllitärstrafgerichtsordnung 135  634 

Pferderationen,  Beschluß  vom  8.  Juni  1877    .     .  33  626 
Pferderationen,  Beschluß  vom  16.  Juni  1882  (Auf- 
hebung des  vorigen) 82  630 

Radfahrerabteilungen 157  636 

Bchießofazier  für  Thuner  Waffenplatai    ....  65  628 

Stabsoffizier  beim  Chef  des  Milit&rdepartements  .  152  636 

Stimmabgabe  im  Militärdienst  u«  s.  w 125  634 

Yerpflegungs-  und  Magazinbnreau 172  638 

Wehrpflichtige,  Enthebung  älterer 25  626 

Modelle  und  Muster,  gewerbliche 126  634 

Münzgesetzabänderung,  Zehn-  und  Fttnfrappenstttcke  .  52  628 

^                   ZwanzigrappenstQcke     ...  68  628 

Muster  und  Modelle,  gewerbliche 126  634 

Nationalratswahlkreise 67  628 

—  (ersteres  aufhebend) 137  634 

Naturalisation 26  626 

Niedergelassene  und  Aufenthalter,  civilrechtliche  Ver- 
hältnisse der  — 154  636 

OberzolldirektioD,  Organisation 144  636 

Obligationenrecht • 70  628 

—  Ei^änzende    Bestimmungen    betreffend    Handels- 
register       124  634 

Patenttaxen  der  Handelsreisenden 91  630 

Pfleg-  und  Beerdigungskosten 15  624 

PhosphorzOndhölzchen,  siehe  Zündhölzchen. 

Politische  Rechte |  JJ  J^ 

Politisches  Departement,  Personal 86  630 

Polytechnikum,  Schulrat  und  Vorkurs 72  628 

—  Erweiterung  der  landwirtschaftlichen  Abteilung  .  105  632 


Digitized  by 


Google 


1.  BiindeagsMtae  und  BuodoBbeschlösse.  621 

Postalisches :  Nr.  Seite 

Frankocouverte 28  626 

Postregalgesetz 176  638 

Posttaxen 23  624 

—    Zeitungstaxeo 38  626 

Posttaxengesetz,  neues 96  632 

^               Abänderung 138  634 

^                       ^             IfiO  636 

Radfahrerabteilungen 167  636 

Rechnungswesen  der  Eisenhahnen 1  197  642 

Referendumsgesetz 1  624 

Reineinnahmen  des  Alkoholmonopols 149  636 

Reiseentschädigungen 45  626 

Schuldbetreibung  und  Konkurs 128  634 

^                1)1)         Oberaufsicht.     ...  192  640 

Schweizerbürgerrecht 26  626 

Specialfonds,  Anlage  der  — .    BG.  vom  5.  April  1895  189  640 

Staatsgelderanlage  (Darleihen  aus  eidg.  Fonds)      .     .  29  626 

—  Abändernder  Bundesbeschluß 97  632 

—  Neues  Gesetz  vom  10.  April  1891 146  636 

—  —  Ergänzung,  vom  5.  April  1895  ....  189  640 
Stabsoffizier  beim  Chef  des  Militärdepartements  152  636 
Statistisches  Bureau,  Adjunkt 89  630 

^                „         Beamtungen 123  634 

Stimmberechtigung,    I.  Entwurf,  verworfen  ....  10  624 

n.        ^               „          ....  32  626 

Stimmrecht  der  Aktionäre  von  Eisenbahngesellschaften  193  640 

Stimmrechts-Erleichterung  im  Militär-,  Postdienst  u.  s.  w.  125  634 

Taggelder  der  Nationalräte 9  624 

Telegraphen-  und  Telephouwesen : 

Telegraphentaxen 34  626 

Telegraphen-  und  Telephon-Linien,  Erstellung     .  132  634 

Telephongebühren,  Ermäßigung  der  —       ...  185  640 

Telephonwesen 133  634 

Thun,  Artillerie  Versuchsstation  in  — 174  638 

Todesstrafe  (Art.  65  der  Bundesverfassung)  ....  50  628 

Digitized  by  VjOOQIC 


622  ReferendnmB-  und  Abstimmiings-Tafel. 

Nr.  Seite 

Transportgeselz  auf  Eisenbahnen  und  Dampfsohiffen  .  14  624 

—  —     neues,  ersteres  aufhebend 169  638 

Triangulation 48  626 

Unfall-  und  Krankenversicherung 136  634 

Unterrichtswesen  (Art.  27  der  Bundesverfassung)  .     .  80  630 

Urheberrecht,  litterarisches  Eigentum 88  630 

YerpQegungs-  und  Magazin  bureau 172  638 

Versicherungswesen,  Beaufsichtigung 102  632 

Vertretung  der  Schweiz  im  Auslande 184  640 

—  —     in  Washington 77  630 

Viehhandel 196  640 

Viehseuchen-Gesetz,  Abänderung 106  632 

Volksabstimmung,  Referendumsgesetz 1  624 

Volkszählung,  schweizerische,  im  Jahr  1888      .     .     .  116  634 

Washington,  Vertretung  der  Schweiz  in  —  ....  77  630 

—  Beitrag  an  Kanzleikosten 92  630 

Wasserbaupolizei 36  626 

Weibliches  Geschlecht.     Hauswirtschaftliche   und    be- 
rufliche Bildung 194  640 

Wertsohriften  Verwaltung 156  636 

Wirtschaftswesen  (Alkoholfrage) 103  632 

Zahnärzte,  Freizügigkeit 109  632 

Zollwesen : 

Bundesgesetz  vom  28.  Juni  1893 171  638 

{115  634 

1Q0  640 

Zollerhöhungen  (Tabak,  Sprit) 54  628 

Zolltarif,  neuer  schweizerischer 95  632 

7,         Abänderung  desselben 118  634 

^         neuer  (1891) 145  636 

Rüokzoll  auf  Zucker   beim  Export   kondensierter 

Milch 131  634 

Zündhölzchen : 

Gesetz  vom  23.  Dezember  1879 55  628 

^         ^     22.  Juni  1882  (voriges  aufhebend)  .  83  630 

Einführung  des  Monopols  (BB.  vom  26.  März  1895)  187  640 

.yu..uoy  Google 


II.  loitiativbegehren. 

II.  initiativbegebren 

(betreffend  Bevision  der  BandeBverfassnog). 

Arbeit,  Recht  auf  — .    Aufnahme  eines  neuen  Artikels 
Schlachten  ohne  vorfaerige  Bet&ubung.  Aufnahme  eines 

Zusaizariikels  25^<>  betreffend  das  Verbot  des  —        1       644 
Zolleinnahmen.     Abgabe  eines  Teils  an   die  Kantone. 

Aufnahme  eines  Art.  30^  in  die  Bundesverfassung         3       644 
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Nr. 

Seite 

k' 

2 

644 

Digitized  by  VjOOQIC 


j^ 


624  L  Bnndesgesetze  nnd  BundesbeseUüBse 

(BB.  =r  BundesbeBcliluß, 


I 


1)  B6.  betr.  Volksabsfimmung  über  Bundesgesetze  und  Bandesbeschlüsde 

2)  ^  y,    Organisation  der  Bundesrechtspflege 

3)  ^  7,     Pfandrechte  an  Eisenbahnen 

4)  BB.  ^  Zollvergünstigungen  für  Eisenbahnmaterialien    ... 

5)  BG.  ^    eidgenössische  Militärorganisation 

6)  ^  ^     Militärpensionen  und  Entschädigungen 

7)  BB.  ^    Verzollung  von  Eisenbahnmaterial 

8)  BG.  ^     Rechtsverhältnisse  der  Verblndungsgeleise 

9)  BB.  ^     Taggelder  der  Nationalräte 

10)  BG.     ^     politische  Stimmberechtigung  der  Schweizerbürger  .     .     . 
(Yolksabstiminung  vom  23.  Mai  1875.) 

11)  BB.      ^     Errichtung  eines  eidg.  Forstinspoktorats 

12)  BG.      ^     Feststellung  und  Beurkundung  des  Civilstandes  und  die  Ehe 

(Yolksabstinminng  vom  23.  Mai  1875.) 

I   13)  ^  ^  eidgenössische  Geldskala 

I  14)  ^  ^  den  Transport  auf  Eisenbahnen 

15)  ^  ^  Pfleg-  und  Beerdigungskosten 

i  16)  ^  ^  Maß  und  Gewicht 

17)  ^  ^  Haftbarkeit  von  Eisenbahnen  etc.  bei  Verletzungen  etc. . 

18)  BB.     ^    Civilstandstatistik 

19)  BG.     ^    Banknoten • 

(Volksabstimmuiig  vom  23.  April  1876.) 

20)  ^       ^    Jagd  und  Vogelschutz 

21)  ^       ^    Fischerei 

22)  ^       ^    Militärpflichtersatzsteuer 

(Volksabstimmimg  vom  9.  Juli  1876.). 

23)  ^       w    Posttaxen 

24)  ^       ^    Forstpolizei 
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" 

Datma 

L» 

BundoNblntt, 

Frist  fiir 

Beferendnms- 

begehren. 

(jesetE- 
Sammlung.    > 

Iiikrafttreten. 

17. Juni  1874 

20.Jnm1874 

17.  Sept.  1874 

I.    116 

18.  Sept.  1874 

27.     „ 

7) 

9.  Juli 

7) 

7.  Okt.     ^ 

I.    136 

8.  Okt.    „ 

24.     , 

7) 

il.    7, 

7) 

9.    i       „ 

I.    121 

10.    ^       « 

10.  Okt. 

1f) 

24.  Okt 

71 

22. Jan.  1875 

I.    239 

22.  Jan.  1876 

13.  Nov. 

7) 

21.  Nov. 

7) 

18.  Febr.   ^ 

I.    257 

19.  Febr.  ^ 

13.     ^ 

10 

28.     ^ 

71 

25.     ^       ^ 

1.    378 

26.     ,      .1 

24.  Dez. 

n 

31.  Dez. 

71 

30.  März    ^ 

I.    457 

30.  März    y,    1 

19.     , 

n 

7.  Jan.  1875 

6.  April   ^ 

I.    488 

8.  April  ^ 

22.     , 

n 

7.      7) 

71 

6.       71          . 

I.    496 

8-     ^       y, 

24.     , 

7) 

7.    7, 

71 

6.     7)       r 

Bnndeebl.  1876, 
1,8. 

Verworfen. 

24.     ^ 

7) 

7.      7, 

71 

6.        7,           71 

I.    494 

8.  April  1875 

24.     , 

7^ 

30.    ^ 

71 

29.     ^       ^ 

I.    506 

1.  Jan.  1876 

9.Mftrzl875 

13.  März 

71 

10.  Juni     y, 

I.    503 

14.  Juli  1875 

20.     ^ 

7) 

I.Mai 

71 

30.  Juli      ^ 

I.    682 

l.Sept.    „ 

22.  Juni 

71 

3.  Juli 

71 

l.Okt.     ^ 

I.    743 

l.Nov.    „ 

3.  Juli 

7) 

24.    , 

7) 

22.      y,            , 

I.    752 

I.Jan.  1877 

1.    y> 

7) 

7.  Aug. 

71 

5.  Nov.    ,„ 

I.    787 

10.  Nov.  1875 

17.  Sept. 

7) 

25.  Sept. 

71 

24.  Dez.     , 

I.    819 

1,  Jan.  1876 

18.    ^ 

71 

23.  Okt. 

71 

21. Jan,  1876 

Bnndesbl.  1875. 
IV,  481. 

Verworfen. 

17.     ^ 

7) 

23.     , 

7) 

21.     ^       « 

U.      39 

14.  Febr.  1876 

18.     ^ 

71 

20.  Nov. 

71 

18.  Febr.  ^ 

II.      90 

I.März    , 

23.  Dez. 

7) 

31.  Dez. 

7) 

30.  März    „ 

Bundesbl,  1876, 
IV,  1263. 

Verworfen. 

23.  März  1876 

15.  April 

1876 

14.   Juli             y, 

II.    339 

l.Sept.  1876 

24.     , 

7) 

29.     ^ 

71 

28.        ^            y, 

II.    353 

10.  Aug.    „ 
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25)  BÖ.  betr.  Enthebung  älterer  Wehrpflichtiger 

26)  ^       ^  SchweizerbUrgerrecht 

27)  BB.     ^  Lazarettrain-Organisation 

28)  BG.     ^  Franico-CouvertSy  Verkaufpreis 

29)  ^       ^  Staatsgelder-Anlage  (Darleihen  aas  eidg.  Fonds) 

30)  ^      ^  Arbeit  in  den  Fabriken 

(Volksabstimmung  vom  21.  Oktober  1877.) 

31)  ^      ^    Militärpflichtersatz 

(Volksabstimmung  vom  21.  Oktober  1877.) 

32)  ^       ^     Politische  Rechte  der  Schweizerbürger     .     .     . 

(Volksabstimmung  vom  21.  Oktober  1877.) 

33)  BB.     ^    Pferderationen 

34)  BG.     ^    Telegraphentaxen 

35)  ^  ^  Milittrbesoidungen 

36)  ^  ^  Wasserbaupolizei 

37)  ^  ^  Freizügigkeit  des  Medizinal  personale   .... 

38)  ^  ^  Zeitungstaxen 

39)  y,  ^  Freisonntage 

40)  ^  ^  Bahnpolizei 

41)  ^  ^  Militärorganisation,  teilweise  Suspendierung  .    . 

42)  ^  ^  Militärpflichtersatz 

43)  BB.     ^    Wildhutkosten 

44)  BG.     ^    Subsidien  fUr  Alpenbahnen 

(Volksabstimmung  vom  19.  Januar  1879.) 

45)  ^       ^    Reiseentschädigungen 

46)  ^       ^    Besoldungen  einiger  Bundesbeamten    .... 

47)  ^       ^    Eisenbahn- Krankenkassen 

48)  BB.     ^    Triangulafion  im  eidg.  Forstgebiete     .... 


Digitized  by  VjOOQIC 
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Dataau 

Bundesblatt. 

Frist  ftr 

Beferendoms- 

begehren. 

Uesets. 
sammliinfr. 

Inkrafttreten. 

S.JuU 

1876 

8.  Juli  1876 

6.  Okt.  1876 

n. 

504 

14.  Okt.  1876 

3.      y> 

» 

23.  Aug. 

1) 

21.   Nov.           y, 

II. 

510 

1.  Jan.  1877 

20.Man!l877 

31.Mft«1877 

29.  Juni  1877 

m. 

128 

10.  Juli      ^ 

16.            y, 

D 

7.  April 

•n 

6.     Juli               y, 

m. 

131 

l.Aug.    ^ 

16.           y, 

1) 

21.     y> 

1) 

20.     ,       , 

m. 

138 

5-     y,       y, 

23.     ^ 

t) 

25.    , 

fl 

24.     ,      , 

in. 

241 

I.Jan.  1878 

27.      y, 

1) 

2.  Mai 

7) 

31.     „       „ 

Bvndesbl.  1877, 
n,  6Ö6. 

Verworfen 

28.    ^ 

1) 

2.  Juni 

1> 

31.  Aug.    „ 

BundesM.  1877, 
n,  894. 

Verworfen. 

8.  Juni 

1t 

23.     , 

1) 

21.  Sept.    y, 

lU. 

157 

1.  Jan.  1878 

22.     „ 

•n 

27.     ^ 

1) 

25.       y,          y, 

m. 

161 

1.  Okt.  1877 

16.    , 

» 

7.  Juli 

7) 

5.  Okt.     „ 

III. 

200 

1.  Jan.  1878 

22.    ^ 

1) 

7.    . 

1) 

5.        •»           7) 

m. 

193 

6.  Okt.  1877 

19.  Dez. 

» 

29.  Dez. 

1) 

29.Märal878 

ni. 

379 

15.  April  1878 

ll.Febr.l878 

16.Febr.l878 

17.  Mai      ^ 

m. 

417 

I.Jan.  1879 

14.     , 

T» 

23.           y, 

1) 

24.      y,        y, 

m. 

419 

15.  Juni  1878 

18.    ^ 

i> 

23.           y, 

y> 

24.    ^      , 

III. 

422 

15.       y,         y. 

21.    . 

1) 

2.Mftrz 

1) 

31.     ,       » 

m. 

429 

15.     .       ,     1 

28.  Juni 

1» 

6.  Juli 

n 

4.  Okt.    , 

m. 

565 

15.  Okt.     „ 

28.     y, 

1» 

6.     , 

n 

4.     .      . 

m. 

576 

l.NOV.          y, 

22.  Aug. 

D 

24.  Aug. 

1) 

22.  Nov.    ^ 

IV. 

1 

16.  Febr.  1879 

16.         y, 

1) 

31.     ^ 

D 

29.       y,          y, 

m. 

656 

I.Jan.     .„ 

21.    ^ 

1) 

31.     , 

1) 

29.       y,          y, 

m. 

653 

1-     r,       . 

20.  Dez. 

1) 

4.  Jan,  1879 

4.Aprill879 

IV. 

51 

10.  April    y, 

20.    ^ 

» 

4.     « 

1) 

4.      „         y, 

IV. 

49 

10.       y,         y, 
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628  Eeferendams-  und  AbitioiniUDgs-Tftfol. 


4d)  BG.  betr.  Besoldung  der  FabrJkinspektoren     ^    ...>..    . 
50)  BB*     ^    Buniiesverfassungf-AbÄndenmg  (ArL  65,  Todetttrafe)  * 

(Volksabatimmting  vom  18.  Mai  1879,) 

Besaldung  des  Bundesgerichtakanzleipersonals   ,    ,     <     . 

MUnzgesetzabänderung  C^^^hn-  uad  FünfrappenstQcke)     . 

Kanzleisporteln 

Zollerhiihungen  ftlr  Tabak  und  Sprit  ....,,. 

PhosphorzUfidlitflzchen 

Fabrik-  und  Handelsmarken  .......... 

Justizkostentarif  tKosicn  der  Bundeareditöpflege)  .     .     . 

EisenbahnvergUtungen  mr  direkten  Verkehr  .    .     .    >    . 

Ingenieurstelle  auf  dem  Haubureau 

Frage  der  Revision  der  Bundesverfassung  (angeregt  durch 
Voiksinititttive  fUr  tiiis  Banknotenmonupol)       .      .     , 
(VoikaabstiitiTnaiig  vom  31,  Oktober  1880.) 

Gold-  und  Silberwaren^  FuiDgeln^ltkontrolle 

Aus  Wanderungsagenturen 

Forstgesetz-Abänderung 

Meteorologische  Centralanstalt 

Schießofftzier  für  Thuner  WaflfeDplatz 

Banknoten 

Nationalratswabikreise  ,....,...*. 
MUnzgesetzänderung  (ZwaDÄigrappeaatüöke) ,     .     , 

Landwehr-Übungen  u»d  lospeküoDen 

Ohiigatlonenrecht 

Dauer  des  Infanterie-Untemchts 

Polytechmkum^  Scbulrat  und   Vorkurs       .     .     .     ,     * 


51) 

BG. 

52) 

T 

53) 

T 

54) 

» 

55) 

T. 

56) 

B 

67) 

t» 

58) 

11 

59) 

Tl 

60) 

BB. 

61)  BG. 

62) 

T 

63) 

BB. 

64) 

•fi 

65) 

fi 

66) 

BG. 

67) 

n 

68) 

n 

69) 

'n 

70) 

fi 

71) 

fi 

72) 

Yi 
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3      .^g 

Datum. 

Bundesblatt. 

Frist  för 

Beferendmns- 

beirehren. 

eesetz- 
sanunlnng. 

InkrafttreteB. 

22.M&rzl879 

5.  April  1879 

4.  Juli  1879 

IV. 

213 

15.  Juli  1879 

]'.; 

28.     ^ 

n 

5.     . 

■n 

(obligatorisches 
Beferendum) 

IV. 

193 

20.  Juni    fl 

28.    ^ 

n 

5.     , 

T) 

4.  Juli  1879 

IV. 

215 

1.  Jan.  1880 

29.     , 

•n 

12.     ^ 

7) 

11.     7,        . 

IV. 

217 

1.  Aug.  1879 

10.  Juni 

f) 

14.  Juni 

■n 

12.  Sept.    ^ 

IV. 

335 

l.Okt.    ^ 

20.     ^ 

f) 

25.     , 

7) 

23.     ^       ^ 

IV. 

347 

3.    «     . 

23.  Dez. 

T) 

3.  Jan.  1880 

2.  April  1880 

V. 

31 

6.  April  1880 

19.     ^ 

n 

10.     ^ 

7) 

9.      .         7, 

V. 

35 

16.     .      . 

25.  Juni  1880 

3.  Juli 

7) 

l.Okt.     ^ 

V. 

217 

1.N0V.   , 

2.  Juli 

n 

10.    , 

10 

ö-       7)             7) 

V. 

225 

1-     .       r, 

2.    . 

7) 

10.    , 

7) 

8.    ^       . 

V, 

236 

25.  Okt.    ^ 

ck 

17.Sept. 

7) 

25.  Sept. 

7) 

(obligatorisches 
Beferendma) 

— 

Verworfen. 

23.  Dez. 

fi 

8.  Jan.  - 

1881 

8.  April  1881 

V. 

363 

1.  Jan.  1882 

24.     , 

n 

8.     , 

7) 

8.      y,         y, 

V. 

348 

12.Aprill881 

23.    , 

fi 

8.     , 

7) 

8.     .       . 

V. 

371 

I.Mai      ^ 

23.     , 

y» 

8.     ., 

7) 

8.     .       . 

V. 

358 

1-   .    •   . 

, 

"■    . 

7) 

8.     , 

11 

8.     .      . 

V, 

361 

15.  April   y, 

8.MArzl881 

26.  Mära 

7) 

24.  Juni     ^ 

V. 

400 

I.Jan.  1882 

3.  Mai 

T) 

10.  Mai 

7J 

8.  Aug.    „ 

V. 

441 

12.  Aug.  1881 

' 

30.  April 

Tf) 

14.    ^ 

n 

12.     .       „ 

V. 

453 

I.Jan.  1882 

' 

7.  Juni 

T) 

11.  Juni 

7) 

9.  Sept.    ^ 

V. 

512 

1.     r,       r, 

14.    , 

•n 

18.    , 

7) 

16.     .       « 

V. 

635 

1.     ,   1883 

18.     , 

T) 

25.    , 

7) 

23.     ,      „ 

V. 

554 

1.     ^   1882 

23.    ^ 

7) 

28.     , 

7) 

26.    ,      , 

V. 

560 

l.Okt.  1881 

£idg.  amtl.  Samml.  Nene  Folge.  XV.  Bd. 
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630  Referendums-  nnd  Abstimmungs- Tafel. 


73)  BO.  betr.  persöniiihe  Handlungsfähigkeit 

74)  ^       ^    Haftpflicht  aus  Fabrikbetrieb 

75)  ^       ^    Amtsstellen  rle±^  Handels- und  Landwirtschafts-Departementji 

76)  Bß.     y^    Kriegsmaterialkontrollierung    .    .    .    . 

77)  ^       ^    Vertretung  der  Schweb  in  Washington 

78)  BG.      y^     Ma&nuhmeD  gegen  gemeingefährliche  Epidemien    .     -     . 

(Yalksabstimmiing  vom  SO/Jaii  1882,) 

79)  BB.      ^     Erfindungsschutz  tZuaftb>  zu  An.  64  der  BuadeeverTassaiig) 

(VolksÄbBtiiiimutig  vom  30.  Jnli  1882-) 

80)  ^        ^     Unter richfswesen  (Vollziehung  von  Art.  27  der  B.-YerfO 

(Vulksabatimminig  vom  26.  November  1882 J 

81)  BG.     ^     Kavallerie-Unterricht,   Dauer  (Art-  107   der  Miiitär-Or^,) 

82)  BB.     ^    Vergütung  von  Pferderationen  im  Frreden&verhaknis .    . 

83)  BG.      .„     Fiibrikation  und  Verkauf  von  Zündhölzchen      .     .      ,     . 

84)  ^  ^  Unterhaltung  des  ünthwerhs  (Abänderung)      *     ,      .     . 

85)  ^  ^  Reorganisation  des  eidg.  Finanzdepartements    .     .     *    . 

86)  ^  ^  Personal  des  Politischen  Departements 

87)  ^  ^  Organisation  des  Handels-  und  LandwirtschaftS'Depariemeots 

88)  ^  ^  litterarisches  und  künstlerisches  Eigentum     .         .     ,    . 
83)  ^  ^  Adjunkt  beim  statistischen  Bureau 

90)  ^       ^     Justiz-  und  Polizei^Departement,  Beamtuogen     .     ,     ,     . 

(YolksittbBtinimuiig  vom  11,  Mai  ISSI.) 

91)  BB.     ^     Patenttaxen  der  Handelsreisenden  ...-,,,. 

(Volksabstimmüiig  vom  11,  Mai  1884.) 

92)  ^        ^     Kanzleikosten  der  aehwm.  Gesandtschaft  in  Washington 

t^Volksabütimmong  vom  11,  Mai  1884.) 

9:^)  BG.     ^    Rechnungswesen  der  Eisenbahngeseilschaften     .... 

94)    ^       ^    Ergäüiung  dea  Bundesstrafrechts 


(Volksabstimmung  vom  11.  Mai  1884.) 
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IHitiim. 


Bnndesblatt. 


Frist  f&r 

Beferendnms- 

begehren« 


Geseta- 
gammlnng« 


Inkrafttreten. 


22.  Jani  1881 

2^*      n        n 

27.  .       « 

23.  Dez.     n 

28.  Jan.  1882 

31.      y>         y, 

28.  April   y, 
14.  Juni     - 


16. 
16. 
22. 

28.  ^ 
11.  Dez. 
13.  April  1883 
21.  ^ 
23.  , 
7.JUÜ 
11.  Dez. 

11.     ^ 

19.     ^ 

21.  y, 

19.     „ 


28.  Juni  1881 
9.  Juli     „ 

^-     -n       n 
7.  Jan.  1882 

4.  Febr.   ^ 

14.     ,       , 


17.  Juni  1882 

24.     r,        . 

24.     ^      . 

8.  Juli     „ 

30.  Dez,     y, 
28.  April  1883 
28.     ^ 
7.  Juli 
28.     « 
15.  Dez 


26.  Sept.  1881 
7.  Okt.    ^ 

7 

7.  April  1882 
5.  Mai      y, 
15.     .-         w 


•n 


22.     .       r, 

29.     1)       » 

29.     „      1, 
12.  Jan.  1884 


(oltligatorisches 
Referendnm) 

15.  Sept.  1882 

22.      y,         y, 

22.      :,        „ 
6.  Okt.    „ 

30.  März  1883 
27.  Juli     „ 

27.  y,         „ 

5.    Okt  y, 

26.     ^      ^ 
14.  März  1884 

21.     ^      * 

28.  y,  y, 

28.     ,      ^ 
11.  April   „ 


V. 
V. 
V. 
VI. 
VI. 


556 
562 
569 
148 
150 


Bandesbl.  1882, 
I,  297. 

Bandesbl.  1882, 
111,  613. 

Bandesbl.  1883, 
III,  167. 


VI. 
VI. 
VI. 
VI. 

vn. 

VII. 

vn. 
vn. 
vu. 


480 
482 
499 
497 
59 
181 
183 
261 
284 


Bandesbl.  1883, 
IV,  970. 

Bandesbl.  1883, 
IV,  995. 

Bandesbl.  1883, 
IV,  1024. 

VD.  429 

Bandesbl.  1884, 
1,25. 


1.  Jan.  1882 

11.  Okt.  1881 

15.  April  1882 

12.  Mai     y, 
Verworfen. 

Verworfen. 

Verworfen.    \ 

1.  Okt.  18821 

1.  Jan.  1883 1 

10.  Okt.  1882 1 

10.      ,        y, 
I.April  1883 
31.  Juli     „ 

31.     .       y, 
1.  Jan.  1884 

30.  Okt.  1883 

Verworfen. 

Verworfen. 

Verworfen. 

15.  April  1884 
Verworfen. 


I 
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632  Referendums-  und  Abstimmongs-Tafel. 


95)  BG.  betr.  einen  neuen  schweizerischen  Zolltarif 

96)  ^       ^    die  Posttaxen 

97)  BB.     ^    Staatsgelderanlage  (Oesetzabänderung) 

98)  ^        ^     Landwirtschaft,  Förderung  durch  den  Bund   .... 
^^)    n       -n    gewerbliche  und  industrielle  Benifsbiidung     .... 

100)  ^       ^    Centralanstalt  für  forstliches  Versuchswesen  .... 

101)  ^        ^     Meteorologische   Station   auf  dem  Säntis   und  Kredit- 

erhöhung für  Meteorologie 

102)  B6.      ^     Beaufsichtigung  vou  Privatunternehmungen  im  Gebiete 

des  Versicherungswesens 

103)  BB.      ^    teilweise   Änderung    der   Bundesverfassung   (Art  31, 

32^  etc.,  Wirtschaftsweseu  und  Alkoholfrage)  .     . 

(YolksabstiinmnDg  vom  25.  Oktober  1886.) 

104)  BG.      ^     Handel  mit  Gold-  und  Silber-Abfällen 

105)  BB.     ^    Erweiterung    der    landwirtschaftlichen   Abteilung    am 

Polytechnikum 

106)  BG.      ^     Abänderung  des  Bundesgesetzes  vom  8.  Februar  1872 

über  polizeiliche  Maßregeln  gegen  Viehseuchen  .     . 

107)  ^        ^     Maßnahmen  gegen  gemeingefährliche  Epidemien .     .     . 

108)  ^        ^     den  schweizerischen  Landsturm 

109)  y,       ^    Ausdehnung  der  Freizügigkeit  auf  die  Zahnärzte     .    . 

110)  y,        ^     Zusatz- Bestimmungen  Qber  Eontrollierung  von  Gold- und 

Silberwaren 

111)  y^       ^    gebrannte  Wasser  (Alkoholgesetz) 

(Yolksabstimmnng  vom  16.  Mai  1887.) 

112)  ^       ^    Organisation  der  Bureau-Abteilung  für  Handolsstatistilc 

113)  ^       ^    Genietruppen  der  Landwehr 

114)  BB.      ^     Ergänzung  von  Art.  64  der  Bundesverfassung  (gewerb- 

liches Eigentum  oder  Erfindungsschutz)     .... 

(VolkBabstimmnng  vom  10.  Jnli  1887.) 
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Datum. 


BondeabltttU 


Frist  fiir 
Referendiitnä« 


Besetz^ 
§ammlnjig. 


Inlrafttreieiu 


26.  Juni  1884 
26. 
26. 
27. 

27.  ^       ^ 
27.  März  1885 


27.     „ 

25.  Juni 

26.  ^ 

17. 

25.     „ 

1.  Juli 

2.  „ 
4.  Dez. 

21.     . 


T)        n 
1)        fl 


21. 
23. 

22. 
23. 


1886 

T) 
T) 
Tl 
71 

T) 
•B 


28.  Juni  1884 
5.  Juli 
12. 
12. 

12.     r,       „ 
4.  April  1885 

"•     r>       . 

4.  Juli     ^ 

11-     ,      „ 
Bd.  m,  477,  u. 
ZQ  Nr.  44. 

26.  Juni  1886 
3.  Juli      ^ 


•n 


3. 

10.  „ 

11.  Dez. 
24.     , 


30. 
30. 


D 

n 

■n 

D 

•n 

T) 


1) 


28.Aprill887 


8.  Jan.  1887 
7.  Mai      « 


26.  Sept.  1884 
3.  Okt 
10.     „ 
10.     „ 

10.     ^       „ 
3.  Juli  1885 

10.        „  y, 

2.  Okt.     , 

(obligatoriflches 
Beferendoin) 

24.  Sept.  1886 

l.Okt.  y, 

1.        ,  r, 


8. 
1. 

24. 


11.  März  1887 


30. 
30. 


Tl  71 


8.  Apiii    „ 

8.       «  -n 


(obligatorisches 
Eetereudom) 


VII.  549 

Vn.  584 

VII.  603 

VII.  605 
vn.  613 
Vin.  154 

Vm.  156 

VIU.  171 

VIII.  349 

IX.  266 

IX.  272 

IX.  274 

IX.  277 


X. 
X. 

X. 
X. 

X. 
X. 


13 

58 

45 
60 

56 
54 


X.       416 


1.  Jan.  1885 
1.  Nov.  1884 
14.  Okt.  ^ 
1.  Jan.  1885 
1.  Nov.  1884 
1.  Jan.  1886 

14.  Juli  1885 
l.Nov.    , 

22.  Dez.     y, 

1.  Jan.  1887 

l.Nov.  1886 

1.  Jan.  1887 
1 

15.  März    „ 
1.  Jan.  1888 

I.April  1887 
27.  Mai      y, 

Ohjiigeld-Diliiii&U : 

l.S«pt.  1887  (1,118) 

15.  April  1887 
12.     „       „ 

20.  Dez.    _ 
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634  Referendums-  und  Abstimmungs-Tafel. 


115)  BB.  betr.  ZollbefretuDg  fur  Eisenbahnschienen  erster  Anlage  .    ,. 

116)  BG.  ^  schweizerische  Volkszählung   im  Jahr  1B88     .... 

117)  ^  ^  Ausdehouog  der  Hattpflicht * 

118)  „  ^  Abänderung  des  Zolltarifs 

119)  BB,  ^  Förderung  der  ach  weizeri sehen  Kunst    ,..,.- 

120)  BG,  y,  Verlängerung  der  Dienstzeit  der  Offiziere  .    -    <    .    - 

121)  ^  ^  Geschäft^^betneb  von  Auswanderungsagenturen    *    -    - 

122)  ^  ^  Erfindungspatente 

123)  ^  ^  Beamtungen  des  statistischen  Bureaus  nnd  des  Bauwesens 

124)  ^  ^  BeeUmmiiDgeD  zum  Ob  hgation  eure  cht  ü  bar  Hand  eisreg  ister 

125)  ^  ^  erleichterte  Stimmabgabe  im  Militär,  Poat- Dienst  u.  a.  w. 

126)  ^  ^  gewerbliche  Aiyster  und   Modelle *     , 

127)  ^  ^  Fischerei 

128)  ^  ^  Schuldbetreibung  und  Konkurs - 

(Volkßabstiiüinaiig  vom  17,  November  1889,) 

129)  ^  ^  die  Fuhrwerke  der  Infanterie ,    , 

13(0  ^  ^  die  Bundesanwaltschaft 

131)  BB.  ^  RUchzoll  Äuf  Zucker  beim  Export  kondensierter  Milch  . 

132)  BG.  ^  Erstellung  voq  Telegraphen-  und  Telephon-Linien 

133)  ^  „  <ias  Telephonwesen 

134)  ^  ^  die  Hülfskassen  der  Eisenbahn-  und  Dampfschiff-Gesell- 

schaften . .    ,    . 

135)  ^  ^  Militärstraf gerichtsordnung 

136)  BB.  ^  Unfall«  und  Krankenversicherung 

(VolksabgtimmunÄ  vom  26.  Oktober  1890.) 

137)  BG.  ^  Wahlen  in  den  Nationalrat 

138)  ^  ^  die  Posttaxen  ^Naohtragsgesetz)  .*..>.,. 
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Datum. 

Bnndesblatt. 

Frist  foT 

Beferendums« 

begehren. 

«esetz* 
gammlimiir. 

Inkrafttreten. 

26.  April  1887 

11.  Mai  1887 

9.  Aug.  1887 

X. 

122 

16.  Aug.  1887 

29.     .      . 

11.     . 

n 

9.     ,,        r, 

X. 

130 

30.     y,       , 

26.     :,       ^ 

4.  Juni 

V 

2.8ept    ,, 

X. 

165 

1.  Nov.    „ 

17.  Dez.    ^ 

24.  Dez. 

r 

23.  März  1888 

X 

561 

1.  Mai  1888 

22.         ^            y, 

7.  Jan.  1888 

6.   April         y, 

X. 

679 

18.  April   „ 

22.MArzl888 

7.  April 

•n 

6.  Jnli      y, 

X. 

650 

1.  Jan.  1889 

22.     „      « 

7-    „ 

•n 

6.      .         7, 

X. 

652 

10.  Juli  1888 

29.  Juni    y, 

4.  Juli 

V 

2.  Okt.    , 

X. 

764 

15.  Nov.    ^ 

20.         y,             y, 

7-     . 

V 

5.     .       . 

X. 

778 

10.  Okt.     „ 

11.  Dez.    y, 

29.  Dez. 

V 

29.  März  1889 

XI. 

492 

I.Jan.  1891 

20.       .          y, 

29.    , 

n 

29.     7,      . 

XI. 

60 

13.Aprill889 

21.     r,       . 

12.  Jan.  1 

1889 

12.  April    ^ 

XI. 

73 

1.  Juni     „ 

21.     .       , 

12.     , 

71 

12.     „      „ 

XI. 

62 

I.Juli     , 

ll.Aprill889 

4.  Mai 

n 

2.  Aug.    „ 

XL 

629 

1.  Jan.  1892 

22.  Juni     y, 

29.  Juni 

■n 

27.  Sept.    y, 

XI. 

241 

1.  Okt.  1889 

28.       ^          y, 

29.    , 

■n 

27.     ,       VI 

XI. 

243 

15.     .      . 

27.     ^       « 

6.  Juli 

71 

4.    Okt.           y, 

XI. 

249 

1.  Jan.  1890 

26.        y>            y, 

13.     , 

7) 

11.           .                 . 

XI. 

251 

1.     y,       7, 

27.     ^       ^ 

13.     „ 

7) 

11.      r,        y, 

XI. 

256 

1.     r       . 

28.        y,           ^ 

13.     , 

71 

11.      .        , 

XI. 

265 

1.        7,           . 

28.        ,           y, 

31.  Aug. 

71 

29.  Nov.    ^ 

XI. 

273 

1.        .           7, 

13.  Juni  1890 

5,  Juli  1890 

(obligatorisches 
Benrendnm) 

XT. 

737 

17.  Dez.    „ 

20.        y,           y, 

21.  Juni 

7) 

19.  Sept.  1890 

XI. 

669 

20.  Sept.    „ 

24.     ^       ^ 

5.  Juli 

7) 

3.   Okt.          y, 

XL 

720 

I.Dez,    y, 
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139} 

BB. 

140} 

BG. 

141) 

BB. 

142) 

BO. 

143) 

i> 

144) 

r> 

145) 

fl 

146) 

•n 

147) 

BB. 

148) 

i> 

149) 

BG. 

150) 

n 

151)  BB. 

I5:i) 

•n 

153)  BG. 

154) 

tt 

155)  BB. 

156) 

BG. 

157) 

■n 

15Ü) 

BB. 

159)  BG. 

160) 

11 

betr.  Landesmuseum 

^    Arbeiiszeit  der  Eisenbahn-,  Post-  etc.  Angestellten  .    . 
^     Ankauf  von  Prioritätsaktien  der  J.-S 

^     die  arbeitsunfällig  gewordenen  Beamten  etc 

(VoIksabstimmaDg  vom  15.  März  1891.) 

^    Schutz  der  Fabrlicmaricen  etc 

^    Organisation  der  Oberzolldirektion 

^     den  echweieerischen  Zolltarif 

(VülksabstimmüDg  yom  18.  Oktober  1891.) 

^    die  Anlage  eidg.  Staatsgelder 

^    Förderung  der  kommerziellen  Bildung 

^    Revision  des  IIL  Abschnitts  der  Bundesverfassung  .    . 

(Volksabstimmimg  vom  6.  Jali  1891.) 

^    Verteilung  der  Reineinnahmen  des  Alkoholmonopols 
^     Revision  einzelner  Bestimmungen  des  PosttaxengoSOtzOS 

^     Ankauf  der  schweizerischen  Centralbahn 

(VolksabstimmuDg  vom  6.  Dezember  1891.) 

^    Zuteilung  eines  Stabsoffiziers  an  den  Chef  des  Milittr- 
departements 

^     die  Errichtung  von  Armeecorps 

^     die   civilrechtlichen   Verhältnisse   der   Niedergelassenen 
und  Aufenthalter 

n    Revision  von  Art.  39  (Banknoten)  der  Bundesverfassung 

(Volksabstimmung  vom  18.  Oktober  1891.) 

^    Errichtung  einer  eidg.  Wertschriftonvorwaltung   .    .    . 

^^    Errichtung  von  Radfahrerabtoilungon 

^     Erhöhung    des    Gesamtkredits    für    die    schweizerische 
meteorologische  Centralanstalt 

-,    Auslieferung  gegenüber  dem  Auslande 

^     das  Verfahren   bei  Volksbegehren   und    Abstimmungen 
betreffend  Revision  der  Bundesverfassung  .    .    .    . 
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Datam. 

Buidesblatt. 

Frist  für 

Beferendnn» 

begehren. 

Geseti- 
aammlang. 

Inkrafttreten. 

27. Juoi 1890 

5.  Juli  1890 

3.  Okt  1890 

XI. 

690 

10.  Okt.  1890 

27.     , 

t) 

12.     , 

n 

10.     «       . 

XL 

713 

I.Dez.     ^ 

27.    „ 

n 

12.     , 

n 

10.     „       . 

XI. 

711 

14.  Okt.     ^ 

26.  Sept. 

Ti 

27.  SepL 

n 

26.  Dez.     „ 

Bnadesbl.  1890, 
IV,  801. 

Verworfen. 

26.     , 

w 

11.  Okt. 

•n 

9.  Jan.  1891 

XII. 

1 

1.  Juli  1891 

19.  Dez. 

7) 

27.  Dez. 

D 

27.M4rz    ^ 

XIT. 

48 

31.  März    , 

10.  April  1891 

16.Aprill891 

14.  Juli      „ 

xn. 

457 

1.  Febr.  1892 

10.     ^ 

Tf) 

22.     r, 

fl 

21.    .       . 

XU. 

143 

24.  Juli  1891 

15.     , 

T» 

22.     , 

■n 

21.     «       r, 

Xü. 

148 

24.     ^       , 

8.     ^ 

Hl 

29.     , 

•n 

(oblieatorteoheB 
Rererendnin) 

xn. 

161 

4.  Aug.    ^ 

3.  Juni 

11 

17.  Juni 

•n 

16.  Sept.  1891 

XTI. 

353 

30,  Okt.     y, 

17.     , 

71 

1.  Juli 

7) 

29.     ,       , 

XII. 

^50 

1.  Dez.     „ 

25.     ^ 

D 

1.      X 

T 

29.      r        . 

Bondesbl.  1891, 
U,  734. 

Verworfen. 

25.     , 

7) 

8.    ^ 

D 

6.  Okt.     „ 

XII. 

355 

13.  Okt.  1891 

26.     ^ 

T) 

8.     , 

n 

6-      H        D 

xn. 

357 

14.    ,       . 

25.     , 

7) 

19.  Aug. 

1) 

17.  Nov.    ^ 

xn. 

369 

I.Juli  1892 

29.  Juli 

7) 

12.     r, 

fl 

(obligstorisches 
Referendnin) 

xn. 

443 

23.  Dez.  1891 

18.  Dez. 

n 

30.  Dez. 

1) 

29.  März  1892 

xn. 

690 

I.April  1892 

19.     « 

n 

6.  Jan.  1892 

5.  April    „ 

XII. 

692 

5-     «       „ 

23.     ^ 

T) 

6.     , 

T> 

5.      n        r, 

xn. 

696 

8.     „      . 

22.  Jan. 

1892 

27.     , 

n 

26.     ,       ^ 

XII. 

870 

19.  Mai     y, 

27.     ^ 

7) 

10.  Febr. 

T) 

10.  Mai     „ 

xn. 

885 
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161)  BB.  betr.  die  Zahl  der  Instniktoren  der  Genietruppen   .     ,     .     * 

162)  BG.     ^     die  Patenttaxen  dar  Handelsreisenden 

163)  BB,     y^      BuDdesbeitilige  ao  die  Besoldungen  der  höhern  kanto- 

nalen Forttbeantten  im  ddg,  ForBls^ebiet   .... 

164)  BÖ,     ^      ReorgaDLsaüoD    der    AbtciluDg    Forstwesen  ^   Jagd    und 

Fischerei 

165)  Bß.     ^      Kreierting  der  SteJle  eines  Sekretärs  fUr  das  Persenelle 

beim   Waffeachef  des  Genies 

166J  BG,  ^  die  Arbeitszeit  beim  Betriebe  der  EisenbaimeD  und  an- 
derer Traosportanstalteti  (Telegraphen-  und  Telephon* 
Verwaltung) 

167)  ^      y,     die  Oiganisaiion  der  Bundes  rechts  pflege 

168)  ^       ^      ÄbänderuDgeo  zürn  Bundesgeaetz    vom    29-  Juni  1888 

betreffend  die  Erfindungspatente  ....... 

169)  ^      ^     den  Transport  auf  Eisenbahnen  und  Dampfschiffen  .    . 

170)  BB.     .^     dieOrgauii^ation  eines  schweizerischen  Gesundheitsamtes 

171)  BG.  über  das  Zollwesen 

172)  BB,  betr.  Errichtung  eines  Verpflegungs-  und  Magazinbureaus 

173)  BG,     .fj      Förderung  der  Landwirtschaft  darch  den  Bund  ,    .     , 

174)  BB.     ^      Errichtung  einer  ArtÜlerieversuchsstation  in  Thun  .     . 

175j    ^     über  Aufnahme  eines  Artikels  34**'  in  die  Bundesverfassung 

betreuend    daa    Recht    der   Geaet'zgeljung    über   das 
Gewerbewesen 

(Yolksabstimmußg  vom  4.  Müra  1894.) 
176)  BG.  über  dm  Postregal    ,     .     .     , 

177}  BB.  betr,  Verraehrnug  der  Zahl  der  Kavallerie-lnsirufdorenL  Klasse 

178)  BG,     y^     Ergänzung  des  Bundesstrafrechts  cVerbrecheo  gegen  die 

(jireni liehe  Sicherheit) 

179)  ^       ^     Organisation  der  Verteidigung  der  Gotthardbefestigung  ^ 

180)  BB.     ^^      Emchtung  eiaer  schweif.  Landesbibliothek     ... 
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DatDm. 


Bnndesblatt. 


Frist  fOr 

Beferendams- 

besehren« 


Geseti- 
sammlnngr« 


Inkrafttreten« 


24.  Juni  1892 

5.  Dez.     ^ 
22.     ^       , 


23. 


22.  März  1893 


•n 

n 

7) 


23.     , 
29.     ^ 
28.  Juni 
28.     ^ 
22.  Dez. 

22.  ^ 

23.  „ 


20.     r>       » 

5.  April  1894 
12.     „       ^ 

12.     „ 
13. 
28.  Juni 


6.  Juli  1892 
13.     r.       , 


14.  Dez. 


28. 


4.  Jan.  1893 


11-     ^  r, 

24.H&ra  ^ 

29-     ,  « 

12.  April  ^ 

5.    Juli  y, 

26.    T)  fl 
10.  Jan.  1894 

17.        r.  . 


10.     ^       « 

16.  Mai      y, 
25.  April    y, 


•n 


n 


25. 
9. 
11.  Juli 


7) 

9.  Hai 


4.0ktl892 
11.     „       „ 

14.BIärzl893 

28.        y,  y, 

4.  April   ^ 

11-  ^    . 

22.  Juni    y, 

27.     n       ^ 

11.    Juli  y, 

3.  Okt.     „ 

24.     ^       « 
10.  April  1894 

17.  y, 

17.     , 


•n 


(obligatoriKhes 
RiBferendnnt) 

14.  Aug.  1894 
24.  Juli  y, 

24.    y,  y, 

7.  Aug.  , 
9.  Okt.  „ 


XIU.  29 
Xin.  43 

XUI.  326 

XIU.  334 

Xm.  351 

Xni.  362 
xm.  455 

XIU.  523 

XIII.  644 
XIU.  689 
XIU.  692 

XIV.  222 
XIV.  209 
XIV.  220 

Bnndesbl.  1S94, 
1,28. 

XIV.  385 
XIV.  344 

XIV,  322 
XIV.  362 
XIV.  435 


1.  Nov.  1892 
1.  Jan.  1893 

I.April        y, 

I.Mai     , 
7.  April   y, 

1.  Mai      y, 

1.    Okt.  y, 

1.      Aug.  y, 

1.  Jan.  1894 
6.  Okt.  18931 
I.Jan.  1894 

14.  April    ^ 

20. 

19. 


•n 
n 


Verworfen. 

I.Jan.  1695 
30.  Juli  1894 

25.        y,  y, 

10.  Aug.    „ 
16.  Okt.     , 


Digitized  by  VjOOQIC 


640  Beferendnms-  und  Abstiiiminiigs-Tafel. 


181)  BB.  betr.  Ereierung  der  Stelle  eines  Adjunkten  bei  der  technischeD 

Abteilung  der  eidg.  Kriegsmaterialverwaltung     .    . 

182)  BG.     „      die  Inspektion  und  den  Unterrieht  des  Landsturms 

183)  ^  enthaltend  Übergangsbestimmungen   zum  Bundesgesetz 

von   1890  betreffend   den   Schutz   der  Fabrik-   und 
Handelsmarken  etc 

184)  ^      ^     Vertretung  der  Scliwelz  im  Auslande 

(Yolksabttimmiing  vom  3.  Februar  1895.) 

185)  ^      ^     Ermäßigung  der  Telephongebilhren 

186)  ^      ^     Besoldungen  der  Beamten  des  Militärdepartemeiits  .    . 

187)  BB.     ^      Ergänzung   der   Bundesverfassung   durch  Zusatzbestim- 

mungen   betreffend    Einf'tthrung    des    ZUndllSlZChen- 
monopols 

(VolkBabBtimmang  vom  29.  September  1895.) 

188)  ^       ^      die  eidgenössische  Geidskala 

189)  BG.  aber  die  Ergänzung  des  Gesetzes  vom  10.  April  1891   be- 

treffend die  Anlage  eidgenössischer  Staatsgelder  und 
der  Specialfonds 

190)  BB.  betr.  Zollbefreiung  für  Schienen  zur  ersten  Anlage  von  Eisen- 

bahnen      

191)  ^      ^     die  Revision  der  Militärartikel  der  Bundesverfassung  . 

(Yolksabstimmung  vom  3.  November  1895.) 

Ib2)  BO.    ^     das  Stimmrecht  der  Aktionäre  von  Eisenbahngesellscbaften 

193)  ^       ^      die   Übertragung    der   Oberaufsicht    über    das   Schuld- 

betreibungs-  und  Konkurswesen  an  das  Bundeagerichi 

194)  BB.    ^     die  hauswirtschaftliche  und  berufliche  Bildung  des  weib- 

lichen Geschlechts 

195)  B&.    ^     die  Discipllnarstrafordnung  für  die  eidg.  Armee  .    .    . 

(YolksabstimmuBg  vom  4.  Oktober  1896.) 

196)  ^      ^     die  Gewährleistung  beim  Viehhandel 

(Volksabstimmuiig  vom  4.  Oktober  1896.) 
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^1 


Batnnu 


Bmid^Bbliilt. 


Frist  far 
ReferendtiiD»- 


sammlaiif. 


InlLTUfttretoiu 


2a  JuDi  1894 


11.  Juli  1894 


9.  Okt.  1894 

9"        -n  'n 


29. 
27. 


7.  Dez. 
20.     , 


11.     ^ 
11.     . 

26.  De?.. 
26.    , 


9. 
9. 


26.Mttrzl895 
5.  April    , 

^-     1»       1» 

8,  Juni     y, 
27-     „       r, 

28.     y,        , 

20.  Dez.    ^ 

23.Märal896 

25.    ,      , 


31.  Juli  1895 
17.  April   ^ 

4.SepL     ^ 
17.  Juli     ^ 

30.  Dez.     ^ 
1- April  1896 

1 


2aMavzl895 
26.     -       - 


{ ob  ligatori  Elches 
Kehren  dam) 

16.  Juli  1895 


16, 


17.9ept    ^ 

(oblit^torischeB 
Betörend  am) 

15.0ktl895 


15. 


29.  März  1896 

30.  Jum    « 


30, 


Xiy,  433 
XIV,  430 

XIV.  513 

Bündesbl.  1894, 
111.  137 

XV.  122 
XV.  118 


BnndflÄbl.  189Ö, 
HI,  653 

XV.  1S>8 


XV.  200 


XV.  278 

Baudeabl,  1895, 
m,  854 

XV.  283 


XV,  289 


XV.  448 

BnndesbJ.  1896, 
II,  719 

BuQde&bt.  1896, 
II,  74d 
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12.  Okt.  1894 
12.     ,       ^ 

I.Dez.     ^^ 

Verworfen. 

1.  Januar  189fi 
27.  März  1895 

Verworfen* 
18.  Juli  1895 


18, 


•n         7i 


1.  Okt.     ^ 
Verworfen, 

18.  Okt.  1895 

l.Jaouarl8yr> 

4,  April    ^ 
Verworfen. 

Verworfen. 
Google 
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197)  BG.  über  das  Rechnungswesen  der  Eisenbahnen  .... 

(YolksabstiiDiiiniig  vom  4.  Oktober  1896.) 

198)  ^      ^     die  Errichtung  der  Schweizerischen  Bundesbanic  . 

(VolksabstimmüBg  vom  28.  Februar  1897.) 
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Bfttam. 


BandesbLatt. 


t'riat  für 
ßeforendiimii- 


Uesetx- 


Inkrafttreten. 


27.  März  1896 
18.Juui     ^ 


I.April  1896 
15.  Juli      ^ 


30.  Juni  1896 
13.  Okt.     ^ 


XV.  517 


1.  Nov.  1896 
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IL  MUtäv' 


1)  Aufnahme  eines  Zusatzartikels  25^'*  in  die  Bundesverfassung  (Verbot 
des  Schlachtens  ohne  vorherige  Betäubung) 

2)  Aufnahme  eines  neuen  Artikels  in  die  Bundesverfassung  betreffend 
das  Recht  auf  Arbeit 

3)  Aufnahme  eines  neuen  Artikels  30**'*  in  die  Bundesverfassung  be- 
treifend die  Abgabe  eines  Teils  der  Zolieinnahmen  an  die  Kantone 
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begehren. 

Datum 

der 

Elnrelobunü. 


Bericht 

des 

Bundes  ratet. 


Scblußnahine 
der  Bundes- 
vertammlung. 


Datum 
der  Yelke- 
abstimmung. 


Getetz- 
tammlunü. 


lakrafttreter 


lö.Septl892 
29.  Aug.  1893 
8.  April  1894 


1.  Nov.  1892 
B..B1.IV,762 

6.  Okt.  1893 
B.-B1.IV,869 

18.  Mai  1894 

11.5.  Juni  1894 

B.-B1.IL667 

und  832 


20.  Juni  1898 
B.-BLin,74ö 

13.  April  1894 
a-BLII,864 

28.  Juni  1894 
B..Bl.m,164 


20.Ang.l893 


3.  Jani  1894 


4.  Nov.  1894 


xm,  1020 


22.  Des.  189 
Terworfei 
Tenrorfei 


Eidg  amtl.  Samml.  Nene  Folge.  XV.  Bd. 


t/ 


42 
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